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Zu diesem Heft 


»Moderne«, materialistische Geschichtsauffassung heißt für 
viele - ganz undialektisch begriffen - daß Geschichte platter- 
dings von den Sachen ausgeht. Wir seien nichts als Produkt 
unserer Verhältnisse. Der Mensch Objekt einer Geschichtslo- 
gik, Gefangener der sozialen Umstände, die durch das Kapital 
definiert würden. Freiheit kommt dabei höchstens vor als Frei- 
heit des Markts oder »Freiheit« der Wissschaften. Aber die 
»freien Wissenschaften vom Menschen« haben seit Mitte des 
letzten Jahrhunderts ihre Objekte stets als virtuelle Versuchs- 
kaninchen begriffen, nicht nur als Objekte der Ausforschung, 
sondern als Reflexmaschinen, auf die Programme zur Verhal- 
tensänderung, statistische Massenversuche, Kontrolltechniken 
bis hin zur Vernichtung angewendet werden. Hier liegt der 
grundsätzliche Zusammenhang zwischen Geburtenkontrolle 
und Gefängnis, Genozid und Schule, Psychiatrie und Selektion. 


»This is the patent age of new inventions for killing bodies and 
for saving souls« (Byron) 


Die Körper töten und die Seele retten, die Seele töten und die 
Körper retten - Varianten der Sozialpolitik gegenüber ihren Ob- 
jekten: Menschen in zunehmender Unfreiheit. 


Wenn wir am Ende einer Ära stehen (wovon wir überzeugt 
sind), wird es Zeit, sich über die Vergangenheit, die bis heute 
reicht, klar zu werden, um die Zukunft nicht bewußtlos herein- 
brechen zu lassen. - Dieses Heft versammelt Beiträge zunächst 
sehr unterschieden scheinender Bereiche historischer und ge- 
genwärtiger Sozialpolitik, die von der Vergewaltigung der Frau- 
en im Nationalsozialismus bis zu Sterilisationsversuchen im 
SPD-Staat, dem Krankschreiben im Nationalsozialismus bis 
zur Reform des Gesundheitswesens in Italien reichen. Diese 
Beiträge stammen aus unterschiedlichen Arbeitsprojekten, ihre 
Gemeinsamkeit liegt in der Frage nach dem Verbindenden zwi- 
schen der Sozialpolitik im Nationalsozialismus und im SPD- 
Staat. Der damals entstandene »Leistungssozialismus« hat die 
Techniken der Segmentierung des Arbeitsmarkts, der Selek- 
tion, der Belagerung und Durchdringung der Wohnungen, des 
Eingriffs staatlicher Verfügungsgewalt bis zur Gebärmutter, ja, 
über Leib und Leben entwickelt, die im »sozialdemokratischen 
Herbst« stärker als in den vergangenen Dekaden wieder benö- 
tigt und modernisiert werden. 


Aus dem Nationalsozialismus stammt die Entdeckung des Ka- 
pitals, wie nun auch der Ort der Reproduktion von Arbeitskraft 
- Familie, Wohnsiedlung, »Freizeit« - umfassend unter Kontrol- 
le zu nehmen sei. Die Klammer zwischen Gebärzwang und 
Gaskammer, DAF-Wohnsiedlung und KZ gründet die »Fabrik- 
gesellschaft«, in der Leistungszwang, Verhaltenskontrolle, So- 
zialpolitik auf vorher dem Staat noch unzugängliche Lebensbe- 
reiche der Unterklassen ausgedehnt werden. Es ist zu diskutie- 
ren, ob die Eroberung des Reproduktionsbereichs durch So- 
zialpolitik eine Einmaligkeit des Zeitalters der Ära des Keyne- 
sianismus ist, jener Epoche, an deren Ende wir uns befinden, 
oder ob in neuer, erweiterter und verschärfter Form auch die 
kommende Epoche hier ihren zwanghaften Ausdruck erhalten 
wird. Wenn die metropolitane Arbeitskraft, ihre Konsumnach- 
frage, die Steuerung ihres Kampfverhaltens seit den 30er Jah- 
ren in den kapitalistischen Zyklus von Leistung und Lohn inte- 
griert wurden, die Klasse bewußt zum konstitutiven Bestandteil 
der Kapitalentwicklung ernannt wurde, so erscheint der ver- 
schärfte Übergriff auf ihre Reproduktionsbasis nur konsequent: 
das Kapital hat sich in einen Bereich ausgedehnt, in dem Nicht- 
Arbeit, Leben außerhalb der Fabrik zuvor noch eine gewisse 
Autonomie im Reproduktionsalltag zugelassen hatte. 


Wir stehen vor der Aufgabe, die Ablehnung jeglicher Sozialpoli- 
tik zu begründen und zu vollziehen. Während der SPD-Staat 
zwecks Senkung der Sozialkosten der linken und der freiwilli- 
gen Sozialarbeit ebenso wie den »neuen Selbständigen« ihren 
Platz zwischen Trakt und Jugendzentrum, Fabrik 

und alternativer Werkstatt zuweist, blühen bei diesen selbst 
noch Illusionen über Möglichkeiten der Selbstverwirklichung - 
als gäbe es in den Gesundheitsläden, den Zentren für gemein- 
denahe Psychiatrie, der Bewährungshilfe noch Freiräume au- 
Berhalb des staatlichen Sozialkonzepts. All diese Projekte sind 
nur Wasserträger für eine soziale Polarisierung, die von »Net- 
zwerk«-Huber als Wahl zwischen der Assoziation an den Staat, 
der Integration in die staatlich geförderte »Alternative« oder der 
Aussonderung für die Gaskammer propagiert wird. Die Gefahr 
liegt nicht nur darin, daß - getrieben von Illusionen - eine neue 
Generation von freiwilligen oder beamteten Sozialkontrolleuren 
in Stellung geht. Vielmehr könnten der Verfügungsanspruch 
der Sozialwissenschaften und des Staats über das Objekt 
Mensch, die Ideologie der Aussonderung, der Bevölkerungspo- 
litik und schließlich auch der Angriff auf die Unterklassen der 
Südhalbkugel imperiale Ersatzsinnfälligkeiten nach innen und 
außen produzieren wie einstmals Rassenbiologie und Sozial- 
darwinismus. Mit solch ideologischer »Lebensqualität« statt 
Selbstbestimmung und Subjektivität könnte die Integration der 
Mittel- und vielleicht sogar von Teilen der Unterklassen in den 
künftigen SPD-Staat befördert werden. 


Was bleibt? Wer ja sagt zur sozialpsychiatrischen Therapie, der 
ist letztlich für Gehirnwäschs im Hochsicherheitstrakt. Die Ab- 
treibungskliniken münden in einer Bevölkerungspolitik der 
Zwangssterilisation von Immigranten- und Unterschichtfrauen. 
Die gemeindenahe Psychiatrie ist die Ausrufung des gesund- 
heitspolizeilichen Belagerungszustands. Die Verfechter der 
neuen Urbanität setzeri die Vertreibung in die vorstädtischen 
Massenghettos. Die Anhänger des alternativen Sonnenstaats 
errichten Versuchslabors neuer Arbeitsmotivation. 


- Es gibt keinen dritten Weg alternativer Sozialpolitik. 


Das Gesundheitswesen 
als Nadelöhr der Konterrevolution 


Überfällige Notizen zum Fall Italien 


Auf die Bedeutung dieses Themas hat uns schon vor zwei Jah- 
ren Giovanni Zamboni, derzeit von der italienischen Justiz per 
Haftbefehl gesuchter Redakteur der Zeitschrift "Controinforma- 
zione’, aufmerksam gemacht. Die schwer zugänglichen Mate- 
rialien zu diesem Beitrag wurden uns von Sylvie Coyaud, Mas- 
simo Pinchera, Gottfried Treviranus und den Genossen der 
Mailänder ’Libreria Calusco’ beschafft. Ihnen sei an dieser Stel- 
le gedankt. — Die Red. 


Es ist nicht mehr ’in’, sich über die ’Klassenkämpfe in Italien’ zu 
streiten. Die Gründe dafür sind vielfältig. Eine weit fortgeschrit- 
tene Selbstzerstörung des analytisch-internationalistischen An- 
spruchs hier, eine traumatische Durchgangsphase zum inneren 
Krieg zwischen Untergrundorganisationen und den Häscher- 
kommandos eines sich formierenden Staats des ’historischen 
Kompromisses’ dort, welchem die Massen vorerst gelähmt- 
apathisch zuschauen: es gibt nichts mehr, was geeignet wäre, 
den Kontext BRD-Italien von unten her attraktiv auszumalen. 
Selbst die Blumen der antiinstitutionellen Psychiatrie beginnen 
zu welken. Hin und wieder rettet sich noch ein Nachzügler mit 
einem Sträußchen über die Alpen. Nostalgisch zeigt er es vor 
und bekennt, daß nicht mehr viel dran sei. Auch die Karst-Kräu- 
ter von Görz und Triest haben in der um sich greifenden Misere 
jenen Duft verloren, der einmal eine kleine antipsychiatrische 
Völkerwanderung ausgelöst hat. 


Aber selbst derart verhaltene Trauer wirkt angesichts der har- 
ten Fakten schönfärberisch. Und dies keineswegs immer aus 
demagogischer Absicht. Klaus Hartung beispielsweise, der vor- 
läufig letzte Rückkehrer aus Triest, ist mit seiner überaus leben- 
dig verfaßten Reportage über ’Die neuen Kleider der Psychiat- 
rie’ (Rotbuch-Verlag 1980) nur knapp um eine Katastrophen- 
Berichterstattung herumgekommen. Wir nehmen ihm durchaus 
die Hoffnung ab, die ihn von der — scheinbaren — Übertragung 
der Triester Erfahrung mittels des Psychiatrie-Gesetzes (Nr. 
180/1978) auf nationale Ebene als einer »kopernikanischen 
Wende« sprechen läßt: sie drückt sich persönlich ehrlich aus, 
wirkt keineswegs falschmünzerisch aufgesetzt. Dafür spricht 
vor allem, daß Hartung die in der Triester Episode der antiinsti- 
tutionellen Psychiatrie entstandenen Widersprüche keines- 
wegs ausklammert. Jedoch vermeidet er eine eigene Stellung- 
nahme weitgehend, um die darin zweifellos auch enthaltenen 
Erfahrungen von menschlicher Größe und Solidarität für sich — 
und uns alle — zu bewahren. 


Dennoch glauben wir Hartung nicht. Wie sehr er sich trotz sei- 
ner nichts beschönigenden Schreibweise vor den Konsequen- 
zen schon auf Triester Ebene scheut, geht aus dem Dokument 
einer autonomen Triester Psychiatriearbeitergruppe hervor, 
das Hartung weitgehend ausgeschlachtet hat, ohne die darin 
enthaltenen Positionen und Schlußfolgerungen mit darzustel- 
len. Wir drucken es im folgenden ab, weil wir der Auffassung 
sind, daß selbst die schmerzlichste Wahrhaftigkeit fruchtbarer 
ist als ihre — persönlich unbeabsichtigte — Entstellung. 


Unser Mißtrauen gründet freilich viel mehr noch in der Beob- 
achtung, daß Hartung den gesamten gesundheitspolitischen 
Kontext ausklammert, in dem die italienische Psychiatriereform 
leider ein völlig anderes Gesicht annimmt. Was da für sich be- 
sehen als emanzipatorischer Reformschritt mit dem sich unwei- 
gerlich anschließenden ’grauen Alltag’ erscheinen mag, erstarrt 
beim systematischen Einordnen in das aktuelle Geflecht ge- 
sundheitspolitischer Umstrukturierung zu einem von vielen Git- 
tern eines gespenstischen neuen Käfigs, welcher gegenwärtig 
von den formierenden Institutionen des historischen Kompro- 
misses über die ehemals so rebellischen italienischen Unter- 
klassen insgesamt gestülpt wird. Auch in Sachen Gesundheits- 
wesen hat der italienische Staat lange zugewartet. Jetzt, da die 
Massen schweigen, legt er mit Verve los, um mit der Rücken- 
deckung von EG und BRD gleich mehrere Epochen der sozial- 
und gesundheitstechnischen ’Modemisierung’ zu übersprin- 
gen. Denn »der italienische Staat greift immer die Schwachen, 
nie die Starken an.« (Sergio Bologna) 


Im Gegensatz zu den hiesigen Anhängern der antiinstitutionel- 
len Triester Psychiatrie, einem der letzten Häuflein auf der Su- 
che nach der Blume der Befreiung außerhalb der Betonwüste 
BRD, werden wir im folgenden nichts zu beschönigen haben. 
Wir lehnen es ab, Wahrheiten nach Gesichtspunkten zu dosie- 
ren, die eher Illusionen von reformerischer Handlungsfähigkeit 
im eigenen Land verpflichtet sind als dem sich revolutionär/ 
konterrevolutionär zuspitzenden Sozialprozeß in Italien. Der 
analytisch-internationalistische Anspruch muß auch dann 
wahrhaftig eingelöst werden, wenn es nichts Gutes zu berich- 
ten gibt. Und überdies sind es manchmal gerade die schlimmen 
Neuigkeiten, die unklare oder verschleierte Verhältnisse im ei- 
genen Land schlagartig erhellen. Dominierte in den vergange- 
nen Jahren zweifellos das "Modell Deutschland’ über Italien, so 
könnte sich der Spieß unter bestimmten Voraussetzungen 
durchaus einmal umkehren. 

Wenn wir also im folgenden über die jüngsten Veränderungen 
im italienischen Gesundheitswesen schreiben, dann nicht, um 
den "Genossen einen besonderen Aspekt des italienischen 
Klassenkampfes wieder nahezubringen’, sondern schlicht und 
einfach deshalb, weil wir diese Informationen brauchen, um uns 
bei der Subversion des bundesdeutschen gesundheitspoliti- 
schen Dschungels besser zurechtzufinden. Die Leserinnen/Le- 
ser mögen am Ende dieser Notizen und nach der Lektüre des 
Triester Dokuments selber beurteilen, ob die — notwendiger- 
weise extrem gerafften — Mitteilungen dazu taugen oder nicht. 


1. Revolutionärer Kampf und Gesund- 
heitswesen im Rückblick der siebziger 
Jahre 


Im Rückblick der späten sechziger und der siebziger Jahre 
nimmt das Verhältnis von Klassenkampf und Gesundheitswe- 
sen in Italien überraschende Züge an. Was die Frauen, Ju- 
gendlichen und Arbeiter in ihren Aktionen und Kampagnen an- 
griffen und teilweise auch eroberten, tangierte die Gesund- 
heitspolitik des kapitalistischen Staats aus ihrer Sicht immer nur 
am Rand. Ihr Verhältnis zu den medizinischen Institutionen war 
derart negativ besetzt, daß sie deren Existenz und Bedeutung 
zunächst kaum wahrnahmen. Das hatte weitreichende Konse- 
quenzen. Um mit der positiven anzufangen: überall da, wo die 
Kampfzyklen eine eigene medizinische Infrastruktur brauchten, 
wurde sie mit ungeheurer Schnelligkeit und Flexibilität aufge- 
baut — und am Ende der Aktionsphasen in Fabriken, Quartie- 
ren und Regionen sich selbst überlassen. 

Genau da aber kommen die Schattenseiten. Während die so- 
zialrevolutionäre Bewegung 1969/70, 1972/73 und zuletzt 
1977/78 immer wieder sozusagen im Vorbeigehen gesund- 
heitspolitische Strukturen erschütterte und sich in anderen 
punktuell festsetzte, nistete sich ein ständig wachsender refor- 
mistischer Rattenschwanz in jenen durchbrochenen Bastionen 
der Macht ein, die die Bewegung wieder verlassen hatte. So 
entstand im linkskommunistischen Kontext eine gesundheits- 
politische ’Strukturreform von unten’, eine von der KPI zeitwei- 
lig geduldete Variante des ’historischen Kompromisses’, die 
durch die KPI systematisch ausgebaut wurde, um dem sozial- 
revolutionären Ferment auch vom Gesundheitswesen her nach 
und nach das Wasser abzugraben. Das Gesundheitswesen 
wurde immer offenkundiger zu einem Knotenpunkt des Formie- 
rungsangriffs auf die Massenbewegungen, ohne daß diese 
oder ihre Avantgarden dies wahrnahmen. Natürlich gab es 
Ausnahmen von dieser allgemeinen Tendenz: aber diese ver- 
mochten sich nirgends national durchzusetzen, als es noch 
möglich war, den sozial- und gesundheitspolitischen Gegenan- 
griff des Formierungsprozesses im Zeichen des 'historischen 
Kompromisses’ aufzuhalten. 

Unsere These, daß sich vorrangig im Gesundheitswesen der 
siebziger Jahre jene Formierungsoffensive herauskristallisiert 
habe — und nicht etwa nur bei Polizei, Justiz und Parteien des 
'historischen Kompromisses’ — die jetzt sozialpolitische 'Mo- 
dernisierung’ mit härtester Repression gegen die Massen zu 
verknüpfen beginnt, wird sicher viele überraschen. Doch im 
Rückblick sprechen die Fakten eine deutliche Sprache. 
Resümieren wir zunächst, was die Massenbewegung der Frau- 
en, Jugendlichen, Arbeiter und Studenten seit dem heißen 
Herbst 1969 in Sachen Gesundheitspolitik geleistet hat. 1969 
bis 1972/73 waren zunächst alle Initiativen auf ihrer Seite. 
Auf Fabrikebene beispielsweise stürzten sie in einem wahren 
Sturmlauf alle Strukturen um, welche die Ansätze zur Automati- 
sierung der Massenarbeit mit Versuchen zur ergonomisch-ar- 
beitsmedizinischen Effektivierung von ’Mensch-Maschine-Sy- 
stemen’ auf regionaler Ebene verbanden. Die linkskommunisti- 
schen Arbeitsmediziner der Zeitschrift "Sapere’ geben heute 
unumwunden zu, daß von den vielfältigen unternehmenseige- 
nen wie überbetrieblichen Zentren zur Prävention von Absen- 
tismus und Berufserkrankungen bis 1972 nur noch ein Trüm- 
merhaufen übriggeblieben war. Und der erste gemeinsame 
Versuch von Fiat und dem Turiner Gewerkschaftssyndikat, die 
arbeitsmedizinische Prävention zu rationalisieren (vgl. unten), 
kam erst nach dem Turiner Aufstand von 1973 zustande. Nicht 
anders verhielt es sich mit der Kontroverse ums Krankfeiern. 
Schon 1970 hatten die Großunternehmen — wieder Agnelli an 
der Spitze — erkannt, daß die Arbeiter, wenn sie nicht gerade 
streikten oder die Fabriken besetzten, sich krankschreiben lie- 
Ben: war in den Fabriken ’nichts los’, so stiegen die Abwesen- 


heitsquoten oft auf über ein Drittel an. Deshalb lancierten die 
Unternehmer 1970 ein Arbeitstatut, das ihnen weitgehende 
Kontrolivollmachten über die krankfeiernden Arbeiter gab und 
im Fall des ’offensichtlich unbegründeten Fernbleibens’ : die 
fristlose Entlassung zuließ (vgl. unten). Doch dieses Statut blieb 
Makulatur, weil es — im Fall seiner praktischen Anwendung — 
den Arbeitern einen ’'willkommenen’ Anlaß für Fabrikbesetzun- 
gen usw. gab. 

Bei den Stadtteilkämpfen ging es nicht weniger haftig zu. Es 
kam zwischen 1969 und 1972 in einigen italienischen Groß- 
städten zur Besetzung ganzer proletarischer Viertel. Die sozial- 
politische Infrastruktur der Lokalbehörden wurde weitgehend 
zerschlagen, die privaten Sektoren des Gesundheitswesens 
reagierten mit Boykottaktionen oder einfach Flucht in die bür- 
gerlichen Stadtteile auf die Parolen und Inhalte der proleta- 
risch-jugendlich-feministischen Subkultur, die — im Gegensatz 
zu vielen ihrer Organisationen — eine ganze Menge über den 
Zusammenhang von neuen Bedürfnissen und Gesundheit/ 
Krankheit zu thematisieren wußten. Erwähnt sei nur die Ge- 
schichte der »roten Ambulatorien« beispielsweise in Neapel 
und Rom, der feministischen Selbsterfahrungsgruppen und 
freien Abtreibungskliniken in mehreren Städten des Nordens 
usw., alles Prozesse, in deren Verlauf sich die radikalen unte- 
ren Hierarchien der Gesundheitsarbeiter (besonders aus den 
Polikliniken) ’regionalisierten’ und in die militanten Kämpfe inte- 
grierten. Schließlich nahm hier auch die antiinstitutionelle Psy- 
chiatrie ihren Anfang. Ohne sich völlig von ihren linkskommuni- 
stischen Zusammenhängen zu lösen, setzte sie eine Dynamik 
von zweifellos historischen Dimensionen in Gang, als sie die 
ersten Irrenhäuser von innen her auflöste. 


Alles in allem gab es bis 1973 eine militante ’alternative’ ge- 
sundheitspolitische Praxis von riesigen Ausmaßen, im Ver- 
gleich zu der der konzeptionelle Vermittlungsprozeß zwischen 
der Massenbewegung und ihren Organisationsansätzen über- 
aus bescheiden abschnitt. Bei den spätleninistisch-operaisti- 
schen Orientierungsversuchen dieser Jahre ist im Nachhinein 
überraschend wenig von der an der Basis breit thematisierten 
Identität von Leben/Kämpfen/Neue-Bedürfnisse-Verwirkli- 
chenwollen angekommen. In den entscheidenden Jahren, wo 
sich unter dem Primat einer neuen alternativen Körper/Lebens- 
und Gesundheitsthematik der sozialrevolutionäre Prozeß von 
unten tendenziell vereinheitlichte — und sich dabei mit seiner 
gleichzeitigen Militanz vor jeglicher ’alternativen Kreativitätsni- 
sche’ außerhalb der Macht bewahrte —, wurde er von den Av- 
antgarden in einen wenig tragfähigen politisch-ideologischen 
Überbau der Gegenmacht ’übersetzt’. Und dieser Prozeß sorg- 
te dafür, daß genau da, wo beispielsweise Gegenmacht kon- 
kret-gesundheitspolitisch zu realisieren gewesen wäre, die Ba- 
sisinitiativen an Energie verloren. 

Die Folge war eine politische Spaltung der Sozialbewegung 
von ihren Organisationsansätzen her. Sie verlief sich in fraktio- 
nell aufgeteilte Segmente und ging ihrer gemeinsamen Basis 
verlustig, die in der Gleichzeitigkeit von sozialer Aneignung und 
Zerstörung technologischer Gewalt zugunsten der unmittelba- 
ren Verwirklichung von radikalen Alltags- und Gesundheitsbe- 
dürfnissen bestanden hatte. Selbst die besten Fragmente, die 
alle für sich ein Stück Wahrheit hatten (Kampf gegen die Arbeit, 
politischer bzw. garantierter Lohn, Kampf gegen die unbezahlte 
Hausarbeit, Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper), 
vermochten die Vielfalt nicht mehr zu synthetisieren, die sich in 
der Unmittelbarkeit der sozialen Lebens- und Identitätsbedürf- 
nisse der Bewegung einmal ausgedrückt hatte . 


Was sich bis 1972/73 wie ein koordinierter Angriff auf die ge- 
sundheits- und sozialpolitischen Zentren zur Kontrolle des in 
den sechziger Jahren erstmals 'modernisierten’ spätkapitalisti- 
schen Alltags ausgenommen hatte, wurde nach dem Fabrikauf- 
stand von Turin und der neapolitanischen Massenrevolte ge- 


gen den Zusammenhang von Cholera-Epidemie und Boden- 
spekulation 1973 zu einer zersplitterten und unabgestimmten 
Vielfalt. Während die Privat- und Staatsunternehmen ihre 
Mammutbetriebe systematisch dezentralisierten und die Ar- 
beitsmärkte aufspalteten und während die historischen Links- 
parteien und Gewerkschaften massiv in die Regionalpolitik ein- 
stiegen, um die durch die Revolte in weiten Teilen lahmgelegte 
gesundheits- und sozialpolitische Infrastruktur zu reorganisie- 
ren (dazu weiter unten), schwelte der Kampf um die soziale 
Wiederaneignung von Leben und Gesundheit eher unter- 
schwellig weiter. 

Die Sozialgeschichte des Absentismus nach 1973 beispiels- 
weise bleibt noch zu schreiben: die Arbeiter im Norden, aber 
auch in den neuen Fabrikkathedralen des Südens verstanden 
es, sich mittels eines informellen Systems von Gewalt und Ge- 
gengewalt massenhaft ihre Krankschreibungen zu erkämpfen 
und die Unternehmer entwickelten ein ausgefeiltes Überwa- 
chungssystem gegenüber den Kranken und gingen zur offenen 
Bestechung der niedergelassenen Ärzte über. Die Folge war, 
daß die niedergelassenen Kassenärzte zwischen den Fronten 
zerrieben wurden und ihr bisheriges Behandlungsmonopol so- 
wie den direkten Verhandlungsspielraum mit den Krankenkas- 
sen verloren (dazu weiter unten). 

In den »roten Ambulatorien« der Aufstandsjahre entbrannte ein 
verschwiegener Kleinkrieg zwischen den Aktivisten der "Auto- 
nomia’ und den linkskommunistischen Basis-Gesundheitsrefor- 
mern, der nicht immer von PCI und Gewerkschaften gewonnen 
wurde. Am stabilsten entfalteten sich die gesundheitspoliti- 
schen Initiativen in der Frauenbewegung, der es gelang, den 
Zusammenhang von offiziellem Abtreibungsverbot und illega- 
lem Abtreibungsmarkt zu durchbrechen, lange bevor dies im 
Abtreibungsgesetz von 1977 kodifiziert wurde. Auch die Anti - 
Fychiater gerieten unter den zunehmenden Druck seitens auto- 
nomer Basis-Minderheiten, was insgesamt dazu führte, daß der 
Auflösungsprozeß der Irrenanstalt zumindest exemplarisch 
fortgesetzt wurde. 


! 


Wir sind der Meinung, daß es neben der Orientierung am ju- 
gendlichen »sozialen Arbeiter« und den harten Straßenkonfron- 
tationen auch das — kaum theoretisierte — Festhalten an dieser 
sozialrevolutionär-alternativen Gesundheitspraxis innerhalb 
und außerhalb des Establishment war, welches im Kontext der 
verschiedenen Strömungen der ’Autonomia’ die Bewegung von 
1969/72 trotz des sektiererischen Scheiterns ihrer Organisa- 


tionsansätze am Leben erhalten hat. Mehr noch: mit der Seg- 
mentierung der Arbeitsmärkte, der Zunahme der offenen und 
versteckten Massenarbeitslosigkeit und im Verlauf der sich 
mehr und mehr strukturierenden Gegenoffensive des ’histori- 
schen Kompromisses’ war das Festhalten an den neuen radi- 
kalen Bedürfnissen zu einem existenziellen Fixpunkt gewor- 
den. Es verhalf der Bewegung zu einem neuen Aufschwung, 
der im Frühjahr 1977 im Aufstand von Bologna akut wurde. 
Warum es ihr nicht gelang, sich entsprechend ihrer veränderten 
Klassenzusammensetzung langfristig zu reorganisieren, kön- 
nen wir hier nicht diskutieren. Die negativ-positive Synthese 
von Zerstörung sozial-gesundheitstechnischer Macht, sozialer 
Aneignung und unmittelbarer Entfaltung von neubestimmter 
Identität kam nicht zustande, während sich die ’Area autonoma’ 
zum letztenmal im Gesundheitswesen (Polikliniken, regionale 
Basis-Ambulatorien, Irrenanstalten, selbstverwaltete Abtrei- 
bungskliniken usw.) ausbreitete. 


Indes schien das, was sich — unabhängig von der Beschleuni- 
gung des Formierungsangriffs nach der Moro-Entführung im 
März 1977-1977/78-als Niedergang entpuppte, zunächst den 
Charakter einer neuen Offensive anzunehmen. Die Frauenbe- 
wegung und die radikalisierte Links-Intelligenz (Radikale Par- 
tei) unternahmen zwei gesundheitspolitische Vorstöße, die das 
Regime noch einmal erschütterten: noch 1977 - Mitte 1978 in 
Kraft gesetzt — das Abtreibungs-Referendum und im Mai 1978 
das Psychiatriegesetz, das die Irrenanstalt — zumindest legis- 
lativ — beseitigte. 

Aber es gab auch bedrohliche Ereignisse: als sich im Oktober 
1978 der Florentiner Krankenhausstreik national ausweitete 
und brutal unterdrückt wurde, waren die ’Autonomia’ und die 
Frauenbewegung nicht mehr dabei. Sie hatten sich längst in 
den nach Bologna aufgebrochenen Widerspruch von selbstge- 
wähltem Kreativitätsghetto und Organisation zurückgezogen. 
Sie fehlten in einer Auseinandersetzung, in der sich das Regi- 
me eine entscheidende Position im Gesundheitswesen zurück- 
eroberte. Der formierte Staat des "historischen Kompromisses’ 
hatte sich endgültig das Gesundheitswesen als sozialpoliti- 
schen Haupthebel des strategischen Gegenangriffs ausge- 
wählt. Er zerschlug die "Autonomia’: nicht nur, um das Terrain 
für die Counter-Guerilla in Richtung Rote Brigaden zu säubern, 
sondern auch, um eine Bewegung loszuwerden, welche die be- 
ginnende gesundheitspolitische Offensive noch immer punktu- 
ell bedrohte. 


2. Zur Formierung des italienischen Ge- 
sundheitswesens in. den siebziger Jah- 


ren 
2.1. 1969-1972/73 


Bis zum Einstieg von KPI und Gewerkschaften in die gesund- 
heitspolitische Gegenoffensive nach 1973 nahmen sich die Ma- 
növer und Winkelzüge des Regimes eher überstürzt und kon- 
zeptionslos aus. Während die arbeitsmedizinischen Institutio- 
nen in den Fabrikkämpfen weitgehend untergingen, suchten 
die Unternehmerverbände unter Regie des Fiat-Konzerns ihr 
Heil im Arbeitsrecht. Sie boxten ein Arbeiterstatut durch (Statu- 
to dei lavoratori), das im Mai 1970 in Kraft trat. Dort wurde ei- 
nerseits die Absicht formuliert, den Zusammenhang von Krank- 
heit und Wegbleiben von der Arbeit einer öffentlich-rechtlichen 
Kontrolle zu unterwerfen, also in der Perspektive eine neue 
"präventive’ Arbeitsmedizin aufzubauen. 

Zum anderen wurde konkret die Machtposition der behandeln- 
den Ärzte gestärkt, die im Kontext eines beispielsweise bei Fiat 
über Nacht aus dem Boden gestampften betrieblichen Überwa- 
chungssystems zu ’Richtern’ über Berechtigung oder Nichtbe- 
rechtigung von Krankfeiern aufgewertet wurden. So hielt ein 
System von Krankenkontrolle durch die niedergelassenen Ärz- 
te und ’Vertrauensärzte’ Einzug, das freilich nie funktionieren 
sollte. Da die praktizierenden und Kontroll-Ärzte dort noch bis 
1974 in unvermittelten Kontraktbeziehungen zu den Kranken- 
kassen standen, mußten die Unternehmer für diese neuen 
'Sonderleistungen’ der Überwachung selbst bezahlen. Damit 
war die Parteilichkeit der Ärzte von vornherein evident und die 
Arbeiter hatten keine Skrupel, ihre Krankschreibung bzw. 
Krankheitsbestätigung notfalls durch kollektive Gewaltanwen- 
dung zu erzwingen. So erwies sich der überstürzte Gegenzug 
des Regimes als völlig uneffektiv. Er hat dadurch, daß er die 
Ärzte abrupt in die Konfrontation zwischen Arbeitern und Unter- 
nehmern einschaltete, wesentlich zum Zusammenbruch des 
italienischen Gesundheitswesens beigetragen. 


Das zweite Gegenmanöver wurde auf regionaler Ebene gestar- 
tet. Die Initiative ging ebenfalls von Fiat aus: Turin war und blieb 
zentrales Experimentierfeld der spätkapitalistisch-gesundheits- 
politischen Formierungsversuche, weil dort der Zusammenstoß 
mit den Arbeitern fast immer am heftigsten war und oft genug 
nationalen Signalcharakter hatte. Anfang 1969 machte sich die 
Turiner Provinzverwaltung daran, das psychiatrische Kontroll- 
netz der Region zu reorganisieren. Es handelte sich um eine 
klassische Vorbeuge-Aktion, die das erklärte Ziel hatte, den ge- 
rade erst beginnenden Angriff der Massenbewegung auf die al- 
ten Institutionen zur asylmäßigen Vernichtung des Subproleta- 
riats im industriellen Machtzentrum des Nordens um jeden 
Preis zu blockieren. Eine »technisch-organisatorische Kommis- 
sion zur Restrukturierung der lokalen psychiatrischen Hilfe« 
wurde aus dem Boden gestampft. Ihre Aufgabe war, das kom- 
munale Vorfeld der vier großen Irrenanstalten der Provinz mit 
seiner zunehmenden sozialen Unangepaßtheit in das bisherige 
System "psychiatrischer Versorgung’ einzubeziehen. Eine typi- 
sche Varianter der 'Gemeinde’- bzw. ’Sektorpsychiatrie’ also, 
die offen darauf aus war, das alte System der Irrenanstalten da- 
durch zu befestigen, daß diese ihre spezifischen Vorposten in 
die proletarischen Vierteln vorschoben. Als die ’Reform’ anfing, 
waren in der Provinz 4.500 Menschen zwangsasyliert. Keiner 
von ihnen sollte freikommen, ihre Zahl nahm sogar zu. Zusätz- 
lich wurden aber 1.100 ’Psychiatriearbeiter’ mobilisiert — auch 
ein neues ’Berufsbild’ wurde dabei geprägt —, um in 45 Ambu- 
latorien, 11 psychiatrischen Sektoren und mit Hilfe eines bom- 
bastischen Netzes von ’Soforthilfe-Stationen’ die Woge der 
proletarisch-subproletarischen Aufsässigkeit jenseits der Mau- 
ern der Irrenanstalten in den Griff zu bekommen. 


Dies war aber nur die eine Seite — zweifellos eine sehr wichti- 
ge, die von Anfang an darauf aus war, die ’exotischen’ antiinsti- 
tutionellen Psychiater im Karst von Görz und Triest niemals in 
die Zentren der Macht hineinzulassen. Lange bevor sich die 
Triester Irrenanstalt zu leeren begann, hatten die Akteure des 
Regimes ihre Gegenkonzeption präsent und den linkskommu- 
nistischen Reformern das Terrain entzogen, auf dem die Ent- 
scheidungsschlacht geschlagen werden sollte. Die andere Sei- 
te war noch bedeutungsvoller. Die Turiner »Ambulatorien für 
Mentale Hygiene« wurden von ihren Planern als Aktionskerne 
verstanden, die weit über die ’Sektorpsychiatrie’ hinauszielten. 
Ihre 'positive Aufgabe’ wurde erweitert, sie sollten weitere In- 
strumente zur Einwirkung auf das »Sozialverhalten« entwik- 
keln. Zu diesem Zweck sollten ihnen nach und nach die in die 
Krise geratenen Institutionen der Arbeitsmedizin angeschlos- 
sen werden, und zwar im spezifischen Sinn der ’Prävention’. In 
die aktuellen Klassenkonflikte übersetzt, versteckte sich hinter 
der ’sektoralen Psychiatrie’ und der ’präventiven Arbeitsmedi- 
zin’ der 'wissenschaftlich’ kaum verschleierte Versuch, die neue 
proletarische Gegenkultur mit ihrer Verweigerung gegenüber 
der Fabrik und ihrer Aufsässigkeit in den Quartieren gesund- 
heitspolitisch zu atomisieren. Der Diskurs über die ’falschen’, 
nämlich ’kranken’ neuen Bedürfnisse der Massenrevolte, mit 
dem die ganze heutige 'Gesundheitsreform’ sich legitimiert, ist 
primär keine Erfindung der KPI, sondern ging von Agnelli aus. 


Die dritte große Linie des Gegenanpgriffs entfaltete sich in jenen 
Regionen und Städten, die seit 1968/69 von der ’alten’ Linken 
(KPI und Sozialistische Partei) politisch mitkontrolliert wurden. 
In der Emilia,der Toscana, der Lombardei sowie Venetien- 
Friaul-Triest war von der Hektik, die die Entwicklung in Turin- 
Piemont beherrschte, wenig zu spüren. Dort ging es nicht nur 
um den Absentismus und die Krise der Irrenanstalten, die mit 
den Unangepaßtheiten der neuen Gegenkultur nicht mehr zu- 
rechtkamen: hier war Gesundheitspolitik Teil der Entscheidung 
der KPI, den 'historischen Kompromiss’ von den Provinzen her 
durchzusetzen. Ihr Programm der "sozialen Integration’ der 
neuen Massenbewegung war tiefer fundiert. Die Krise der Ar- 
beitsmoral, welche die bisherigen Grenzen zwischen angepaß- 
ten Arbeitern und neuer Verweigerungskultur so bedrohlich 
verwischte, hatte aus der Sicht der KPI ihre Wurzel in der Unfä- 
higkeit des Systems, eine den neuen Arbeitsnormen zuträgli- 
che, kommunale Infrastruktur aufzubauen. Und da diese Er- 
schütterung der sozialen Werte als "gesellschaftliche Krankheit’ 
folglich rein institutionell bedingt erschien, galt es sie durch 
neue Institutionen "von unten her’ zu heilen, die umfassend ge- 
sundheitspolitisch orientiert waren. 


Also machte sich die KPI, mit der ihr verpflichtsten linken Intelli- 
genz im Rücken, in ihren ’roten’ Bezirken und Städten an diese 
Aufgabe. Massenorganisationen linker Gesundheitsarbeiter 
entstanden (’Medicina democratica’, ’Psichiatria democratica’). 
KPI-nahe Biostatistiker entwickelten ein neues Gesundheits- 
konzept, das Epidemiologie, Vorbeugung von Krankheiten in 
Betrieb und Familie, Effizienzsteigerung der medizinischen 
Versorgung und Rehabilitation in ein strukturelles Gerüst so 
übersetzte, daß es als lokale Einheit wirksam werden konnte. 
Die lokalen sozio-sanitären Einheiten (unitä socio-sanitari locali 
— USSL) wurden zur alles beherrschenden Drehscheibe. In ih- 
nen sollten alle Fachgebiete der Organmedizin und der Psy- 
chiatrie/Psychotherapie gemeinsam vor Ort ’sozial-sanitär’ ak- 
tiv werden. 

Tatsächlich machten sich seit Ende der sechziger Jahre zehn- 
tausende von gesundheitspolitischen Aktivisten, überwiegend 
der KPI-Linken zugehörig, auf den Weg, um das Konzept des 
KPI-Biostatistikers Maccacaro in die gesellschaftlichen Struktu- 
ren einzupflanzen. Sie waren von der Utopie beherrscht, im 
Prozeß der Transformation der alten gesundheitspolitischen 
Strukturen vom Privatarzt über die arbeitsmedizinischen Institu- 


te bis hin zu den Irrenanstalten ein Stück ’demokratischer Mo- 
dernisierung’ zu leisten. Die partizipierende Einbeziehung der 
Masen in ein kooperatives Geflecht von Gesundheitsaufklä- 
rung-Vorbeugung-Behandlung und Rehabilitation sollte sie von 
ihren neuen ’sozialen Krankheiten’ befreien. 


So entstanden aus ’Medicina democratica’ bzw. ’Psichiatria de- 
mocratica’ tausende von lokalen und regionalen Projekten, die 
überall da ansetzten, wo die sozialrevolutionäre Basisbewe- 
gung — oft in ganz anderen Regionen — die alten gesundheits- 
politischen Strukturen außer Gefecht gesetzt hatte. Die partielle 
Auflösung der Irrenanstalten und der Aufbau einer neuen de- 
zentralen Psychiatrie waren nicht nur eine Sache von Görz und 
Triest, sondern wurden auch in Arezzo, Varese, Perugia, Pado- 
va und der Emilia in die Wege geleitet, um nur die wichtigsten 
Beispiele zu nennen. Dabei war Triest zweifellos die Speerspit- 
ze insofern, als dort die Auflösung von innen her, mit den Ärz- 
ten als Avantgardisten und bald den Patienten als Bündnispart- 
nern, vonstattenging, während sie in den anderen Konstellatio- 
nen von den KPI-Verwaltungen gemanagt wurde. Aber es war 
nur eine Speerspitze innerhalb eines reformistischen Konzepts, 
das, wie das Triester Papier zeigt, sich nie aus der Vorstellung 
löste, die Verrückten seien durch ihre Einbeziehung in eine ’de- 
mokratisierte’ Leistungsgesellschaft zu heilen. 

Mindestens genau.so wichtig wie diese reformerisch-psychiatri- 
schen Initiativen waren die vielen Teams für arbeitsmedizini- 
sche Prävention, die in den KPi-kontrollierten Regionen ent- 
standen. Schon vor 1973 waren es über 400, die den schwer- 
bedrängten Gewerkschaften mit ihrer fachlichen Kompetenz 
halfen, die Arbeiterrevolten in den Fabriken über ein ausgeklü- 
geltes Delegierten- und Fabrikrätesystem auf ihre Mühlen zu 
leiten. 

Den eigentlichen Kernpunkt der gesundheitspolitischen Bewe- 
gung bildeten jedoch die ’sozio-sanitären Einheiten’ selbst. In 
den KPI-Regionen entwickelten sie sich mehr und mehr zu ei- 
nem Doppel-Instrument neben den stagnierenden privaten Ge- 
sundheitsinstitutionen; sie wurden allmählich zu institutionellen 
Stützpunkten oder gar Propaganda-Einrichtungen der Lokal- 
verwaltungen. Dort, wo die KPI nicht am Ruder war, traten die- 
se Einheiten, ort unter anderen Namen, die Nachfolge der ’ro- 
ten Ambulatorien’ an, die in den spontanen Masenkämpfen ent- 
standen waren. So war es beispielsweise in Neapel: den ’am- 
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bulatori rossi’ folgten ’Centri sanitari popolari’ nach, die der 
späteren Linkskoalition Neapels den Weg ebnen halfen und ihr 
gleichzeitig ein neues Modell zur Vereinheitlichung der sozialen 
und gesundheitspolitischen Dienste an die Hand gaben. 


Bis 1973 entwickelten sich so die beiden Hauptströmungen der 
Gesundheits’reform’, die von Fiat inaugurierte und die regiona- 
le Gesundheitspolitik des ’historischen Kompromisses’, zu- 
nächst getrennt voneinander. Der Staat selbst war in der De- 
fensive und gesundheitspolitisch praktisch nicht mehr präsent. 
Denoch hatten beide Richtungen inhaltlich weitgehende Ge- 
meinsamkeiten: beide gingen davon aus, daß die von der So- 
zialrevolte getragenen neuen Bedürfnisse — Ablehnung der al- 
ten Institutionen, Kampf gegen die Arbeit und gegen alle Ein- 
richtungen zur Anerziehung der spätkapitalistischen Leistungs- 
moral — ’gesellschaftliche Krankheiten’ waren. Beide hielten 
diesen Prozeß für eine Machtergreifung der alten subproleta- 
risch-anarchistischen Unordnung über den an sich "gesunden’ 
Verhaltenskern des modernen Industrieproletariats, freilich in 
neuem Gewand. Und beide setzten darauf, daß es möglich sei, 
diese ’Krankheiten’ durch eine Modermisierung und Umstruk- 
turierung der bisherigen ’sozial-sanitären’ Einrichtungen zu hei- 
len, welche die subproletarischen Unangepaßtheiten seit zwei 
Generationen so erfolgreich ausgegrenzt hatten. 


Die Unterschiede begannen erst hinsichtlich der Frage, wie die- 
se Reorganisation zu bewerkstelligen sei. Was die Unterneh- 
merseite betrifft, so setzte diese auf die Ausweitung der alten 
Strukturen in die Gesellschaft hinein, auf eine Verfeinerung der 
sozialtechnischeri Anpassungsmechanismen durch neue Kon- 
troll-, Überwachungs- und Bestrafungsorgane. Für die KPI war 
ein solcher Weg vor 1973 noch undenkbar. Ihre Gesundheits- 
politik wurde weitgehend vom linken Flügel beherrscht, der teil- 
weise weit in die Splittergruppen der Massenbewegung (Il Ma- 
nifesto, Lotta Continua) hineinreichte. Und der verband das 
Konzept der Korrektur des neuen antagonistischen Sozialver- 
haltens mit der Machtfrage: die alten gesundheitspolitischen In- 
stitutionen sollten entthront und in ein Geflecht von kooperati- 
ven ‘sozialsanitären Einheiten’ einbezogen werden, das nicht 
mehr von den Gesundheitstechnikern allein betrieben werden 
durfte, sondern in die neuen Machtorgane der ’demokratischen 
Strukturreform’ — Fabrikdelegierte, Quartiersräte usw. — einge- 
baut war. 


2.2 1973-1976/77 


Mit diesem status quo war es schon 1973 vorbei. Im Nachhinein 
haben dies auch die inzwischen um die letzten Hoffnungen ge- 
brachten linkskommunistischen Gesundheitsreformer erkannt: 
angesichts des neuesten totalitären Salto mortale der italieni- 
schen Gesunheitspolitik setz’en sie den Beginn ihres Fiaskos 
übereinstimmend mit den Jahren 1972/73 an. 


Tatsächlich brachte das Jahr 1973 eine weitreichende gesund- 
heitspolitische Weichenstellung. In Turin kam es zu einem ’so- 
zio-sanitären’ Bündnis zwischen Agnelli und den durch die Fiat- 
besetzung nach rechts radikalisierten Gewerkschaften, das der 
gesundheitspolitischen KPI-Linken die entscheidende Nieder- 
lage einbrachte. Deren Anspruch, sozialsanitäre Reintegration 
mit demokratischen Strukturreformen und dem "Recht auf Ar- 
beit’ für alle zu verbinden, war nicht mehr gefragt. Angeeignet 
wurde aus ihren Programmen um so konsequenter alles, was in 
ihnen an Möglichkeiten zur Steigerung der gesundheitstechni- 
schen Effizienz gegenüber den neuen Massenbedürfnissen 
enthalten war. 


Was geschah nun 1973 in Turin im einzelnen? Kurz vor dem 
zweiten Turiner Aufstand trafen sich die Spitzen von Fiat, die 
regionalen Gewerkschaftsfunktionäre von CGiL, CISL und UIL 
und die führenden Gesundheitspolitiker der Provinz, um über 
einen Pakt gegen die zunehmenden Verirrungen des ’gestione 
sociale’ (Sozialverhaltens) zu beraten. Das Ergebnis, eine 
’Konvention zur Rekonstruktion der psychiatrischen Hilfe’ sah 
zunächst recht mager aus. Es bestätigte die bisherige Entwick- 
lung, sprach von der Notwendigkeit der Fusion von Sektorpsy- 
chiatrie und ’präventiver’ Arbeitsmedizin, enthielt aber anson- 
sten nichts Neues. Es war als Dokument jedoch insofern von 
politischer Bedeutung, als die Gewerkschaften, auf ihre Art 
nach einer Antwort'auf den Druck der Arbeiter suchend, sich 
nun endgültig in eine konterrevolutionäre ’Arbeitsgemeinschaft’ 
mit Agnelli und der Provinzverwaltung begaben. Die ersten ge- 
meinsamen Kommissionen nahmen ab Februar 1973 ihre Be- 
ratungen auf. 


Dann kam die militante Fiat-Besetzung. Unter ihrem Eindruck 
wurde es beim Prototyp der späteren gesundheitspolitischen 
Formierung Italiens überaus lebendig. Im Juli 1973 wurde ein 
Zusatzprotokoll verabschiedet, das die von der KPI inzwischen 
in anderen Regionen präfigurierten ’lokalen sozio-sanitären 
Einheiten’ als zentrale Basis-Institutionen des kapitalistisch-ge- 
werkschaftlich-staatlichen Gegenangriffs aus der Taufe hob. 
Pro 50.000 Einwohner sollte eine 'psychisch-medizinisch-so- 
ziale Equipe’ geschaffen werden. Es war beabsichtigt, von zwei 
Polen her die erprobten kulturellen Werte zu reorganisieren, 
vom Arbeitsplatz und den Familien als den kerinsten Einheiten 
des ’Sektors’ aus. Was den Arbeitsplatz betraf, so wurde das 
bisherige schwammige Prinzip der ’Prävention’ erstmalig kon- 
kretisiert: die "homogene Gruppe’ wurde als Möglichkeit ent- 
deckt, die atomisierte Teilarbeit am Fließband und Kreisförde- 
rer zu 'revalorisieren’; gleichzeitig sollte die derart gruppenmä- 
Big 'aufgewertete’ Fabrikarbeit aus dem Großbetrieb herausge- 
nommen und in die Quartiere und Vorstädte zurückverlagert 
werden. In Bezug auf die Familien waren die Ansätze noch re- 
lativ zweideutig, jedoch war die Tendenz erkennbar, die familiä- 
ren und gemeindlichen Strukturen in eine Art dezentraler Basis- 
Irrenanstalt umzugestalten: durch ’Aufklärung’, familienbezoge- 
ne Krisenberatung, Fusion der bisherigen sozialen Dienste und 
deren Konzentration auf die ’sozialen Brennpunkte’ in den 
Quartieren, besonders die jungen Arbeitsemigranten des Sü- 
dens, sollte der "Vandalismus der Arbeitsverweigerung’ der 
Kontrolle der noch gesunden proletarischen Verhaltensstruktu- 
ren übereignet werden. Hinter diesen ’positiven’ Integrations- 


ansätzen stand eine Ausweitung der rein repressiven Kompo- 
nenten von erheblichen Ausmaßen, aber auch die Absicht, die 
kommenden Techniker der integralen ’sozio-sanitären Hilfe’ mit 
neuen und weiterreichenden Qualifikationen auszustatten. 


Damit war das ’Turiner Modell’ als der zentrale Hebel der kom- 
menden gesundheitspolitischen Formierung geschaffen. Es 
scheint bis 1976/77 kaum funktioniert zu haben und ist offen- 
sichtlich deshalb von den linkskommunistischen Reformer, 
aber auch den post-opera’istischen Ansätzen der ’Autonomia’ 
unterschätzt worden. Das hatte weitreichende Folgen, nicht zu- 
letzt deshalb, weil KPI und Gewerkschaften dieses Konzept in 
den von ihnen kontrollierten Regionen und Städten seit 1975 
dazu benutzten, um ihre jeweiligen "linken’ gesundheitspoliti- 
schen Flügel zu kappen und stattdessen von den USSL aus die 
"Arbeitsgemeinschaft’ mit den Kapitalisten von unten her — im 
Sinn des ’historischen Kompromisses’ — weiter auszubauen. 


Vor allem aber erwies sich das ’Turiner Modell’ in den folgen- 
den Jahren als ein lokaler Kristallisationspunkt, um den herum 
sich nach und nach neue zentralstaatliche Reorganisationsker- 
ne konstituieren konnten. Dabei agierte der Staat zunächst 
nach rein fiskalischen Gesichtspunkten: die Entdeckung, daß 
mittels der neuen ’sozio-sanitären’ Grundeinheiten der explosi- 
ve Anstieg des Gesundheits- und Sozialbudgets gestoppt wer- 
den konnte, wurde just 1973 gemacht. Folglich wurde ein schon 
1968 verabschiedetes Gesetz, wonach ab 1971 die Bettenzahl 
der Irrenanstalten begrenzt worden war — es hatte u.a. dem 
antiinstitutionellen Psychiater Basaglia die Direktorenstelle in 
der Triester Anstalt gebracht — 1974 auf das gesamte Kran- 
kenhauswesen ausgeweitet (Gesetz Nr. 386/74). Selbst in dem 
von ständig neuen Epidemien geschüttelten Neapel wurden die 
Bettenzahlen fortlaufend verringert, bis 1980 immerhin um 
5.000. Ein weiteres Gesetz (’Legge Stammati’) beschränkte 
aber auch die Neuzulassung von Kassenäfrzten, fixierte das 
Honorar der staatlichen Krankenkassen auf 20.000 Lire pro Pa- 
tient und Jahr — eine lächerlich niedrige Summe — und be- 
strafte somit die niedergelassenen Ärzte und Kontrollärzte für 
ihre Unfähigkeit, einen wirksamen Sperr-Riegel gegen den 
überbordenden Absentismus aufzubauen. Hinzu kam eine ent- 
sprechende Verschärfung der einschlägigen Bestimmungen im 
Arbeiterstatut, und zwar diesmal von der Justiz aus. 1975 setz- 
ten die Turiner Justizbehörden eine Bestimmung durch, die es 
ermöglichte, krankfeierende Arbeiter unabhängig von dem — 
institutionell ja nicht etablierten — Nachweis ihrer Arbeitsfähig- 
keit unter bestimmten Voraussetzungen fristlos zu entlassen. 
Während diese Regelung in Turin selbst zunächst an der Stär- 
ke des Arbeiterwiderstandes scheiterte — der Durchbruch kam 
in Turin erst 1979/80 —, wurde sie bis 1977 national geübte 
Praxis. 


Den vorläufig letzten Höhepunkt erreichte die gesundheitspoli- 
tische Formierung zwischen 1973 und 1976/77 mit dem soge- 
nannten Übergangsgesetz Nr. 349/77, das die bisherige direk- 
te Kontraktbeziehung zwischen Kassenärzten und staatlichen 
Krankenkassen abschaffte. Wie 1931 in Deutschland wurde 
das Vertragsverhältnis zwischen Kassen und Ärzten regional 
zusammengefaßt, aber nicht im Wechselspiel von Kassenärztli- 
cher Vereinigung, Kassenverbänden und Landesversiche- 
rungsanstalt, sondern in einem weiterreichenden regionalen 
Zusammenschluß aller gesundheitspolitischen Institutionen 
insgesamt, den ’Consorzi Sanitari di Zona’— CSZ. Das Bestre- 
ben war eindeutig, in einer Art Zeitraffer die deutschen gesund- 
heitspolitischen Kontrollstrukturen ’nachzuholen’ und gleichzei- 
tig unter dem Druck einer trotz aller Rückschläge zehn Jahre 
lang ungebrochenen Sozialrevolte weiterzutreiben. Die CSZ 
waren als regional agierende Zusatz-Strukturen geplant, wel- 
che de entstehenden lokalen ’sozio-sanitären Einheiten’ fi- 
nanzpolitisch abdecken und in eine zentralistisch-gesundheits- 
politische Umwälzung von riesigen Ausmaßen einbeziehen 
sollten. Ihre Funktion war also letzten Endes, die Hauptpfeiler 


des bisherigen Gesundheitswesens, Pflichtkrankenkassen und 
Verbände der niedergelassenen Ärzte, aufzulösen und in die 
neuen Machtstrukturen des Formierungsprozesses einzuschal- 
ten. 


Spätestens hier stellt sich die Frage, warum die quantitativ und 
qualitativ so außerordentlich ’strategisch’ plazierten links- und 
rätekommunistischen Gesundheitsreformer dem sich bis 1976/ 
77 klar abzeichnenden totalitären Formierungsprojekt nicht ihre 
Gefolgschaft versagt haben. Die Durchsicht ihrer überaus um- 
fangreichen Pubblizistik zeigt ganz klar, daß sie vor dem Me- 
netekel von Turin die Augen verschlossen haben. Bei den Ak- 
teuren, die sie seit 1973 systematisch aus den linken arbeits- 
medizinischen, psychiatrischen und allgemeinen Ambulatorien- 
projekten in den sozialen Krisenpunkten ausschalteten, fehlte 
es nicht an offenen Absichtserklärungen darüber, was sie mit 
den entstehenden ’sozialsanitären Einheiten’ und ’Regional- 
konsortien’ vorhatten. Gerade die Propagandisten der KPI-Ge- 
sundheitspolitik nahmen kein Blatt vor den Mund. Sie ließen 
seit 1973/74, spätestens aber seit der großen Wende von 
1975, keinen Zweifel daran, daß den neuen gesundheitspoliti- 
schen Strukturen die Aufgabe zugedacht war, den ’gestione so- 
ciale’ 'sozialsanitär’ in einen neuen Schraubstock von Auslese 
und Anpassung zu zwängen. Die KPI-Ideologen nahmen dabei 
den zaghaften Diskurs der ’Autonomia’ über die Legitimität der 
'neuen Bedürfnisse’ auf, um ihn mit nicht ungeschickter Dem- 
agogie in eine Konzeption der ’richtigen’ und der falschen’ Be- 
dürfnisse aufzuspalten: ’richtig’ waren diejenigen, die die For- 
mierung eines neuen Produktivitäts- und Effizienzdenkens ga- 
rantierten, als ’falsch’, nämlich als terroristisch, wurde all das 
denunziert, was vom sozialen Verhalten her die Krise des Regi- 
mes vertiefte, weil es angeblich nur die Vorstufe zum ’ersten 
Chile auf europäischem Boden’ war. 


Die Antwort fällt uns nicht leicht. Maccacaro und Basaglia, die 
beiden Hauptexponenten der Reformbewegung, waren nicht 
nur hervorragende Ärzte, sondern auch Persönlichkeiten von 
enormer Statur, im Vergleich zu denen unsere hiesigen ge- 
sundheitspolitischen Reformer als Nullitäten erscheinen. Die 
linkskommunistische Gesundheitspolitik war noch im antinazi- 
stischen Partisanenkrieg entstanden. Die Entschiedenheit, mit 
der sie bis zu Beginn der siebziger Jahre dem verkrusteten Ge- 
sundheitswesen zu Leibe rückten, belegt ihr Engagement und 
ihre Zivilcourage. Aber Maccacaro, Basaglia und die massen- 
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hafte Anhängerschaft von ’Medicina’ bzw. ’Psichiatria democra- 
tica’ waren nicht in der Lage, mit dem Effizienz- und Produktivi- 
tätsdenken der spätkommunistischen Linken zu brechen. Viel- 
leicht wäre Maccacaro angesichts der Seveso-Katastrophe 
vom Juli 1976 noch einmal ausgebrochen, aber er starb kurz 
danach. Basaglia hätte diese Möglichkeit gehabt. Er schlug sie 
aus und zog es vor, die sich 1976/77 radikalisierende Triester 
Anti-Psychiatrie zu spalten. So löste er 1977 endgültig ein, was 
er 1967 in der Auseinandersetzung mit dem revolutionären 
Bruch eines anderen bedeutenden Psychiater-Kollegen, näm- 
lich Frantz Fanon, geäußert hatte: »Fanon konnte sich für die 
Revolution entscheiden, aus offenkundigen und objektiven 
Gründen können wir diesen Weg nicht beschreiten. Für uns 
heißt es weiterhin, die Widersprüche des Systems, das uns 
konditioniert, leben und ertragen; eine Institution verwalten, die 
wir ablehnen; therapeutische Arbeit leisten, von der wir nicht 
überzeugt sind, und dagegen angehen, daß unsere Institution 
— die ja durch unsere Aktion genauso zu einer Institution subti- 
ler und verschleierter Gewalt wurde — für das System weiterhin 
nur funktional ist ...« (Basaglia, Die negierte Institution, S. 371) 
Das sind ehrliche Worte, die stellvertretend eine ganze Bewe- 
gung beleuchten, welche sich reformerisch in den nicht durch 
sie selbst, sondern durch die autonome Sozialrevolte geschaf- 
fenen Nischen eingenistet hatte. Für sie war seit 1973 im italie- 
nischen Sozialprozeß kein Platz mehr. Da sie sich der revolu- 
tionären Initiative von unten verweigerte, mußte sie notwendi- 
gerweise zu einem — hochbedeutsamen — Bestandteil des ita- 
lienischen Formierungsprozesses werden. 


2.3. Die Entwicklung 1977/78 


Seit etwa 1977 trat der schleichend in Gang gekommene italie- 
nische Formierungsprozeß auch gesundheitspolitisch in sein 
Entscheidungsstadium ein. Aber auch jetzt wurde der massive 
Durchbruch kaum bemerkt, weil er von punktuellen wie spekta- 
kulär aufgebauschten Rückzugsmanövern gegenüber den letz- 
ten Initiativen der Reformlinken überschattet war. Auf den er- 
sten Blick hatten diese, von der Radikalen Partei nacheinander 
parlamentarisierten, Initiativen große Bedeutung. Das gewon- 
nene Abtreibungsreferendum schlug sich im vielversprechen- 
den Gesetz Nr. 194 nieder, welches die grundsätzliche Aner- 
kennung des Selbstbestimmungsrechts der Frau über ihren 
Körper mit der Einrichtung von zunächst keineswegs restaura- 
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tiv wirkenden Beratungsstellen für Familienplanung (Consulto- 
rie familiari) verband. Nicht anders war es um das berühmte 
Psychiatriegesetz Nr. 180 bestellt. Bei allen Schattenseiten — 
Beibehaltung der geschlossenen kriminalpsychiatrischen An- 
stalten; systematische Datenerfassung aller, und sei es nur am- 
bulatorisch in Erscheinung getretenen, Psychiatrisierten; Auf- 
teilung der Verrückten in Analogie zur gleichzeitigen Gefäng- 
nis’reform’ in Resozialisierbare und Insassen von stationären 
Spezialabteilungen — kann nicht in Abrede gestellt werden, daß 
durch dieses Gesetz das Institut der Zwangseinweisung gezü- 
gelt und mit der Auflösung der Irrenanstalt der schleichenden 
Vernichtung von subproletarischer Unangepaßtheit durch die 
psychiatrische Gewalttätigkeit alten Typs ein Riegel vorgescho- 
ben wurde. Inwieweit sich stattdessen die in Turin und den KPI/ 
PSI kontrollierten Regionen präfigurierte neue Form ’sozio-sa- 
nitär-psychiatrischer’ Gewalttätigkeit über die sektoralisierten 
Quartiere der Unterklassen ausbreiten würde, schien kurzfristig 
wieder offen zu sein. 


Freilich sprachen Aktivitäten in benachbarten gesundheitspoli- 
tischen Krisengebieten, vor allem das Wechselspiel von Dro- 
genszene und Drogenberatung, eine deutliche Sprache. Der in- 
stitutionelle Gebrauch der — in den Quartieren der ’Autonomia’ 
beispielsweise zunächst vom Regime geförderten — Drogen- 
abhängigkeit gab den Formierern just in dem Augenblick neue 
Kontroll- und Repressionsmöglichkeiten an die Hand, wo sie im 
Kampf um die Nicht-Therapie der psychiatrischen Manifestatio- 
nen einen Schritt zurückgewichen waren. Während die Reform- 
Linke ihre letzten Schein-Siege erfocht, ging die Sozialrevolte 
der ’Autonomia’ nach dem Scheitern des Aufstands von Bolo- 
gna und der anschließenden Organisationsdebatten an der 
Droge Heroin unter: das Heroin stellte offensichtlich die letzte 
und selbstzerstörerische Rückzugslinie der neuen Bedürfnisse 
auf unmittelbare Verwirklichung außerhalb der unerschütterlich 
scheinenden sozialen Zusammenhänge dar. 

Auf jeden Fall trat die ’Autonomia’ auch dort nicht mehr in Ak- 
tion, wo die partielle Institutionalisierung der linkskommunisti- 
schen Bestrebungen zur Gesundheitsreform zum letzten Mal 
von unten her in Frage gestellt wurde, nämlich bei den Kämp- 
fen der Spitalarbeiter von Florenz. Ihr Streik von Ende Oktober 
1978 hatte sich zunächst unmittelbar gegen den verschärften 
Lohndruck und die intensivierten Arbeitsabläufe in den Kliniken 
gerichtet. Dadurch, daß sie nach wenigen Tagen die Forderun- 
gen der proletarischen Krankenhauspatienten sich zu eigen 
machten, kamen sie in eine direkte und unvermittelte Konfron- 
tation mit den gesundheitspolitischen Machtzentren des Regi- 
mes, die mit der polizeilichen Zerschlagung ihrer Manifestatio- 
nen und ihrer klinikinternen Koordinationspunkte reagierten. 
Was in Florenz lokal und mit begrenzten Forderungen angefan- 
gen hatte, ist auf nationaler Ebene in einem erbitterten Zusam- 
menstoß mit allen Ordnungskräften des Regimes entschieden 
worden. 

Wir sind davon überzeugt, daß hinsichtlich der gesundheitspoli- 
tischen Auseinandersetzungen im engeren Sinn nicht die Re- 
formgesetzgebung von 1977 und 1978, sondern der im Okto- 
ber/November 1978 brutal niedergeschlagene nationale Streik 
der Krankenhausarbeiterinnen und -arbeiter den letzten Anstoß 
zur umfassenden Formierung des Gesundheitswesens gege- 
ben hat. 


Seit dem Herbst 1978 setzte in allen Institutionen und auf allen 
Ebenen des Regimes eine hektische Abschlußdebatte um die 
Verabschiedung eines umfassenden Gesundheitsgesetzes ein. 
Unabhängig von den allfälligen Skandalen und parlamentari- 
schen Intrigen um eine Mitte-Rechts- oder die Reorganisation 
einer Mitte-Links-Regierung waren diese Auseinandersetzun- 
gen intensiv, kontinuierlich und von einer für italienische Ver- 
hältnisse außerordentlich gut funktionierenden Geheimhaltung 
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geprägt. Über die Machtverschiebungen, die dabei stattgefun- 
den haben, wissen wir bis heute wenig. Zweifellos waren die 
Spitzen der KPI an diesem Programmierungswerk beteiligt. 
Aber auch sie schwiegen sich aus, selbst im internen Rahmen 
der Parteigliederungen und der angeschlossenen gesundheits- 
politischen Massenorganisationen. Aus gutem Grund, wie sich 
bald zeigen sollte. Denn als das Gesetz durch die parlamentari- 
schen Gremien durchgepeitscht und am 23. Dezember 1978 
als "Gesetz Nr. 833’ verabschiedet wurde, konnte sich auch der 
'linke’ gesundheitspolitisch engagierte Flügel der KPI darin 
nicht mehr wiedererkennen, ganz einfach weil er darin nicht 
mehr vorkam. 


3. Die Dimensionen des ’gesellschafts- 
sanitären’ Angriffs 


Sehen wir uns das Gesetz 833 vom 23.12.1978 etwas genauer 
an, das, um einen von Pandolfi verfaßten Nationalen Gesund- 
heitsplan 1980’81 erweitert, am 1. Januar 1980 in Kraft getreten 
ist. Um uns nicht in Details zu verlieren, werden wir im folgen- 
den die wichtigsten Aspekte herausgreifen: die finanzpoliti- 
schen Zusammenhänge, das Datenerfassungssystem, die in- 
stitutionellen Strukturen und zuletzt die neuen Angriffspunkte, 
die dadurch gegenüber allen Sektoren der italienischen Unter- 
klassen gesetzt wurden. 


3.1. 


Zunächst einmal: es handelt sich um ein ’Kostendämpfungsge- 
setz’ par excellence, im Vergleich zu dem sich die etwa zeitglei- 
chen westdeutschen Ansätze wie ein Kinderspiel ausnehmen. 
Die Ausgaben im Gesundheitssektor werden rückwirkend auf 
den Stand von 1977 festgeschrieben, Steigerungen über die 
Ziffer hinaus verboten. Auf lange Sicht dürfen maximal 6 Pro- 
zent des jährlichen Bruttoinlandsprodukts auf Gesundheitsaus- 
gaben entfallen. Der auf dem Gesetz aufbauende 'Nationale 
Gesundheitsplan’ (PSN) baut diese finanzpolitischen Leitlinien 
strategisch aus, indem er fordert, durch Rationalisierungsmaß- 
nahmen in allen Winkeln des Gesundheitswesens die Produkti- 
vität der Ausgaben zu steigern und alle bisherhigen ’Vergeu- 
dungs’erscheinungen zu beseitigen. Was das konkret bedeu- 
tet, läßt sich rasch herzählen: Senkung der Bettenzahl der 
Krankenhäuser, Intensivierung der Belegungsdichte, Verkür- 
zung der Liegezeiten, Einsparung von Personalstellen durch 
technische Umstellungen in bezug auf die Anstalten; den auf 
sie entsprechend zukommenden Druck sollen die vor-klini- 
schen Einrichtungen durch die Einführung von Arbeitsbewer- 
tungssystemen und genauen Stellenbeschreibungen in den 
Ambulatorien, durch die Zentralisierung aller technisch spezia- 
lisierten bzw. hochbezahlten Funktionen, durch das systemati- 
sche Anheuern von unterbezahlten Teilarbeitern wie unbezahl- 
ten ’Freiwilligen’ auffangen; und die Patienten werden an allen 
Ecken und Enden zur ’Kostenbeteiligung’ gezwungen, sei es 
direkt, beispielsweise durch ihre zwangsweise — und abgestuf- 
te - Beteiligung an den Arzneimittelkosten (bis zu 20 Prozent), 
sei es indirekt dadurch, daß sie in ihren Familien wieder mehr 
unbezahlte Arbeit an ihren ’unproduktiven’ und auf Sozialhilfe 
angewiesenen Mitgliedern (Alte, chronisch Kranke, Psychiatri- 
sierte, jugendliche Drogenabhängige usw.) leisten müssen. 

Aber über diese unmittelbaren Funktionen hinaus erwies sich 
die fiskalische Seite des Gesetzes und des darauf aufbauen- 
den Nationalen Gesundheitsplans auch als politisches Druck- 
mittel. Da die Kostenerfassung und Mittelverteilung in einem 
dem Gesundheitsministerium direkt unterstehenden ’Nationa- 
len Gesundheitsinstitut’ zentralisiert wird, haben die Akteure 
auf nationaler Ebene das gesamte finanzielle Instrumentarium 
der jährlich ca. 30.000 Mrd. Lire zur Verfügung, um den refor- 
merischen ’Wildwuchs’ der vergangenen Jahre auf einen 
Schlag zu beseitigen. Zu diesem Zweck wurde ein rein alge- 


braisches Schema entwickelt, um die theoretischen Gesund- 
heitskosten einer jeden Region bzw. Provinz (mittlere nationale 
Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben von 1977, multipliziert mit 
dem Anteil an Wohnbevölkerung und korrigiert durch standardi- 
sierte Risikofaktoren’ — Säuglingssterblichkeit, Häufigkeit der 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, Sterblichkeitsquote der 
über Sechzigjährigen) im voraus berechnen zu können. Das 
bedeutet konkret, daß Regionen mit überproportional hohen 
Ausgaben, also historisch hoher reformerischer Aktivität, rein fi- 
nanztechnisch bestraft, solche mit überwiegend konservativen 
Gesundheitsstrukturen und entsprechend niedrigen Kosten be- 
lohnt werden: je nach der Differenz vom errechneten Standard 
sollen die regionalen Gesundheitsbudgets im ersten Planjahr 
um 1/6, im zweiten um 1/3, im dritten Planjahr um 50 Prozent 
steigen oder fallen! 


Es versteht sich von selbst, daß die solcherart programmierte 
’Homogenisierung der Regionen’ nicht etwa die alten gesund- 
heitspolitischen Machtstrukturen ankratzen wird,sondern die 
neuen in den Hochburgen des 'historischen Kompromisses’. So 
geben die Autoren von ’autogestione’, einem linkskommunisti- 
schen Blatt, unumwunden zu, daß das Gesetz Nr. 833 rein fi- 
nanztechnisch den 'historischen Kompromiß’ dort beerbt, wo er 
zur Modernisierung und Effizienzsteigerung des gesundheits- 
politischen Kontrollnetzes beigetragen hat, und ihn gleichzeitig 
politisch als selbständigen Machtfaktor ausschaltet. Daß dieser 
Plan-Trick weiter links davon angesiedelte Initiativen, wie bei- 
spielsweise die von Triest, noch eher auslöschen dürfte als die 
Experimente von Emilia, der Lombardei usw., ist nach alldem 
mit Sicherheit zu erwarten. 


3.2. 


Doch nun zu den Veränderungen in bezug auf die gesundheits- 
politischen Daten. Um funktionieren zu können, braucht ein 
derart finanzpolitisch bestimmtes System eine Unsumme von 
Informationen. Wer die italienischen Verhältnisse auch nur ein 
wenig aus eigener Anschauung kennt, ist leicht zu der Annah- 
me geneigt, bei dem ganzen Plan handle es sich um ein super- 
bürokratisches Hirngespinst, welches nicht lebenskräftig sei, 
weil es eines garantierten Datenflusses von unten nach oben 
ermangele. Weit gefehit, steht zu befürchten, zumindest im vor- 
liegenden Falle. Es ist im Gegenteil gerade so alarmierend, mit- 


zubekommen, mit welcher Genauigkeit sich die Formierer um 
ein an die finanzpolitischen Kanäle angeschlossenes Informa- 
tionsnetz gekümmert haben. Interessanterweise sind die Da- 
tenspezialisten des Programmierungswerks just von der durch 
die KPI bewerkstelligen Verdrehung der Bedürfnis-Debatte 
ausgegangen. Sie rechtfertigen ihren in diesen Ausmaßen bis- 
lang einmaligen Angriff auf das Arztgeheimnis und die persönli- 
che Intimsphäre mit dem Argument, ein lückenloser Informa- 
tionsfluß müsse installiert und mit dem Finanzverteilungs- 
schlüssel gekoppelt werden, weil es doch darauf ankomme, die 
gesundheitlichen ’Bedürfnisse’ der Bevölkerung zu erfassen 
und den Rückfluß der Gelder entsprechend deren Flexibilität 
elastisch zu gestalten. Freilich gehen sie im gleichen Atemzug 
weiter und erklären offen, es sei natürlich auch nötig, die ’richti- 
gen’ Bedürfnisse zu aktualisieren und die ’falschen’ — auszu- 
schalten! Mit anderen Worten gestehen sie dem formierten 
Staat das Recht zu, an zentraler Stelle zu entscheiden, was an 
Lebensqualität genehm ist und was nicht. Und sie scheuen 
sich nicht, mit diesem offen vorgetragenen Projekt A la Großer 
Bruder ans Werk zu gehen, ohne daß es bislang zu nennens- 
werten Widerstandshandlungen gekommen wäre. 


Soweit wir wissen, gingen sie dabei von zwei Schwerpunkten 
aus. Der erste konzentrierte sich auf die Hospitäler und die Po- 
likliniken. Dort sollen inzwischen umfangreiche EDV-Anlagen 
installiert sein und auch weitgehend funktionieren. Jetzt soll 
daran gegangen werden, die im Aufbau befindlichen ’sozial - 
anitären Einheiten’ ebenfalls mit Datensystemen auszustatten 
und über die Lokalbehörden mit der Krankenhaus-EDV zusam- 
menzuschließen. Daß, solange das Informationssystem im Auf- 
bau war, die ersten ’soziosanitären’ Ambulatorien oft in den 
Kellern der Kliniken etabliert wurden, um sie mit deren EDV so- 
fort kurzzuschließen (hier hatte auch der institutionelle Anti-Ter- 
rorismus seine Hand im Spiel), sei nur am Rande erwähnt; und 
darauf, daß mit der Ausgabe detaillierter wie unverschlüsselter 
Personal- und Krankheitsdatenkarten sich das Institut der 
freien Arztwahl und des Arztgeheimnisses rein technisch in Luft 
auflöste, brauchen wir in diesem Kontext wohl nichtfnehr einzu- 
gehen. 

Der zweite Schwerpunkt wurde auf regionaler Ebene gesetzt. 
Seit der Gründung der ’Consorzi Sanitari di Zona’ 1977 soll dort 
auch in Sachen EDV viel geschehen sein. So wird berichtet, 
daß vor allem in einigen KPI-mitregierten Regionen, beispiels- 
weise in der Toscana, schon ausgereifte regionale Gesund- 
heitskataster bestehen, die eine 'gute’ Ausgangsbasis für den 
Aufbau des regionalen EDV-Netzes darstellen. Sie brauchen, 


heißt es, nur noch um die Datensysteme der inzwischen aufge- 
lösten Pflicht-Krankenkassen ergänzt zu werden, um überall in 
Funktion zu treten. Das alles berechtigt zu der Vermutung, daß 
der im Nationalen Gesundheitsinstitut inzwischen etablierte 
Zentralcomputer alles andere als auf töneren Füßen stehen 
wird! 


3.3. 


Und wie ist es um die institutionellen Strukturen bestellt, welche 
das Gesetz Nr. 833 vorsieht, um das Wechselspiel von Finanz- 
planung und Datenerfassung zu realisieren? Hier müssen wir 
gleich vorab bemerken, daß die Umstrukturierung des Gesund- 
heitswesens sich als ausschließlicher Angriff auf die Unterklas- 
sen allein dadurch ausweist, daß die privaten Einrichtungen 
des Gesundheitswesens in keiner Weise tangiert werden: Wer 
genug Geld hat, also zur Großbourgeoisie oder zur neuen Oli- 
garchie der Formierer gehört, der kann mit seiner/ihrer Ge- 
sundheit/Krankheit umgehen wie zuvor. Niemand speichert 
seine Daten, schreibt die Behandlungsmethoden vor, und nie- 
mand stellt die Notwendigkeit einer Aufnahme in die — Privat- 
klinik in Abrede. Denn die gesundheitspolitischen Formierer 
werden sich davor hüten, glauben zu machen, das, was sie zur 
Sanierung der Proletarier ins Werk setzen, habe auch für sie 
und ihre Angehörigen Gültigkeit. So handelt es sich bei der gro- 
Ben, von der KPI mit vorangetriebenen gesundheitspolitischen 
Formierung immer auch um ein gutes Stück der Restauration 
von iXlassenmedizin. 


Beschreiben wir zuerst die lokale Ebene. Als erster gesund- 
heitspolitischer Filter wird ein ’sozio-sanitärer’ Distrikt (distretto 
socio-sanitario) eingerichtet, der aus den Medizinern aller 
Fachrichtungen einschließlich der Psychiater/Psychologen und 
den Sozialarbeitern der entsprechend zusammengefaßten So- 
zialdienste besteht. In diesem streng hierarchisierten Team 
wird sich in den nächsten Jahren entscheiden, ob die regime- 
konforme Veränderung des ’sozialen Verhaltens’ gelingt oder 
scheitert. Die Behandlungsmethoden in der Abfolge 'Gesund- 
heitsaufklärung und -beratung’ — Vorbeugung — Behandlung 
— Nachsorge sind streng vorgeschrieben. Die Patienten-Klien- 
ten werden nicht nur ambulant traktiert; es stehen auch Betten- 
Abteilungen zur Verfügung, die interdisziplinär genutzt werden. 
In diese Distrikte wird alles das an Personal hineingezwängt, 
was die Lokalverwaltungen aus der Reformära zu übernehmen 
belieben: die Initiativen für arbeitsmedizinische Vorsorge, die 
'Consultorie familiari’ des Abtreibungsgesetzes, die Drogenbe- 
ratungsstellen und natürlich die sektoralisierten Projekte für 
’Mentalhygiene’. Und eine Polizeistation ist auch dabei, damit 
erstens niemand aus der Klientenschar etwa auf die Idee 
kommt, seine Krankschreibung oder die Verordung von häusli- 
cher Pflege allzu hemdsärmelig zurchzusetzen; und last not le- 
ast, um den polizeilichen Fahndungsapparat mit dem hervorra- 
genden medizinischen Datenerfassungssystem an Ort und 
Stelle kurzzuschließen. 


Diesen 'sozio-sanitären Distrikten’ stehen ’Poli-Ambulatorien’ 
zur Seite, die über mehrere Distrikte übergreifen. Bei ihnen 
handelt es sich im allgemeinen um Einrichtungen, die technisch 
und personell besonders aufwendig sind (Labor- und Röntgen- 
zentren, Tageskliniken, physiotherapeutische Zentren usw.). 
Beide Einrichtungen werden schließlich in der "lokalen sozio- 
sanitären Einheit’ zusammengefaßt: letztere koordiniert die 
Ambulatorien mit der Krankenhausbehandlung und fungiert an- 
sonsten als Datenlieferant für die übergeordneten Institutionen 
und als Kontrollorgan über die Basiseinrichtungen. Ihre interne 
Gliederung ist hierarchisch straff nach dem Direktorialprinzip. 
Hier fallen alle lokalen gesundheitspolitischen Entscheidungen, 


12 


von der Personalpolitik bis zur Geldverteilung. Hier wird also 
die Gesundheitspolitik lokal ’rationalisiert’, und hier erhält jeder, 
in einer inzwischen eindeutigen KPI-Diktion, den ’ihm zuste- 
henden Arbeitsplatz’. Diese USSL sollen für mindestens 50.000 
und für höchstens 200.000 Menschen zuständig sein. 


Streifen wir kurz den regionalen Sektor der gesundheitspoliti- 
schen Programmierung. Es handelt sich um die durch das 
Überleitungsgesetz geschaffen ’Consorzi Sanitari di Zona’, de- 
ren Hauptfunktion darin besteht, die jeweiligen USSL der Pro- 
vinz zu koordinieren und zu überwachen. Sie sind also Sam- 
melstelle für Gesundheitsdaten, sie überprüfen mit anderen 
Worten, wo 'gerechtfertigte’ Bedürfnisse unbefriedigt geblieben 
sind und wo sich falsche’ Bedürfnisse allzusehr ausbreiten. 
Das kurz zuvor etablierte regionale Kontraktverhältnis zwischen 
Ärzten und Pflichtkrankenkassen ist also wieder beseitigt, es 
war nur eine kurze Zwischenstufe im Prozeß zentralstaatlicher 
Formierung. Im Effekt handelt es sich um nichts anderes als ei- 
ne regionale Gesundheitspolizei, deren technische Manager 
sich derzeit in ihre Startlöcher begeben, um das große Projekt 
der 'sozio-sanitären’ Korrektur der Massenbedürfnisse zu steu- 
ern und jenseits der Streitigkeiten gesundheitspolitischer 
Selbbstverwaltungsorgane dem abstrakt festgesetzten nationa- 
len Level anzupassen. 


Indes hat das totalitäre Sanierungskonzept gegenüber der Ge- 
sellschaft auf regionaler Ebene eine gewichtige Einschränkung 
insofern erfahren, als die korrespondierenden betriebsmedizi- 
nischen Einrichtungen vorerst außen vor blieben. Stattdessen 
ist parallel zu den CSZ ein Ergänzungs-Instrument der Werks- 
medizin im Entstehen, das zwar auf die betriebsmedizinischen 
Präventionseinrichtungen auf Lokalebene zurückgreifen soll, 
jedoch von regionaler Ebene aufwärts an selbstständig bleibt. 
Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Unter den gegenwärti- 
gen Machtkonstellationen wagt es noch niemand, die Forde- 
rungen der KPI-Stammarbeiterbasis nach der Beseitigung des 
gesundheitlichen Raubbaus in den Betrieben als ’ungerechtfer- 
tigt" zu bezeichnen. Man wartet also — mit stillschweigender 
Duldung der KPI — zu, bis sich das arbeitshygiensiche Bündnis 
zwischen den Fabrikräten bzw. -delegierten und den linksintel- 
lektuellen Praktikern der lokalen Präventionsgruppen (Servizi 
Medicinali preventive per gli ambienti di lavora — SMAL) in der 
Restaurationsepoche der achtziger Jahre verläuft, bevor man 
es wagt, den lokalen Programmierungsprozeß rückwirkend auf 
die Fabriken auszuweiten! 


Was die zentrale Ebene betrifft, so haben wir ihre Funktionen 
oben (unter 3.1. und 3.2.) beschrieben. Hinzuzufügen bleibt nur 
noch, daß das ’Nationale Gesundheitsinstitut’ als unmittelbares 
Steuerungsinstrument der Regierung anzusehen ist, welchem 
ein 'Nationaler Gesundheitsrat’ — wie es immer so schön heißt 
— 'beratend zur Seite stehen wird’. Die Posten sind inzwischen 
alle besetzt, und zwar von Persönlichkeiten, die mit ihren Bio- 
graphien absolut dafür einstehen, daß der Programmierungs- 
prozeß als das ablaufen wird, als was er gedacht ist: als sozial- 
und gesundheitspolitische Konterrevolution des formierten Par- 
teiensystems Italiens, welches sich die KPI als erste Triebkraft 
der Restauration am Rande der Machthebel so lang wie mög- 
lich erhalten will. 


3.4. 


Welches sind schließlich die neuen Angriffspunkte gegen die 
Unterklassen, welche das italienische Regime mit dem Gesetz 
Nr. 833 festschrieb? Sie ergeben sich, meinen wir, unmittelbar 
aus den Bestimmungen im Gesetz und den Folgeerlassen des 
fixierten gesundheitspolitischen Formierungsprozesses. Des- 
halb wollen wir sie hier nur noch einmal gerafft zusammenfas- 
sen. 


Erstens: die freie Arztwahl entfällt, zuständig ist nur noch die 
jeweilige Equipe des Lokaldistrikts. 

Zweitens: das Arztgeheimnis und das Recht auf die private 
Intimsphäre sind beseitigt. Wer sich in Behandlung begibt, stellt 
seine persönlichen, sozial-familiären und Gesundheitsdaten ei- 
nem Informationssystem zur Verfügung, das in einem zentralen 
Computer des Gesundheitsministeriums endet und für alle In- 
stitutionen des Regimes uneingeschränkt zur Verfügung steht. 
Drittens: die medizinischen Versorgungseinrichtungen sind 
ausnahmslos der Polizei angegliedert. Wer etwas vor der Poli- 
zei zu verbergen hat, muß auf seine medizinische Versorgung 
verzichten. 

Viertens: das Krankfeiern als informelle Vermittlungsstufe 
des Arbeiterkampfes wird administrativ blockiert, und zwar ef- 
fektiv — im Gegensatz zu früher. Damit kommen alle Möglich- 
keiten in Fortfall, sich kurzfristig dem restaurierten Despotismus 
der dezentralisierten Fabrikarbeit zu entziehen. Dies fällt be- 
sonders deshalb ins Gewicht, weil die kompensatorischen ar- 
beitsmedizinischen Ausgleichsmöglichkeiten auf Fabrikebene 
stagnieren. 

Fünftens: wer sich in Zukunft in medizinische Behandlung 
begibt, wird, ob er will oder nicht, einer umfassenden gesund- 
heitspolitischen Propaganda ausgesetzt. Wer Vorbeugungsak- 
tionen, Rehabilitationsauflagen usw. verweigert, gilt in Zukunft 
als Objekt, dem seine ’falschen’ Bedürfnisse ausgetrieben wer- 
den müssen. 

Sechstens: die aus der Reformperiode übernommenen ge- 
sundheitspolitischen Dienste werden innerhalb der USSL in ihr 
Gegenteil verkehrt. Zum Beispiel die ’Consultorie familiari’ des 
Abtreibungsgesetzes: Veröffentlichungen über die Jahre 1978- 
1980 zeigen, daß sie nicht mehr dem Selbstbestimmungsrecht 
der Frauen über ihren Körper dienen, sondern einen wachsen- 
den Gebärzwang ausüben. Die Folge ist, daß sich die Frauen 
erneut auf den erniedrigenden Abtreibungsmarkt begeben 
müssen. Ähnliches wird über die sektoralisierte ’Mentalhygiene’ 
berichtet: wer sie konsultiert, wird mehr denn je sozial ausge- 
grenzt. 

Siebtens: die den USSL angegliederten Sozialdienste gehen 
immer mehr dazu über, die Sozialhilfeempfänger und Behin- 
derten von den Unterstützungszahlungen auszuschließen. 
Stattdessen müssen ihre Familien — soweit vorhanden — sie 
durchbringen. Den Frauen wird ein wachsendes Maß unbe- 
zahlter Hausarbeit aufgebürdet. Auch die Plätze im Kindergär- 
ten, Kindertagesheimen, Altenasylen usw. sind rückläufig. 


Achtens: die Tätigkeit der Gesundheitsarbeiter selbst wird in- 
tensiviert, rationalisiert und neu hierarchisiert. Die Arbeitsplatz- 
bewertung und das Leistungslohnsystem werden eingeführt. 
Neuntens: das in der antiinstitutionellen Psychiatrie erstmals 
erprobte System der ’freiwilligen Helfer’ und der unterbezahlten 
Zusatzkräfte ohne festen Arbeitsvertrag und Sozialversiche- 
rung wird breit institutionalisiert. 

Diese Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen. Uns genügen 
diese hauptsächlichen Aspekte. Wer sich im gesundheitspoliti- 
schen Alltag ein wenig auskennt, weiß, was sie zusammenge- 
faßt bedeuten. Die gesundheits- und sozialpolitische Konterre- 
volution marschiert in Italien, trotz aller partiellen Rückschläge 
und trotz der jüngsten notwendig gewordenen Verlängerung 
des Pandolfi-Zweijahresplan auf die Dreijahresperiode 1980- 
1982. 


4. Die gesundheitspolitische Konterre- 
volution in Italien und wir 


Was bedeutet das alles für uns, die wir nicht in Italien leben, 
sondern gegen die gesundheitspolitische Restauration in der 
BRD kämpfen? Die Bilanz ist bedrohlich, wenn nicht beängsti- 
gend. Und zwar nicht zuletzt deshalb, weil es sich hinsichtlich 
Italiens nicht um eine weitab gelegene Bananenrepublik han- 
delt, sondern um ein Mitglied der EG, in dem nichts geschieht, 
was vom sozialpolitischen Management der "Gemeinschaft' 
nicht gutgeheißen wird. 

Zunächst einmal müssen wir uns vergegenwärtigen, daß die 
italienische Entwicklung in zwei bis drei Jahren einen Prozeß 
durchlaufen hat, zu dessen Absolvierung die deutsche Ge- 
sundheitspolitik über vierzig Jahre benötigte. Und gleichzeitig 
geht dieser Prozeß in Italien weiter: dort werden inzwischen 
Konzepte realisiert, die hierzulande immer wieder einmal auf- 
tauchen, aber immer wieder auch gebremst worden sind. Uns 
hilft es nicht viel, wenn wir uns angesichts dessen entweder 
achselzuckend abwenden oder aber mit euphorischen Bemer- 
kungen über die Stärke des Klassenkriegs von unten kontern, 
der solche konterrevolutionäre Formierungsanstrengungen er- 
zwingt. Uns hilft es auch nichts, wenn wir schadenfroh auf die 
Rolle der KPI hinweisen, die im Kampf gegen die autonome So- 
zialrevolte und danach gegen ihre eigenen Gesundheitspoliti- 
ker vom linken Flügel inzwischen Positionen einnimmt, welche 


sich weitaus erbarmungsloser ausnehmen als die hiesigen Pro- 
jekte und Planungen für einen sozialdemokratischen Herbst. 


Über die historischen Parallelen, aber auch die Nichtüberein- 
stimmungen, muß noch detailliert gearbeitet werden. Etwa über 
die Frage, warum es zwar schon 1931 in Deutschland zur Auf- 
hebung der direkten Kontraktbeziehungen zwischen Ärzten 
und Pflichtkrankenkassen kam, warum es aber später der NS- 
Gesundheitspolitik nicht gelang, ihre weiterreichenden Formie- 
rungsprojekte durchzuziehen. Tatsächlich ist die Übereinstim- 
mung zwischen den diesbezüglichen Plänen der braintrusts der 
’Deutschen Arbeitsfront’ und der in Italien jetzt entstehenden 
gesundheitspolitischen Realität frappierend: nur hießen die lo- 
kalen sozio-sanitären Zentren damals ’Orts’- bzw. ’Betriebsge- 
sundheitsstationen’ und der Kampf gegen das Krankfeiern be- 
diente sich zuletzt der 'mobilen vertrauensärztlichen Dienste’. 
Allerdings wurden die Vorschläge zur Zentralisation der Kran- 
ken- und Sozialversicherung damals Makulatur, und die ganz 
ähnlich klingenden Vorschläge für ein ’Gesundheitswerk des 
deutschen Volkes’ wurden in die Nachkriegsplanungen ver- 
bannt. Was werden uns die KPI-Technokraten entgegenhalten, 
wenn wir sie eines Tages der direkten Anleihen bei den NS-So- 
zialpolitikern überführen? Aber sind es überhaupt Anleihen? 
Haben die bis heute so tabuisierten und — nicht zufällig — dem 
geschichtslosen Dunkel überlassenen NS-Eierköpfe nur Ent- 
wicklungen vorwegnehmen wollen, die dem Klassenkrieg in al- 
len spätkapitalistischen Gesellschaften immanent ist? 


Aber auch die unmittelbaren Parallelen sind bedrohlich genug. 
Was sich in Italien abrupt durchzusetzen beginnt, wird bei uns 
scheibchenweise dosiert. Das Betriebsarztgesetz von 1974, 
das Kostendämpfungsgesetz im Gesundheitswesen, die 1976/ 
77 angelaufene ’Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen’, 
das Krankenhausfinanzierungsgesetz, die längst angelaufene 
produktive’ Rehabilitation der Behinderten durch mehr oder 
weniger offene Zwangsarbeit, die Regionalisierung der Psy- 
chiatrischen Dienste und der zweifelhafte Boom der Gemein- 


depsychiatrie usw.: sind diese Fragmente gesundheitspoliti- 
scher Formierung, einmal synthetisch betrachtet, nicht auch 
Alarmzeichen? Sind wir nicht auch in der BRD schon sehr nahe 
an einem alles umfassenden ’Nationalen Gesundheitsplan’, der 
nur eine mittlere Sozialrevolte und einen überproportionalen 
Anstieg der Krankenstände benötigt, um im Rückgriff auf Italien 
in Aktion treten zu können? Re-Import des "Modells Italien’, um 
das so glorreiche ’Modell Deutschland’ zu stabilisieren? 


Wir werden den Verdacht nicht los, daß die bundesrepublikani- 
schen Sozialpolitiker — der EG-Sozialfonds sowieso, sogar in 
Triest — 1974 in Italien direkt eingegriffen haben, als die frisch 
aus der Taufe gehobene Schmidt-Genscher-Regierung ihre 
Zahlungen für die italienische IMF-Kredittranche mit ominösen 
Auflagen zur Sanierung der Sozialpolitik verband. Sollte dies 
der Fall gewesen sein, und einiges spricht dafür, nicht zuletzt 
die ständigen Konsultationen zwischen SPD und KPI, dann 
könnte die sozialliberale Koalition durchaus aus zwei Beweg- 
gründen gehandelt haben: einmal, um den für die ganze EG 
bedrohlich gewordenen sozialrevolutionären Funken in Italien 
'sozialsanitär’ wegprogrammieren zu helfen; zum anderen aber 
auch, um in Italien Experimente zu starten, für die die bundes- 
deutschen Verhältnisse noch nicht reif waren ... 


Ob so oder so. Wir sollten den Fall Italien zum Anlaß nehmen, 
um unsere eigenen gesundheitspolitischen Realitäten ernsthaf- 
ter unter die Lupe zu nehmen. Und das Fiasko der italienischen 
gesundheitspolitischen Linken sollte Anlaß dazu sein, über un- 
sere eigne Rolle im Dschungel der bundesdeutschen Gesund- 
heits- und Sozialpolitik nachzudenken. Wir sollten von unseren 
allzu blauäugigen Illusionen wegkommen. Wissen wir wirklich 
so genau, wem wir mit unseren Träumereien von 'gemeindena- 
her Psychiatrie’, ’demokratisierter Sozialarbeit’, ’alternativer 
Medizin’ und "alternativen Gesundheitsläden’ in die Hände ar- 
beiten? 


Wir wollen Basagliıa 
als Direktor von Asinara 


* Asinara 


Effizienz, Mobilität, Flexibilität und die Kontrolle der Nervenheil- 
anstalten sind nötig, um der »Ausweitung der sozialen Unange- 
paßtheit« zu begegnen. Die Psychiatrie, auch wenn sie »neu« 
sein mag, sieht sich vor die Aufgabe gestellt, immer größere 
Anteile der Bevölkerung in ihren eigenen Regelkreis aufzuneh- 
men. Dies wäre bei der alten Struktur des Irrenhauswesens 
nicht möglich gewesen. 


Im September 1977, wenige Tage nach dem Anti-Repressions- 
kongreß von Bologna, ereignete sich unter einem Zirkuszelt vor 
3000 Personen, die aus halb Europa und aus Lateinamerika 
angereist waren (Psychiatern, Medizin- und Psychologiestu- 
denten, Verwaltungsbeamten, Patienten und Ex-Patienten, 
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Psychiatriearbeitern und Neugierigen), ein Skandal. Etwa 30 
Genossen wagten es, die Kathedrale der »neuen Psychiatrie« 
zu entweihen, die heilige Kuh der am weitesten gediehenen 
Reform in einem Land, das in jenen Tagen als das »freieste 
Land der Welt« bezeichnet wurde: Basaglia und das Psychiatri- 
sche Krankenhaus von Triest. 

Das »Dritte Internationale Treffen von Triest«, das eigentlich ei- 
ne Feier der Reformerfolge der Psychiatrie von Triest und von 
Italien sein sollte, und mit ihm das Forum für die aseptische De- 
batte der bekanntesten Vertreter der »neuen Psychiatrie« auf 
Weltebene (Basaglia, Guattari, El Kaim, Castel usw.), geriet in 
eine sieben Tage andauernde politische Auseinandersetzung. 
In deren Mittelpunkt stand vor allem die Beziehung zwischen 


der kapitalistischen Restruktuierung der Repressionsmecha- 
nismen, einer Reformbewegung aus dem mittlerweile weit zu- 
rückliegenden Jahr 1968, die nunmehr nach neun Jahren auf 
institutioneller Ebene praktische Ergebnisse erzielt hatte, und 
einer Klassenbewegung, die sich in diesem Jahr mit ihren The- 
men und ihren Kampfformen vorgestellt hat. Letztere maßte 
sich das Recht an, auch in der Auseinandersetzung mit dieser 
Reform der repressiven Funktion des »Irrenhaus«-Staates ihre 
eigene Meinung vorzutragen. Sie ging davon aus, daß diese 
Reform vom Psychiatrischen Krankenhaus Triest gegenüber 
der Stadt und in bezug auf ihren beispielhaften Signalcharakter 
gegenüber ganz Italien repräsentiert wurde. 

Und das war auch der Beginn einer politischen Arbeit, die eine 
Gruppe von Genossen bis heute auf diesem Gebiet fortführt. 
Wir halten es für notwendig, darüber eine Diskussion zu eröff- 
nen. Dabei spielt für uns auch die Tatsache eine Rolle, daß jene 
Kliniken, die einmal als »avantgardistische Erfahrungen« galten 
— wie beispielsweise die psychiatrischen Hospitäler von Triest, 
Arezzo und Perugia, — ein Gesetz zur Reform der psychiatri- 
schen Hilfe, nämlich das Gesetz Nr. 180 aus dem Jahr 1978, 
bewirkt haben. Dieses Gesetz veranlaßt jetzt die Irrenhäuser in 
ganz Italien und somit die gesamte repressive Maschinerie der 
Irrenanstalten, sich diesen Erfahrungen anzupassen. 


Wir sprachen über die zweifellos vorhandenen praktischen Re- 
sultate. Die alte Institution Irrenanstalt von Triest gibt es nicht 
mehr (mittlerweile auch kaum noch in Gestalt der Anlage). Die 
Zahl der stationären Patienten ist von 1500 auf 300 gesunken 
(die alle nur noch als »Gäste« bezeichnet werden). Es funktio- 
nieren sechs »Zentren für geistige Gesundheit« (CSM) im 
Stadtgebiet. Eine ganze Stadt ist gezwungen, sich mit den »be- 
freiten Irren« auseinanderzusetzen. Und von unserer Seite kam 
eine Provokation (beim Ruf »Wir wollen Basaglia als Direktor 
von Asinara«) und kamen Fragen. Prowkationen und Fragen 
waren (mehr noch als an den Professor) an eine Mannschaft 
gerichtet, die sich oft, wenn auch in widersprüchlicher Weise, 
als politisches Kollektiv charakterisiert hat und sich zum größ- 
ten Teil aus Ärzten zusammensetzt, die aus den Universitäten 
von 1968 gekommen wafen und den antiinstitutionellen Kampf 
in die Hospitäler getragen hatten. Diese Manschaft ist in ihrer 
Arbeit oft mit der KPI, den Lokalverwaltungen, der Gewerk- 
schaft und mit den anderen demokratischen Psychiatern, die 
mit der »neuen Linken« stärker organisatorisch verbunden wa- 
ren, zusammengestoßen. 

Provokationen und Fragen, die den ersten Zusammenstoß zwi- 
schen den Inhalten der Bewegung und sieben Jahren der »anti- 
institutionellen Arbeit« bewirkt haben: 

— Ist es Zufall, daß in Triest die Nervenheilanstalt geschlossen 
wird (und der Staat ein Gesetz herausbringt, durch das dieses 
Beispiel verbreitet wird), während gleichzeitig und parallel dazu 
eine Gefängnisreform zustandekommt, die neben der Einfüh- 
rung des Spezialgefängnisses vom gleichen Prinzip der Re - 
fabilitation und Resozialisierung ausgeht? 

— Ist vielleicht — möglicherweise rein zufällig — eine Selektion 
bei der Unterstützung und der Wiedereingliederung von An- 
staltsinsassen und entlassenen Anstaltsinsassen erfolgt, die 
vom Grad ihres Glaubens an die »sozialen Werte« und ihrer 
Anpassungsmöglichkeit an diese Werte ausging? Und werden 
die anderen ihrem sogenannten Schicksal überlassen (Chro- 
nischkranke, Insassen der kriminalpsychiatrischen Abteilun- 
gen, »natürlicher Tod«, »Selbstmord«, usw.)? 

— Und genügen die »Zentren für geistige Gesundheit« (CSM) 
vielleicht nur der Anforderung nach einer effizienteren, mobi- 
leren, umfangreicheren und flexibleren Funktion und Kontrolle, 
Einschüchterung und Behandlung, wie sie die Irrenanstalt füher 
mit einem Kostenaufwand erfüllte, welcher, wenn man die 
»Ausweitung der gesellschaftlichen Unangepaßtheit« in Be- 
tracht zieht, laut ausdrücklicher Erklärung der Provinzialverwal- 
tung heute gesellschaftlich und ökonomisch nicht mehr tragbar 
wäre? 


15 


— Entsprechen die CSM etwa nicht dem Erfordernis, immer 
größere Teile der Bevölkerung zu psychiatrisieren, d.h. in den 
Regelkreis der Psychiatrie (auch wenn sie sich »neu« nennt) 
einzuschleusen, was mit der alten Struktur des Irrenhauses 
nicht zu bewerkstelligen gewesen wäre? 

— Ersetzen die CSM vielleicht nicht genau die Funktion der So- 
zialhilfe, der Quartierkomitees, der zivilen Überwachung (sor- 
veglianze civile), der Beratungszentren, Stadtteilpsychologen 
usw., also all jener sogenannten sozialen Instrumente, welche 
die Randgruppen (proletariato marginale) kontrollieren, aus- 
sondern, requalifizieren und aus dem Verkehr ziehen? 


Diese Analysen und Fragen schienen uns weder spitzfindig in- 
tellektualistisch, noch einfach zu beantworten. Aber es schien 
uns nötig, sie zu stellen, um eine militante Praxis in den Ausein- 
andersetzungen mit einer Erfahrung wie der der Triester Psy- 
chiatrischen Klinik zum Ausdruck zu bringen. Und die ist inso- 
fern interessant, als es sich im Vergleich mit jeder anderen Si- 
tuation/Institution vielleicht um die wichtigste, nämlich kompak- 
teste und homogenste Einrichtung handelt, in der eine Gruppe 
von Technikern arbeitet, die sich selbst als KPI-Linke bezeich- 
net. R \ 


Wir glauben, daß Triest heute als Prüfstein für die Verspre- 
chungen der verschiedenen theoretischen Ansätzen angese- 
hen werden kann, die sich nach der 68er Revolte in bezug auf 
die Arbeit in den Institutionen entwickelt haben und die darauf 
abzielten, deren Funktion als Regulations- und Repressionsin- 
strument des Kapitals und des kapitalistischen Staats anzugrei- 
fen. 

Angesichts einer so vielschichtigen Wirklichkeit könnten wir uns 
eine Menge Überprüfungsmöglichkeiten vorstellen, von denen 
aus man versuchen könnte zu verstehen, inwe.weit die Erfah- 
rung der Triester Mannschaft nicht tatsächlich statt zum Bruch 
mit der Institution zur nackten und einfachen Anpassung an das 
geführt hat, was heutzutage die neuen kapitalistischen Erfor- 
dernisse der Kontrolle und der Repression ausmacht. Wir ha- 
ben hier zwei Gesichtspunkte ausgewählt, die wir für die we- 
sentlichen halten. Der erste geht darum, wie sich das Kranken- 
hauspersonal mit einigen materiellen Bedürfnissen auseinan- 
dergesetzt hat und auseinandersetzt, die der psychiatrische 


Umgang in bezug auf das Randgruppenproletariat hervorbringt., 


Der zweite betrifft den praktischen Betrieb und die Funktion der 
»Zentren für geistige Gesundheit«. 


Zitat aus dem Einleitungsreferat der Triester Psychiatriearbeiter 
auf dem »Dritten Internationalen Treffen der Neuen Psychiat- 
rie«: »Vorrangiges Ziel des ersten Aktes der institutionellen 
Transformation wurde somit die Rekonstruktion der Persönlich- 
keit und ihrer sozialen Identität: alle Normen abzuschaffen, die 
die persönliche Abhängigkeit der Internierten regelten, und 
konkret ihre Identität als juristische Person wiederherzustellen; 
die ökonomischen Ressourcen wiederanzueignen, die für ihre 
Eingliederung in den Kontext der sozialen Tauschverhältnisse 
unabdingbar sind; unwiderruflich die Voraussetzungen zu 
schaffen, die ihre Existenz als Glied des sozialen Körpers er- 
möglichen. Mit anderen Worten: ein vormundschaftliches Ver- 
hältnis in eine Vertragsbeziehung umzuwandeln.« 

Zweifellos ist diese Operation vollständig gelungen: heute kann 
niemand mehr abstreiten, daß das Randgruppenproletariat, 
das vormals mit seiner Asylierung in der psychiatrischen Anstalt 
den Teufel ausgetrieben bekam und ausgelöscht wurde, heute 
nur noch schlicht und einfach in jener Rolle fixiert wird, die ihm 
ihm »Regelkreis der sozialen Tauschbeziehungen« zugedacht 
ist (bzw. in die es nach seiner Entlassung aus dem Psychiatri- 
schen Hospital geschoben wurde): es bleibt also genau Rand- 
gruppenproletariat. Bis dahin ist das nicht Besonderes. Einer- 
seits könnte niemand sagen, dem Randgruppenproletariat gin- 
ge es im Irrenhaus mit seiner Körperfesselung, seiner Elektro- 
schockbehandlung usw. besser als auf der Straße. Anderer- 
seits ist bekannt, daß die kapitalistische Arbeitsorganisation 


heute immer größere Mengen von »Randgruppenarbeitern« 
braucht und daß bei der Herstellung eines stabilen Gleichge- 
wichts zwischen »offizieller Arbeit« und »Schwarzarbeit« sich 
das Kapital auch der Mobilität und der subjektiven Labilität der 
Jugendlichen und der sozial am schwächsten gestellten Arbeit 
bedient. 

Genau das, was inzwischen zur Kulisse eines politischen Zu- 
sammenstoßes geworden ist, hat jedoch zur neuen psychiatri- 
schen Organisation als einer spezifischen Antwort geführt, die 
aus den Ruinen des Irrenhauses hervorgegangen ist. Das ist 
es, was diese neue psychiatrische Organisation zu den Bedürf- 
nissen, zum Kampf, zur Forderung nach Einkommen und Un- 
terstützungsleistungen beigetragen hat und beiträgt, womit sich 
das Randgruppenproletariat in diesem inzwischen stabilisierten 
»Vertragsverhältnis« bewegt. 


Exemplarisch ist in diesem Zusammenhang die Wohnungsfra- 
ge geworden. Ein zentrales Problem, seit Jahren im Kern der 
tausende von Forderungen, die dieser, von ein paar tausend 
Ex-Insassen repräsentierte Rand des Proletariats immer wie- 
der vorträgt, ist das Wohnungsproblem. Und genau hier haben 
sich die Ex-Insassen mit weiteren Tausenden von Proletariern 
zusammengeschlossen, die in Triest mit dem Imobilienge- 
schäft, den Häusermaklern, dem Wohnungsamt und dessen 
Vertretern, der SUNIA und der KPI, zusammenstoßen. Es war 
klar: wer ein Kontraktverhältnis mit den Patienten etablieren 
wollte, mußte sich das Problems annehmen. 

Und das Team des Triester Psychiatrischen Krankenhauses 
hat dies getan: es hat auf die beste Art und Weise zu verhin- 
dern gesucht, daß sich aus der einfachen Forderung ein Kampf 
entwickelte, daß die Forderung nach Wohnraum eine Organi- 
sation und einen Zusammenstoß mit der Immobilienlobby her- 
vorbrachte, daß sich die Patienten politisch und subjektiv mit 
den anderen Proletariern zusammenschlossen. 

Am Anfang stand eine privatistische Auseinandersetzung mit 
dem Problem: die Ärzte machten sich auf die Socken, um Woh- 
nungen auf ihre eigenen Namen anzumieten, und dann beauf- 
tragten sie uns, Patientengruppen darin unterzubringen. 
Jedoch fanden sie sich bald zwischen zwei Stühlen wieder. Ei- 
nerseits hatten die Hausbesitzer ihren Trick bald durchschaut 
und neutralisierten ihn dadurch, daß sie an Ärzte der Psychiatri- 
schen Klinik keine Häuser mehr vermieteten. Auf der anderen 
Seite benötigten immer mehr Patienten eine Wohnung. 

Diese Sitwtion und die zusätzliche Tatsache, daß die Besetzung 
eines Sozialzentrums seitens des jugendlichen Proletariats das 
Wohnungsproblem in der Stadt schlagartig beleuchtet hatte, 
führte dazu, daß ein Teil des Teams Anfang 1978 anfing, die 
Besetzung eines kleinen Gebäudes zu diskutieren und vorzu- 
bereiten, das einer für nutzlos erklärten Institution gehörte, 
nämlich das Seemannsheim. Aber auch diese Besetzung, die 
eine Möglichkeit hätte sein können, um die »Verwaltung« der 
Forderungen und Bedürfnisse der Patienten zu durchbrechen, 
wurde nicht ausgenutzt. Die Möglichkeit, zusammen mit den 
Patienten eine Diskussion über die Kampfformen und -ziele zu 
eröffnen und ein politisches Programm zur Wiedergewinnung 
der Einheit zwischen »Patienten« und »gesunden Proletariern« 
auf der Basis des Häuserkampfs zu starten, wurde vertan. 


Die Unfähigkeit, die eigene Beziehung zu den proletarischen 
Patienten auf eine Art zu sehen, die nicht auf ihre Verwaltung, 
und sei es auch die Verwaltung des kämpfenden Patienten, 
hinausläuft; die Unfähigkeit, über das Selbstverständnis als 
Techniker hinauszugehen (und sei es auch nur, weil sie sich 
gezwungen sahen, sich mit Basaglia und anderen Ärzten dar- 
über auseinanderzusetzen, ob sie als Techniker das Recht ha- 
ben, Häuser zu besetzen); und die Unfähigkeit, eine Vision von 
»Politik« zu überwinden, die sich nur in Kontakten mit der Pro- 
vinzverwaltung, den Gewerkschaften und der SUNIA sowie den 
Betriebsräten erschöpft: das alles hat dem politischen Inhalt 
dieser Besetzung viel gründlicher den Garaus gemacht als die 
Räumung durch die Polizei. 
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Und so ist diese Erfahrung keineswegs zufällig für das Team 
der Psychiatriearbeiter zu einem billigen Versatzstück gewor- 
den,statt zum Ausgangspunkt für ein Kampfprogramm. 

Und tatsächlich interveniert die Provinzverwaltung im Tausch- 
geschäft mit der Normalisierung, mit dem Versprechen, die Be- 
setzung zu vergessen, und mit der Blockierung einer wie auch 
immer gearteten politischen und organisatorischen Diskussion 
über die Wohnungsnot. Und der Provinzbeauftragte für die 
Psychiatrische Betreuung, Pessato von der KPI, sagt in einer 
Rede auf dem Regionalkongreß von Friaul — Venedig — Giulia 
über das Gesetz Nr. 180: »die Regionalverwaltung kann sich 
dem schweren Problem der Wiedereingliederung der Ex-Insas- 
sen der Psychiatrischen Kliniken in die Gemeinschaft nicht ver- 
schließen. Das Wohnungsproblem ist der beherrschende Punkt 
innerhalb dieses Prozesses ... Eine Intervention von öffentlicher 
Seite, insbesondere gegenüber dem Vermögen der IACP, 
scheint unvermeidlich ... (Beilage 6)«. Und die Beilage 6 schlägt 
ein Regionalgesetz vor, das die IACP zwingen soll, einen Teil 
ihrer Häuser Gruppen ehemaliger Psychiatrie- Insassen oder 
Assistenten der Psychiatrischen Kliniken zur Verfügung zu stel- 
len. 

So schließt sich der Kreis: die Forderung nach Wohnraum, die 
die Patienten vorbringen; der Zusammenstoß, den dieses Be- 
dürfnis in den Auseinandersetzungen mit dem Grundstücksei- 
gentum bewirken könnte; die Möglichkeit, daß diese Forderung 
Organisation und Kampf zusammen mit anderen Proletariern 
hervorbringen könnte: das alles wird stattdessen »demokra- 
tisch« in den Auswahlverfahren der IACP, im Kleinkrieg zwi- 
schen den Armen um geringe Vorteile, in der proletarischen 
Konkurrenz um eine beschissene Wohnung in beschissenen 
Ouartieren »kanalisiert«. 


Aber wenn auch die Wohnungsfrage exemplarisch ist: noch viel 
wichtiger sind die Geldfrage, die Einkommensfrage und das 
Problem des Arbeitsplatzes. Und es war sicher auch ein politi- 
sches Kernproblem, über das lange, mit wichtigen Beiträgen 
und in aufschlußreichern Episoden diskutiert wurde. 

Ein Zitat aus »Controinformazione« Nr.5/6 vom November 
1975 aus dem Artikel »Institution und Profit«, einem Dokument, 
das 1973 als Anregung zur Diskussion, zur Analyse und zur 
Festlegung der Arbeit einer Gruppe von Mitarbeitern des Psy- 
chiatrischen Krankenhauses von Triest diente: »... die Unfähig- 
keit zur Arbeit ist im heutigen Wirtschaftssystem kein bestim- 
mender Faktor mehr, um so weniger darf sie der bestimmende 
Faktor für den Insassen der psychiatrischen Institution sein. Die 
»Rehabilitation« des Anstaltsinsassen kann heute kein Prozeß 
der Rekonditionierung zu den bürgerlichen oder spätkommuni- 
stischen Arbeitsideologien mehr sein, weil das als reale Praxis 
nicht möglich wäre; und eine Praxis der institutionellen Arbeit, 
die den Insassen einen solchen Prozeß einimpfen wollte, würde 
; auf rein ideologischen Vorstellungen basie- 
ren. Eine solche »Rehabilitation« würde wie eine Rekonditio- 
nierung zum sozialen Randgruppendasein mit allen sich daraus 
ergebenden Konsequenzen wirken. Heute, angesichts der 
massenhaften Prozesse der Marginalisierung, gehört folglich 
das Einkommen zu dem, was sich das Proletariat aneignen 
muß. Das politische Ziel heißt: EINKOMMEN beziehen, UM LE- 
BEN ZU KÖNNEN. Wenn das institutionelle Randgruppenda - 
®in auf soziale Randgruppenexistenz zurückgeführt werden 
soll, kann das heute nur gelingen, wenn die institutionellen Zie- 
le und Verhaltensweisen auf proletarische Ziele und Verhal- 
tensweisen zurückgeführt werden — mit allen Konsequenzen, 
die ein solcher Prozeß der Wiederherstellung mit sich bringt ...« 
Dabei handelt es sich nicht um billige Phrasen: im Oktober 
1973 hatte es einen Kampf der Anstaltsinsassen für eine Mo- 
natsunterstützung von 80 000 Lire gegeben. Aus einem Brief 
an die Provinzverwaltung von Triest vom 13.11.73, der von Mit- 


gliedern der Kooperative, Unterstützungsempfängern und ehe- 
maligen Insassen der Psychiatrischen Klinik unterschrieben 
worden war: »... die Unterstützungsempfänger fordern nach- 
drücklich, daß die Unterstützung 

a) den Charakter der Wohltätigkeit verlieren soll, da die Höhe 
und Dauer der Zuteilung allein vom guten Willen dessen ab- 
hängt, der sie vergibt 

b) daß sie die exakten Eigenschaften eines »sozialen Einkom- 
mens« annehmen soll, was bedeutet: 

1. sie muß Recht der Person sein, sobald einmal die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse als derart anerkannt sind, daß sie ein wirk- 
lich autonomes Leben verhindern 

2. sie muß die Person wirklich in die Lage versetzen, sich selbst 
zuversorgen — und deshalb halten wir die Summe von 80 000 
Lire monatlich für den Mindest-Lebenshaltungssatz einer Per- 
son, die in Triest lebt 

3) sie muß die Eigenschaft einer regelmäßigen Zahlung haben 


4) sie muß die Eigenschaft der Kontinuität haben ...« 

Und dieser Kampf endet auch siegreich, die Anstaltsinsassen 
gehen mit einer monatlichen Unterstützung von 80 000 Lire 
daraus hervor. 

Aber indem die Verwaltung die 80 000 Lire bewilligt, denkt sie 
sicher nicht an den Soziallohn; sie denkt vielmehr daran, wie 
sei die Betreuungskosten verringern kann. Es reicht, sich zu 
vergegenwärtigen, daß heute von der Verwaltung der Pflege- 
satz für einen Tag Krarikenhausaufenthalt auf 60-70 000 Lire 
veranschlagt wird, und schon damals bewegte sich der Tages- 
satz um die 30 000 Lire. 
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Aber nicht nur das; die öffentliche Unterstützung war auch die 
einzige Möglichkeit, das Irrenhaus zu entleeren. Mit der Unter- 
stützung bezahlen die Patienten heute die Mieten für die Woh- 
nungen, in die sie verfrachtet worden sind, sie bezahlen damit 
manchmal private Pflegeleistungen (da die allerwenigsten das 
Glück haben, in den Genuß der häuslichen Pflege durch die 
Kommunalverwaltung zu kommen); sie bezahlen damit ihre Be- 
kleidung und Lebensmittel: sie bezahlen also alle Leistungen 
aus eigener Tasche, die ihnen vorher die Psychiatrischen Klini- 
ken stellen mußten. 

Die Gelder der Unterstützten wurden sofort in diejenigen Gel- 
der umgewandelt, mit denen die Psychiater die Häuser in der 
Stadt mieteten, die Schwarzarbeiter unter dem Pflegepersonal 
entlohnten oder manchmal auch kollektive Ferien der Patienten 
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finanzierten, usw.! 

Die höchste Unterstützungssumme, die heute bezahlt wird, be- 
läuft sich auf 130 000 Lire im Monat, aber viele der Patienten, 
die Unterstützung bekommen (etwa 800),erhalten weniger bis 
zu lachhaften Summen von 20-30 000 Lire. 

Es ist offensichtlich, daß das nicht die Summen sind, die die Pa- 
tienten meinten, als sie Geld forderten, »um sich selbst versor- 
gen zu können«. 

Und in der Tat: sie sind gezwungen, sich vollständig von der 
Struktur der CSM und den Psychiatriearbeitern »versorgen« zu 
lassen, die dort arbeiten: von Fall zu Fall werden diese CSM- 
Mitarbeiter entscheiden, ob die Unterstützung gewährt wird 
oder nicht; wie hoch sie sein soll (d.h. sie entscheiden, wieviel 
eine Person zum Leben braucht!); wann sie überhaupt mit den 
Entzug der Unterstützung drohen; wie das Geld ausgegeben 
oder gespart wird; und manchmal sind sie es, die den Patienten 
nur 1000 Lire am Tag geben (»weil er alles auf einmal ausgibt 
und sich womöglich auch noch besäuft«). 

Von den Kämpfen für das soziale Einkommen ist wenig übrig- 
geblieben: die Unterstützung scheint nicht so sehr nach den 
Bedürfnissen der Patienten genutzt, sondern nach denen der 
Kontrollinstanzen geregelt zu sein, die damit bezwecken, die 
Patienten an sich zu binden, ihr Verhalten zu regeln und sie zu 
ändern, wenn es ihnen nötig erscheint. Es handelt sich also um 
ein »Instrument zur Rehabilitation und Wiedereingliederung«, 
so wie es in einem Bericht des technischen Personals der psy- 
chiatrischen Hilfe vom Juni 1973 über dieses Problem an die 
Provinzverwaltung beschrieben wurde, und genauso wird es 
auch von eben diesen Technikern benutzt. 

Die Provinzverwaltung von Triest, dig&ich nicht genug damit 
brüsten kann, enorme Summen für die Unterstützung auszuge- 
ben, tut dies also im Rahmen einer »Reform«, die es in diesen 
Jahren ermöglicht hat, Milliarden von Lire einzusparen. Es ge- 
nügt daran zu denken, daß seit 1972 kein einziger neuer Pfle- 
ger eingestellt worden ist (nicht einmal diejenigen wurden er- 
setzt, die in Pension gegangen sind). Es genügt, an den enor- 
men Kostenunterschied zwischen stationärer Pflege und Unter- 
stützungszahlen zu denken, der vorhin angedeutet wurde (aus 
den offiziellen Daten geht hervor, daß sich die realen Kosten, 
aber auch die Personal-, Verwaltungs-, Medikamenten- und 
Lebensmittelkosten usw. verringert haben). In Wahrheit ist die 
psychiatrische Struktur von Triest ein echtes und einmaliges 
Modell für die Einsparung der öffentlichen Ausgaben auf dem 
Gesundheitssektor. Und zwar auch dann, wenn man die Tatsa- 
che nicht in Rechung stellen möchte, daß diese Struktur heute 
in viel größerem Ausmaß als in der Vergangenheit in der Lage 
ist, ein Kontrollnetz über das Territorium und die Psychiatrisie- 
rung auszubreiten. 

Um allerdings Mißverständnissen vorzubeugen, muß unterstri- 
chen werden, daß das Gesetz Nr. 180 keinerlei Form von Un- 
terstützung erwähnt und viel weniger noch ein soziales Ein- 
kommen. 


Im übrigen hat sich neben dieser Entwicklung des Problems der 
»Unterstützung« in den letzten Jahren innerhalb der Bewegung 
der »institutionellen Reform« eine richtige und unverkennbare 
Arbeitsideologie als Hebel der sozialen Wiedereingliederung 
entwickelt. 

Jene »Rekonditionierung zu den bürgerlichen oder spätkom- 
munistischen Wertvorstellungen von Arbeit«, die in dem zitier- 
ten Artikel aus dem Jahr 1975 als irreal und auf ideologischen 
Vorurteilen basierend denunziert wurde, wird heute ınnerhalb 
der Psychiatrischen Klinik von Triest propagiert, indem man 
sich auf die ideologischen Inhalte der KPI vom »Recht auf Ar- 
beit« bezieht. 

Im alten Irrenhaus verrichteten die Insassen eine ganze Menge 
unbezahlter Arbeiten, was ihnen einige Privilegien denjenigen 
Patienten gegenüber verschaffte, die nicht arbeiteten. 1973 er- 
kämpften sie die Gründung einer Kooperative (CLU-Kooperati- 
ve der Vereinigten Arbeiter), um sich die Arbeit, die sie bisher 
verrichteten, bezahlen zu lassen. Dieser Kooperative hat die 


Verwaltung eine ganze Serie von Dienstleistungen zugewie- 
sen: die Reinhaltung der Räume, Transportarbeiten, Gartenar- 
beit usw. 

In diesem Fall haben die Mitarbeiter der Klinik den Kampf un- 
‚terstützt und mit vorangetrieben: handelte es sich doch darum, 
jenes »Vertragsverhältnis« aufzubauen, von dem ständig die 
Rede war. Und es war auch ein durchaus respektabler Ver- 
such, aus der Arbeit ein Instrument der Wiedereingliederung zu 
machen (den Mitglieder der Kooperative wird die Krankenkas- 
se, die Rente und das dreizehnte Monatsgehalt garantiert). 
Freilich auch ein Versuch, der mit der natürlichen proletari- 
schen Tendenz zur Verweigerung der Arbeit zusammengesto- 
Ben ist. 

So ereigneten sich dabei auch recht komische Geschichten. 
Die Arbeiter, die sich betranken, wurden von den Chefs der 
Kooperative, die keine Patienten sind, fristlos entlassen und am 
folgenden Tag, aufgrund der Intervention der Ärzte, die sie ja 
»wiedereingliedern« mußten, auf’s Neue eingestellt. Wenn sie 
nicht zur Arbeit erschienen, suchte man sie mit allen Mitteln zu 
überzeugen, daß sie »ihren Posten nicht verlieren« dürften. Sie 
arbeiteten wenig und provozierten so Klagen der festangestell- 
ten Mitarbeiter, in deren Abteilungen saubergemacht werden 


mußte. Daraus wurde dann eine Auseinandersetzung mit jenen. 


Festangestellten, die die Kooperativmitglieder betreuten und 
natürlich dazu tendierten, auch deren Arbeitsverweigerung zu 
verteidigen. Es war offensichtlich, daß ein qualitativer Sprung 
hinsichtlich der »Arbeitspolitik« gemacht werden mußte. Und 
der wurde dank der Provinzverwaltung und der KPI eingeleitet, 
welche von der Europäischen Gemeinschaft, genauer gesagt 
vom »Sozialfonds« der EG, Mittel für ein Dreijahresprojekt zur 
»Wiedereingliederung von Behinderten in die Arbeit« locker- 
machten (das Projekt ist danach erneuert worden). Aus dem 
EG-Sozialfonds kamen 40 Millionen monatlich, die Summe 
wird gegenwärtig auf 80 Millionen aufgestockt. Die Gelder die- 
nen hauptsächlich dazu, an die 40 Mitarbeiter fest anzustellen, 
die vorher fast alle freiwillig mitgemacht hatten. Ihre Aufgabe 
wird selbstverständlich sein, »für alle das Recht auf Arbeit und 
das Recht, aktiver Teil der Gesellschaft zu sein«, zu verwirkli- 
chen (Pessato). Das Problem besteht darin — wieder laut Pes- 
sato — »auf der einen Seite eine Situation zu bekämpfen, die 
zur Ausgliederung und Randgruppenbildung führt, und auf der 
anderen Seite gegen eine Verschwendung vorzugehen, die 
nicht länger tragbar ist.« 


Im Anfang 1975 verabschiedeten Programm ist die Funktion 
dieser neuen Mitarbeiter festgelegt. Sie sollen bei den Patien- 
ten auf die »Aneignung der analytischen Methode« hinwirken, 
welche es ihnen gestattet, »ihre eigne soziale Situation zu er- 
kennen; die Verhaltensweisen zu durchschauen, die an ihre ei- 
gene Rolle gebunden sind; die Werte und die ererbten kulturel- 
len Modelle sowie die soziale Umgebung ihrer Herkunft so zu 
nutzen, daß sie fähig werden, ein demokratisches Verhalten zu 
übernehmen, welches sich in Gestalt von Verinnerlichung von 
Gruppenarbeit, von fortschrittlicher Selbstverwaltung, von ge- 
meinschaftlicher Erfahrung, von Anerkennung und Fortentwick- 
lung der sozialen Verwaltung des Formierungsprozesses aus- 
drückt ...« Aus diesem Programm könnte man noch ein weite- 
res Dutzend von Bekenntnissen zur »demokratischen Wieder- 
eingliederung« und zum »Recht auf Arbeit« zitieren. Festzuhal- 
ten bleibt jedenfalls, daß das 1976er Projekt von zwei grund- 
sätzlichen Zielen bestimmt ist: 

— für die Behinderten (wie sie im Programm genannt werden) 
Arbeit zu finden, und in diesem Zusammenhang ist auch die 
ganze Einbeziehung der Zentren für Berufsbildung (CFP) zu er- 
klären. Das Projekt erklärt diesbezüglich, »daß die Berufstätig- 
keit auch auf niedrigstem Niveau als grundlegende soziale 
Therapie anzusehen ist, indem sie die Person unabhängig 
macht, ihr Selbstbewußtsein sich selbst und anderen gegen- 
über verleiht und ihr Sicherheit gibt.« 
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— die laufenden Unte,rhaltskosten für alle öffentlichen, halböf- 
fentlichen und seit jeher von Linken verwalteten Projekte (So- 
zialzentren, therapeutischen Wohngemeinschaften usw.) auf 
sich zu konzentrieren. 

Das Problem der Arbeitsbeschaffung wird in zwei Richtungen 
angegangen: die »individuelle Anstellung auf dem üblichen 
Weg und nach den geltenden Gesetzen«, und »die Unterstüt- 
zung von integrierten und selbstverwalteten Arbeitsprojekten 
(Koop.)«. 


Angesichts der Probleme, die sich in der Vergangenheit bei den 
zur Arbeit geschickten Patienten gezeigt hatten, sieht das Pro- 
jekt vor, »dem Risiko vorzubeugen, daß die Behinderten auf’s 
Abstellgleis geschoben werden«. Im Klartext heißt das, daß der 
Patient tagtäglich auf seinem Weg zum Arbeitsplatz begleitet 
werden soll und daß darüberhinaus Techniker/Psychiatriear- 
beiter dafür zu sorgen haben, daß seine »produktive Eingliede- 
rung« garantiert ist. Hier muß gleich gesagt werden, daß es aus 
Ser einigen wenigen Einzelfällen in den letzten drei Jahen hin- 
sichtlich der »individuellen Anstellung auf dem üblichen Weg 
und nach den geltenden Gesetzen« einen spektakulären Miß- 
erfolg gegeben hat. Trotz des fortdauernden Versuchs, die poli- 
tischen Kräfte, die Lokalbehörden und die Gewerkschaftsorga- 
nisationen einzubeziehen, haben es die verantwortlichen Politi- 
ker und Techniker des Projekts nicht geschafft, die öffentlichen 
und noch weniger die privaten Betriebe zur Respektivierung der 
geltenden Gesetze zu veranlassen. 


Als die Projektleitung Anfang 1979 Bilanz über die bisherige Ar- 
beit machte und deren Fortsetzung vorbereitete, schrieb sie, es 
sei eine Untersuchung des Arbeitsmarkts der Provinz Triest er- 
forderlich, und zwar insbesondere in bezug auf die Beschäfti- 
gungssituation, um Illusionen zu vermeiden und den »Höhen- 
flug an seine Grenzen anzupassen«. In der Niederschrift des 
zweiten Dreijahresprojekts heißt es sogar: » Uns ist bewußt, 
daß wir nicht in gefährliche Utopien verfallen dürfen. Es gibt ei- 
ne tiefe Kluft zwischen den Bedürfnissen der Bevölkerungs- 
massen — vor allem derer, die durch Behinderung, Anpas- 
sungsschwierigkeiten und Randgruppendasein gezeichnet sind 
— und den konkreten Antworten, die darauf möglich sind. Und 
wir sind uns bewußt, daß diese Kluft für lange Zeit nicht zu 
überbrücken ist.« 

Angesichts dieses Scheiterns (oder der Kluft, von der die Pro- 
jektplaner sprechen) hat die Frage der Kooperative in der Ver- 
gangenheit und wahrscheinlich auch zukünftig wegen ihrer 
praktischen Ergebnisse eine ungleich größere Bedeutung. Das 
gilt nicht nur quantitativ, sondern auch politisch. Tatsächlich 
heißt es im zweiten Dreijahresprojekt: »Die Entscheidung, die 
Kooperativrichtung’Verstärken, ist zweifellos durch die Beschäf- 
tigungssituation bestimmt. Aber sie ist auch besonders an eine 
Richtung der Humanisierung, der Kreativität und der Verwirkli- 
chung und Selbstverwirklichung durch Arbeit geknüpft. Die 
Stärkung der Kooperative vermag am besten eine Antwort auf 
das Problem der Eingliederung bzw. Wiedereingliederung der 
Behinderten durch Arbeit zu geben.« 

Hierbei handelt es sich um einen entscheidenden Schritt: der 
Glaube, endgültig eine Linie gefunden zu haben, die — abgese- 
hen davon, daß sie den Proletariern eine neue Arbeitsamkeit 
aufbürdet — die Arbeit gleichzeitig humanisiert und kreativ 
macht, löst bei den linken Technikerfraktion des Hospitals eine 
alten Widerspruch, den sie seit Jahren (und zweifellos in Kennt- 
nis der Propaganda für die Verweigerung der Arbeit) mit sich 
herumgeschleppt hat. Denn natürlich hatten sie nicht die Ab- 
sicht, aus der Wiedereingliederung über die Arbeitsmoral eine 
Situation entstehen zu lassen, »in der die Proletarier dazu kon- 
ditioniert werden, sich ausbeuten zu lassen.« 


Im übrigen sind sie nicht die einzigen gewesen, die den Wert 
der kooperativen Arbeit wiederentdeckt haben. Im Mai 1977 
schrieb eine Gruppe von Psychiatriearbeitern der Irrenanstalt 
von Volterra, Mitglied der ‘Demokratischen Psychiatrie‘, in den 
“Fogli di Informazioni‘ (Informationsblätter dieser Organisation): 
»Was kooperative Arbeit charakterisiert, ist die demokratische 
Selbstverwaltung und der gesellschaftliche Zusammenschluß. 
Die Bedeutung dieser Eigenschaften drückt sich in der Ausson- 
derung jeglicher Art von Ausbeutung und Entfremdung zwi- 
schen den Menschen aus. Sie zeit sich auch in der Bestätigung 


von Solidarität und von gegenseitiger Hilfe in den menschlichen. 


Beziehungen. Denn das sind vorwärtstreibende Kräfte, die das 
Anwachsen von Menschlichkeit im wirtschaftlichen Leben, in 
den Beziehungen, in den sozialen Errungenschaften und in der 
miteinander geteilten Sphäre der Freiheit bewirken. Die Positi- 
vität der Wiedereingliederung in das gesellschaftliche und das 
Arbeitsleben weg vom Internierten- und Randgruppenstatus 
liegt in den hier gegenüber dieser produktiven Dimension dar- 
gelegten Prinzipien. Da genau diese Werte in den sozialen Be- 
ziehungen fehlen, besteht eine der Folgen darin, daß Entfrem- 
dung entsteht. Für den anstaltsentlassenen Arbeiter hat die un- 
mittelbare Erfahrung dieser Produktionsstruktur auch eine prä- 
gende Wirkung. Und zwar insofern, als sich die Produktions- 
struktur als ein Prozeß darstellt, der das Moment der Entschei- 
dung und des zielgerichteten Handelns reaktiviert und auf diese 
Weise als ein ununterbrochen requalifizierendes Geschehen 
wirkt, wie er auch parallel dazu die Wiederaneignung, Ausbil- 
dung, Rekonversion und Requalifiktion der eigenen Arbeitsun- 
fähigkeit bedingt. Das aber genau ist es, was einen effektiv in 
der sozialen und ökonomischen Dynamik verwurzelten Produ- 
zenten ausmacht.« 


Die Triester haben sich nicht ganz so weit von Lobeshymnen 
auf die Arbeit fortreißen lassen. Jedoch haben auch sie schon 
diese Situation der »humanisierten« Arbeit geschaffen: 

— eine Buchladenkooperative, aus der Sicht des Wiederein- 
gliederungskonzepts wenig wichtig, denn dort arbeitet nur ein 
einziger Patient. Wichtiger ist vielleicht, daß das Projekt sich 
damit zu einem kulturellen Bezugspunkt für die Linke und für 
die Bewegung in Triest machen will 

— eine landwirtschaftliche Kooperative. Hier ist zur Demonstra- 
tion der unbegrenzten Ambitionen des Projekts die Kooperativ- 
debatte auf Jugendliche ausgeweitet worden, die noch nie et- 
was mit dem Irrenhaus zu tun gehabt hatten. So wird die Koo- 
perativkampagne in ihrer Eigenschaft als Springquell von 
schwarzer, aber humaner Arbeit auch auf einige Komponenten 
der Jugendbewegung ausgedehnt und ausgerichtet 

— eine Boutique für Gebrauchtwaren und Kleinkram, sowie ei- 
ne Handwerkerkooperative. Hier geht man noch ein Stückchen 
weiter, damit auch die Frauen durch Kooperativarbeit geheilt 
werden können. Zitat aus einem Statement der Psychiatriear- 
beiter: »Die Gründung von zwei Frauengruppen verdankt sich 
dem Versuch, eine andere Antwort zu finden, als es die psy- 
chiatrische Intervention fordert. Ausgehend von der Analyse 
der Rolle der Frau und deren Implikationen (Einsamkeit, wirt- 
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schaftliche und emotionale Abhängigkeit, Unsicherheit) ist die 
Notwendigkeit einer Situation abgeleitet worden, in der die Mo- 
mente der Sozialisation mit einer wirklichen Zunahme von 
Macht und sozialer Eigenständigkeit verbunden sind ... Hier 
müssen wir aber noch einmal betonen, daß unsere bisherige 
Aktivität allzu offenkundig auf Empirismus und Voluntarismus 
gegründet war. Und zwar bis hin zu dem Augenblick, in dem 
Patienten und Psychiatriearbeiter es auf sich genommen ha- 
ben, ohne Lizenz zu verkaufen, altes Gerümpel zu reparieren, 
völlig unentgeltlich zu arbeiten, um die aus einer chronischen 
Mittelknappheit herrührenden Kosten aufzubringen.« 

— eine Tischlerei, wo einige Ex-Patienten einen Beruf erlernen 
können, und zwar ganz im Sinn der Qualifizierung als sozialer 
Therapie. Dazu heißt es im Papier der Psychiatriearbeiter: 
»Auch bei einer flüchtigen Betrachtung der momentanen Lage 
auf dem Arbeitsmarkt von Triest fällt sofort das Fehlen von Ar- 
beitsplätzen auf. Die Lage hat sich in den letzten Jahren durch 
die Schließung einiger Fabriken im Industriegebiet noch ver- 
schärft. Man muß also Arbeit beschaffen und organisieren, 
wenn der Arbeitsmarkt keine anbietet ...« 

— ein Ausschank, in dem junge Leute beschäftigt sind, die seit 
kurzem den »Regelkreis' der Irrenanstalt« hinter sich gelassen 
haben. Auch sie sollen sich demokratisch wiedereingliedern 
können und sollen nicht zu Randgruppenexistenzen werden. 


In diese Kooperativen schickt uns die EG und insbesondere de- 
ren »Sozialfonds« die Psychiatriearbeiter, welche die Funktion 
haben, als Manager die Initiative an sich zu reißen. Anderer- 
seits besteht ihre Aufgabe darin, die Patienten zu selektieren 
und zu kontrollieren, soweit sie zur Arbeit gehen. Darüberhin- 
aus steckt man auch flüssige Mittel für den Ankauf von Gebäu- 
den und die Miete von Räumen hinein. Die anfallende Arbeit 
leisten die Patienten, die Jugendlichen und die Frauen. Es 
kommt oft vor, daß diese Arbeit nicht entlohnt wird, daß viel- 
mehr die Bezahlung an das Geschick der Initiative gekoppelt 
ist. So muß man im Endergebnis mit ansehen, daß Patienten 
gratis arbeiten und daß sich Jugendliche als »Verrückte« regi- 
strieren lassen, um wenigstens an die 50-60 000 Lire Monats- 
unterstützung heranzukommen. Eine Krankenversicherung gibt 
es nicht, natürlich auch kein Urlaubsgeld. Es handelt sich ganz 
klar um Schwarzarbeit. Die mag wenig produktiv sein. Aber sie 
hat die Funktion, die Grundlage für eine erneute Arbeitsideolo- 
gie zu legen, sie soll nicht nur den Ex-Insassen, sondern auch 
ihrem sozialen Umfeld (Jugendliche, Frauen) einen »demokra- 
tischen Weg aufzeigen«. Die Anstaltsinsassen, Jugendlichen 
und Frauen hatten letztentndes Inhalte und Praktiken entwik- 

kelt, die wenig mit Arbeit und »Demokratie« zu tun gehabt hat- 
ten. Haben die Bürokraten des EG-Sozialfonds nicht an diese 
Operation der Rehabilitation und der Erziehung der Randgrup- 
pen zur Produktivität viel lieber gedacht, als sie ihr die Mittel be- 
willigten, als an die Keimformen des Kommunismus? 


Übersetzt aus: controinformazione, Nr. 17, Januar 1980, S. 43- 
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VERGEWALTIGUNG 


von 
FRAUEN 
unter dem 


NATIONALSOZIALISMUS 


NAIIONAL SOCIALISNE 


PATRIARCHATE 


„..„CAPITALISM ALSO 


DEPENDS ON 
DOMESTIC 


Die NS-Vergewaltigungspolitik traf alle Frauen mehr oder min- 
der stark, ihnen selbst mehr oder weniger bewußt. HERRschaft 
auf Kosten der Unterdrückung von Frauen gab es schon lange 
in Deutschland, gibt es noch immer; neu im NS war zum einen 
die staatliche Zentralisierung, Bürokratisierung, Perfektionie- 
rung, Ökonomisierung, Radikalisierung und Totalisierung die- 
ser Unterdrückung, zum anderen die Raffinesse der glorifizie- 
renden propagandistischen Verkehrung dieser Unterdrückung 
ins Gegenteil: Emanzipation von der Emanzipation”), Befreiung 
der Frau, entwertende Aufwertungen. 


Wir unterscheiden zwei Aspekte in der NS-Vergewaltigungspo- 
litik gegen Frauen: die sozialrassistische und die sexistische. 


Die sozialrassistische Vergewaltigung betrifft alle Gewaltfor- 
men gegen Frauen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer sozia- 
len Minderheit und ihrer Einstufung als rassisch minderwertig. 
Rassische Selektionskriterien sind immer auch soziale”’ und 
äußerst flexibel zu handhaben. Wenn auch das sozialrassisti- 
sche Instrument des NS brutalst auch Millionen von Männern 
traf, so traf es Frauen meist immer noch ein Stück brutaler. 


Die sexistische Vergewaltigung betrifft alle Unterdrückungsfor- 
men gegen Frauen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Fähigkeit 
zu gebären und ihrer anatomischen Möglichkeit, den Ge- 
schlechtsakt mit ihr gewaltsam zu erzwingen. 


Einige NS-Varianten verschärfter sexistischer Unterdrückung 
bezogen sich auf alle Frauen, wenn auch je nach Klassenlage 
und/oder Volksgruppe die Frauen unterschiedlich davon be- 


20 


troffen waren: politische Entrechtung, Ausbildungseinschrän- 
kungen, Ausschluß aus bestimmten Berufen, erschwerter Zu- 
gang zur Erwerbstätigkeit, geringere Lohnzahlungen bei glei- 
cher Arbeit wie der Mann, industrielle Reservearmee für den 
Bedarfsfall, Zwang zur unbezahlten Hausarbeit. 


Andere NS-Varianten verschärfter sexistischer Unterdrückung 
von Frauen unterschieden mit Hilfe sozialrassistischer Kriterien 
zwischen zwei Arten von Frauen: 

— den Frauen, die als geeignet für die »Züchtung hochwertigen 
Menschenmaterials«*) eingestuft wurden — meist bürgerliche 
Frauen, die politisch und sozial angepaßt (gefolgsam/untertä- 
nig/fleißig/arbeitswillig/aufsteigerbewußt/prüde) waren. Sie 
bekamen die Etiketten von »arisch«, »deutsch«, »normal« bis 
»gemeinschaftsfähig«; 

— den Frauen, die nicht geeignet bis gefährlich für die »Züch- 
tung hochwertigen Menschenmaterials« waren — meist Frauen, 
die auf irgendeine Art unangepaßt an den NS-Staat (politisch 
engagiert/solidarisch/emanzipiert/leistungsunwillig/arbeitsun- 
fähig/sinnlich) waren. Sie bekamen die Etiketten von »erb- 
krank«, »artfremd«, »asozial« bis »gemeinschaftsunfähig«. Be- 
troffen davon waren Kommunistinnen und Sozialistinnen (mei- 
stens aus dem Proletariat), Jüdinnen, Zigeunerinnen, Lesben, 
Frauen aus dem Osten, »unheilbar« Kranke, Alte und nicht zu- 
letzt Prostituierte, die ihre sexuellen Dienstleistungen nicht un- 
bezahlt machten. 


Entsprechend dieser Einstufung sahen die Vergewaltigungsformen aus 


für die »wertvolle« Frau für die »wertlose« Frau 
Mutterschaftsgebot Mutterschaftsverbot 
Abtreibungsverbot Abtreibungszwang 
Sterilisationsverbot Sterilisationszwang 
sexuelle Nötigung durch den Ehemann sexuelle Vergewaltigungen 


und zusätzliche sadistische Quälereien 
Vernichtung durch Zwangsarbeit 
Objekte für medizinische Versuche 
direkter Mord. 


Auf diese Vergewaltigungsformen reagierten die Frauen sehr 
unterschiedlich: von totaler Anpassung über individuelle/unor- 
ganisierte Verweigerungsformen bis hin zum organisierten Wi- 
derstand. 


Im folgenden wollen wir ohne den Anspruch auf Systematik und 
Vollständigkeit einige Aspekte sozialrassistischer und sexisti- 
scher Vergewaltigung von Frauen unter dem NS konkretisie- 
ren, pointieren, andeuten, versinnbildlichen. Dazu haben wir diese Texke Siucl 
unterschiedlichste Materialien zusammenmontiert: Dokumente Urnrau def 

der Verfolger‘ Aussagen von Verfolgten, Abhandlungen über 

die Ereignisse, Fotos, Bilder, Frauenkalender-Notizen, Gedich- 

te. 


* 


Gegen Frauenbewusstsein 
und Frauenselbständigkeit 


1933 Auflösung des Bundes deutscher Frauenvereine 


Diese Dachorganisation aller Frauenrechtvereine, gegründet 1894, hatte 1933 bereits 600.000 


Mitglieder. 


Frauen raus aus hohen Positionen /Weg von guten Arbeitsplätzen 
1933 _ Ehestandsdarlehen für den Mann, wenn Frau außerhäuslichen Arbeitsplatz aufgibt 
Beamtenversicherungsrecht für Frauen erst ab 35 Jahren 
1984/35 _Erwerbseinschränkungen für verheiratete Frauen 
1936 Ausschließung von Frauen von bestimmten Berufen wie Richterin, Staatsanwältin 
Verfügung des numerus clausus von 10 % für Studentinnen 
1908 wurden Frauen zum Studium an den preußischen Universitäten zugelassen. 


1920 wurden Frauen an den deutschen Universitäten zur Habilitation zugelassen, d.h. sie konnten 


auch lehrender Professor werden. 


Jahrzehntelang hatten Frauen der ersten Frauenbewegung für die Zulassung von Frauen zu den 
hohen Ämtern der Justiz, für Frauen als Richter und Anwälte gekämpft. 1922 war dieser Weg für 


Frauen erst frei. 
1936 Gemeinsame Veranlagung der Ehepartner zur Einkommenssteuer 
1939  Ungleiche Lohnzahlung für gleiche Arbeit bis auf 50 % heruntergedrückt 


Gebärgebot für die »erwünschten« Frauen 
1933 _ Verschärfung des $ 218 durch die Zusatzparagraphen 219 und 220 
Kontrollierte Abgabe von Verhütungsmitteln 
Sterilisationsverbot 
Schon 1905: Forderung des Vereins »Mutterschutz«, den $ 218 zu streichen 
Schon 1915: Massendemonstration von Frauen gegen 8 218 


In der Weimarer Zeit: Eröffnung von Kliniken zum Schwangerschaftsabbruch und Versorgung we- 


niger besiedelter Gebiete mit mobilen Ambulatorien 


Bis 1932 gab es bereits 15 Organisationen für Geburtenkontrolle mit 113.000 Mitgliedern. 
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1938 
1937/38 


1933 


1936 
1933 


Möglichkeit Ehestandsdarlehen »abzukindern« 
»Strafsteuer« für Verheiratete, die nach 5 Jahren Ehe noch kinderlos waren 


Veränderung der Scheidungsgründe: erleichtert bei Fortpflanzungsverweigerung, Verweigerung 
des Beischlafs, Unfruchtbarkeit der Frau 


Gebärverbot für die »unerwünschten« Frauen 

Ausschluß von allen fürsorgerischen Maßnahmen 

»Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses«: Sterilisationszwang 

Erweiterung dieses Gesetzes: Zwangsabtreibung bis zum 6. Monat aus »eugenetischen« Gründen 


Ausdehnung dieses Gesetzes auf alle dem NS-Staat unerwünschten Frauen durch »Gesetz über 
die Behandlung Gemeinschaftsfremder« 


Verbot freier und bezahlter Sexualität 
Verschärfung der Kontrolle und medizinischen Überwachung der Prostituierten 
Bestrafung von Sexualität mit »Fremdrassigen« 


Innerhalb der »Aktionen zur Vorbeugenden Verbrechensbekämpfung« werden auch Prostituierte 
und Lesben in Arbeitslagern kaserniert 


Keine politische Einflußnahme und eigene politische Aktivitäten von Frauen 


Für die politische Frau ist in der Ideenwelt des Nationalsozialismus kein Platz ... Die geistige Ein- 
stellung der Bewegung zu diesem Thema geht gegen die politische Frau. Sie weist die Frau in ih- 
ren naturgegebenen Kreis der Familie und in ihre Aufgaben als Gattin und Mutter zurück. Die politi- 


sierende Frau, diese Nachkriegserscheinung, die in parlamentarischen Wortgefechten nur selten 
»gute Figur« machte, bedeutet eine Entwürdigung der Frau. 
Die deutsche Erhebung ist ein männliches Ereignis.) 


Versammlungs- und Demonstrationsverbot 


» Jedoch äußert sich der politische Wille immer nur mit Verstand 
und Faust und hier allerdings, ihr habt recht, ist die Frau nicht 


am Platze, überflüssig und entbehrlich.« (»Opferdienst der 
deutschen Frau«, Nr. 19) 


Schon 1914 organisierten sozialdemokratische Arbeiterinnen eine gewaltige Massendemonstra- 
tion gegen Militarismus und für den Frieden. 


dagegen im NS Frauenkundgebung (von oben) zur »gesunden Kartoffel« 
Verlust des Passiven Wahlrechts für Frauen 


»Wir Nationalsozialisten stehen auf dem Standpunkt, daß Poli- 
tik Männersache ist. Uns ist die deutsche Frau viel zu heilig, als 
daß wir ihr zumuten, sich mit dem Parlamentsdreck des heutigen 
Systems zu beschmutzen.« 


Nach jahrelangem Kampf des fortschrittlichen Teils der Frauenbewegung hatten Frauen 1918 end- 
lich das Wahlrecht erhalten. 


Innerhalb der Münchener Räterepublik gründete sich auch ein »Frauenrat« zu 
dem unter anderen Gertrud Baer, Lida Heymann und Anita Augspurg gehörten. 
Der Frauenrat war gegen jeglichen Bürokratismus für Selbstbestimmung und 
konsequente Befreiung der Frau. Ganz besonders setzte er sich ein für: die 
Rechte der weiblichen Hausangestellten, die medizinische Versorgung der 
Frauen, eine Infragestellung der Institution Ehe, eine neue Einstellung zur Se- 
xualität, Probleme der Frauenarbeit und der weiblichen Arbeitslosigkeit, arbeits- 
rechtliche Fragen, ökonomische Unabhängigkeit der Frauen und — die Auftei- 
lung der Hausarbeit zwischen Männern und Frauen!®) 
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An die deutsche Frau 


Wenn Du und Deine Vorfahren 
unbezahlte Hausarbeit 
unbezahlte Geschlechtsarbeit 
unbezahlte Gebärarbeit 
unbezahlte Erziehungsarbeit 


immer willig gemacht hast, 
nie mit dem Staat in Konflikt gekommen bist, 
seelisch-geistig-körperlich die Verfassung hast, 


die unserer HERRSCHAFT nützt und wenig kostet, 
dann schenken wir Dir zahlreiche Verehrungen 


Damit Du nicht mal aus “Reih und Glied‘ tanzt 

oder gar Vermännlichungsgefahren erliegst, 

helfen wir Dir mit ökonomischer Abhängigkeit von Deinem Mann 
Scheidungserleichterung für Deinen Mann 

Abtreibungsverbot für Dich 

Sterilisationsverbot für Dich. 

Die Angst vor unserer Peitsche wird Deiner Pflichterfüllung gut tun, 
So kommst Du in den Segen all unserer Ehrungen. 

Wie ernst wir es meinen mit unserer Anrede 

“Dienerin des Volkes‘ 

siehst Du daran, 

daß wir Dich, 

Wenn Not am MANN ist, 

an seinerstatt verpflichten 


in der Fabrik und im Kriegseinsatz. (jy. ) 1980) 


Dein Körper gehört dirnicht 


Weil Du »wertvolle« Kinder bekommen kannst, mußt Du gebären 
— —— 


m Kind, das sie der 
n Kampf für die 


ihr Schlachtfeld, mit jede 


nDieBahabin bringt, kämpft sie ihre 


Nation zur Welt 
Nation.« 
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Entscheidungshilfen zur Gewährung der Ehestandsdarlehen 


Daneben gab es soziale, politische, medizinische und rassi- 
sche Ausschlußbestimmungen 


Der NS gewährt Ehestandsdarlehen ab 1933. Der Mann erhält 
mit der Eheschließung bis zu 1.000 DM, (gebunden bis 1937 an 
die Aufgabe der außerhäuslichen Berufstätigkeit der Frau). Die 
Rückzahlung entfällt, wenn die Frau 4 Kinder bekommt. Die 
Frau wird zum'Muttertierihre Arbeit wird unsichtbar gemacht. 
Der Mann erhält das Geld und die unbezahlte Arbeit der Frau. 


Und so wissen die Männer welche Frau (ge)brauchbar ist 


»Zweiundfünfzig Jahre alter, rein arischer Arzt, Teilnehmer an 
der Schlacht bei Tannenberg, der auf dem Lande zu siedeln be- 
absichtigt, wünscht sich männlichen Nachwuchs durch eine stan- 
desamtliche Heirat mit einer gesunden Arierin, jungfräulich, 
jung, bescheiden, sparsame Hausfrau, gewöhnt an schwere Ar- 
beit, breithüftig, flache Absätze, keine Ohrringe, möglichst ohne 
Eigentum.« 


13) 
Münchner Neueste 


Nachrichten, 25. Juli 1940. 


»Die Frau muß 


wieder Di i 
(Gottfried Fede En und 


r im Reichstage)!#) 


Magd werden.« 


(„lie kant unser) 
Nach den Zuckerbroten - nun die Peitsche 


Kriminalisierung von Geburtenkontrolle 
Ärzte als Handlanger 


Nationalsozialistische Ärzteschaft und Gesetzgeber müssen sich 
vereint gegen die benannte volksgesundheitliche und bevölke- 
rungspolitische Gefahr wenden. Da hier entsprechende Aufklä- 
rung allein nicht genügen dürfte, um das Übel auszurotten, wäre 
zu erwägen, den freien Handel mit sämtlichen Vaginalspülap- 
parten und Vaginalspülungsmitteln in Zukunft zu verbieten und 
derartige Apparate und Mittel künftig nur gegen Rezept zu 
Händen des behandelnden Arztes zu verabreichen. 

Denn in ihren volksschädigenden Auswirkungen kommen die 
gewollte oder ungewollte Empfängnisverhütung und Wertmin- 
derung des Gebärapparates der unter schwersten Strafen ste- 
henden Abtreibung gleich. Wir nationalsozialistischen Ärzte 
sind dazu berufen, alle Schädigungen von der Gebärkraft deut- 
scher Frauen fernzuhalten, um zur Erzielung einer starken, ge- 
sunden und zahlreichen Nachkommenschaft beizutragen.!? ) 


Verfolg 


8 219 

Wer zu Zwecken der Abtreibung Mittel, Gegenstände oder 
Verfahren öffentlich ankündigt oder anpreist oder solche Mittel 
oder Gegenstände an einem allgemein zugänglichen Orte aus- 
stellt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

Die Vorschrift des Abs. 1 findet keine Anwendung, wenn Mit- 
tel, Gegenstände oder Verfahren, die zu ärztlich gebotenen Un- 
terbrechungen der Schwangerschaft dienen, Ärzten oder Perso- 
nen, die mit solchen Mitteln oder Gegenständen erlaubterweise 
Handel treiben, oder in ärztlichen oder pharmazeutischen Fach- 
zeitschriften angekündigt oder angepriesen werden. 

8 220 

Wer öffentlich seine eigenen oder fremde Dienste zur Vornah- 
me oder Förderung von Abtreibungen anbietet, wird mit Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.!”) 
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wurden. 
Am 26. Mai 19337die im Jahr 1926 abgeschafften 88 219 und 
220 des Strafgesetzbuchs wieder eingeführt, die zusätzlich 


zum $ 218 die Abtreibung schärfer verfolgen und bestrafen 
sollten. '®) 


Br 
Alle Kliniken für Geburtenkontrolle wurden geschlossen. Die 
Zahl der gerichtlichen Verfahren wegen Abtreibung stieg von 
4539 im Jahre 1934 auf 6983 vier Jahre später. Ärzte, die eine 
Abtreibung vorgenommen hatten, wurden mit Gefängnis bis zu 
fünfzehn Jahren verurteilt. '®) 


7 Wenn hier Wirklichkeit und Darstellung in der Kunst als Wider- 
spruch auseinandertreten, so hatten die Akte mit ihrer forcier- 
ten Erotik und die gefühlsbetonten, zur Identifizierung auffor- 
dernden Mutter-Bilder die Aufgabe, eben die Wirklichkeit ver- 
schwinden zu lassen.%) 

>» Mit der Steigerung des Mutterbildes versuchte der Nationalso- 
zialismus eine Geburtensteigerung in Gang zu setzen, um die 

Tendenz der »Familiendämmerung« und den »Naturverrat« der 

in »Gebärstreik« (Fest ) getretenen Frauen der Weimarer Re- 

publik zu stoppen und umzukehren.2” 


Körperverletzung bis zur Körpervernichtung 


Weil Du nur »minderwertige« Kinder bekommst, darfst Du nicht gebären 


Das »Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« vom 14. Juni 1933 wird durch Zusatz- 


bestimmungen und pseudowissenschaftliche Argumentationen ein wichtiges Gewaltinstru- 
ment. 
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(1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff un- 
fruchtbar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach den Fe 
rungen der ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlicl - 
keit zu erwarten ist, daß seine Nachkommen an schweren kör- 
perlichen oder geistigen Erbschäden leiden werden. 
(2) Erbkrank im Sinne dieses Gesetzes ist, wer an eINeT der fol- 
genden Krankheiten leidet: 

1. angeborenem Schwachsinn 

2. Schizophrenie ' 

3, zirkulärem (manisch depressivem) Irresein 

4. erblicher Fallsucht 

5, erblichem Veitstanz (Huntingtonsche Chorera) 

6. erblicher Blindheit 

7. erblicher Taubheit RA 

8. schwerer erblicher körperlicher Mißbildung 

(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an schwerem 
Alkoholismus leidet. 

(1) Antragsberechtigt ist derjenige, der unfruchtbar gemacht 
werden soll. 

Die Unfruchtbarmachung können auch beantragen 

1. der beamtete Arzt, 

2. für die Insassen einer Kranken-, Heil- oder Pflegeanstalt oder 
einer Strafanstalt der Anstaltsleiter. 


Die gesetzlichen Bestimmungen jedoch fesselten unsere Hände. 
Heute ist der Bann gebrochen und die Rollen sind verteilt. Heu- 
te sind wir, Gott sei gedankt, der persönlichen Verantwortung 
ganz enthoben. Die Prüfung und die Verantwortung liegt völlig 
beim Erbgesundheitsgericht. Wir Frauenärzte sind nunmehr 
Ausführer und die Vollstrecker des Gesetzeswillen.”°) 


»Einem Dokument der NSDAP vom September 1934 zufolge 
»gelang es tatsächlich, eine große Anzahl von Personen zur 
Stellung eines Selbstantrages zu veranlassen und die Einsprü- 
che bei den Erbgesundheitsobergerichten waren zunächst sel- 
ten. Unzweifelhaft ist aber seitdem eine Wendung dahingehend 
eingetreten, daß die Zahl der Selbstanträge erheblich abge- 
nommen hat und sich die Einsprüche beim Erbgesundheits- 
obergericht häufen.« Das heißt also, daß schon zwei Monate 
nach Erlaß des Sterilisierungsgesetzes der Hauptteil der Anträ- 
ge nicht von den Betreffenden selbst gestellt wurde, bei ihnen 


oder ihren Angehörigen auf Widerspruch stieß und zwangswei- 
se vollstreckt wurde.2%) 


Die Unfruchtbarmachun 


h g soll nicht vor V 
Lebensjahrs Vorgerahtnen werden © r Vollendung des zehnten 


Eine Berliner Polin, Jüdin und Kommunistin wurde 1935 wie 


viele andere vor die Alternative der Sterilisation (»Schub« von Von 33 bis Mitte 37 wurden ungefähr 
Schizophrenie war die Diagnose), des selbstfinanzierten An- 200.000 Menschen sterilisiert, davon 95165 
staltsaufenthaltes oder der Ausweisung nach Polen gestellt — 


Frauen. Davon starben ungefähr 420 Frauen. 
sie mußte sich sterilisieren lassen.?”) 
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»Man sterilisierte vor allem die Zigeunerinnen und die Jüdinnen, aber manchmal auch die deut- 
schen Gefangenen, die bei dem Delikt ertappt worden waren, Beziehungen mit Fremdarbeitern 


zu haben.«? 


»Sie haben, ‚glaube ich, selbst Kinder sterilisiert, denn sie nahmen das weibliche Element von 7 
bis 45 Jahren. Das geschah im Januar 1945. Sie sterilisierten sie ohne Anästhesie und die Kinder 


brüllten.« 


»Die Unfruchtbarmachung erfolgt in der Weise, daß ohne Entfernung der Hoden oder Eierstök- 
ke die Samenleiter oder Eileiter verlegt, undurchgängig gemacht oder durchgetrennt werden.«” N 


1940: Vorbereitung zur Massensterilisation 


Sollen irgendwelche Personen für dauernd unfruchtbar ge- 
macht werden, so gelingt dies nur unter Anwendung so hoher 
Röntgendosen, daß mit ihnen eine Kastration mit allen ihren 
Folgen eintritt. Die hohen Röntgendosen vernichten nämlich 
die innere Sekretion des Eierstocks, bzw. des Hodens. Ge- 
ringere Dosen würden nur auf eine gewisse Zeit die Zeugungs- 
fähigkeit unterbinden. Die in Frage kommenden Folgen sind 
z.B. das Ausbleiben der Periode, klimakterische Erscheinun- 
gen, Veränderung der Behaarung, Änderung des Stoffwech- 
sels usw. Auf diese Nachteile muß auf jeden Fall hingewiesen 
werden. 

Die Dosierung selbst kann auf verschiedene Weise gestaltet 
werden, und die Bestrahlung völlig unmerklich vor sich gehen. 
Für Männer ist eine Herddosis von 500-600 r, für Frauen eine 
solche von 300-350 r notwendig. Grundsätzlich kann man bei 
stärkster Spannung und dünnem Filter sowie geringem Ab- 
stand mit einer Bestrahlungszeit von 2 Minuten für Männer bzw. 
3 Minuten für Frauen auskommen. Dabei muß jedoch der 
Nachteil in Kauf genommen werden, daß, da eine unmerkliche 
Abdeckung der übrigen Körperteile mit Blei nicht durchzuführen 
ist, das übrige Körpergewebe geschädigt wird und dadurch der 
sogenannte Röntgenkater auftritt. Bei zu großer Strahlungsin- 
tensität zeigen sich dann in den folgenden Tagen oder Wochen 
an den von den Strahlen erreichten Hautteilen individuell ver- 
schieden starke Verbrennungserscheinungen. 


»Dem Führer ein Kind schenken« 


schenken darf? 


Die ei der Schwangeren ist unwiderruflich. 
(11.6. 38)°*) 


Von 1935 bis 1936: 7133 Zwangsabtreibungen 


Ein Weg der praktischen Durchführung wäre z.B., die abzuferti- 
genden Personen vor einen Schalter treten zu lassen, an dem sie 
Fragen gestellt erhalten oder Formulare auszufüllen haben, was 
ungefähr 2-3 Minuten aufhalten soll. Der Beamte, der hinter 
dem Schalter sitzt, kann die Apparatur bedienen, und zwar der- 
gestalt, daß er einen Schalter bedient, mit dem gleichzeitig beide 
Röhren (da ja die Bestrahlung von beiden Seiten erfolgen muß) 
in Tätigkeit gesetzt werden. In einer Anlage mit 2 Röhren könn- 
ten also demgemäß pro Tag etwa 150-200 Personen sterilisiert 
werden, mit 20 Anlagen also bereits 3 000-4 000 pro Tag. Eine 
höhere Anzahl von täglichen Verschickungen kommt meiner 
Schätzung nach sowieso nicht in Frage. 
Die Kosten einer solchen Anlage kann ich nur grob mit RM 20 
000 bis 30 000 pro 2-Röhrensystem schätzen. Es kommen je- 
doch die Kosten der Neuaufführung eines Gebäudes dazu, da ja 
für die diensttuenden Beamten entsprechend umfangreiche Si- 
cherungen eingebaut werden müssen. 
Zusammenfassend darf also gesagt werden, daß nach dem au- 
genblicklichen Stand der Röntgentechnik und -forschung es oh- 
ne weiteres möglich ist, eine Massensterilisation durch Röntgen- 
strahlen durchzuführen. Unmöglich erscheint es jedoch, diese 
Maßnahme durchzuführen, ohne daß die Betroffenen über kurz 
oder lang mit Sicherheit feststellen können, daß sie durch Rönt- 
genstrahlen sterilisiert, bzw. kastriert sind. 

gez.: Bracke3) 


»(1) hat ein Erbgesundheitsgericht rechtskräftig auf Unfrucht- 
barmachung einer Frau erkannt, die zur Zeit der Durchführung 
der Unfruchtbarmachung schwanger ist, so kann die Schwanger- 
schaft mit Einwilligung der Schwangeren unterbrochen werden, 
es sei denn, daß die Frucht schon lebensfähig ist oder die Unter- 
brechung der Schwangerschaft eine ernste Gefahr für das Leben 
oder die Gesundheit der Frau mit sich bringen würde. 

(2) Als nicht lebensfähig ist die Frucht dann anzusehen, wenn 
die Unterbrechung vor Ablauf des sechsten Sn angersehafig. 
monats erfolgt.« (Gesetz vom 26. Juni 1935)°>) 


»Die schwangeren Frauen im 2. oder 3. Monat wurden ausgekratzt; den Schwan- 
geren im 4. bis 7. Monat machte man eine Colpohysterotomie (d.h. eine Art unte- 
ren Kaiserschnitt). 

Nach dieser Operation war die Frau erschöpft und blutarm infolge der ungenü- 
genden Ernährung und des Operationsschockes. Nach 10 Tagen etwa wurde die 
Kranke in ihr Lager zurückgeschickt, wo sie einige Tage verbrachte. Nach der Vi- 
site des Arztes, der sie arbeitsunfähig erklärte, wurde sie in die Gaskammer 
geschickt.« 

»Die von den Ärzten angewandte Methode war die mechanische Abtreibung. Der 
Arzt tötete den Fötus durch einen Stich in den Kopf, befestigte an ihm ein Band, 
an dessen Ende ein Gewicht hing. Die an ihrem Bett festgebundene Frau hatte le- 
diglich das Herausziehen des Fötus abzuwarten. 

Nachdem der Arzt seine Operation vorgenommen hatte, ließ er die Patientinnen 
unter furchtbaren Schmerzen liegen. Die Pflegerinnen bestätigten mir, daß die 
mittlere Dauer der Schmerzen zwischen 2 und 10 Stunden betrug.« 


»Den Schwangeren im 7. bis 8. Monat machte man subkutane Einspritzungen mit 
einem unbekannten Mittel, um eine vorzeitige Entbindung herbeizuführen. Die 
Einspritzungen waren wirksam. Der zur Welt kommende Fötus wurde, lebendig 
oder tot, vernichtet. Das dabei verfolgte Ziel war, die vorzeitige Entbindung 
durch Einspritzung ohne mechanische Mittel herbeizuführen. «”°) 
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Der Schritt vom Rassismus 
zur Euthanasie ist klein 


»In den ersten Jahren rechtfertigte man die Ausgrenzung und 

Ausmerzung bestimmter Gruppen mit der Erb- und Rassenleh- 
re und stellte erbbiologische Kriterien zur Be(Ver)wertung auf. 
Später wurden die Kriterien zur Unfruchtbarmachung oder Ver- 
wahrung erweitert,und es setzten sich immer mehr soziale und 
leistungsmäßige Kategorien zur Be(Ver)urteilung durch und 
die vorgeschobenen erbbiologischen wurden fallengelassen. 
Parallel dazu kam die Ausweitung der Sicherungsverwahrung 
und die Aktionen der »Vorbeugenden Verbrechensbekämp- 
fung« zur Kasernierung ganzer Gruppen. 
Waren es zuerst die »körperlich und geistig Erbkranken«, so 
folgten die »Arbeitsscheuen«, »Kriminellen«, Prostituierten, Ho- 
mosexuellen, Bettler und Zigeuner, und zum Schluß alle Grup- 
pen und Familien, die sich dem Anpassungszwang widersetz- 
ten und nicht die gewünschten leistungsorientierten Familien- 
strukturen garantierten.* 


Männliche 
Verbrecher 


„Eltern 
Hilfsschulkindern 


4,4 Kinder 


Vernichtung im Dienste von Krupp, Siemens u.a. 


1945 wurde das Frauenkonzentrationslager Ravensbrück 
durch sowjetische Truppen befreit. Seit 1938 wurden dort 
132.000 Frauen und Kinder aus 23 Nationen unter furchtbaren 
Beriifigungen gefangengehalten; über 92.000 fanden den 
Tod. 


»Das Lager von Ravensbrück ist ein ehemaliger ausgetrockneter 
Sumpf. Die Erde dort ist schwarz, sie verbrennt einen. Manche 
hatten dort die Waden halb zerfressen. Es griff auch das Gesicht an, 
es ist das Gelände, das die Haut zerfraß; diejenigen Frauen, die 
dort schon lange waren, hatten entsetzliche Wunden. Ich konnte 
sie nicht anschauen.«”) 


»Wenn eine Gefangene infolge ihrer gänzlichen Erschöpfung 
die verlangte Arbeit nicht leisten konnte, so wurde sie als ’rück- 
fällig’ betrachtet und in eine Zelle ohne Essen eingesperrt bis der 
Tod eintrat.«*) 

»Die Lagerinsassen des Arbeitslagers waren meist jüdische 
Frauen und Mädchen aus Ungarn und Rumänien. Anfang des 
Jahres 1944 wurden die Lagerinsassen nach Essen gebracht 
und bei der Firma Krupp zum Arbeiten eingesetzt. Die Un - 
terbringung und Verpflegung der Lagerhäftlinge war unter aller 
Würde. «*) 


Vernichtung im Dienste einer künstlichen Ich-Stärkung 


»Eine SS-Frau tötete eine kleine Französin, indem sie ihr Wasser zu trinken gab, so lange bis sie 
keines mehr Schlucken konnte. Sie warf sie hin, um sie mit Tritten ihres Stiefelabsatzes dazu zu 
bringen, das Wasser auszubrechen; sie schlug sie so, bis das Blut herausspritze.« %) 


»An manchen Tagen befahl man dem Blockführer, eine gewisse Zahl von Frauen umzubringen. 
Diese Frauen wurden geschlagen, bis sie umfielen. Ich sah das Lager sich mit Leichen füllen; es 
sah aus wie weiße Möven, die im Schnee hingestreckt lagen.« 


ee Schubefllutter und Kind, 
+7 78 Sastofibarfir Gut deines Volkes! 
aber 
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Vernichtung im Dienste der »Wissenschaft« 


>»... aus einem Briefwechsel zwischen 
der IG Farben und dem Konzentrationslager Auschwitz betreffs 
einer Lieferung von Frauen aus dem KZ an das Werk zu Ver- 
suchszwecken, für die ein Stückpreis von 170 Mark festgesetzt 
wird; 150 Frauen sterben an den Versuchen, wird präzis mitge- 
teilt. »Wir werden Sie in Kürze betreffend einer neuen Lieferung 
benachrichtigen.« +6) 


3150 jüdische Frauen, die von ’Bayer’ der Lagerverwaltung abgekauft worden wa- 
ren, wurden in einen Frauenblock außerhalb des Lagers gelegt und dienten Expe- 
rimenten mit unbekannten Hormonpräparaten.« 


»Die Ärzte suchten mit Vorliebe Frauen, die gerade die Regeln hatten, aus. Sie er- 
klärten ihnen brutal, daß sie in vier Tagen sterben müßten. Sie wollten damit, so 
sagten sie, die Wirkungen dieser Erklärung auf die Menstruation feststellen. « 


»Ein Berliner Histologie-Professor hatte die Frechheit, in einer deutschen Zeit- 
schrift die Beobachtungen über die Blutungen festzustellen, die bei den Frauen |? 
durch eine schlimme Nachricht hervorgerufen wurden. Diese Versuche wurden an 
Gefangenen mit normaler Regel gemacht, denen man ankündigte, daß sie erschos- # 
sen würden; dies rief eine innere Blutung hervor, die dieser Arzt studierte.«* 
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VERGEWALTIGJUNG 


von Liebe-Zärtlichkeit- Lust- Sexualität 


Gebot Nr. 1: Wehret dem Eros! 


Meine Mutter war dünn und knochig. Ich saß nie weich auf ihrem Schoß. Ich saß 
noch nicht einmal hart auf ihrem Schoß, weil sie mich nie auf den Schoß nahm. Sie 
haßte das. Ich habe auch kaum mütterliche Umarmungen erlebt. Ich weiß nur 
noch: ehe sie mich anfaßte, sagte sie immer: Vorsicht Kind, ich hab kalte Hände! 
Sie war ungeheuer auf Sauberkeit, auf Hygiene bedacht. Ich schlief auf einer har- 
ten Matratze, hatte ein flaches Roßhaarkissen, und eine einfache Wolldecke zum 
Zudecken. Das war ’gesund’. 

»Kind, hab dich nicht so« hieß es bei uns, wenn wir hingefallen waren. Wir wur- 
den nicht ans Herz gedrückt, sondern bekamen mit irgendetwas Beißendem die 
Wunde ausgewaschen. Der Schmerz verging uns keinesfalls. Wir heulten Rotz 
und Wasser. »Guck dich an, wie du wieder verschmiert aussiehst« hieß es stra- 
fend. Wir verkrochen uns in irgendeiner Ecke. Selbst ein kleines wuscheliges 

Kätzchen, das mir auf dem Schulweg zugelaufen war und mit dem ich mich trö- 

sten wollte, wurde wieder weggegebber Es brachte Schmutz und Bakterien ins 

Haus ... Gelobt sei, was hart macht!« 


Ein ehcmaliges Kind*®) 


en und gepuderten 


ange der NSBO veivoten 


Es wird d 
n.der 

Frag 

sel. . 


ehmen 
erklärt, daß geschmint 
Zutritt zu allen Veranstaltunge 


Bei der freien Liebe, welche den Menschen zur Ausübung des 
Geschlechtsverkehrs und zur Menschenzeugung möglichst viel 


1939 schrieb Hermann Wille Dein Ja zum Leibe. Eine enteroti- 
sierende Schrift, in sportlichem Geist und Zuchtgedanken. Nur 


die Zuchtwahl führt zum Erfolg. Ertüchtigung am Meeres- 
strand, angemalte Lippen, Schminke wurde als verderblicher 
Einfluß verpönt. Undeutsche Moralvorstellung — erotisch ver- 
dorben. Nordisch deutsche Moralvorstellung — kämpferisch 
rein. Man stürzte von einer Prüderie in die andere.°') 


\ 
(Wirt dich nicht we ) 
Gebot Nr. 2: Du sollst nur bestimmte Menschen »lieben«! 


5, 
Heirate nur aus Liebe! 


6. 
Wähle als Deutsche nur einen Gatten gleichen 
oder artverwandten Blutes! 


7: 
Bei der Wahl deines Gatten frage nach seinen 
Vorfahren#®) 


Ein Fehlgriff der Gattenwahl ist für die Frau schwerwiegender 
als für den Mann, und zwar aus folgenden Gründen: wählt eine 
Frau unrichtig oder verzichtet sie in den ersten Jahren der Ehe 
auf Nachkommenschaft, so besteht geringe Aussicht, daß sie 
ihre wertvolle Erbmasse in genügender Breite weitergibt. Des- 
halb gehen meine Ausführungen bevorzugt die Frauen an.«”®) 


Abwechslungsmöglichkeiten bieten will, entstehen ganz un- 
übersichtliche Ahnenreihen, deren biologische Erforschung viel 
zu kompliziert und daher gänzlich unmöglich ist. In der freien 
Liebe, bei welcher der gegenseitige Antrieb zur Vereinigung le- 
diglich in erotischen Gefühlen enthalten ist, bleibt das Zusam- 
menströmen der keimplasmatischen Anlagen beider Eltern le- 
diglich dem Zufall überlassen, während die Einehe durch die 
Herausbildung erkennbarer biologischer Erbstämme der 
menschlichen Vernunft die Zusammenführung hochwertiger 
Erbstämme zur Menschenerzeugung und die Ausmerzung 
minderwertiger Erbstämme ermöglicht. \ 
In diesem Zusammenhang bedeutet die freie Liebe Zulassung 
minterwertigen biologischen Erbgutes zur Menschenerzeugung 
und zwangsläufige Verschleuderung hochwertiger Keimanla- 
gen, während die Einehe mit Familienbildung wenigstens die 
Möglichkeit biologischer Auswahl und Zusammenhaltung hoch- 
wertigen Keimplasmas bietet. 


1 


Höchres? Ou % eur den (chlafı € 


sorgen, . 


leptischen, 
darüber vergessen, 
Betreuung verdienten. 


Wandlung bedarf.«°”) 


Gebot Nr. 3: Sei Sexualobjekt für die Männer 
— unbezahlt: 


in der Familie 


Durch verstärkte ökonomische Abhängigkeit der Ehefrau, Ver- 
schärfungen des Scheidungsgesetzes, finanzielle und berufli- 
che Belohnungen für den Ehemann und angeheizter Mutter- 
schaftsideologie hatte der Ehemann eine Menge Möglichkei- 
ten, den Beischlaf auch ohne viel direkte Gewalt zu erzwingen: 


in Konzentrationslagern und eroberten Gebieten 


Im Auslese-System der KZ wurden anpassungsfähige Häftlinge 
nach dem System »FFF« (Freiheit, Fressen, Frauen) bei Laune 
und Leistung gehalten, indem man aus anderen KZ Frauen mit 
dem Versprechen der Freilassung beschaffte.°) 


„Christliche Mildtätigkeit darf nicht erbkranke Menschen ver- 
.. ohne zugleich ihre Fortpflanzung zu verhindern.« 
»Ich (Elisabeth von Barsewisch) möchte dies besonders deutlich 
machen, weil der mütterliche Instinkt sie gerade verleitet, mit 
besonderer Liebe und Aufopferung , Schi 
ches zu stützen. Dem kranken, hoffnungslos kranken Kind einer 
Familie werden oft ungleich größere 
gesunden, lebenstüchtigen Kindern. 


teilnahme mancher Fürsorgerinnen ligen 
idiotischen Kindern ihres Bezirkes, und sie können 
daß die Gesunden mindestens die gleiche 


Hier ist einer der Punkte, 


Krankes zu pflegen, Schwa- 
Mittel zugewendet als den 


Die leidenschaftliche An- 
gehört den krüppeligen, epi- 


wo die geistige Haltung der Frau einer 


Wir sind der Aufbruch der Kraft unserer Nation. Meinetwegen 
auch der Kraft ihrer Lenden. Ich werde keinem meiner Leute 
ihren Spaß verderben. Wenn ich von ihnen das Äußerste verlan- 
ge, so muß ich ihnen auch freigeben, sich auszutoben wie sie 
wollen, nicht wie es den alten Betschwestern paßt. 


! Es ist unsere Pflicht, mehr Kinder zu zeugen! Wir müssen noch ; 
„" das Ehestandsdarlehen abkindern! Du möchtest doch auch, daß : 
F ich Schulleiter werde! Du weißt, daß das ein Scheidungsgrund J 


nern rer .unenne 


»Die Frauen und jungen Mädchen wurden, wenn sie schön und 
gesund waren, in eine Spezialbaracke gebracht, wo die SS-Leute 
sie vergewaltigten, bis sie halb tot waren. Von dort schickte man 
sie ins Krematorium.«°”) 


Gebot Nr. 4: Sexuelle Dienstleistungen gegen Bezahlung sind streng zu überwachen! 


Im Rahmen vorbeugender Verbrechensbekämpfung wurden 
die Prostituierten immer mehr kaserniert und kriminalisiert und 
zur sexuellen Versorgung des Militärs und der SS gezwungen 
(natürlich unbezahlt), organisiert vom Oberkommando der 
Wehrmacht und der SS.® 


Gebot Nr. 5: Sexuelle Lust zwischen Frauen ist ein Verbrechen 


Dort kam sie mit 6 anderen Lesben in einen Extrablock. Das KZ 


sprünglich ein Kriegsgefangenenlager-Straflager. Ein Block war mit Frauen belegt. 
Die Lesben kamen in einen vollständig leeren Block und wurden von männlichen 


Sicherungsverwahrter 
Krimineller 
(Noch in Strafhaft) Jüdischer BVer 


Rz y 


Asozialer 


Blütow war ur- 


Kapos bewacht. Bei der Einlieferung sagten die SS-Posten zu den Kriegsgefange- 


nen: »Die hier sind der letzte Dreck. Die würden wir nicht mit dem Sofabein fık- 
ken. Wenn ihr die ordentlich durchzieht, kriegt ihr jeder eine Flasche Schnaps.«°2) 


Gebot Nr. 6: Kampf gegen sinnliche Frauen! 


Leidenschaftliche, eigenwillige, verführerische oder fremdartige 
Frauen (Proletarierinnen, Zigeunerinnen, Polinnen usw.) sind 
weniger leicht zu beherrschen, machen ich-schwachen Män- 
nern Angst, ihr lebendiges Leben ist unberechenbar und per 
Schreibtisch und Formular schwer zu verwalten, erst ihr Tod 
bringt wieder Ordnung und Sicherheit.) 


Viele Gewaltaktionen gegen sinnliche Frauen wurden anfangs 
noch legalisiert: Zwangssterilisation über das Gesetz zur Ver- 
hütung erbkranken Nachwuchses für die als schizophren und 
damit erbkrank etikettierten Frauen, Arbeitslager bis hin zum 
Mord über das Gesetz zur vorbeugenden Verbrechensbe- 
kämpfung für die als gemeinschaftsgefährdend und damit kri- 
minell etikettierten Frauen. 


Arbeitserziehungshäftling 
(„Arbeitsscheuer“) 

schwarz wW 
Homosexueller 


VY 


Jüdischer Asozialer 


schwarz velb 


Politischer Schutzhäftling 
der Strafkompanie 


Zigeuner 


Gebot: Laß dich von keiner leichtfertigen Sinnlichkeit blenden, 


sondern denke daran, daß das Mädchen, das du einmal heiraten 


i iner Kinder werden soll und ihre rassi- 
lien rer schaften sich an Kinder 


schen, körperlichen und seelischen Eigen 
und Kindeskinder vererben. 


Ein perfekt organisierter Liebesversuch 


Als das billigste Mittel, in den Lagern Massensterilisationen durchzuführen, erschien 1943 Rönt- 
genbestrahlung. Zweifelhaft war, ob die so erzielte Unfruchtbarkeit nachhaltig war. Wir führten 
einen männlichen und einen weiblichen Gefangenen zu einem Versuch zusammen. Die beiden 
Gefangenen setzten sich in verschiedene Ecken des dielengedeckten und teppichbelegten Raumes. 
Es war durch das Bullauge, das der Beobachtung von außen diente, nicht zu erkennen, ob sie seit 
der Zusammenführung miteinander gesprochen hatten. Sie führten jedenfalls keine Gespräche. 
Diese Passivität war deshalb besonders unangenehm, weil hochgestellte Gäste sich zur Beobach- 
tung des Versuches angesagt hatten; um den Fortgang des Experiments zu beschleunigen, befahl 
der Standortarzt und Leiter des Versuchs, den beiden Gefangenen die Kleider fortzunehmen. 


Wir wollen sie ein bißchen aufwecken, sagte der Leiter des Versuchs. Es wurden Schallplatten her- 
beigeholt. Durch das Bullauge war zu sehen, daß beide Gefangenen auf die Musik zunächst rea- 
gierten. 


Trotzdem kam in der Zelle keine erotische Spannung auf. Fast glaubten die Verantwortlichen, 
man hätte einen kleineren Raum wählen sollen. Die Versuchspersonen selbst waren sorgfältig aus- 
gesucht. Nach den Akten mußten die beiden Versuchspersonen erhebliches erotisches Interesse an- 
einander empfinden. 


Waren die Gefangenen gut ernährt? 


Schon längere Zeit vor Beginn des Versuchs waren die in Aussicht genommenen Versuchspersonen 
besonders gut ernährt worden. Nun lagen sie bereits zwei Tage im gleichen Raum, ohne daß An- 
näherungsversuche festzustellen waren. Wir gaben ihnen Eiweißgallert aus Eiern zu trinken, die 
Gefangenen nahmen das Eiweiß gierig auf. Oberscharführer Wilhelm ließ die beiden aus Garten- 
schläuchen anspritzen, anschließend wurden sie wieder, frierend, in das Dielenzimmer geführt, 
aber auch das Wärmebedürfnis führte sie nicht zueinander. 


Wußten sie, daß im Falle einer Schwängerung beide Körper seziert und untersucht würden? 


Daß die Versuchspersonen das wußten oder auch nur ahnten, ist unwahrscheinlich. Von der La- 
gerleitung wurden ihnen wiederholt positive Zusicherungen für den Überlebensfall gemacht. Ich 
glaube, sie wollten nicht. Zur Enttäuschung des eigens herbeigereisten Obergruppenführers A. 
Zerbst und seiner Begleitung ließ sich das Experiment nicht durchführen, da alle Mittel, auch die 
gewaltsamen, nicht zu einem positiven Versuchsausgang führten. Wir preßten ihre Leiber anein- 
ander, hielten sie unter langsamer Erwärmung in Hautnähe aneinander, bestrichen sie mit Alko- 
hol und gaben den Personen Alkohol, Rotwein mit Ei, auch Fleisch zu essen und Champus zu trin- 
ken, wir korrigierten die Beleuchtung, nichts davon führte jedoch zur Erregung. 


Hat man den alles versucht? 
Ich kann garantieren, daß alles versucht worden ist. Wir hatten einen Oberscharführer unter uns, 
der etwas davon verstand. Er versuchte nach und nach alles, was sonst todsicher wirkt. Wir konn- 


ten schließlich nicht selbst hineingehen und unser Glück versuchen, weil das Rassenschande gewe- 
sen wäre. Nichts von den Mitteln, die versucht wurden, führte zur Erregung. 
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Die widerspenstigen Versuchspersonen wurden erschossen. 


„Die Frau. ols Erhalterin des Volkes 


Weibliche Wis prauimamarT) TEE, (usranuunsonart) 
) 
Bevölkerung \ A i 
Mütter und Hausfrauen 


Lebensalter 
in Jahren 


Höhere Schule 
Hochschule 


Elternhaus 


Sfahoueu eines lebeus 


Elternhaus Mein Name ist Brunhilde! 


Ich wurde als viertes Kind des SS- 
Obersturmbandführers Wilhelm 
Holzhammer und seiner Frau Ida in 
Potsdam geboren. Mein Vater besaß 
ein Kolonialwarengeschäft. 

Bin erbgesund und reinrassig, arisch 
bis ins 3. Glied. 

Ich hatte eine glückliche Kindheit! 


r Du so wu“ 
nütet, daß I- 
ir haben Bi mi an die Geschlechterfo 
a ein Blut, issen«- 67 
x. Flüte = > ir Dein ee "Tanubt 1937 , 
ahre ln s Mäde sc ’ 
Deine 


Volksschule 


Wanted: 

Ein deutsches Mädel: 
tapfer — sparsam 
beherrscht — sauber 
nicht triebhaft — 


tüchtig — anständig 


sagte immer“ rmt 
gehorsam — pflichtbewußt ehrer Sa& das fo 


ı 
Me Tag kalt duschen 
den Charakter. 


ai macht. 
= Gehe Mädel muß hasse" 
— Eın 


Annen- „del weint nicht. 
Höhere Schule m en deutsches Mädel 
Ielnstofp des M.Idame jet, 
flamwaı Vererbung, Huslelt ı Gun 
Gıhen 0 de Erbgpts, 1 helauken 
seht / ehe dur An.-: Lebensgesetz!! 
Nam du! 2 ) les f ad ark es) Sage a welche Hautfarbe — Au- 


genfarbe — Haarfarbe — Merkmale 
von Gesicht — Kinn — Lippen Du 
hast, und ich sage Dir, wes Geistes 


Kind DU bist. 
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Arbeitsdienst 
Tagesfahrplan der Arbeitsmaid: 


4.55 Uhr Wecken 

5.05 Uhr An die Fahne 
brauche 
uicht 


6.00 Uhr Frühsport 

6.05 Uhr Frühstück 

6.30 Uhr Singen 

7.00 Uhr Tagesnachrichten 
7.50 Uhr Außendienst 
14.00 Uhr Arbeitsschluß 
14.30 Uhr Bettruhe 

15.30 Uhr Kaffeetrinken 
16.00 Uhr Singen, Sport, Hauswirtschaft 
18.30 Uhr Abendessen 
21.00 Uhr An die Fahne 
21.30 Uhr Bettruhe 


»Das Ziel der 
weiblichen 

Erziehung hat 
unverrückbar 


7 die kommende 
> &, 
bene; Una ® Mutter zu sein.«’) 


' 


N 
, » 
u 

Be . 


i 


4. Als erbbiologische besonders hochwertig ist eine Person zu 
bezeichnen, die selbst körperlich und geistig gesund ist und in 
deren Blutsverwandtschaft (Großeltern, Eltern und deren Ge- 
schwister, eigene Geschwister und eigne Kinder) Erbleiden, ins- 
besondere auch Psychopathie, die zu sozialem Abstieg, zu Kri- 
minalität, Rauschgiftsucht usw. führen, auch nicht in einem Fall 
aufgetreten sind. Die Zugehörigkeit zu dieser Gruppe setzt dar- 
über hinaus noch besonders wertvolle Anlagen voraus, die sich 


Bräuteschule Mütterschule 
— Kochen — Nähen 
— Backen — Stopfen 
— Putzen ... — Waschen 
— Säuglingspflege --- 


6. Wähle als Deutscher nur einen Gatten gleichen oder artver- 
wandten Blutes! 


7. Bei der Wahl deines Gatten frage nach seinen Vorfahren! 
8. Gesundheit ist Voraussetzung auch für äußere Schönheit! 


9. Suche dir für die Ehe nicht einen Gespielen, sondern einen 
Gefährten! 
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10. Du sollst dir möglichst viele Kinder wünsche 


in beruflicher Leistung, sozialem Aufstieg usw., und zwar nicht 
nur einmalig, sondern bei der Mehrzahl der in Frage kommen- 
den Familienangehörigen bemerkbar gemacht haben. 

Neben diesen allgemeinen Beurteilungsgrundsätzen sind dann 
noch einige besondere Richtlinien für die Beurteilung von Be- 
werbern um Ehestandsdarlehen, bei Ausbildungsbeihilfen und 
bei Bewerbern um den Neubauern- oder Anliegersiedlerschein 
gegeben.” 


x Eine Frau die auch geistig befähigt ist, dem Manne in seinen In- 
«ue wertvolle teressen, in seinem Lebenskampf verständnisvoll zur Seite zu 
Frau stehen, die ihm das Leben schöner und inhaltsreicher werden 

läßt, ist das Frauenideal des deutschen Mannes von heute. Es 


ist eine Frau, die vor allem auch Mutter zu sein vermag. 


Frauen bekamen nicht mehr Rechte und die Arbeiter nicht mehr Lohn — aber sie 
wurden beide und für alle sichtbar auf einen Sockel gestellt.’ 


»Die Frau hat die Aufgabe, schön zu sein und Kinder zur Welt 
zu bringen. Das ist gar nicht so roh und unmodern, wie sich das 
anhört. Die Vogelfrau putzt sich für den Mann und brütet für 


und ıck ihn die Eier aus. Dafür sorgt der Mann für die Nahrung. Sonst 
bar maueı steht er auf der Wacht und wehrt den Feind ab.« 
Prbar mei Johw ... | (Aus dem Roman »Michael« von Dr. Josef Goebbels. Im »An- 


griff« abgedruckt. yR 


»Bis 1938 wurden eine Million Ehestandsdarlehen im Wert von 
650 Millionen-Reichsmark in .Gutscheinen ausgegeben, die 
zum Kauf von Haushaltseinrichtungen und Möbeln berechtig- 
ten. Wegen des Andrangs wurde das Darlehen auf 500 Mark 
begrenzt. 

Dennoch war der NS-Familienpolitik nur mäßiger Erfolg be- 
schieden. Die Zahl der Junggesellen verringerte sich von 1933 
bis 1939 nur um 70000. Und längst nicht alle Ehepaare waren 


%) bereit, Ehestandsdarlehen durch reichen Kindersegen quasi 
abzuzahlen: Nach der Geburt des vierten Kindes wurde aus 
: geb ar WAUeL ee dem Darlehen ein Geschenk.) 
En Pe ‚ viarm, ı Fänfhen Prawreu für das Hulkerher' 1a 
She... Yon oe lolu bite des Mauues 


Ehrenkreuz Eee DENE u 


> Alljährlich am 12. August, dem Geburtstag von Hitlers Mutter. 
wurden kinderreiche Mütter mit dem »Ehrenkreuz der deut- ZZ 
schen Mutter« ausgezeichnet. Es wurde in drei Klassen verlie- GR 
hen: in Bronze für vier und mehr Kinder, in Silber für mehr als 6-8 Kinder 
sechs Kinder und in Gold für über acht Kinder. Inschrift des Silber 
Mutterkreuzes: »Das Kind adelt die Mutter«. — In seiner Weih- 8 und N Kinder 
nachtsausgabe 1938 kündigte der Völkische Beobachter an, 4-6 Kinder Gold 
im kommenden August würden drei Millionen Frauen mit dem Bronze 
Mutterkreuz geehrt) 


> Man versuchte ja, die Frauen enorm aufzuwerten. Sie waren plötzlich »die Mütter kommender 

- Arb eıF Generationen«, »die Kameradinnen ihrer Männer«, »der Hort alles Guten und Schönen« — das 
adelt bedeutete etwas in dieser Zeit mit ihrem verschwommenen nationalen Geschichtsbewußtsein. 

Und außerdem gab man vielen Frauen die Möglichkeit, aus dem Kreis ihrer Familien herauszu- 


vor alleu. un d e2ah lke treten. ig waren plötzlich in Gesellschaft, wurden in die Gesellschaft gestellt, in welche auch im- 


ine h heldische 
e.\eben eine 


due geseherk : deu cae. 
Volusu uhr 


Darüberhinaus aber werden die Trägerinnen des Mütter-Eh- 
renkreuzes in Zukunft alle jene Bevorzugungen genießen, die 
uns gegenüber den verdienten Volksgenossen, gegenüber 
Kriegsbeschädigten und Opfern der nationalsozialistischen Er- 
hebung bereits Selbstverständlichkeit geworden sind, als da 
sind Ehrenplätze bei Veranstaltungen der Partei und des Staa- 
tes, Vertrittsrecht an Behördenschaltern, Verpflichtung der 
Schaffner zu bevorzugter Platzanweisung in Eisen- und Stra- 
Benbahn. Dazu kommt eine Altersversorgung, bevorzugte Auf- 
nahme in Altersheimen für alleinstehende Altmütter, eventuell 
in eigens in Großstädten zu errichtenden Altersheimen oder in 
besonderen Abteilungen der schon bestehenden Heime. 


Frau Goebbels geht mit gutem Beispiel voran. Hier mit ihren 
fünf Kindern Helga, Helmuth, Hedda, Hilde und Holde. 
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Lob einer braven Bürgersfrau 


Durch Euch bin ich endlich wer geworden, 

das fand ich gut! 

Durch Euch wurde ich was besseres als das Pack von nebenan, 
das fand ich gut! 

Meine Fruchtbarkeit habt Ihr in vielen Reden geehrt, 

das fand ich gut! 

Jeden 2. Sonntag im Mai habt Ihr mein Muttersein gefeiert, 
das fand ich. gut! 

Dienstmädchen habt Ihr mir ins Haus geschickt, 

das fand ich gut! 

So konnte ich meine häuslichen Pflichten noch besser erfüllen, 
zum Wohle meines Mannes, 

zum Wohle meiner Kinder, 

zum Wohle für mein Vaterland, 

das fand ich gut! 


Als mein Junge fiel für Führer, Volk und Vaterland 
habe ich geweint. 


Als dann die Bomben mich flüchten ließen, 
da fragte ich mich leise: 


War das wirklich alles gut? 


Heute kann ich vor dem Fernseher sitzen, 
in Urlaub fahren, 


habe einen Mixer und eine Spülmaschine: 


Es geht mir gut! (WW) 1980 ) 


Beim 4. Kind bekam ich feierlich das Mutterkreuz überreicht, 

das fand ich gut! 

Beim 8. Kind legte mir unser aller Führer selbst die Hand auf die Schulter 
das fand ich gut. 


Sfahboucu wues auderen leheus 


Geburt Mein Name ist Inge! 

Ich wurde als neuntes Kind des Ha- 
fenarbeiters Paul Schulte und seiner 
Ehefrau Martha in Hamburg gebo- 
ren. Bis zum Sommer 1933 wohnte 
ich mit meinen Eltern, Geschwistern 
und einem Kostgänger in der Kaiser- 
Wilhelm-Straße, dem Gängeviertel 
von Hamburg. Dann mußten wir aus 
der Wohnung ausziehen und erhiel- 
ten dreieinhalb Zimmer in Barmbek. 
Ein Kostgänger hatte keinen Platz 
mehr. 


Meine bugehörgler: 


Meine Freundin gehörte zur ersten 
Gruppe, den Asozialen, weil ihr Va- 
ter trank. 

Nachdem der Lehrer das wußte, be- 
kam sie für alles die Schuld und Stra- 
fen. 


Für die Beurteilung der Erbgesundheit werden 4 Gruppen von 
Personen unterschieden 

2. Zwischen den asozialen Familien und den Familien, die im 
Sinne der nachstehenden Ausführungen als Durchschnittsbevöl- 
kerung als förderungswürdig anzusehen sind, steht eine Reihe 
von Familien, deren Nachwuchs zwar nicht als Gewinn für die 
Volksgemeinschaft angesehen werden kann, die aber für diese 
voraussichtlich auch keine ernstliche Belastung darstellen und 
deshalb noch als tragbare Familien anzusehen sind. Es wird sich 
hier insbesondere um Familien handeln, in denen Erbkrankhei- 
ten nicht nur vereinzelt auftreten oder die hinsichtlicht ihrer 
Leistungsfähigkeit deutlich unter der Norm liegen. Ihnen wird 
man die für kinderreiche Familien ohne besondere erbpflegeri- 
sche Anforderungen vorgesehene Erleichterungen, z.B. laufen- 
de Kinderbeihilfen, nicht entziehen können. Fördernde Maß- 
nahmen sind ihnen allerdings nicht zuzuwenden.®® 


Jugend 


Erscheinungsformen der weiblichen Jugendverwahrlosung: 
Aus allen Reichsgebieten wird übereinstimmend gemeldet, daß 
ein großer Teil der deutschen Mädchen ohne genügend gefestig- 
tes Bewußtsein ihrer Frauenehre und ihrer künftigen Aufgaben 
als Gattin und Mutter lebt. Aus diesem charakterlosen Mangel 
ist eine besorgniserregende Verantwortungs- und Hemmungslo- 
sigkeit in geschlechtlicher Hinsicht erwachsen. j 


Kleinen schwarzhaarigen 
Menschen fehlt es an 
Eifer, d.h. sie haben 


einen flachen Gesichtsausdruck. 


1. Gedenke, daß du ein Deutscher bist! 

2. Du sollst Geist und Seele rein erhalten! 

3. Halte deinen Körper rein! 

4. Du sollst, wenn due erbgesund bist, nicht ehelos bleiben! 


5. Heirate nur aus Liebe”) 


Heirat 


Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des 
deutschen Volkes 
(Ehegesundheitsgesetz) 


Vom 18. Oktober 1935 
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(1) Eine Ehe darf nicht geschlossen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Ansteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung 
der Gesundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen be- 
fürchten läßt, 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt ist oder unter vorläufi- 
ger Vormundschaft steht, 

c) Wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu sein, an einer 
geistigen Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinschaft 
unerwünscht erscheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses leidet. 

(2) Die Bestimmung des Absatzes 1 Buchstabe d steht der Ehe- 
schließung nicht entgegen, wenn der andere Verlobte unfrucht- 
bar ist. 


Tanzvergnügen und andere Gefahrenquellen 

In fast allen Fällen, wo Mädchen auf die schiefe Ebene kamen 
oder geschlechtlich angesteckt wurden, stellte sich nach überein- 
stimmenden Berichten heraus, daß diese Entwicklung auf dem 
Tanzboden ihren Ausgang nahm. Allgemein wird berichtet, daß 


obszöne Darbietungen, bei KDF und sonstigen Veranstaltun- 
gen, dazu angetan sind, der Verwahrlosung der weiblichen Ju- 
gendlichen Vorschub zu leisten. Viele Berichte machen eine un- 
gesunde überhitzte Erotik in Filmen, Theatern, Varietes, Roma- 
nen, Zeitschriften, Illustrierten usw. sowie mondäne Tanzmusik 
(Swing) verantwortlich.$”) 


Dann verliebte ich mich in Werner, 

er hatte keine Arbeit, aber von mei- 
nem Lohn aus der Munitionsfabrik 
konnten wir gerade das Nötigste 9 
kaufen. ‚ue 


(ia 


e def ! 


Es ist auch kein wünschenswerter Zustand, daß die Eingebung 
eines Liebesverhältnisses in sehr weiten Kreisen als der normale 
Weg zur Ehe gilt. Das Mädchen setzt hier zuviel aufs Spiel, fällt 
nur zu oft täglich herein und es dauert eine Erscheinung sittli- 
chen Verfalls fort, die je eher desto besser beseitigt werden muß, 
wenn wir gesunde Grundlagen für ein aufbauende Familienpoli- 
tik erhalten wollen. 

Von besonderer Bedeutung ist es, welcher Frauentypus die Vor- 
herrschaft führt. Das Volk muß abgleiten, in dem — wie bei uns 
in der Nachkriegszeit — ein lockerer Frauentyp ans Ruder 
kommt, der sich dem Mann an den Hals wirft und sich zum 
flüchtigen Zeitvertreib erniedrigt.” 


Der Standesbeamte verlangte von uns einen Gesundheitspaß. 
Er sagte: »Sie können doch nicht normal sein, wenn sie einen 
Zuchthäusler heiraten, und Sie sind nicht normal, weil Sie 
Zuchthäusler waren. Bringen Sie keinen Gesundheitspaß bei, 
müssen Sie sterilisiert werden«.?') 


1. Verordnung zur Durchführung des Ehegesundheitsgesetzes 
vom 29. November 1935. 
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Zwecks Erlangung des Ehetauglichkeitszeugnisses hat sich jeder 
Verlobte bei dem Gesundheitsamt untersuchen zu lassen, in 
dessen Bezirk er seinen Wohnsitz hat ... Der Verlobte kann sich 
auch von einem vom Reichsärtzeführer hierfür zugelassenen 
Arzt der freien Praxis untersuchen lassen ...?? 


= Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 


Vom 14. Juli 1933 
— RGBI. IS. 529 — 


Die Reichsregierung ‚hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 


$1 


(1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff un- 
fruchtbar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach den Erfah- 
rungen der ärtzlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlich- 
keit zu erwarten ist, daß seine Nachkommen an schweren kör- 
perlichen oder geistigen Erbschäden leiden werden.” 


Cu mer PR Heineinschft 


1. Asoziale Personen und Angehörige asozia- 
ler Familien. 

Sie sind von allen in Frage kommenden Maßnahmen und dem 
Bezug jeder Zuwendung auszuschließen. Asoziale Familien mit 
vielen Kindern können niemals als »kinderreich« angesehen 
werden. 

Als asuzial (gemeinschaftsfremd) sind Personen anzusehen, die 
auf Grund einer anlagebedingten und daher nicht besserungsfä- 
higen Geisteshaltung 

a) fortgesetzt mit Strafgesetzen, der Polizei und den Behörden 
in Konflikt geraten oder 

b) arbeitsscheu sind und den Unterhalt für sich und ihre Kinder 
laufend öffentlichen oder privaten Wohlfahrtseinrichtungen, 
insbesondere auch der NSV und dem WHW aufzubürden su- 
chen. Hierunter sind auch solche Familien zu rechnen, die ihre 
Kinder offensichtlich als Einnahmequellen betrachten und sich 
deswegen für berechtigt halten, einer geregelten Arbeit aus dem 
Wege zu gehen: oder 

c) besonders unwirtschaftlich und hemmungslos sind und man- 
gels eigener Verantwortungsbewußtseins weder einen geordne- 
ten Haushalt führen noch Kir:der zu brauchbaren Volksgenos- 
sen zu erziehen mögen: oder 

d) Trinker sind oder durch unsittlichen Lebenswandel auffallen 
(z.B. Dirnen, die durch ihr unsit'liches Gewerbe ihren Lebens- 
unterhalt teilweise oder ganz verdienen. 


»Bis zur Mitte des Jahres 1937 hatte m 

itte an fast 200 000 Men- 
schen sterilisiert, ... davon 95 165 Frauen.«1934-36 starben 
367 Frauen und 70 Männer an den Operationen.°* 


Ehestandsdarlehen von durchschnittlich 600, höchstens 1000 
Reichsmark — viel Geld, wenn man bedenkt, daß ein Industrie- 
arbeiter etwa 120 RM im Monat rıach Hause brachte. Für jedes 
Kind wurde die Darlehensschuld um ein Viertel gekürzt. Wenn 


beide Elternteile zur Arbeit gingen, war das Darlehen mit drei = K; 
Prozent monatlich zu tilgen, mit nur einem Prozent, wenn allein 5 A 
der Vater berufstätig war.°©) m ebhaff ı odai Boph vu, anf _ 


2 , . Zat ol, hau 

Dos han yür uch uicht ii Trafe ekschan pa brfaeca 
ı Zuverlafsı ,„ JemauK - 
Aurtich, ab Sal... °R) 


Frage: Was kann Mann mit Frau machen, die nicht den Zuchtkriterienent spricht?? 


Antwort: Mann nutzt ihre zweite Fähigkeit: Arbeitstier 


Arbeitslager 


. er wurde ausgeführt unter der Überwachung von Offizierinnen und 
n seherinnen, die uns mißhandelten, wenn wir uns ausruhen oder vor den Deut- 
schen verstecken wollten, die uns schlugen und etwaige Disziplinverstöße anzeig- 


ten, wie insbesondere das Aufsammeln ä 
von Kräutern und Baumblä i - 
re Zusatznahrung bildeten.«”” ARE 


bis zum Verrecken!!! 
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— 10) 
»Oftmals mußte ich sogar Kameradinnen, die ohnmächtig geworden waren, oder 
gerade einen epileptischen Anfall hatten, zum Appell bringen; wir mußten sie ne- 
ben uns auf die Erde legen und durften uns nicht um sie kümmern. Ich erhielt 
mehrmals Faust- und Knüppelschläge der deutschen oder polnischen Polizistin- 
nen oder Wächterinnen, weil ich mich um Frauen angenommen hatte, die sich in 
einen epileptischen Anfall im Schmutz wälzten.«” 


u »Der Macht der Politiker, der Redegewalt der Juristen, der De- 
We finitionsmacht der Wissenschaftler entspricht das Schweigen 

| und die Heimlichkeit der Untertanen. Deshalb muß man das 
Al ‘Schweigen der Geschichte‘ entziffern.« 


»Dern Historiker bleibt nur die Wahl zwischen zwei Lösungen. 
Entweder spricht auch er über das Volk und verdoppelt so die 
Objetivation des Archivtextes durch seine eigene; oder leiht 
dem Volk seine eigene Sprache und markiert die Konvention 
der Distanz zwischen sich und seinem Objekt durch 
Ausführungszeichen.« 


»Die Schwierigkeit ist wahrlich nicht gering, denn in den Archi- 
ven wird über das ‘Volk‘ mehr geredet, als es selbst redet; es 
erscheint als Objekt der Verwaltungssprache, nicht jedoch als 
Subjekt selbstständigen Sprechens. Wenn es in seinem eige- 
nen Namen spricht, dann in der sehr besonderen Situation, in 
welcher es über sein Handeln Rechenschaft zu geben hat 


gu E ur ] Kultur des Schweigens: 
M h er ml . Viele schweigen, 
N weil zum Leben 

ot 1 lu u. w erweckte Erinnerungen 
4 BT M) sie sterben ließen. 
wre Mi) Sie sind lebend 

ir 
w 


verstummt. 


Anklage einer Frau an Ärzte und Politiker 


Ihr habt mein Ungeborenes abgestochen,. 


während Ihr die Frau von nebenan für’s Abtreiben bestraft. 
Ihr habt meine Kinder mit Chemikalien getötet, 
während Ihr die Kinder von nebenan auf Staatskosten verschicktet. 


Ihr habt meine Fruchtbarkeit zerstört, 

meinen Unterleibt mit Röntgenstrahlen kaputtgemacht, 

während Ihr der Frau von nebenan nicht mal den Knaus Ogino erlaubtet. 
Ihr habt meine Liebe bestraft, 

weil sie nicht auf einen Eurer tapferen Helden fiel, 

die mit der Kraft ihrer Lenden ihre Ehefrauen zum Zeugungsakt zwingen. 


Ich hab’ wohl Eurem Naturgesetz von Frau nicht entsprochen, 
schizophren habt IHR’s genannt. 

Ich hab’ gepfiffen auf Eure HERRlichkeiten: 

SAUBERKEIT FLEISSIGKEIT SPARSAMKEIT 
ORDENTLICHKEIT GESUNDHEIT TAPFERKEIT 
ohne Lust und ohne Menschlichkeit 


swing swing swing. 


Heute sehe ich Euch schon wieder/noch immer am Werk. 


Ihr bastelt mal wieder am $ 218, 


und seid so erfinderisch im Erfinden neuer Methoden. 


Ich kriege immer mehr Angst, 


daß Ihr mich eines Tages über Eure Datenkartei schnappen werdet, 

für Eure stereotaktischen Gehirnschnippeleien 

oder Eure (selbst)mörderischen Hochsicherheitstrakts 

und meinen toten Körper ausschlachtet 

für eine brave arbeitssame Frau im gebärfreudigen Alter, 

die Ihr noch braucht für Eure neue gen-manipulierte Menschenzüchtung 
und als billige Arbeitssklavin im Haus und im Betrieb 


Antifaschisten 


marschıerer. 


Bericht vom 1. Kampfkongress der 
. grass der Anktaschıstischen 
Aktıon der Wasserkante am26. Juni 1932 in Hamburq 


Nicht nur Männer wehrten sich 


Frauen widerstanden 


Punk punk punk. 


OS 


” 


Auf 4 Widerstandskämpfer kam 1 Widerstandskämpferin 


Die Widerstandorganisation »Rote Kapelle« entstand in den 
Jahren 1938/39. Ihre Mitglieder kamen aus den verschiedend- 
sten sozialen und politischen Milieus. Auch ihre Widerstandar- 
beit war vielschichtig. Sie ging von der Schulung über die Ver- 
breitung von Flugblättern (»Wir retten uns und unser Land nur 
dann, wenn wir den Mut finden, uns in die Kampffront gegen 
Hitler einzureihen!«) bis hin zur Spionage. Anfang 43 verhaftete 
die Gestapo 130 Mitglieder der Gruppe, 49 wurden zum Tode 
verurteilt, darunter 18 Frauen. So auch ERIKA VON BROCK- 
DORF und MILDRED HARNACK, deren zunächst ausgespro- 
chene Haftstrafen Hitler persönlich in Todesurteile umwandelte. 


Die Studentin MARGARETHE ROTHE gehörte zu der Hambur- 
ger Gruppe der Widerstandsorganisation »Weiße Rose« (bei 
der in München die Geschwister Scholl aktiv waren). Die Flug- 
blätter der Weißen Rose waren einige der wenigen Stimmen 
des Widerstandes an den Universitäten. Sie verbreiteten eben- 
falls Informationen über den »Deutschen Freiheitssender«. Sie 
wagten Solidaritätsaktionen für Kriegsgefangene und zum Ab- 
transport bestimmte Juden. Margarethe Rothe wurde zusam- 
men mit anderen Anfang November 43 verhaftet. Sie starb am 
15. April 1945 nach qualvollen Verhören in Untersuchungshaft. 
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Auch in der französischen Resistance kämpften deutsche Frau- 
en. So HEDWIG RAHMEL-ROBENS aus Berlin und LISA OST 
aus Frankfurt, beide Emigrantinnen und zuvor Brigadistinnen 
im spanischen Bürgerkrieg. Hedwig und Lisa arbeiteten ge- 
meinsam mit Lisa’s Mann zusammen mit Partisanengruppen im 
Zentralmassiv und wurden dort auch verhaftet. In Ales wurden 
sie, zusammen mit hunderten französischen Partisanenkämp- 
fern und -kämpferinnen von der Gestapo ermordet. 


Die größte Widerstandsorganisation gegen das Naziregime war 
die Gruppe Saefkow/Jacob/Bästlein. Sie entstand im Herbst 43 
in Berlin, hatte Verbindungen zu Widerständiern in ganz 
Deutschland und wurde von Kommunisten geleitet. Under den 
später zum Tode verurteilten waren auch Frauen: die 41jährige 
JUDITH AUER, die 34jährige ELLI VOIGT, die 37jährige KA- 
THARINA JACOB - die überlebte als einzige im KZ Ravens- 
brück. 


Allein an der Hinrichtungsstätte Berlin-Plötzensee ermordeten 
die Nazis in der Zeit von 1933 bis 1945 insgesamt 2 915 Frauen 
und Männer. Darunter 1 547, weil sie aus politischer, religiöser 
oder weltanschaulicher Gesinnung Widerstand geleistet hatten. 


705) 


Auf zwei Frauentagungen zu Frauen im Faschismus erzählten 
die alten Widerstandskämpferinnen auch nur von diesen Wi- 
derstandsformen. Nur leise gaben sie zu, auch abgetrieben zu 
haben und machten Andeutungen von entsetzlichem Elend. 
Wir meinen, es gibt auch »weibliche« Widerstandsformen, die 
als solche nicht anerkannt werden. Bisher definierten meist 
Männer, was Widerstand ist, und die Definition wird von Frauen 
übernommen. 

Muß Widerstand immer koordiniert sein, strategisch sein, be- 
wußt sein, organisiert sein. öffentlich sein? 


threntack 
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Als die Nazis die »schwachsinnigen« Frauen holten 
hab ich geschwiegen 
ich war ja nicht »schwachsinnig«. 


Als sie die Zigeunerinnen einsperrten 
hab ich geschwiegen 
ich war ja keine Zigeunerin 


Als sie die Prostituierten holten 
hab ich geschwiegen 
ich war ja keine Prostituierte. 


Als sie Frauen aus »ungeordneten« Familien holten 
hab ich geschwiegen 
ich war ja nicht »ungeordnet«. 


Als ich abtrieb und sie mich holten 


gab es keine mehr, die protestieren konnten.!®) 


Es lebe die Familie 


gang eines Parteiv 


se 


Abtreibungsringe 1937: zwischen 300.000-600.000 
7 \ er 


»Frauen, um uns auszubeuten und zu unterdrücken, 
haben sie uns immer voneinander getrennt: 


die Häßlichen von den Schönen, 

die Willigen von den Eigenwilligen, 

die Mütter von den Töchtern 

die Sauberen von den Schmutzigen, 

die Hausfrauen von den Berufstätigen 

die Ordentlichen von den Unordentlichen, 

die Schwarzen von den Weißen, 

die Angepaßten von den Unangepafßten, 

die Heiligen von den Huren, 

die Schwiegermütter von den Schwiegertöchtern, 
die Homosexuellen von den Heterosexuellen, 
die »Höherwertigen« von den »Minderwertigen«, 
die Dicken von den Dünnen, 

die Jungen von den Alten, 

die Aufsteigenden von den Absteigenden. 


(Flugblatt des römischen Frauenkollektivs)'”) 


änne! über 


»An irgendeinem Punkt müssen 
doch auch Sie sich einmal fragen, 
warum die Aussagen der hysteri- 
schen Feministinnen, die behaup- 
ten, Mutterschaft sei eine Zumu- 
tung, auf so fruchtbaren Boden ge- 
orsit- fallen sind. Statt nun wenigstens 


Gedanken jetzt den Versuch zu unternehmen, 
zenden ir bei der Geburtenra- diese völlig verkehrt laufende 
„Wie en 25 Jahren unsere Emanzipation wieder zurückzurük- 
e von heule füllen? — ken, untermauern Sie als Familien- 
. ATO-Verpflichtunge” der Familien- ministerin noch diese Irrlehre, in- 
Für micht ist die + ge der staatli- dem Sie öffentlich vom Recht der 
\itik die zentrale Frau auf Abtreibung sprechen.« — 
chen Politik.« T 108) So die CDU-Abgeordnete Geier am 
Helmut Kohl, CDU, 25. Januar 1979 in einer Bundes- 


tagsrede an die Adresse der SPD- 
Familienministerin Huber.''') 


Sterilisationsverbot für die einen 


In der BRD werden Frauen, die sich 
sterilisieren lassen wollen, mit allen 
Mitteln daran gehindert (und benöti- 
gen sogar die schriftliche Erlaubnis 
des Ehemannes!).''* 


Sterilisationszwang für die »anderen« 


In anderen Teilen der Welt zwingt 
man sie dazu. So doppelt ist die Mo- 
ral der Herrschenden — je nach- 
dem, wie es ihnen gerade in den 
Kram paßt. In den USA sprechen 
die Indianer im Zusammenhang mit 
den Zwanggssterilisationen inzwi- 
schen von einem wahren »Völker- 
mord«. In Brasilien wurden allein im 
Jahre 1971 eine Million armer Frau- 
en zwangssterilisiert, d.h. der Ein- 
griff wurde vorgenommen, ohne sie 
über die Folgen aufzuklären. Auch 
wird unter die armen Frauen Brasi- 
liens die Pille ohne medizinische 
Aufklärung und Kontrolle verteilt.'!®) 


Nach Abtreibungen oder Geburten 
werden in den USA Indianerinnen, 
schwarze Frauen und Emigrantin- 
nen teilweise ohne ihr Wissen steri- 
lisiert. Sozialhilfeempfänger werden 
oft unter Androhung, ihnen die Gel- 
der zu streichen, zu derartigen Ein- 
griffen gezwungen. So »löst« die 
Bevölkerungspolitik soziale Proble- 
me (aus »Hexengeflüster«).'" 


1977 wurden 200.000 Frauen in Pu- 
erto Rico zwangssterilisiert. (Das 
sind 34 % der Frauen!) Kommentar 
der USAD (Hilfsgemeinschaft für 
entwicklungspolitische Projekte): 
»Es ist einfacher, hygienischer und 
billiger, die Guerillos im Uterus zu 
töten als in der Sierra und den 
Städten.«''9) 


Bevölkerungspolitik wird mit dem 
Körper von Frauen gemacht. Frau- 
en in Puerto Rico wurden für die er- 
sten Versuche mit der Pille benutzt; 
der Tod von drei Frauen ist eindeu- 
tig auf die Pille zurückzuführen. 
Heute ist die Pille in Puerto Rico un- 
erschwinglich und nur in einigen 
Teilen des Landes überhaupt er- 
hältlich. Abtreibungen sind illegal. 
Sterilisation, die brutalste Methode 
zur Geburtenkontrolle, wird dage- 
gen kostenlos an privaten und öf- 
fentlichen Kliniken durchgeführt. 
(aus »Hexengeflüster«)'*? 


Hetze gegen »Reform« des $ 218 


Herr Holzgartner, Vorsitzender des 
CSU-Arbeitskreises für Gesundheit, 
vergleicht die Praktizierung des $ 
218 mit »brutalem Massenmord«: 
»Die Nationalsozialisten haben die 
Juden getötet, und die internationa- 
len Sozialisten töten ungeborenes 
Leben. Das, was in unserem Volk 
passiert, ist exakt der Weg zurück 


Freitod 

In dieser Gesellschaft, 
die das ungeborene 
Leben schützt, 

nahm sich 

Hedi K. 

geboren am 1.6.1956 
ledig und 

mit ungeborenem Leben 
im dritten Monat, 


nach Auschwitz.«'!9) 


Zuschuß bei Kindersegen 


München (dpa). In Bayern gibt es 
vom 1. Juli an billiges Geld bei Hei- 
raten und Kindersegen. Zur Be- 
kämpfung eines weiteren Bevölke- 
rungsrückgangs beschloß der baye- 
rische Ministerrat ein »Darlehen 
Junge Familie«. Das Darlehen wird 
von Banken und Sparkassen in zwei 
Teilen gewährt: 5000 DM bei der 
Eheschließung und 5000 DM bei 
der Geburt des ersten Kindes. Der 
Staat zahlt bei diesem Darlehen mit 
einer Laufzeit von sieben Jahren ei- 
nen Zinszuschuß von drei Prozent. 
Kinderkriegen macht sich bei die- 
sem Darlehen bezahlt: Beim ersten 
Kind verringert sich der zurückzu- 
zahlende Betrag durch einen staatli- 
chen Tilgungszuschuß um 1500 
DM, beim zweiten um 2000 DM. 
Vom dritten Kind an verringert jede 
weitere Geburt die Verschuldung 
um 2500 DM. Bringt man während 
der sieb&njährigen Laufzeit des 
Darlehens fünf Kinder zur Welt, ist 
man also praktisch schuldenfrei.'°®) 


Der amerikanische Professor Ira 
Lubell aus New York hat kürzlich bei 
einem internationalen Gynäkolo- 
gen-Kongreß in Genua die Meinung 
vertreten, die Zahl der Sterilisierun- 
gen als Mittel der Geburtenkontrolle 
werde künftig zunehmen. Der Wis- 
senschaftler ist der Auffasssung, 
daß bis zum Jahre 1985 die Zahl der 
sterilisierten Ehepartner von derzeit 
80 Millionen auf 200 Millionen in al- 
ler Welt steigen werde. Da nach An- 
sicht Lubells die Entwicklung der 
»Pille« für die Frau keine Fortschrit- 
te mache und die Pille für den Mann 
noch im Experimentierstadium stek- 
ke, werde die Unfruchtbarmachung 
durch einen chirurgischen Eingriff 
weltweit zunehmen. ''®) 
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aus Angst vor dem 
Schutz der Gesellschaft 
das Leben. 


Ulla Hahn!!? 


Frauenkörper 
im Dienste der »Wissenschaft« 


In Hamburg ist es weniger schwie- 
rig, eine Indikation zu bekommen, 
aber die psychologische und medi- 
zinische Betreuung von Frauen läßt 
auch hier zu wünschen übrig. In fast 
allen Hamburger Krankenhäusern 
wird vor dem eigentlichen Abbruch 
das Mittel Prostaglandin gespritzt. 
Prostaglandin ist ein wehenfördern- 
des Mittel, das den Muttermund öff- 
net. Es ruft starke, schmerzvolle 
Krämpfe hervor. Die Aussage eines 
Hamburger Arztes: »Die Frauen 
müssen merken, wenn ihnen der 
Dreck da unten weggemacht wird«, 
zeigt die Schikanen dieser Metho- 
de. Außerdem dienen wir hierbei als 
Versuchskaninchen, da das Mittel in 
keinster Weise erforscht ist und die 
verschiedensten Nebenwirkungen 
wie Übelkeit, Kreislaufbeschwerden 
etc. hervorruft. Die Späterscheinun- 
gen sind noch unbekannt.'? 


Ttnncn umge er SE Annie win. 
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Als ob nichts gewesen wäre 


Zur Geschichte der Zwangssterilisierung 
seit der NS-Zeit 


Die Frauenärzte Hans-Joachim 


Der Arzt Hans-Joachim Lindemann ist erst mit 60 Jahren zu 
dem geworden, was man gemeinhin einen gemachten Mann 
nennt. Seit 1965 Chefarzt der Geburtshilflich-Gynäkologischen 
Abteilung und ärztlicher Direktor des Hamburger Elisabeth- 
Krankenhauses, hat er sich in den letzten zehn Jahren zur Krö- 
nung seiner Laufbahn einige wissenschaftliche Lorbeeren er- 
worben. 1975 wurde er zum Privatdozenten ernannt, die von 
ihm geleitete Abteilung wurde in den Ausbildungs- und For- 
schungsbetrieb des Universitätskrankenhauses Hamburg-Ep- 
pendorf einbezogen. Eine Serie von Veröffentlichungen über 
neue diagnostische Verfahren und operationslose Eingriffe in 
der Frauenheilkunde brachte ihm im September 1980 den Pro- 
fessorentitel ein. Auch ein Buch hat Lindemann inzwischen ge- 
schrieben. In ihm gibt er Auskunft über eine von ihm weiterent- 
wickelte Technik der Gebärmutterspiegelung, und er stellt dar, 
welche neuen Möglichkeiten sich dank ihrer hinsichtlich der Er- 
kennung und BSANUNd von geburtshilflich-gynäkologischen 
Erkrankungen ergeben. ' 


Doch der Lorbeer ist schmutzig. Lindemann verdankt ihn ope- 
rationslosen Sterilisationsversuchen an etwa 900 Frauen, wo- 
bei schätzungsweise 140 davon ohne Wissen und Wollen der 
Betroffenen durchgeführt worden sind.? Bei den 760 'freiwilli- 
gen’ Frauen handelt es sich wohl um Patientinnen, die mit dem 
Versprechen einer — von ihnen selbst gewünschten — ambu- 
lanten wie operationslosen Sterilisation zur Einwilligung in ei- 
nen experimentellen Eingriff geködert worden sind. 


Was sind das für gesundheitspolitische Strukturen, welche of- 
fensichtlich immer wieder die Biographie des medizinischen 
Verbrechers hervorbringen? Was wissen wir über die Inhalte 
und Ziele dieser Verbrechen? Wie gehen die Frauen damit um, 
die Lindemann zu seinen Versuchen mißbrauchte — entweder 
als wehrlose Opfer, oder als herumkommandierte Pariaschicht 
des Krankenhauspersonals, in dessen Routine die Massenver- 
suche kunstvoll eingebaut gewesen sind? Und was hat Linde- 
mann persönlich dazu bewogen, diese strukturellen Bedingun- 
gen nicht nur voll auszuschöpfen, sondern auch planvoll zu 
überschreiten und sich als medizinischer Verbrecher zu betäti- 
gen? 


Im folgenden werden wir versuchen, Material zur Beantwortung 
dieser Fragen zusammenzutragen. Wir werden dabei um einen 
Exkurs in die nationalsozialistische Vergangenheit der Frauen- 
heilkunde nicht herumkommen. Allein deshalb nicht, weil wir 
bei unseren Recherchen auf einen Gynäkologen gestoßen 
sind, der vor 40 Jahren mit ähnlichen Methoden vorging wie 
"Lindemann heute und mit seinen in den Jahren 1942-1945 bis 
zur Bestialität gesteigerten 'wissenschaftlichen’ Exzessen die 
Frage akut werden läßt, welche bestialischen Tendenzen wohl 
in den Aktivitäten eines bundesdeutschen Gynäkologen der 
siebziger und achtziger Jahre schlummern. Dieser Mann, 
ebenfalls Professor der Frauenheilkunde, hieß Carl Clauberg.*) 


Lindemann und Carl Clauberg 


Wie Lindemann heute genoß Clauberg damals erhebliches An- 
sehen auf seinem Fachgebiet. 


Doch untersuchen wir zunächst, aus welchen gesundheitspoli- 
tischen Strukturen medizinische Forschungsprojekte derart 
hervorgehen, daß sie — zumal im Bereich der Frauenheilkunde 
— immer wieder Leib und Leben der Patienten gefährden, ih- 
nen das Selbstbestimmungsrecht über ihren Körper entziehen 
und ihre freie Subjektivität planvoll in die Knechtschaft des Ver- 
suchskaninchen-Objekts herabwürdigen. 


1. Gesundheitspolitisch-strukturelle Vor- 
bedingungen von Menschenversuchen 


Iol« 
Lindemann war längst Chefarzt, als er seine Forscherkarriere 
begann. F.C. Menken, väterlicher Förderer seines 


Vorwärtskommens?), bewog ihn 1967 dazu, dem allein durch 
organisatorisches Talent und Elibogenmentalität erkämpften 
Aufstieg in eine leitend-ärztliche Tätigkeit im Nachhinein das 
Prestige des erfolgreichen Forschers anzuhängen. Auf dem gy- 
näkologisch-wissenschaftlichen Sektor tat sich zu dieser Zeit 
einiges. Große Aktivitäten gab es vor allern auf dem Gebiet der 
Diagnostik und Behandlung der Neugeborenen in den ersten 
Lebensstunden und -tagen. Das Immunsystem zwischen Mut- 
ter, Feten und dem beide verbindenden Mutterkuchen wurde 
mit größerer Genauigkeit untersucht als zuvor. In der Krebsfor- 
schung setzten sich jene Tendenzen durch, welche seit einem 
guten Jahrzehnt auf die menschenverichtende Aggressivität 
des Krebses mit einer manchmal nicht weniger menschenver- 
nichtend-aggressiven Behandlungssystematik antworten. Die 
Prostaglandinforschung trat allmählich in jenes Stadium ein, wo 
die praktische Erprobung und damit die Frage der Profitabilität 
der in sie investierten Gelder akut wurde. Hinzu kamen die 
Neuerungen der Elektrotechnik, die in eine der letzten, -dem 
menschlichen Auge bislang noch weitgehend unzugänglichen 
Organhöhlen einzudringen sich anschickte: die Gebärmutter, 
jene »neue Welt aus der wichtigsten Höhle des menschlichen 
Körpers, seinem Gebärhaus« (so einer der späteren Mentoren 
Lindemanns in seinem Geleitwort zu dessen erster 
Buchveröffentlichung)?). 


Lindemann konnte also auswählen. Er entschied sich, wenig 
phantasievoll, für jenen Zweig, in dem Menken gerade selbst 
aktiv war”, nämlich die Weiterentwicklung der Techniken zur 
Spiegelung der Gebärmutterhöhle (Hysteroskopie). Das Ver- 
fahren selbst war keineswegs neu. Schon bis zur Jahrhundert- 
wende zu einer gewissen Reife entwickelt?), waren es vor allem 
wissenschaftspolitische Engpässe und Zufälle, welche die in 
den dreißiger Jahren mehr denn je um die Kontrolle der Gebär- 
mütter und Eierstöcke ringenden NS-Gynäkologen davon ab- 
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hielten, mit Hilfe des Gebärmutterspiegels (Hysteroskops) die 
Frauen noch effektiver als zuvor in vergewaltigte Gebärmaschi- 
nen oder Geburtenverbotene einzuteilen.?) Ob so oder so: als 
Lindemann in die Hysteroskopie ’einstieg’, war das Problem der 
optischen Darstellung der Gebärmutterhöhle zwar grundlegend 
gelöst, jedoch diagnostisch-therapeutisch nicht verwertbar, weil 
es keine, Methode gab, die es gestattete, die im physiologi- 
schen Lebenszustand aneinandergeschmiegten Gebärmutter- 
wände während des Spiegelungsvorgangs zu entfalten. Neben 
vielen anderen") machte sich Lindemann an diese Aufgabe. In 
seinen Publikationen, mit denen er seit 1971 herauskam, macht 
er keinen Hehl daraus, daß er nacheinander alle Verfahren 
durchprobiert hat, die ihm von den in der Medizintechnik enga- 
gierten Konzernen angeboten wurden. '!) Schließlich landete er. 
1971 bei einer Methode, die sich inzwischen breiter durchzu- 
setzen scheint: der druckgeregelten Durchblasung der Gebär- 
mutter mit Kohlendioxid. Erwähnt sei schon hier, daß dieses 
CO; während des Spiegelungsvorgangs natürlich durch die in- 
nere Öffnung des weiblichen Genitalschlauchs in der Bauch- 
höhle, die innere Eileiteröffnung, hindurch frei in die Bauchhöh- 
le übertritt, vom Bauchfell resorbiert wird, in die venösen 
Schenkel des Kreislaufsystems gelangt und schließlich über die 
Lunge "abgeraucht’ werden muß.'?) Die Folgewirkungen und 
Schmerzen, die dieser Vorgang bei vielen der gespiegelten 
Frauen erzeugt, werden von Lindemann bagatellisiert'“ wie die 
übrigen Risiken dieses diagnostischen Eingriffs auch. Doch da- 
zu weiter unten. 


Mit dieser Errungenschaft war Lindemann nun keineswegs zu- 
frieden. Sie war ihm — und den ihn mit Forschungsgeldern kö- 
dernden Unternehmen der Medizintechnik, die damals hart um 
jeden Marktanteil in der diagnostischen Spiegelungstechnik 
(Endoskopie) kämpften — nur Mittel zum Zweck. Der haupt- 
sächliche Zweck schälte sich nur zu bald heraus: Lindemanns 
Veröffentlichungen zwischen 1971 und 1974 belegen dies 
beredt.'* Freilich: die Hoffnung, mittels des Hysteroskops in 
der Früherkennung des Krebses des Gebärmutterkörpers wei- 
terzukommen, war längst wieder dahin'?), als Lindemann sich 
mit seinen Neuerungen zu Wort meldete — ganz abgesehen 
davon, daß, wie bei den bislang üblichen diagnostischen Maß- 
nahmen auch, bei der Hysteroskopie höchstwahrscheinlich Ge- 
schwulstzellen verschleppt werden, d.h. infolge des Eingriffs 
aus dem ’Haustierkrebs’ im Gebärmutterkörper ein gefährlicher 
’Raubtierkrebs’ entsteht.'®’ Andere diagnostische bzw. thera- 
peutische Anzeigestellungen sind dagegen bis heute umstrit- 
ten. Und da, wo der Gebärmutterspiegel den Frauen unzwei- 
deutig hilft, nämlich schwerwiegendere Eingriffe erspart, ist die 
.Breite der Anwendungsmöglichkeiten derart begrenzt,'”) daß 
der Entwicklungsaufwand in Sachen Gebärmutterspiegelung in 
keinem Verhältnis zu deren Möglichkeiten in der gynäkologi- 
schen Praxis steht. 

Damit wurde die Hysteroskopieforschung jedoch keineswegs 
auf ihre für die Frauen erwiesenermaßen sinnvolle Fragestel- 
lung beschränkt. Es wirft ein Schlaglicht auf die verwertungs- 
und profitdiktierte Dynamik medizinischer Wissenschaft, daß ihr 
Anspruch, Krankheiten zu heilen bzw. zu lindern, sich oft zer- 
schlägt bzw. umstritten bleibt, jedoch die Projekte selbst damit 
keineswegs beendet sind. Während ihr menschlich sinnvoller 
Zweck unwiderruflich aufs Abstellgleis gerät, werden sie um so 
hartnäckiger weiterverfolgt, weil die einmal in ihnen fixierten 
ie u um jeden Preis rentierlich akkumuliert werden müs- 


So auch in diesem Fall. Im Gegensatz zu den dreißiger Jahren 
war ja die endoskopi Methode jetzt durch das CO>-Verfah- 
ren ausgereift, und die Medizintechnik-Konzerne hatten Millio- 
nenbeträge in die Hysteroskopie-Entwicklung investiert. Da bot 
sich angesichts der zwischen 1971 und 1973 heraufgezogenen 
neuen Weltwirtschaftskrise ein zusätzliches Betätigungsfeld an, 
das einfach daher rührte, daß letztere wieder einmal — nur 
diesmal unter den Vorzeichen des ’Nord-Süd-Konflikts’ — von 
den politischen Propagandisten der multinationalen Konzerne 


zur "Überbevölkerungskrise’ umgebogen wurde. Wo ’Über- 
schußbevölkerung’ ausgemacht wird, sind diejenigen nicht 
weit, die für eine mehr oder weniger gewaltsame Senkung der 
'unverantwortlichen’ Geburtenrate bei den ’Asozialen’ der Me- 
tropolen und der Massenarmut der drei Kontinente plädieren. 
Von da aus lassen sich rasch jene Experten finden, die tech- 
nisch dazu prädistiniert sind, sie auszuführen. Für die gerade 
erneut in die Krise geratene Hysteroskopieforschung tat sich 
ein neues Aktivitätszentrum auf: die Entwicklung von opera- 
tionsfreien, ambulant und innerhalb weniger Minuten auszufüh- 
renden — und von den betroffenen Frauen möglichst überhaupt 
nicht wahrgenommenen — Sterilisationstechniken.'®) 


Da die medizinische Wissenschaft formell-statistisch wie inhalt- 
lich chaotisch und konservativ zugleich strukturiert ist, bedeute- 
te dies auch im Fall der Hysteroskopie, daß sie nach ihrem dia- 
gnostisch-therapeutischen Fiasko erst einmal da wieder an- 
setzte, wo sie bis Mitte der dreißiger Jahre gescheitert war. 
Schon Ende der zwanziger Jahre hatte Mikulicz-Radecki, einer 
der ’großen’ deutschen Gynäkologen und Vorreiter der späte- 
ren nazistischen Sterilisationsgesetze'”, eine Methode der 
operationslosen Sterilisation per Hysteroskop angegeben, bei 
der durch eine in die Eileitermündungen vorgeschobene Sonde 
ein Stück Eileitergewebe per Stromstoß verkocht wird.20 Da- 
durch sollte.das betroffene Eileiterstück verlöten und den Sper- 
mien den Weg zum Ei verbauen. Mikulicz-Radecki und seine 
Schüler hatten keinen Zweifel daran gelassen, daß es ihnen 
vorrangig darum ging, eine rasche und operationslose Sterilisa- 
tionstechnik zu entwickeln, die von den Opfern des Eingriffs, 
’asozialen’ und ’'minderwertigen’ Frauen, möglichst nicht be- 
merkt werden sollte. Zwar hatten weitere Gynäkologenteams in 
den dreißiger Jahren dieses Verfahren weiterzuentwickeln ver- 
sucht, es jedoch aus den oben angedeuteten Gründen als un- 
realistisch verworfen.?") 


Vorrangig dieser Zielsetzung zuliebe erlebte das Mikulicz-Ver- 
fahren seit Beginn der siebziger Jahre eine Renaissance von 
ungeahnten Dimensionen. Die Gynäkologenverbände der Me- - 
tropolen und die ihre Kongresse, Zeitschriften und Forschungs- 
zentren finanzierenden Konzerne der Medizintechnik und der 
Pharmaindustrie witterten Morgenluft. Es sollen sogar Versu- 
che unternommen worden sein, die Weltgesundheitsorganisa- 
tion für eine Koordinierung der Forschungen über operationslo- 
se Eileiterverödung gegen die ’Bevölkerungslawine’ der drei 
Kontinente zu bewegen, freilich ohne Erfolg.??) So mußten 
Konzerne wie Hysteroskopie-Experten sich an die eher anrü- 
chigen wie undurchsichtigen ’Entwicklungshilfe’-Projekte des 
US-Imperialismus anhängen. Daß und wie dies geschah, doku- 
mentiert schon ein oberflächlicher Blick in die angelsächsische 
gynäkologische Fachliteratur der siebziger Jahre.2?) Obwohl 
sie über die Nazi-Mediziner in Nürnberg mit zu Gericht geses- 
sen hatten?®), konnten die US-Ärzte sehr wohl auf eine eigene 
traditionsreiche wie massenhafte Geschichte der "eugenischen’ 
Sterilisation gegenüber den subproletarischen Frauen im ar 
nen Land wie auch in ganz Lateinamerika zurückblicken.? 
Und dies war der Angelpunkt, mit dem sich seit Beginn der 
siebziger Jahre die gesamte Kampagne für die Sterilisation von 
Frauen per Gebärmutterspiegel kurzschloß. Gerade weil der 
Hysteroskopie der Erfolg versagt war, sich als sinnvolle diagno- 
stisch-therapeutische Neuerung breit im gynäkologischen All- 
tagsbetrieb durchzusetzen, wurde sie von den engagierten 
Konzernen jetzt auf einige wenige Zentren konzentriert, die mit 
’eugenischen’ Sterilisationsprojekten zusammenhingen. Dabei 
kam es zu einer bemerkenswerten Arbeitsteilung. Den unter 
den Militärdespotien der drei Kontinente frei über ihre 'asozia- 
len’ bzw. politisch mißliebigen Frauen verfügenden Gynäkolo- 
gen wurde der Part des direkten 'Lebendversuchs’ zugescho- 
ben: sie sterilisierten in wachsendem Umfang Patientinnen im 
gebärfähigen Alter ohne deren Wissen mittels des Gebärmut- 
terspiegels und unter statistisch kontrollierter Anwendung der 
technisch unterschiedlichen Verfahren — Zerstörung der Eilei- 
termündung in der Gebärmutter durch Elektrizität, Joule’sche 


Wärme oder verätzende Substanzen — und überprüfen dann 
mit Hilfe einer Mehrjahresstatistik, wieviele von ihnen noch ein- 
mal schwanger wurden. In Ergänzung dazu übernahmen 
Frauenärzte der Metropolen die Rolle des Beschaffers von 
Operationspräparaten, weil ihr Aktivitätsspielraum bezüglich 
der Direktversuche beschränkt blieb?®: Sie hatten Frauen aus- 
zuwählen, bei denen aus anderen medizinischen Gründen eine 
operative Entfernung der Gebärmutter mitsamt Eileiterenden 
vorgesehen war, um kurz vor dem eigentlichen Eingriff einen 
Sterilisationsversuch per Gebärmutterspiegel vorzunehmen 
und dann das gewonnene Operationspräparat daraufhin zu 
überprüfen, ob die Eileiterendungen verödet waren oder nicht. 
Daß auch diese Frauen von alldem nichts wußten, versteht sich 
von selbst. 


Der Grund für diese Arbeitsteilung liegt auf der Hand. Einmal 
ging es darum, einen derzeit fast überall auf der Welt verbote- 
nen — soweit er gegen den erklärten Willen der betroffenen 
Frauen ausgeführt wird — Eingriff ’arbeitsteilig’ zu verschleiern. 
Diese Art der ’Arbeitsteilung’ ist dann Voraussetzung dafür, daß 
über das Projekt ’neutral’ und ’streng wissenschaftlich’ publi- 
ziert werden kann. Zum zweiten umgeht diese makabre Varian- 
te von "internationaler Arbeitsteilung’ das ’Dilemma’, daß auf- 
grund der nationalsozialistischen Vorgeschichte — dazu weiter 
unten — die Ausführung des gesamten Sterilisationsversuchs. 
an ein und demselben Opfer derzeit — noch? — zuviel Staub 
aufwirbeln würde. Tatsächlich aber wohnt dem ganzen Verfah- 


ren die Tendenz inne, im Sinn seiner '’Optimierung’ zuerst den 


Sterilisationsversuch per Gebärmutterspiegel vorzunehmen, 
danach die ahnungslos sterilisierte Frau ein paar Jahre lang — 
möglichst mit Kinderwunsch — so häufigen Sexualkontakten 
mit Männern wie nur denkbar auszusetzen, um ihr schließlich 


nach Beendigung dieser ’in vivo’-Versuchsphase gewaltsam 


das innere Genitale zu Zwecken der ’objektiven Reproduzier- 
barkeit’ des Versuchs im feingeweblichen Schnitt zu entfernen. 
Und so beweist gerade die von den Elektrokonzernen und Gy- 
näkologen bewerkstelligte ’Arbeitsteilung’, daß ihr die Tendenz 
zu eben dieser Perfektion im ’lückenlosen’ Menschenversuch 
immanent ist. Handelt es sich doch um eine rein politisch kalku- 
lierte Arbeitsteilung, die unter anderen Voraussetzungen jeder- 
zeit wieder synthetisiert werden könnte! 


So war die wissenschaftspolitische Arena beschaffen, in die der 
Gynäkologe Lindemann einstieg, nachdem er seinen Beitrag 
zur Verfeinerung der Hysteroskopietechnik geleistet hatte. Daß 
ihm dieser Kontext bewußt war, sprach Lindemann selbst offen 
aus, als er in einem angesehenen medizinischen Fachblatt 


schrieb, in »Industriestaaten, die ihre Bevölkerungszahl konso- 
lidiert sehen und in Entwicklungsländern mit großem Bevölke- 
rungszuwachs« bestehe seit einigen Jahren »ein zunehmendes 
Interesse für die Geburtenregelung«; und da sei die operations- 
lose Sterilisierungsmethode mittels Gebärmutterspiegel wegen 
ihrer ökonomischen Vorteile (»die Patientin wird nicht arbeits- 
unfähig, niedrigster Kostenfaktor«)?”’ eben hochwillkommen. 
Auch Lindemann ging zunächst von jenem Verfahren aus, das 
zuerst Mikulicz-Radecki angegeben hatte, nämlich der Verko- 
chung der Eileiterenden durch hochfrequente Elektrizität. Dabei 
erlebte er zunächst die gleichen Mißerfolge wie andere Gynä- 
kologen auch. Zum einen sterilisierte er Frauen, die dies aus- 
drücklich wünschten, und die er wegen der angeblichen Vortei- 
le (keine Eröffnung der Bauchhöhle, ambulanter Eingriff) dafür’ 
gewinnen konnte — dazu weiter unten; zum anderen nahm er 
seit 1972/73 an Frauen, die von dieser Zusatzaktivität nichts 
wußten und wegen Scheidensenkungen bzw. Gebärmutter- 
myomen zur operativen Gebärmutternentfernung eingewiesen 
worden waren, »zwei Wochen vor oder am selben Tag der Hy- 
sterektomie eine Tubenkoagulation vor..., um einen histologi- 
schen Befund aus dem Operationsbereich zu erhalten.«2®) 
Hier kombinierte Lindemann also das medizinisch Zweifelhafte, 
wenn auch aufgrund der Einwilligung der Patientinnen juristisch 
’Straffreie’, mit dem eindeutig Verbotenen, um zu einer objekti- 
ven Erklärung von Erfolg und Mißerfolg zu kommen. Bei 304 
Patientinnen verkochte er die hysterskopisch eingestellten Ei- 
leiterendungen mit einem Siemens-Radiotom, 216 Patientin- 


‚nen sterilisierte er mit dem hochfrequenten Mikroagulator einer 


anderen Firma der Medizintechnikbranche.?°) Bei 89 Prozent 
dieser Patientinnen erbrachte die Nachuntersuchung entweder 
der Operationspräparate oder der Eileiterverhältnisse bei den 
freiwillig Sterilisierten durch Kontrastdarstellung der Gebärmut- 
ter und Eileiter (Hysterosalpinographie), daß beide Eileiter ver- 
schlossen waren. Bei 6,8 bzw. 7,8 Prozent war nur ein Eileiter 
verschlossen, bei 4,2 bzw. 2,8 Prozent waren beide Tuben of- 
fengeblieben, und bei 4,9 bzw. 5,2 Prozent der freiwillig Sterili- 
sierten war es — innerhalb einer von Lindemann nicht näher 
ausgewiesenen Zeit — zur unerwünschten Schwangerschaft 
gekommen. 

Versuche, in der Zusammenarbeit mit Biophysikern des Sie- 
mens-Konzerns die Fähigkeit der Eileiter zur Regeneration ge- 
schädigter Gewebsanteile durch technische Modifikationen 
auszuschalten, schlugen fehl. Ein Verfahren, das bei jeder 
zwanzigsten Frau nach dem Sterilisationseingriff zur Schwan- 
gerschaft führt, ist — ganz abgesehen von den damit verbunde- 
nen Risiken — natürlich untauglich. 


Doch Lindemann gab nicht auf. Der Stachel, das Rentabilitäts- 
interesse der medizintechnisch spezialisierten Elektrokonzerne 
mit den Erfordemissen des imperialistischen Kampfs gegen die 
’Bevölkerungsexplosion’ gynäkologisch-technisch in seiner ei- 
genen Person zur Deckung zu bringen, saß allzu tief in ihm. 
Lindemann träumte weiter von seiner Methode, die trotz stei- 
gernder Sterilisationsziffern den »Stationsbetrieb entlasten« 
und die Frauen als bezahlte wie unbezahlte Arbeiterinnen nicht 
ausschalten würde: per Hysteroskop-Sterilisation wird »die Pa- 
tientin ... nicht arbeitsunfähig (die Frau bleibt als Arbeitskraft für 
Beruf und Familie, und insbesondere für ihre Aufgabe als Mut- 
ter erhalten)« 

Nach diesem erneuten Fehlschlag wandte sich Lindemann von 
der Siemens-Hochfrequenztechnik ab und der von der Firma 
Wiest feilgehaltenen Schwachstrommethode zu. Indes ver- 
mochten sich bemerkenswert viele Eileiter auch gegen die An- 
wendung von Joule’scher Wärme zu behaupten. Bei 48 Patien- 
tinnen, die sich freiwillig und unfreiwillig den Lindemann’schen 
Prozeduren unterwarfen, blieb ein Viertel der Eileiter beidseitig 
offen, knapp fünf Prozent wurden auch hier schwanger.°”) Lin- 
demann hatte kaum Zeit, mit den bei Medizinwissenschaftler 
üblichen getürkten Statistiken die nicht weniger üblichen Er- 
folgsmeldungen in die medizinische Fachwelt 
hinauszuposaunen. 


Was war also zu tun? Lindemann schaute sich in seinem eige- 
nen und in benachbarten operativen Fachgebieten um. Gerade 
waren neue Arbeiten herausgekommen, aus denen hervorging, 
daß Fachkollegen von Lindemann, wie er über die bisherigen 
Mißerfolge frustriert, angfangen hatten, eine neuartige Methode 
in der experimentellen Chirurgie für ihre eigenen Zwecke 
auszuschlachten.?°) Seit Beginn der siebziger Jahre wurden 
bei Patienten, denen eine großangelegte Krebsoperation be- 
stand, die zur Geschwulst führenden Gefäße mittels eines 
Kunstharzes verstopft, um die Abschwemmung von Krebszel- 
len zu verhindern. Auch wurde gerade in der Bauchchirurgie 
damit experimentiert, Kranken, die an schweren Veränderun- 
gen der Bauchspeicheldrüse litten, die unerträglichen Schmer- 
zen dadurch zu lindern, daß der Ausführungsgang dieses Or- 
gans in den Zwölffingerdarm durch dieses Kunstharzverschlos- 
sen wurde. Der Konzern, der dieses Verfahren koordinierte und 
propagierte, ist in Skandinavien ansässig (Ethicon-Konzern). 
Das verblockende Kunstharz hieß sinnfälligerweise ’Ethiblock’. 
Es ist also durchaus möglich, daß Lindemann auch in diesem 
Fall garnicht selbst auf die Suche ging, sondern von den um die 
Ausweitung ihres Verfahrens in andere operative Gebiete be- 
sorgten Ethicon-Managern selbst angesprochen wurde und die 
ersten Publikationen über die Anwendung des ’Ethiblocks’ bei 
der Hysteroskopie-Sterilisation zur Verfügung gestellt erhielt. 


Das war die eine Seite. Die andere bestand darin, daß Linde- 
mann, inzwischen ob seiner Versuchsserien habilitiert und in 
den Forschungs- und Lehrbetrieb des Hamburger Universitäts- 
krankenhauses aufgenommen, die dort intensiv betriebene und 
vom Schering-Konzern geförderte Prostaglandin-Forschung 
auf seine Mühlen zu leiten suchte. Bekanntlich ist das Prostag- 
landin E (»Sulproston«) dazu geeignet, nach Injektion ins Mus- 
kelgewebe, in eine Vene oder nach Verbringung als Gel in den 
Gebärmutterhalskan-al diesen aufzuweiten und auf diese Wei- 
se die Abtreibung der Frucht aus der Gebärmutter einzuleiten. 
Bekannt ist inzwischen auch, daß dieses Verfahren bei den be- 
troffenen Frauen im Fall der Injektion einen grauenhaften Ver- 
nichtungsschmerz auslöst und auch nach lokaler Anwendung 
häufig zu Übelkeit und Erbrechen führt. 


Lindemann und seine Gehilfen waren zynisch genug, sich still- 
schweigend auch noch über jene Barrieren hinwegzusetzen, 
innerhalb derer sich die Gynäkologen zur Zeit gegen die Angrif- 
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fe aus der Frauenbewegung zur Wehr setzen, wenn sie von ei- 
ner zwar schmerzhaften, aber insgesamt ’schonenden’ neuen 
Abtreibungstechnik sprechen: Lindemann und Gehilfen experi- 
mentierten 1976/77 auch an nicht schwangeren Frauen mit den 
oben geschilderten Anwendungsarten von Sulproston, weil sie 
beabsichtigten, mit dem Prostaglandin das ziemlich aufwendi- 
ge und komplizierte örtliche Betäubungsverfahren bzw. die 
Vollnarkose loszuwerden, welche sie bislang brauchten, um 
den Muttermundkanal so aufzuweiten, daß er für den Gebär- 
mutterspiegel durchgängig wird!?®) Und wenn Lindemann und 
Co. 1978 auf dem internationalen Sulproston-Kongreß gar be- 
haupteten, bei Nichtschwangeren habe das Prostaglandin auch 
noch eine schmerzstillende Wirkung, so ist in diesem Fall das 
Wunschdenken wohl vollends mit ihnen durchgegangen. Wird 
doch aus der gleichen Lindemann-Abteilung berichtet, die Ärz- 
te und einige OP-Schwestern hätten die qualvollen Schreie der 
mit Sulproston vorbehandelten Frauen während des Abtrei- 
bungsvorganges damit gerechtfertigt, das sei erstens nicht 
schlimm, es handle sich nicht um richtige Schmerzen, und 
zweitens notwendig, denn »die Frauen sollten ruhig merken, 
was sie da angerichtet hätten«!”° 


Inwieweit Lindeman seither das Sulproston regelmäßig bei 

Frauen einsetzt, die sich ’freiwillig’ per Hysteroskop sterilisieren 
lassen, haben wir noch nicht in Erfahrung bringen können. Bei 
den Zwanggssterilisierten kommt es ohnehin nicht in Betracht, 

da Lindemann bei ihnen. — im eklatanten Widerspruch zu sei- 

nen Veröffentlichungen — in Vollnarkose zu hysteroskopieren 

pflegt, um seine Versuche vor ihnen geheimzuhalten und unge- 

stört arbeiten zu können. Und bei Vollnarkose ist die Aufwei- 

tung des Gebärmutterhalskanals natürlich in der üblichen Wei- 

se möglich (mit sog. Hegar-Stiften). Aber deshalb ist noch lang 

nicht auszuschließen, daß Lindemann eines Tages endgültig 

mit einer Kombination von Sulproston und Sterilisation mit Ge- 

bärmutterspiegel aufwarten wird — nämlich aus Kostengrün- 

den. 


Glücklicherweise wissen wir mehr über Lindemanns Anleihen 
beim Ethicon-Konzern. Aus seiner Sicht war es nur konse- 
quent, daß er sich nach den Fehlschlägen mit hoch- und nied- 
rigfrequenter Elektrizität an die Fersen seiner US- und lateini- 
schen Experimentier-Kollegen heftete und den Eileitern nun- 
mehr mit chemisch verblockenden Substanzen zu Leibe rückte. 
Zusammen mit seinen ihm bedingungslos ergebenen ärztlichen 
Gehilfen?®) machte Lindemann sich an die Arbeit. Er ließ sich 
vom Ethicon-Konzern den ’Ethiblock’, ein methyliertes Zyano- 
Akrylat, mitsamt einem Katheter zuliefern, welcher es ermög- 
licht, die zunächst zähflüssige Kunstharz-Substanz durch den 
Gebärmutterspigel hindurch in die Eileitermündungen zu ver- 
bringen, damit sie dort erstarrt. Und wieder begann eine groß- 
angelegte Versuchsserie: einmal an Frauen, die damit ’einver- 
standen’ waren, weil sie selbst sterilisiert zu werden wünschten; 
zum andern an Frauen, die davon nichts wußten, denen viel- 
mehr vorgegaukelt wurde, vor dem eigentlichen Operations- 
zweck — Gebärmutterentfernung wegen Scheidensenkung, 
gutartiger Geschwülste usw. — sei eine Spiegelung der Gebär- 
mutterhöhle in Vollnarkose erforderlich. Bis zur Aufdeckung 
dieser neuen Abfolge von Sterilisationsversuchen wurden nach 
Lindemanns eigenen Angaben 194 Frauen mit dieser neuen 
Methode traktiert. Bei 70,1 % führte das Kunstharz zu einem 
Verschluß beider Eileiter, bei 23,1 % blieben diese einseitig, bei 
6,7 % beidseitig offen, und 6,3 % der ’freiwillig’ Sterilisierten 
wurden schwanger.?’’ Damit waren auch in diesem Fall der 
Ethicon-Konzern und Lindemann nebst ärztlicher Mannschaft 
am Ende ihres Lateins. 


Aber auch jetzt sah sich Lindemann außerstande, seine Hoff- 
nungen auf Ruhm, auf Macht über die Frauen, und auf die 
durch ihn zu bewerkstelligende Fusion von Konzern- und ’be- 
völkerungspolitischen’ Interessen zu begraben. Er begab sich 
jetzt endgültig auf ein Terrain, das wir weiter unten detailliert 


kennen lernen werden. Lindemann erkannte, daß sich das 
Kunstharz in einer Reihe von Fällen nach 8-10 Tagen im Eilei- 
ter wieder auflöste, ohne daß die Eileiterwände dauerhaft mit- 
einander verklebt waren. Deshalb ging er jetzt dazu über, den 
Pfropf vorher mit einer zusätzlichen Substanz zu mischen, die 
stark ätzend wirkt und durch den ’Ethiblock’ ausreichend lange 
im Eileiter festgehalten werden soll, um ihn zur Verklebung zu 
bringen. Es handelte sich dabei um Silbernitrat (AgNO3). Damit 
war der Kreis zu einer operationslos-chemischen Sterilisations- 
technik geschlossen, die 40 Jahre vorher von Carl Clauberg in 
den Konzentrationslagern Auschwitz und Ravensbrück entwik- 
kelt worden war. 


Lindemann hat über dieses bisher letzte Stadium seines 'euge- 
nischen’ Kampfes gegen die Regenerationskraft der Eileiter 
nicht mehr veröffentlicht, weil im Sommer 1979 Strafanzeige 
gegen ihn erstattet und im Magazin stern’ über seine Sterilisa- 
tionsversuche berichtet wurde.?® Das seither gegen ihn 
schwebende Ermittlungsverfahren hat seiner Karriere bislang 
nicht geschadet. In der Ära der Berufsverbote gegen "linke Sy- 
stemkritiker’ wurde er trotz dieses schwebenden Verfahrens 
zum Professor ernannt. Die Zeitläufte scheinen nicht danach zu 
sein, um systemkonforme Schlüsselfiguren einer aufziehenden 
neuen Epoche krimineller Menschenversuche in ihre Schran- 
ken zu verweisen. 


1.2. 


Carl Clauberg erwarb sich sein wissenschaftliches Ansehen 
von der Pike auf. Einige Jahre nach seiner Anstellung als Assi- 
stenzarzt an der Universitäts-Frauenklinik Kiel befaßte er sich 
intensiv mit der Erforschung der weiblichen Sexualhormone, 
welche seit Mitte der zwanziger Jahre einen stürmischen Auf- 
schwung genommen hatte. In Zusammenarbeit mit Chemikern 
des Schering-Konzerns startete er große Serien von Tierversu- 
chen, wobei es ihm 1929/30 gelang, die Funktion zweier wäh- 
rend des weiblichen Zyklus nacheinander in den Eierstöcken 
gebildeter Hormone, des Follikelhormons und des Gelbkörper- 
hormons, gegenseitig abzugrenzen.°°) Seine Forschungen wa- 
ren u.a. Voraussetzung dafür, daß diese beiden Hormone syn- 
thetisch hergestellt werden konnten. Insofern wird der Name 
Clauberg für immer mit der Entwicklungsgeschichte des künstli- 
chen Sexualzyklus bei der Frau verbunden bleiben, welche — 
von den Nazis massiv gefördert — in den sechziger Jahren mit 
der Antibabypille ihren makabren Abschluß gefunden hat.*9) 


Alles in allem verlief die wissenschaftliche Karriere Claubergs 
zunächst glatt und unauffällig. 1932 wechselte er an die Univer- 
sitäts-Frauenklinik Königsberg, wo er sich ein Jahr später unter 
dem schon erwähnten Mikulicz-Radecki habilitierte, im Novem- 
ber 1934 zu dessen Oberarzt aufstieg und im August 1937 zum 
Professor ernannt wurde.*") Freilich: die Zeiten waren nicht da- 
nach, um einem forschungsbeflissenen Gynäkologen Schwie- 
rigkeiten bei der Auswahl seiner Objekt-Opfer und beider Ent- 
wicklung seiner Methoden zu machen. Seit Januar/war die 
Zwangssterilisation von 'minderwertigen’ und sonstwie mißlie- 
bigen Menschen vollends legal,*?) es gab mit anderen Worten 
Versuchsmaterial in Hülle und Fülle; und die Barbarei, mit der 
Frauen damals aus ’wissenschaftlichen’ Gründen Überdosen 
von Sexualhormonen und Unmengen neuer diagnostischer wie 
operativer Verfahren ausgesetzt wurden, war keineswegs auf 
Nazi-Deutschland begrenzt. Gleichwohl läßt sich anhand der 
Referate, Aufsätze und der erhalten gebliebenen Korrespon- 
denz aufzeigen, in welchem Zusammenhang und zu welchem 


Zweck Clauberg diese ohnedies schrecklich weit gesteckten: 


Barrieren des 'medizinischen Fortschritts’ durchbrochen hat. 
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Zunächst einmal drängt sich bei der Durchsicht der Veröffent- 
lichungen Claubergs seit 1933 der Eindruck auf, daß er in die 
Klinik Mikulicz-Radeckis übergewechselt ist, weil sich im Kon- 
text seiner Forschungen die bisherige Ebene der Tierversuche 
als unzureichend erwiesen hatte, um die inzwischen synthe- 
tisch hergestellten Sexualhormone hinsichtlich ihrer diagnosti- 
schen und therapeutischen Wirksamkeit genauer zu 
klassifizieren.*°) Um die besonders zeitraubende und schwieri- 
ge Etappe der sogenannten klinischen Erprobung möglichst zu 
umgehen, brauchte Clauberg jetzt Mädchen und Frauen statt 
Meerschweinchen und Kaninchen als Versuchsobjekte, wohl- 
gemerkt in der Absicht, den Tierversuch — abgesehen von der 
in ihm enthaltenen Tötung des Versuchstiers, das kam erst 
1944/45 — auf den Menschen auszudehnen. In diesem Zu- 
sammenhang war Claubergs Anliegen zunächst ’positiv’, er 
wollte Frauen wieder gebärfähig machen, die aufgrund von Er- 
krankungen ihrer Genitalorgane steril geworden waren. Dies- 
bezüglich hielt Clauberg im Oktober 1935 auf dem 24. Deut- 
schen Gynäkologenkongreß ein aufschlußreiches Kurzreferat. 
Er berichtete über Versuche an Frauen, bei denen er mittels 
hoher Dosen von Progynon B (synthetisches Follikelhormon 
des Schering-Konzerns) ein künstliches Wachstum der Eileiter 
herbeigeführt hatte, und pries dieses Mittel »zur Behandlung 
des Eileiterverschlusses« an.**) 

Da er 1935 noch nicht über entsprechende weibliche Men- 
schen-Opfer verfügte, an denen sich künstlich eine Eileiterver- 
klebung mit anschließender ’erfolgreicher’ Progynon-Behand- 
lung und ’wissenschaftlichem’ Erfolgsbeweis durch die zwangs- 
weise Entfernung der inneren Genitalien durchexerzieren ließ 
(Klartext bei Clauberg: »Am Menschen läßt sich dieser Effekt 
des Hormons auf den Eileiter nicht so leicht demonstrieren, weil 
dasselbe Organ von derselben Patientin ja nicht gewonnen 
werden kann«*°)), wählte er den damals "legalen Umweg. Er 
suchte sich in der Königsberger Universitäts-Frauenklinik zwei 
Frauen von gleichem Alter und gleichem Zyklus aus, die zur 
Entfernung der Gebärmutter vorgesehen waren, und ließ bei 
der Operation die gebärmutternahen Eileiterenden 'mitgehen’. 
Die eine der Frauen hatte er kurz zuvor mit hohen Progynon- 
Dosen ’behandelt’, die andere hatte er in Ruhe gelassen. An- 
hand der mikroskopischen Schnitte der Operationspräparate 
demonstrierte er dann, wie stark sich die Eileiter der einen Frau 
im Vergleich zu denen der unbehandelten Frau vergrößert hat- 
ten. Zur Ergänzung dieses Vorgehens zeigte Clauberg dann 
noch Gebärmutter-Eileiter-Aufnahmen von einem Mädchen mit 
»stärkstem Infantilismus« — wahrscheinlich von einem ’asozia- 
len’ Mädchen, das zur ’eugenischen’ Sterilisierung eingewiesen 
worden ware) — vor und nach Progynon-Injektionen, um zu 
beweisen, daß die zuvor unentfalteten Eileiter nunmehr ge- 
wachsen und durchgängig geworden waren. 

Die Art und Weise, wie Clauberg das alles vor seinen versam- 
melten Kollegen demonstrierte, zeigt, daß diese Ebene des auf 
den Menschen ausgeweiteten ’modifizierten’ Tierversuchs 
1935 zum gynäkologischen Alltag geworden war. Sie belegt 
auch, wie sehr die Gynäkologen auf den Tag X warteten, von 
dem an die letzten Schranken fallen würden, um die Frauen 
vollends zu wehrlosen und vergewaltigten Versuchskaninchen 
degradieren zu können. 


Der Tag X kam bald nach der Entfesselung des zweiten Welt- 
kriegs durch die Nazis. 1940 war es freilich nicht der ’Nord- 
Süd-’, sondern der gegen die ’slawische Überbevölkerung’ ge- 
richtete "West-Ost-Konflikt’, der dafür sorgte, daß die letzten 
Dämme brachen. Im November 1939 forderte das ’Rassenpoli- 
tische Amt’ der NSDAP erstmals in einem Memorandum über 
»Die Frage der Behandlung der Bevölkerung der ehemaligen 
polnischen Gebiete nach rassenpolitischen Gesichtspunkten«, 
die Gesundheitspolitik müsse in den Kampf gegen die weitere 
Vermehrung der polnischen Bevölkerung einbezogen 
werden.‘ In den zwei folgenden Jahren wurden die diesbe- 
züglichen Vorstellungen — und Praktiken — immer detaillierter, 
vor allem im Kontext der Kontroversen, welche der »General- 


plan Ost« des Reichsführers-SS, Himmler, in den Machtspitzen 
des Regimes provozierte. 

Was im Reichsgebiet an Kampagnen gegen Abtreibungen, 
Verhütungsmittel und überhaupt die 'Gebärmüdigkeit’ der NS- 
loyalen und arbeitsmoralisch ’hochwertigen’ Bevölkerungs- 
schichten lief, wurde in den besetzten Ostgebieten planvoll in 
sein Gegenteil verkehrt. Etwa Anfang 1942 war die Auseinan- 
dersetzung insofern zum Abschluß gekommen, als sich die SS, 
die deutschen Besatzungsbehörden und mit ihnen die Ärzte- 
schaft dafür entschieden, Massenexperimente zu starten, um 


die wegen ihrer Arbeitsfähigkeit nicht sinnvoll auszurottende 


osteuropäische Bevölkerungsminderheit bei Kriegsende inner- 
halb weniger Monate zwangssterilisieren zu können.*?) Von 
den im Sommer 1942 noch überlebenden zehn Millionen euro- 
päischer Juden sollten beispielsweise »mindestens 2-3 Millio- 
nen sehr gut arbeitsfähiger Männer und Frauen«”°) sterilisiert 
und im Gegensatz zu ihren übrigen Leidensgenossinnen/ge- 
nossen als Zwangsarbeiter am Leben erhalten werden. Das 
waren die damaligen ’bevölkerungspolitischen’ Vorstellungen 
zur 'Lösung des Nord-Süd = West-Ost-Konflikts’! 


Für Carl Clauberg waren insoweit die Grundlagen dafür gelegt, 
daß er seine bisherige Tätigkeit als Diagnostiker und Therapeut 
von unfreiwilliger Sterilität um ihr polares Gegenstück, die 
Zwangssterilisierung, ergänzen konnte. Dies um so mehr, als er 
sich 1940 zum Chefarzt eines im okkupierten Polen gelegenen 
Frauenkrankenhauses befördem ließ (Königshütte in Ober- 
schlesien), sich also unmittelbar und bewußt in die Dynamik der 
eben geschilderten 'negativen Bevölkerungspolitik’ hineinbe- 
gab. Daß er tatsächlich seit längerem von einer umfassenden 
forschungspolitischen Fusion der beiden Pole Sterilitätsbe- 
handlung-Zwangssterilisierung träumte, belegt ein Zufallskon- 
takt Claubergs mit Himmler im Jahr 1940°"), dem er sofort mit 
dem Plan eines an die von ihm geleitete Frauenklinik anzu- 
schließenden »Forschungsinstituts für Fortpflanzungsbiologie« 
aufwartete. Himmler, heißt es, war von Claubergs Vorschlag 
ziemlich angetan, die ’positive’ Sterilitätsbekämpfung mit der 
negativen’ Bekämpfung weiblicher Fruchtbarkeit unter seiner 
Regie in einer Gesamtinstitution zusammenzufassen. 


Dennoch ließ ein positiver Bescheid des Reichsführers-SS zu- 
nächst auf sich warten, vielleicht, weil dieser 1941/42 doch 
eher den konkurrierenden Vorschlägen anderer Mediziner, die 
von der Entwicklung sterilisierender Medikamente bis zur Rönt- 
genkastration reichten,°2) zuneigte; vielleicht aber auch, weil er 
nicht an die Möglichkeit glaubte, die Gründung eines relativ 
großen Forschungsinstituts geheimhalten zu können. 

Ob so oder so: zunächst einmal wurde eine Reihe von SS-Gy- 
näkologen mit der Durchführung von Claubergs ’positiver’ Ste- 
rilitätsdiagnostik und -behandlung bei Frauen von SS-Angehö- 
rigen beauftragt.°°) Clauberg machte sich unterdes mit wissen- 
schaftlicher Gründlichkeit an die 'negative’ Aufgabe, die Himm- 
ler immerhin ebenfalls grundsätzlich zu fördern versprochen 
hatte. Er polte seine Erfahrungen in Sachen Sterilitätsdiagnp- 
stik und -behandlung hinsichtlich ihres Zwecks in ihr Gegenteil 
um, ganz von der Vorstellung besessen, aus einer solchen Um- 
kehrung ein operationsloses, zeit- und kostensparendes Sterili- 
sationsverfahren entwickeln zu können, welches alle bisheri- 
gen Methoden einschließlich der SS-internen Konkurrenzver- 
fahren im Massenexperiment überflügeln würde. Unterstützt mit 
Mitteln des ’Deutschen Forschungsrats’, des Vorläufers der 
heutigen ’Deutschen Forschungsgemeinschaft', startete er eine 
Serie von Tierversuchen, um ein geeignetes Mittel zu finden, 
das, in die Eileiter verbracht, zur Entzündung führt und mit einer 
Vernarbung bzw. Verklebung der Eileiterwände endet. Clau- 
berg fand mehrere, vor allem 5-10-%iges Formalin und — Sil- 
bernitrat. Dann machte er sich auf die Suche nach einer Sub- 
stanz, die sowohl röntgenkontrastgebend wie auch schwerlös- 
lich sein mußte, um, mit der eigentlichen Entzündungssubstanz 
geimpft, diese möglichst lange im Eileiter festzuhalten und auf 
diese Weise eine Ausweitung der Infektion auf die übrigen Or- 


gane und das Bauchfell des kleinen Beckens zu verhindern. 
Hier kam ihm der Schering-Konzern zu Hilfe, mit dem Clauberg 
so lange in Sachen Sterilitätsbehandlung zusammengearbeitet 
hatte: Dr. Goebel vom Schering-Konzem lieferte 1941 eine 
bariumsulfathaltige Substanz, »Neo-Röntyum«, die diesen An- 
sprüchen Genüge tat.°®) 


„Stadt der Müiter” in O/S 


Eine vorbildliche soziale "Einrichtung, 


- ’ 
Krakau, 21. November 

Gauleiter Bracht übergeb in diesen Tacıen eine 
für Großdeutsch!and einzigartige und richtung- 
gebende volksgesundheitiiche Einrichtung der 
Offentlichkeit. Binnen weniger Monate verwan- 
deite die NSV ein einstiges Sol- und Moorbad im 
Süden Oberschlesiens in die „Stadt der Mütter”. 
Unter der medizinischen Oberieitung des bekann- 
ten deutschen Gsynäkoiogen Prof. Dr. Claubera, 
der sich seit scinem Kriegseinsatz in Obersch:e- 
sien im Kampti gegen die Mutter und Säuglings- 
sterblichkeit bedeutende Verdiens.e erworben halt, 
werden 22 schmucke Heime rund 800 Müttern zur 
Entbindung und zur Erho!ung offenstehen. Fach- 
ärzte im Bunde mit etwa 60 NSV-Schwestern be- 
treuen ‚diese Mütter und Kinder. Sogar für die 
Aufnahme von 200 Kleinkindern ist gesorgt. 


Währenddessen nahmen die Verhandlungen um die Gründung 
des »Forschungsinstituts für Fortpflanzungsbiologie« ihren 
Fortgang. Am 27. Mai 1941 hielt Clauberg erneut vor Himmler 
einen Vortrag über seine neue Methode zur operationslosen 
Sterilisierung »minderwertiger Frauen«.°°) Himmler stimmte 
jetzt grundsätzlich zu, nur Claubergs Vorschlag, das For- 
schungsinstitut mitsamt einem kleinen, durch SS-Hilfe zu er- 
richtenden Frauen-KZ an die Frauenklinik in Oberschlesien an- 
zugliedern, reaktivierte bei Himmler Bedenken in Bezug auf die 
Geheimhaltung.°®) 

Dann kam der Überfall auf die Sowjetunion dazwischen, und 
das gesamte NS-Regime im allgemeinen und die SS im beson- 
deren waren derart mit der Ausrottung der sowjetischen Bevöl- 
kerung hinter den deutschen Panzerspitzen beschäftigt, daß 
bei der Vorbereitung der Experimente zur Massensterilisierung 
eine Pause eintrat. Ende Mai 1942 brachte Clauberg sich wie- 
der bei Himmler mit seinem Projekt in Erinnerung, wobei er jetzt 
von sich aus — wohl aus Rücksicht auf den Geheimhaltungs- 
fimmel der SS?” — anbot, seine »Forschungstätigkeit in der 
Fortpflanzungsbiologie« hinter den Drahtverhauen des KZ 
Auschwitz weiterzutreiben: »Ich glaube, daß sowohl hinsichtlich 


‘der Zurverfügungstellung des Landes, der notwendigen Tiere, 


des Betreuungspersonals und der Menschen ein Anschluß an 
Ihr Lager in Oberschlesien die besten Voraussetzungen bieten 
würde«, heißt es auf Seite 3 des Clauberg-Schreibens vom 
30.5.1942 an den Reichsführer-SS und Chef der deutschen 
Polizei.°®) 


Dieses Schreiben ist nicht nur wichtig, weil es beweist, daß der 
Gynäkologie-Professor von sich aus vorschlug, den ’Ausmer- 
ze’-Teil seiner Forschungen ins KZ Auschwitz zu verlegen. 
Noch bedeutsamer ist der von Clauberg beigelegte »Plan für‘ 
ein Forschungsinstitut für Fortpflanzungsbiologie«, in dem er 
noch einmal zusammenfaßte, warum seiner Meinung nach Ste- 
rilitätsbeseitigung und Zwanggssterilisierung unter ein gemein- 
sames Klinikdach gehören. Denn nur so könnten die Bedingun- 
gen geschaffen werden, um 

»a) bisher unfruchtbare, fortpflanzungserwünschte Frauen in- 
tensivst durchzubehandeln, sowie in bisher aussichtslos er- 


schienenen Fällen neu gewonnene Ergebnisse anzuwenden 
und zu erproben. 

b) die Methode der operationslosen (unblutigen) Sterilisierung 
an fortpflanzungsunwürdigen Frauen auszuwerten (und nach 
endgültiger Bewährung dieser Methode dann laufend anzu- 
wenden). 

Dieser Klinik muß angeschlossen sein: 

c) ein Laboratorium für ausgedehnte Tierversuche, die immer 
als Grundlage für die Weiterforschung dienen. 

Angegliedert müßte dieser Forschungsstelle sein: 

d) ein Versuchsgut als Grundlage zur Lösung der Frage: »Bo- 
denbewirtschaftung und Fruchtbarkeit«, nämlich 

1.) weitgehende Emährungsversuche am Tier 

2.) weitgehende Emährungsversuche an Menschen (Lagerin- 
sassinnen) ...«”° 


Besser läßt sich gar nicht belegen, wie konsequent Clauberg 
die Praktiken des Fortpflanzungszwangs um jeden Preis mit 
den Techniken der Zwangssterilisierung zu verbinden gedach- 
te, ja, daß die beiden Extreme für ihn nur Ausdruck eines 
schrecklich zynischen, wissenschaftlich getarnten Verobjekti- 
vierungsdrangs gegenüber Frauen waren: Zuchtmütter die ei- 
nen, geschlechts- und kinderlose Wesen die anderen, nur kei- 
ne über sich selbst und ihre Sexualität frei bestimmende Men- 
schen. Es wirft auch ein Schlaglicht darauf, daß Clauberg tat- 
sächlich vorhatte, alle überhaupt denkbaren Menschenversu- 
che an Frauen, soweit sie bis hin zu den Hunger-Fertilitätsex- 
perimenten in den dreißiger Jahren bekannt geworden 
waren,’ ’ in einem einzigen Zentrum zu vereinen: ein Horror- 
Projekt von gigantischen Ausmaßen, in dem ein Gynäkologe 
die vergleichsweise 'milden’ Vorstufen der ersten NS-Jahre auf 
die damaligen Dimensionen des ’Nord-Süd-’ als eines "West- 
Ost-Konflikts’ ausweitet. 


Doch auf einen solchen Pakt ließ sich die SS nicht ein: noch 
war der Krieg nicht gewonnen, und die Clauberg’schen Träume 
von einer wahrhaft 'eugenischen’ Welt-Innenpolitik gegenüber 
den Frauen mußten sich den Realitäten anpassen. Stattdessen 
kam ein Abkommen zustande, das für Clauberg sicher insofern 
Kompromiß-Charakter hatte, als die ’positiven’ Seiten seines 
Sterilitätsprogramms (Frauenkrankenhaus Königshütte — es 
wurde 1944 tatsächlich zu einer »Stadt der deutschen Mütter« 
ausgebaut)®') von den negativen’, nämlich der wissenschaft- 
lich fundierten Massen-Zwanggssterilisierung (Block 10 des KZ 
Auschwitz und Häftlingskrankenbau des KZ Ravensbrück), 
weitgehend getrennt geblieben sind. Aber Himmler kalkulierte 
da nüchterner, wenn er an die Gefährdung der Geheimhaltung 
des ganzen Projekts beispielsweise durch die eventuelle Soli- 
darisierung zwischen ’positiv’und 'negativ’ behandelten Frauen 
dachte. 


Auf jeden Fall konnte Clauberg mit seinen Visionen der ’negati- 
ven Bevölkerungsbiologie’ jetzt voll durchstarten. Am 7. Juli 
1942 erhielt er von der SS-Spitze grünes Licht hinsichtlich sei- 
ner Auschwitz-Vorschläge. Dort sollte »anhand einiger Grund- 
versuche ein Verfahren gefunden werden, daß (sic!) die Sterili- 
sierung bewirkt, ohne daß die Betroffenen davon etwas 
merken«®2). Der Reichsführer-SS, auf seine Art sicher nicht we- 
niger gründlich als sein Gynäkologen-Partner, wollte nach die- 
ser Serie »noch einmal einen Bericht vorgelegt bekommen, da- 
mit dann an die praktische Druchführung zı zu Sterilisierung der 
Jüdinnen herangegangen werden kann«®). Drei Tage später 
ließ Himmler Clauberg zusätzlich mitteilen, daß ihn an den Ex- 
perimenten wirklich nur.d - interessierte, was spätere Massen- 

anwendung versprach:®*) »Bevor Sie mit Ihrer Arbeit beginnen, 

würde der sie noch Wert darauf legen, von Ihnen 
zu erfahren, welche Zeit etwa für die Sterilisierung von 1000 Jü- 
dinnen in Frage käme.« Zum Schluß des Schreibens vom 
10.7.1942 ließ Rudolf Brandt, der persönliche Adjutant Himm- 
lers, noch einmal durchblicken, daß sich die SS-Spitze sehr ge- 
nau über die Details informiert hatte, mit denen Clauberg vorzu- 


gehen beabsichtigte. Was Clauberg ’wissenschaftlich’ wie 
pseudo-neutral als Korrespondenz von ’in vitro-’ und ’in vivo’- 
Versuchen ausgedrückt hatte, nahm sich dann in der SS-Spra- 
che folgendermaßen aus: »In dem einen oder anderen Fall 
dürfte aber auch ein praktischer Versuch in der Weise durchge- 
führt werden, daß man eine Jüdin mit einem Juden für eine ge- 
wisse Zeit zusammensperrt und dann sieht welcher Erfolg da- 
bei auftritt.« 


Nun überschlugen sich die Ereignisse. Wir wissen aus den Kra- 
kower Verhörungsprotokollen des Auschwitz-Kommandanten 
Hoeß, daß Clauberg seit August 1942 über den gesamten SS- 
ärztlichen Apparat des Arbeits- und Vernichtungslagers verfüg- 
te, um den mit Himmler und dem ’Reichsarzt-SS’ Grawitz abge- 
sprochenen Versuchsblock für ’negative Bevölkerungsexperi- 
mente’ aufzubauen.°) Clauberg bekam die ’besten’ Räume 
des KZ (Block 10) und die ’besten’, d.h. noch einigermaßen 
kräftigen, einen regelmäßigen Zyklus aufweisenden Frauen zur 
Verfügung gestellt. Die apparative Einrichtung des Versuchs- 
blocks verlief relativ reibungslos und erschien vergleichsweise 
großzügig. Auch der Schering-Konzerm ließ sich nicht Iumpen: 
alles, was Clauberg an Medikamenten, Betäubungsmitteln, 

Kontrastflüssigkeiten und verätzenden Substanzen brauchte, 

war bis November 1942 an Ort und Stelle.°® 


Über die offensichtlich ab Herbst 1942 gestartete Serie von 
"Grundversuchen’ wissen wir nichts, vielleicht deshalb, weil 
Clauberg sich hütete, die sicher grauenhaften Zwischenfälle bei 
den ersten Schritten zur Übertragung des Sterilisationsexperi- 
ments vom Tier auf die Frau an die SS-Spitze weiterzumelden. 
Als Clauberg mit seinen Menschenexperimenten begann, 
stand er — immanent gesehen — vor folgendem "wissenschaft- 
lichen’ Problem: er mußte einen Weg finden, der es gestattete, 
den zeitaufwendigen und arbeitsintensiven Tierversuch (das 
Sterilisierungsmittel — visköse, kontrastgebende und verätzen- 
de Substanz gemischt — wird unter Sicht in die operativ freige- 
legten Eileiter gespritzt, das Tier nach einer bestimmten Zeit 


: getötet, die entzündeten Eileiter werden entfernt, präpariert und 


schließlich feingeweblich untersucht) in ein zeit- und kosten- 
sparendes Massenverfahren an Frauen zu ’übersetzen’, das 
diese Frauen überdies nicht emsthaft schädigen durfte, son- 
dem arbeitsfähig erhielt. 

Um das ’Problem’ zu lösen, setzte Clauberg jene Technik ein, 
über die er dank seiner Erfahrung in der Sterilitätsbehandlung 
von Frauen verfügte — nur im umgekehrten Sinn. Da die Hyste- 
roskopieforschung nicht ausgereift genug erschien und die Zeit 
drängte, verzichtete Clauberg dabei auf die Spiegelung der Ge- 
bärmutterhöhle, die ihm von seinem Königsberger Chef Miku- 
licz-Radecki zweifellos detailliert bekannt war (vgl. oben), und 
bediente sich stattdessen der röntgenologischen Kontrastdar- 
stellung der Gebärmutterhöhle und der Eileiter (Hysterosalpin- 
gographie). Ob er zuvor nicht doch auch hysteroskopiert hat, 
vermögen wir aufgrund der uns bislang bekannt gewordenen 
Dokumente nicht zu beurteilen. Fest steht jedenfalls, daß sich 
Clauberg vorrangig des Instrumentariums der Hysterosalpingo- 
graphie bediente, um die im Tierversuch unumgängliche opera- 
tive Freilegung der Eileiter und deren Entfernung und Präpara- 
tion im Anschluß an die mehrtägige Einwirkung der verödenden 
Substanzen zu umgehen. 

Clauberg machte also bei den ihm zugewiesenen KZ-Insassin- 
nen zunächst eine Kontrastdarstellung der Gebärmutterhöhle 
und der Eileiter, um die anfängliche Durchgängigkeit der Tuben 
zu objektivieren. In einer zweiten Sitzung drückte er mit Hilfe 
des Salpingographie-Geräts (im Prinzip eine große Spritze mit 
Muttermund-Aufsatz, deren Kanüle durch den Gebärmutterhals 
in die Gebärmutterhöhle eingeführt wird) das Eileiter-Ver- 
ödungsmittel (Neo-Röntyum plus Formalin bzw. Silbernitrat) mit 
so hohem Druck in die Gebärmutter, daß es in die beiden Eilei- 


terendungen hineingepreßt wurde. Der Unterschied zur Hyste- 
roskopie bestand also darin, daß ein spezieller optischer Auf- 
satz an der Kanüle fehlte, um die-Verödungssubstanz unter 
Sicht direkt in die Eileitermündungen hineinschieben zu kön- 
nen. War das Verödungsmmittel auf diesem indirekten Weg in die 
Eileiter eingedrungen, wurde dies mit einer zweiten Röntge- 
naufnahme festgehalten. Etwa vier bis sechs Wochen später 
kam dann der Erfolgstest: diesmal wie zu Anfang eine Aufnah- 
me mit reinem Kontrastmittel (Jodipin bzw. Lipiodol), welche die 
inzwischen erfolgte Undurchlässigkeit der Eileiter für das Kon- 
trastmittel und somit deren Verödung unter Beweis stellte.” 


‚Ab März 1943 war Clauberg seiner Methode so sicher, daß er 
zu Massenversuchen übergehen zu können glaubte. Jedenfalls 
wurde der Versuchsblock 10 des KZ Auschwitz ab März 1943 
regelmäßig mit Transporten inhaftierter Frauen ’beliefert’. Es 
handelte sich dabei, Claubergs Ansprüchen gemäß — er klagte 
immer wieder, daß bei den KZ-Frauen der Zyklus nicht mehr 
funktioniere BE um frisch inhaftierte KZ-Insassinnen. Die er- 
sten Opfer waren 100 griechische Jüdinnen.®®) Im April wurden 
110 belgische Frauen direkt in den Versuchsblock deportiert, 
im Juni 1943 waren es 65 Frauen aus Berlin, im Juli 70 Frauen 
aus Frankreich, im August 40 Frauen aus den Niederlanden. In 
den folgenden Monaten gingen die KZ-Ärzte immer mehr dazu 
über, für Claubergs Zwecke die kräftigsten Frauen im gebärfä- 
higen Alter direkt von der Auschwitzer Rampe wegzuselektie- 
ren. 

Die Zahl der Dauerselektionen für den Block 10 gibt Auskunft 
darüber, wie viele Frauen darin umgekommen bzw. im Fall der 
Verweigerung der Sterilisationsversuchein die Gaskammern 
getrieben worden sind.’ Zumindest erwähnt sei, daß auch im 
Frauen-KZ Ravensbrück unter Claubergs direkter wie indirek- 
ter Regie Hunderte von Frauen, darunter auch Zigeuner-Mäd- 
chen, die noch keine Periode gehabt hatten, ’ experimentell 
sterilisiert worden sind. 

Schließlich gibt es Anhaltspunkte, die dafür sprechen, daß 
Clauberg ab 1944 dazu übergegangen ist, die übrigen Aspekte 
seines Versuch-Arsenals von ’Fortpflanzungsbiologie’ — künst- 
liche Befruchtung, Implantation von Krebszellen in den Gebär- 
mutterhals, Erzeugung eines künstlichen Sexualzyklus durch 
Einspritzung von hochdosierten synthetischen Sexualhormo- 
nen — im Versuchsblock 10 und im Block 17 der Konzentra- 
tionslager Auschwitz und Ravensbrück zu realisieren. 


Im Juni 1943 war es dann soweit: Clauberg schickte an Himm- 
ler den vereinbarten Zwischenbericht. Nach vier Monaten in- 
tensiver Arbeit, schrieb er, könne er mitteilen, die Methode zur 
operationslosen Sterilisierung sei »so gut wie fertig«’°). Trotz 
aller Widrigkeiten bei der Arbeit und insbesondere hinsichtlich 
der apparativen Ausstattung sei ein Verfahren entwickelt, das 
sich in puncto Zeit, personellen Aufwands und Kosten wie kein 
anderes zur Verbilligung und Effektivierung der laufenden wie 
der künftigen Massensterilisierungen eigne: »Was die Frage 
anlangt, die Sie, Reichsführer, mir vor Jahresfrist stellten, näm- 
lich in welcher Zeit so etwas möglich sein würde, 1000 Frauen 
auf diese Weise zu sterilisieren, so kann ich dies heute voraus- 
sehend beantworten. Nämlich: wenn die von mir durchgeführ- 
ten Untersuchungen so weitergehen wie bisher — und es be- 
steht kein Grund anzunehmen, daß sie es nicht tun — so ist der 
Augenblick nicht mehr fern, wo ich sagen kann 'von einem ent- 
sprechend eingeübten Arzt an einer entsprechend eingerichte- 
ten Stelle mit vielleicht 10 Mann Hilfspersonal (die Zahl des 
Hilfspersonals der gewünschten Beschleunigung entspre- 
chend) höchstwahrscheinlich mehrere hundert — wenn nicht 
gar 1000 — an einem Tage.’« 


Daß die noch fehlenden »Verfeinerungen«, von denen Clau- 
berg an einer anderen Stelle des Briefs schreibt, sich bis 1944 
bei aller ’Routine’ nicht einstellen wollten; daß also der selbst 
gesetzte ’Erfolgszwang’ Claubergs Sterilisierungsexperimente 
immer mehr in die Nähe des ’eugenischen’ Mordens brachte, 


darüber wird weiter unten zu reden sein, wenn wir über die 
Schicksale und Erfahrungen der betroffenen Frauen berichten. 
In einem waren sich die Sterilisierungsversuche der vierziger 
und siebziger Jahre jedenfalls überraschend ähnlich: im Be- 
streben, eine operationslos-unblutige Methode zu entwickeln, 
die, weil sie auf Millionen von Frauen zielte (und erneut wieder 
zielt), von einigen wenigen Erfolgskriterien abhingen, die über 
ihre Realisierbarkeit entschieden: erstens dürfen die betroffe- 
nen Frauen nichts merken, zweitens muß der Sterilisationsvor- 
gang möglichst im Minutentakt organisierbar sein, und drittens: 
»die Patientin wird nicht arbeitsunfähig; niedrigster 
Kostenfaktor«’*) 


18. 


Es drängt sich die brennende Frage auf, welche gesundheits- 
politisch-strukturellen Voraussetzungen es sind, die von Gene- 
ration zu Generation bei den Ärzten den medizinischen Verbre- 
cher wieder hervorbringen. Wo sind im Hinblick auf die Ge- 
sundheitspolitik der dreißiger/vierziger und der siebziger/acht- 
ziger Jahre die Gemeinsamkeiten und wo die Unterschiede? 
Um den Überblick zu bewahren, aber auch, um nicht in eine zu 
kurz greifende psychoanalytische Interpretation zu verfallen, 
klammern wir zunächst die Biographien der Medizinverbrecher 
Lindemann und Clauberg aus. Wir beziehen sie zunächst nur 
insoweit in unsere Überlegungen ein, als dies für unsere Hypo- 
thesenbildung bezüglich der gesundheitspolitischen Strukturen 
unerläßlich erscheint. 


Zunächst einmal müssen wir die erschütternde wie banale Tat- 
sache konstatieren, daß der 'medizinische Fortschritt’, ein we- 
sentlicher Aspekt aller mechanistischen Fortschrittsutopien, 
seit den neunziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts voll- 
ends vom Axiom beherrscht wird, daß der Mensch eine bedin- 
gungslos wie grenzenlos verfügbare Sache sei. In der medizi- 
nisch-wissenschaftlichen Theorie, welche sehr wohl die tragen- 
de Säule aller gesundheitspolitischen Praxis darstellt, kommt 
der Mensch als reiches, über sich selbst bestimmendes Subjekt 
nicht mehr vor. 

Gerade in jener Epoche, in der diese Theorie zur gesellschaftli- 
chen Praxis drängte und beispielsweise die nationalsozialisti- 
sche Sozialpolitik fast ausschließlich bestimmte, wurde soziale 
Subjektivität vollends aus dem Gesellschaftsprozeß eliminiert. 
Seit nunmehr hundert Jahren wird der Mensch in Medizin und 
Gesundhöäitspolitik als ein Objekt betrachtet, das dem erkennt- 
nistheoretisch auf Wiederholbarkeit und Objektivierbarkeit der 
zu erhebenden Daten reduzierten Mediziner-Interesse gren- 
zenlos verfügbar ist. Wer, im derart strukturierten Kontext sich 
bewegend, von der Notwendigkeit spricht, gesundheitspoliti- 
sche Aktivitäten auf einen Zustand einzuschränken, wo sie nur 
noch der Entfaltung von sozial selbstbestimmter Subjektivität 
dienen, hat keine Chance. Gesundheitspolitik war und ist bis 
heute nur noch herrschende Sozialtechnik. 
Erkenntnistheoretisch sind die Menschen ausnahmslos virtuel- 
le .Versuchskaninchen, Mittel zum vom Experimentator allein 
bestimmten Zweck. Diese Lehre wurde und wird heute mehr 
denn je allen eingeimpft, die sich in diesem Areal der Sozialpo- 
litik ihre Qualifikationen erwerben. Sie ist allen Details von Aus- 
bildung und Forschung auf diesem Gebiet immanent, bis hin zu 
den medizinischen Prüfungen:beispielsweise in der Gynäkolo- 
gie, wo die Frauenkörper in winzige, abstrakte Segmente zer- 
legt, als Ja-Nein-Alternative zum Ankreuzen des "multiple-choi- 
ce-’Bogens wiederkehren. 


Und diese immanent-erkenntnistheoretischen Voraussetzun- 
gen sind es, von denen her die medizinische Wissenschaft die 
sozialtechnischen Grundströmungen ihrer Epoche mitbe- 
stimmt. Wenn wir von den Vorläufern seit den neunziger Jahren 


des 19. Jahrhunderts absehen, besteht seit dem NS die ma- 
kabre ’Leistung’ der Sozialtechnik darin, daß sie gelemt hat, 
den bislang recht bruchstückhaft entwickelt gewesenen kapita- 
listischen Angriff auf soziale Subjektivität zugunsten der Erzeu- 
gung von maximaler ’Arbeits- und Leistungskraft’ dort einzuho- 
len, wohin sie sich zurückgezogen hatte: in der gesellschaftli- 
chen Lebenssphäre außerhalb der materiellen Produktion. ’Ar- 
beitskraft’ zu konditionieren heißt seit dem Nationalsozialismus, 
sie vor allem auch dort zu packen, wo sie erzeugt oder eben 
nicht erzeugt wird: in Gemeinde und Familie. Die Rationalisie- 
rungspolitik des Kapitals, das mit dem Proletariat nicht mehr zu- 
rechtgekommen und deshalb in seine große Krise geraten war, 
weitete sich — unter Absorption vorbestehender sozialdarwini- 
stischer Theorien — aus zur ’aktiven Bevölkerungspolitik’. War 
schon mit den vorhandenen Proletariern nur noch mittels nack- 
ter Gewalt auszukommen, so sollte es mit Hilfe von ’bevölke- 
rungspolitischen’ Auslese- und Anpassungsmaßnahmen in be- 
zug auf die kommenden Proletariergenerationen anders wer- 
den. 

Es entstand die Polarität von 'negativer’ und ’positiver’ Bevölke- 
rungsplanung. Ein neues Begriffssystem wurde entwickelt, wel- 
ches die Maßstäbe zu liefern hatte, damit in Zukunft das Nach- 
wachsen von Unangepaßten, Widerspenstigen und ’Arbeits- 
scheuen’ möglichst schon in Eileiter und Gebärmutter verhin- 
dert, die Erzeugung von Angepaßten, Unterwerfungsbereiten 
und Leistungsfanatikern dagegen nach Kräften gefördert wur- 
de. Von der mechanistisch-erkenntnistheoretisch legitimierten 
Verfügbarkeit über den Menschen als Sache bis hin zur sozial- 
technischen Kontrolle seiner Arbeitskraft über den Umweg 
'Fortpflanzungskraft’ war der Weg nicht weit, der von den Pro- 
grammierern einer sozialtechnischen '’Modemisierung’ zurück- 
gelegt werden mußte. 


Ohne Übertreibung läßt sich feststellen, daß die Medizin, und 
innerhalb ihrer die bis heute besonders tabuisierte und von kriti- 
schen Analysen verschonte Frauenheilkunde, an der Entwick- 
lung dieses negativ-positiven "eugenischen’ Prinzips einen 
zentralen Anteil hatte. Es sind immer Krisenzeiten (1929-1933, 
1973 ff.), in denen die Gynäkologen besonders nachdrücklich 
mit ihrem schlichten wie gewalttätigen Ja-Nein-Verfahren von 
Geburtenerzwingung und Geburtenverhinderung aufwarten. 
Das liegt wahrscheinlich daran, daß sie zugunsten der ’ausle- 
send-ausmerzenden’ Selektionsprinzipien der 'Bevölkerungs- 
wissenschaft’ technische Methoden feilhalten können, die im 
Gegensatz zu den Ideologen von Familienplanung/Familien- 
vernichtung, des familienbezogenen Einkommens bzw. Ein- 
kommensentzugsnd der generellen "Ausmerze-Auslese’-Pro- 
paganda weniger spektakulär sind als die Kombination von 
"Züchtung der Leistungstüchtigen’ und der ’Ausjäte der Entarte- 
ten”. 

Die Sterilitätsbehandlung bzw. die Zwangssterilisierung liegen 
eine Etage tiefer. Sie zerstören nicht den ganzen Menschen, 
sondern nehmen nur Veränderungen an seinen intimsten Kör- 
perzonen vor, um ihn von der Reproduktion auszuschließen 
bzw. zur Fortpflanzung zu zwingen. Bezeichnenderweise ist bei 
den Nümberger Prozessen der gesamte Komplex der nazisti- 
schen Sterilisationsgesetze als 'nicht verbrecherisch’ und damit 
'rechtens’ eingestuft worden. Damit wurde die Basis für geset- 
zeskonform erklärt, aus der Clauberg und nach ihm Lindemann 
hervorgegangen sind. 


Hinzu kommt zweifellos, daß die gynäkologische Variante von 
'"Bevölkerungspolitik’ sich deshalb so geräuschlos durchzuset- 
zen vermag, weil sie nur die Frauen und Mädchen angreift und 
die Männer verschont. Sie schwächt den Widerstand gegen die 
'eugenische’ Krisenpolitik des Staats besonders wirksam, denn 
sie kann insgeheim darauf hoffen, den männlichen Part der Op- 
position durch den impliziten Appell an sexistische Machtan- 
sprüche, der aus einer jeden Sterilisationskampagne gegen- 
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über Frauen hervorlugt, zumindest zu neutralisieren. Solange 
sich die Männer dieses Tatbestands nicht bewußt werden, blei- 
ben die gynäkologischen "’Eugeniker’ am Zug; der Widerspruch 
gegen ihre Praktiken wird immer schwächer, je konsequenter 
diese sich entfalten, weil sich mit ihnen der Geschlechteranta- 
gonismus bei den Gegnern selbst vertieft. 


Wir verhehlen nicht, daß diese grundsätzlichen Strukturbedin- 
gungen von Sterilisationsversuchen durch die Taktiken und 
Wechselfälle des Alltags oft bis zur Unkenntlichkeit entstellt 
werden. Das hängt vor allem damit zusammen, daß die sterili- 
sierenden ’Eugeniker’ zwar über ein wahrhaft totalitäres Gesell- 
schaftsmodell verfügen, in dem die Fronten zwischen ihnen 
selbst und den hinter ihnen stehenden kapitalistisch-staatlichen 
Akteuren einerseits und den Opfern andererseits klar gezogen 
sind; aber dieser Totalitarismus endet genau da, wo ihre eigene 
Herrschaftssphäre anfängt, wo sie mit anderen Worten selber 
leben und sich reproduzieren. 

Folglich sieht es hiner der Frontlinie der Sterilitätsbehandler/ 
Zwanggssterilisierer keineswegs so homogen aus, wie es die — 
scheinbare — Homogenität ihrer ob ihrer sozialen Libertinage 
so bedrohlich erscheinenden Behandlungsopfer erfordem 
würde.’?) Sie sind untereinander schrecklich streitsüchtig, las- 
sen fast immer den Zusammenhang von Anspruch und er- 
brachter ’Leistung’ vermissen, sind ellbogenstark und halten 
das Konkurrenzprinzip hoch, obwohl sich der chaotische Fut- 
terneid nicht im geringsten mit ihrem totalitären Gesellschafts- 
bild verträgt. Die medizinisch-wissenschaftliche Struktur, wel- 
che ein derart frühkapitalistisches Verhalten belohnt, ist in ihrer 
unmittelbaren Erscheinungsebene seit den zwanziger Jahren 
praktisch unverändert. Sie läßt sich wirklich am besten mit dem 
Bild charakterisieren, wo eine Horde verwilderter Hunde um die 
von den medizintechnisch spezialisierten Konzemen und der 
Pharmaindustrie aufgestellten Fleischtöpfe kämpft. In diesen 
Fleischtöpfen stecken die Gelder, welche die Mediziner brau- 
chen, wenn sie ’sinnvoll’ mit ’ihrem Patientenmaterial forschen’ 
wollen. 

Nur notdürftig gelingt es den Gesundheitsbehörden, mittels 
übergreifender Institutionen (welche freilich ihrerseits der Funk- 
tion von Super-Fleischtöpfen ziemlich nahekommen) jenes Mi- 
nimum an Systematik durchzusetzen, das erforderlich scheint, 
damit das große 'eugenische’ Ziel der reinlichen Scheidung der 
'arbeitsscheuen’ von den ’leistungsbereiten’ Segmenten der 
Unterklassen nicht aus dem Visier gerät. Im übrigen sind — zum 
Glück — bis heute alle Versuche gescheitert, durch die Einfüh- 
rung massenstatistischer Auflagen und Forderungskataloge 
das publizistische Gekläff dieser Hundemeute unter ein einheit- 
liches Kommando zu bringen. Es besteht — auch in Sachen 
’praktischer Eugenik’ — weitgehend aus Fälschungen, statisti- 
schen Taschenspielertricks und banalem Unsinn, und erklärt 
sich einfach daraus, daß die am weitesten kommen, die am 
häufigsten und dauerhaftesten bellen. 


Dessenungeachtet scheint es gefährlich, aus diesem alltäglich- 
taktischen Chaos des 'medizinischen Fortschritts’ schlußfolgern 
zu wollen, dieser sei gemessen an seinen strategischen Ambi- 
tionen ineffizient und bedeutungslos. Das gilt vor allem nicht in 
Krisenzeiten, die sehr wohl karrierebesessene Exponenten der 
'praktischen Eugenik’ hervorbringen, welche bereit sind, am 
langen Gängelband der Medizinunternehmen und der jeweili- 
gen politischen Machthaber die kläffende Meute zu verlassen 
und neue Maßstäbe in der Härte des Angriffs auf die Unterklas- 
sen zu setzen. Letzten Endes war Clauberg eine Marionette 
des Komplexes SS-Spitze/Schering-Konzem. Und Lindemann 
hat derzeit zweifellos einen Herm über sich, der vom Ethicon- 
Konzern aus die Fäden einer weltweit gesteuerten Sterilisa- 
tionskampagne per Hysteroskop und ’Ethiblock’ (bzw. Silicon- 
Pfropf)’® zusammenhält. Daß Lindemann überdies auch 
mächtige politische Protektoren hinter sich weiß, die alles dar- 
ansetzen, um die Eröffnung des Strafverfahrens zu verhindern, 
werden wir weiter unten noch darstellen. 


2. Lindemanns und Claubergs Experi- 
mente und die Reaktion der mißhandel- 
ten Frauen 


2.1; 


Rekonstruieren wir jetzt im Detail, wie Lindemann und vor ihm 
Clauberg bei ihren Sterilisierungsversuchen vorgegangen sind. 


2.1.1: 


Lindemanns Versuche waren, soweit wir wissen, von Anfang 
an in den Routinebetrieb der von ihm geleiteten gynäkologi- 
schen Abteilung eingebaut. Das hat sie entscheidend geprägt. 
Je nachdem, ob eine Frau aus freien Stücken sterilisiert zu wer- 
den wünschte, oder ob Lindemann sie insgeheim zwangssterili- 
sierte, »um histologische Präparate zu erhalten«, war das Vor- 
gehen unterschiedlich. Nehmen wir zunächst den ersten Fall, 
die operationslose Sterilisation aus freien Stücken — die nach 
Lindemanns eigenen Angaben in seiner Abteilung 762 mal vor- 
genommen worden ist. Hierüber können wir nur das berichten, 
was sich aus dem Studium von Lindemanns eigenen Veröffent- 
lichungen ergibt.’7 Immerhin reicht das aus, um auch hinsicht- 
lich der "freiwilligen’ Sterilisationen einige schwerwiegende Fra- 
gen zu stellen. 


Es ist zunächst anzunehmen, daß den Frauen, die seit Beginn 
der siebziger Jahre ins Elisabeth-Krankenhaus zur freiwilligen 
Sterilisation überwiesen wurden, das Für und Wider bei der Ab- 
wägung zwischen operativer und operationsloser Methode 
nicht geläufig gewesen ist. Wurden sie von Lindemann und 
dessen ärztlichen Gehilfen über die Vor- und Nachteile des 
operationslosen Vorgehens aufgeklärt? Nach allem, was wir 
über diese Abteilung wissen, wurden sie überhaupt nicht ge- 
fragt, ob sie eine Operation oder einen Eingriff per Gebärmut- 
terspiegel wünschten, und damit war Schluß. Wir sind sehr dar- 
an interessiert zu erfahren,was jene — nicht wenigen — Frauen 
gemacht haben, die nach dem hysteroskopischen Eingriff 
schwanger wurden. Und die von Lindemann behauptete Tatsa- 
che, daß es dabei nur sechs emsthafte Zwischenfälle gegeben 
habe’®), ist — falls sie der Wahrheit entsprechen sollte — als’ 
nachträglicher Freibrief zur Rechtfertigung einer rein experi- 
mentell orientierten Eingriffstechnik nicht akzeptabel. 


Zweitens hat Lindemann bei diesen operationslosen Sterilisie- 
rungen mit Sulproston experimentiert, um sich die Lokalbetäu- 
bung (Parazervikalblockade) bzw. Vollnarkose für die Aufwei- 
tung des Gebärmutterhalskanals zu ersparen. Er hat also die 
ohnehin umstrittene Indikation für Prostaglandin für seine eige- 
nen Zwecke "ausgeweitet’. Was dies für die betroffenen Frauen 
bedeutet haben dürfte, haben wir oben schon aufgezeigt. 


Drittens hat Lindemann Frauen sterilisiert, die garnicht mehr 
gebärfähig gewesen sind: »Wir haben in den letzten 15 Mona- 
ten an 115 Patientinnen im Alter zwischen 30 und 50 (!) Jahren 
die transuterine Elektroagulation ... vorgenommen«, schreibt er 
1973 in einem Aufsatz.'”’ Wer waren die 50-jährigen Frauen, 
wie viele waren es? Ein starker Beleg für den Verdacht, daß 
Lindemann auch Frauen jenseits des gebärfähigen Alters steri- 
lisiert hat, ohne daß sie davon wußten bzw. wissen mußten, 
denn Kinder waren ja nicht mehr zu erwarten! Es scheint somit, 
daß Lindemann auch solche Frauen ’routinemäßig’ etwa im Zu- 
sammenhang mit Ausschabungen zwangssterilisiert und unter 
Vorspiegelung falscher Tatsachen entsprechend nachunter- 
sucht hat, denen nicht aus anderen medizinischen Gründen an- 
schließend die Gebärmutter entfernt worden ist. 


Schließlich legt die genaue Durchsicht der von Lindemann in 
seinem Hysteroskopie-Atlas veröffentlichten Bilder?) den Ver- 
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dacht nahe, daß er Frauen, die zur Schwangerschaftsunterbre- 
chung eingewiesen worden waren, mit dem Einsetzen der Wir- 
kung des — im Elisabeth-Krankenhaus seit 1976/77 routinemä- 
Big angewandten — Sulproston erst einmal hysteroskopiert, Fo- 
tos von den intakt in der Gebärmutterhöhle liegenden Embryo- 
nen gemacht und diese Frauen möglicherweise mit Ethiblock 
zwangssterilisiert hat, bevor er den Keim mit der Saugkürette 
absaugte! Denn wo anders sollen die Aufnahmen von den in- 
takt in der Gebärmutterhöhle liegenden Keimen herstammen, 
als aus Untersuchungen mit dem Gebärmutterspiegel, an den 
jederzeit ein Fotoapparat bzw. eine Filmkamera angeschlossen 
werden kann? Wo hat Lindemann wohl sonst den Mut gehabt, 
die Gebärmutter im schwangeren Zustand zu spiegeln als un- 
mittelbar vor Abtreibungen: zählt Lindemann doch selber die 
Schwangerschaft zu den strengen Gegenanzeigen für eine Ge- 
bärmutterspiegelung, weil in diesem Fall der Keim und die Frau 
extrem gefährdet sind (eine schwangere Gebärmutter bläst 
sich bei den im Lindemann-Verfahren üblichen Auffüllungs- 
drücken des Kohlendioxids wie ein Ballon auf und zerreißt, 
wenn nicht sofort eine gebärmutterkontrahierende Substanz 
eingespritzt wird)®")! Und warum soll Lindemann, dessen ’Ver- 
suchspatientinnen’ unzweideutig aus den Unterschichten 
stammen,®2 nicht stillschweigend-unauffällig zwangssterilise- 
ren, was ihm an ’Asozialen’ unter die Finger gerät, wie viele an- 
dere Gynäkologen auch?®® 


Doch nun zu den Frauen, die Lindemann zwangssterilisiert hat, 
um seine operationslose Technik feingeweblich dokumentieren 
zu können. Wir finden es bemerkenswert, wie unbekümmert 
Lindemann seit 1973 in seinen Veröffentlichungen darüber 
plaudert: ungefähr in dem gleichen Ton, in dem Clauberg zwi- 
schen 1934 und 1939 zu verstehen gibt, welchen Umständen 
er sein Wissen verdankt. Lindemann 1973: »Bei 10 Patientin- 
nen mit einem Descensus vaginae oder einem Uterus myoma- 
tosus wurde eine Woche vor oder am selben Tag der Hysterek- 
tomie eine Tubenkoagulation vorgenommen, um die Möglich- 
keit für histologische Befundungen im Koagulationsgebiet zu 
bekommen«.®®) Die in der Universitäts-Frauenklinik Eppendorf 
aufgearbeiteten Präparate werden anschließend detailliert be- 
schrieben. Ein Jahr später in der Zeitschrift ’Sexualmedizin’, 
fast gleichlautend (Lindemann macht es wie die meisten medi- 
zinischen Wissenschaftler, er schreibt ein Standard-Referat im- 
mer wieder in kleinen Varianten ab): »An 11 Patientinnen mit ei- 
nem Descensus vaginae oder einem kleinen Uterus myomato- 
sus wurde zwei Wochen vor oder am selben Tag der Hysterek- 
tomie eine Tubenkoagulation vorgenommen, um einen histolo- 
gischen Befund aus dem Operationsbereich zu erhalten.«®°). 
Usw. usf. Wer sich in der Gynäkologie auskennt, weiß sofort, 
was zwischen diesen Zeilen steht. Von seinen Veröffentlichun- 
gen her sind Lindemann bislang keine Schwierigkeiten ge- 
macht worden. 


Was steckt real hinter diesen Sätzen? Frauen aus einem be- 
stimmten Hamburger Stadtbezirk, bei denen der behandelnde 
niedergelassene Frauenarzt eine Scheidensenkung, ein Ge- 
bärmuttermyom usw. festgestellt hat, kommen mit ihrem Ein- 


weisungsschein ins Elisabeth-Krankenhaus.®°) Am gleichen 
Tag werden sie von einem der Stations- bzw. Oberärzte, 1978/ 
79 wohl ausnahmslos an den Verbrechen Lindemanns aktiv 
beteiligt,” untersucht. Sie unterschreiben eine allgemein ge- 
haltene Einverständniserklärung für den Eingriff, dessentwe- 
gen sie in die Klinik gekommen sind. Ein Gespräch, in dem die 
Anzeigestellung für die Gebärmutterentfernung noch einmal 
durchdiskutiert wird, findet nicht statt. Bis dahin ist alles Routi- 
ne, selbstverständlich im schlechtesten Sinn. Haben die Frauen 
Glück, bleibt es auch dabei. Es läuft gerade keine Versuchsse- 
rie. Bis zur Krankenhausentlassung geschieht nichts, was über 
das gängige Maß hinaus zu beanstanden wäre. 


Verfolgen wir hingegen das Schicksal einer Frau, einer von et- 
wa 140, die leider in eine der ’Ethiblock’-Serien hineingeraten 
ist. Frau X.Y.,6®) 33 Jahre alt, verheiratet, Kassiererin, der Ehe- 
mann ist Heizungsmonteur, wird am 21.3.1979 ins Elisabeth- 
Krankenhaus eingewiesen, weil sie an ständig wiederkehren- 
den Blutungen aus gutartigen Gebärmuttergeschwülsten leidet. 
Dort wird sie von A. Gallinat, einem der beiden Oberärzte Lin- 
demanns, kurz befragt und untersucht. Gallinat schreibt seinen 
Befund auf die Rückseite der Fieberkurve (nicht, wie sonst üb- 
lich, ins Krankenblatt) und notiert als Behandlungsvorschlag: 
»HSK (— Hysteroskopie) — Abrasion (- Ausschabung der Ge- 
bärmutter) — Ethiblock, dann abdominelle TE (— Totalentfer- 
nung der Gebärmutter von der Bauchhöhle aus) — Lösung von 
Verwachsungen.« 

Damit hat Gallinat Frau Y. zur diagnostischen Zwangssterilisie- 
rung selektiert. Frau Y. teilt er darüber natürlich nichts mit, es 
wurde nur kurz bestätigt, daß die Gebärmutter entfernt werden 
müsse. Einen Tag nach der stationären Aufnahmg wurde Frau 
Y. lakonisch bedeutet, man müsse vor dieser Operation die Ge- 
bärmutter »ausschaben, um sicher zu sein, daß darin kein 
Krebs steckt«, was am 23.3. auch prompt ausgeführt wurde. 
Diese Begründung war glatt gelogen: die Vollnarkose, Aus- 
schabung und selbstredend auch der sterilisierende Eingriff 
waren völlig überflüssig. Besteht bei einer Frau Verdacht auf ei- 
nen Krebs im Gebärmutterkörper, wird die Gebärmutter unmit- 
telbar nach der operativen Entfernung ohnehin auf Krebs unter- 
sucht. Bei dringendem Verdacht werden sogar Schnellschnitte 
angefertigt, damit die Operateure den Eingriff je nach der Aus- 
dehnung des Krebses noch in der gleichen Sitzung erweitern 
können (sog. Wertheim-Operation). 

Nun hatte es mit Frau Y. noch eine weitere Bewandnis: sie war 
schon mehrfach operiert worden. Dabei war es einmal zu ei- 
nem schweren Narkosezwischenfall gekommen. Dies wußte 
Gallinat aus der Vorgeschichte der Patientin. Mehr noch: am 
Nachmittag des 22.3.79 wurde er von der Stationsschwester, 
bei der Frau Y. lag und der sie ihre Ängste mitgeteilt hatte, an- 
gesprochen und aufgefordert, wenigstens in diesem Fall auf die 
Abfolge von zwei riskanten Vollnarkosen kurz hintereinander zu 
verzichten. »Sie haben doch schon genug herumsterilisiert, 
können Sie nicht wenigstens diese Frau in Ruhe lassen«, sagte 
die Stationsschwester sinngemäß. Gallinat würdigte sie keiner 
Antwort. Frau Y. wurde am 23.3.79 in Vollnarkose zwangssteri- 
lisiert. Vier Tage später wurde ihr die Gebärmutter mitsamt den 
gebärmutternahen und per Ethiblock verpfropften Eileitern her- 
ausgenommen. 


Aus diesen und anderen bekanntgewordenen Beispielen?°) 
läßt sich genau rekonstruieren, wie Lindemann und seine ärztli- 
chen Helfer vorgingen, als sie ihre Versuchsserien in den Rou- 
tinebetrieb der gynäkologischen Abteilung einbauten. Je nach 
dem statistischen Bedarf der jeweils laufenden Versuchsserie 
(das Verhältnis der ’freiwillig’ Sterilisierten zu den zwanggsstterili- 
sierten ’Präparatelieferantinnen’ betrug offensichtlich je nach 
spezieller Technik fünf bis sechs zu ein) wurden Patientinnen 
ausgewählt, die aus anderen medizinischen Gründen zur Ge- 
bärmutterentfernung vorgesehen waren, um an ihnen den steri- 
lisierenden Vor-Eingriff vornehmen zu können. Denn die Ver- 


suchsserien mußten ’wissenschaftlich exakt’ sein, d.h. es wur- 
de ein bestimmtes Zahlenverhältnis zwischen den fotogra- 
phisch-hysteroskopisch dokumentierten Ergebnissen bei den 
freiwillig’ Sterilisierten und den aus den wegoperierten Eileitern 
der Zwangssterilisierten gewonnenen feingeweblichen Schnit- 
ten angestrebt! 


Dann brachten Lindemann und seine Helfer die selektierten 
Opfer unter Vorspiegelung falscher Tatsachen (»Wir müssen 
vorher einmal nachgucken, wie das liegt«) dazu, sich vier bis 
sieben Tage vor dem eigentlichen Eingriff in Vollnarkose hyste- 
roskopieren zu lassen, ohne daß sie ihnen freilich eine speziali- 
sierte Einverständniserklärung abgefordert hätten. Es kam zur 
’erweiterten Hysteroskopie’ in Vollnarkose, der teilweise mit Sil- 
bemitrat geimpfte (bis 1974/75 die Elektrosonde, vgl. oben) 
’Ethiblock’ wurde in die innerhalb der Gebärmutter liegenden 
Eileiterabschnitte verbracht. Danach wurden die Patientinnen 
bis zur eigentlichen Operation stationär beobachtet, um Daten 
über den Zusammenhang von klinischen Beschwerden und die 
verzögerte Freisetzung des Silbernitrats im sich auflösenden 
Kunstharz-Stöpsel zu erhalten. In dieser Zeit setzten Linde- 
mann und seine ärztlichen Gehilfen alles daran, um die Patien- 
tinnen, die vor dem großen Eingriff oft noch einmal nach Hause 
wollten, festzuhalten; vielleicht aus Furcht, sie würden nicht 
mehr wiederkommen, sich die Gebärmutter nicht mehr heraus- 
nehmen lassen, sich eines Tages über ihre Unfruchtbarkeit 
wundern???) Vielleicht auch aus Angst vor Komplikationen, 
nämlich einer Entzündung des kleinen Beckens durch das Sil- 
bernitrat, über die ein anderer Frauenarzt, den sie dann mög- 
licherweise aufsuchen könnten, sich seine eigenen Gedanken 
machen würde? 


Schließlich kam der letzte Akt. Die Gebärmutter wurde zusam- 
men mit den Eileitern entfernt, um deren verblockte Abschnitte 
von Professor Stegner, dem Leiter der histo-pathologischen 
Abteilung der Hamburger Universitäts-Frauenklinik, untersu- 
chen zu lassen. 


Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß Lindemann und sei- 
ne ärztlichen Helfer mehrfach gegen die derzeit geltenden 
Strafgesetze verstoßen haben. Sie haben chemische Substan- 
zen angewandt, die (im Falle ’Ethiblock’ und Silbernitrat) laut 
Arzneimittelgesetz nicht für gynäkologische Zwecke zugelas- 
sen sind. Sie haben ihren Patientinnen die Gefahren zweier 
medizinisch nicht gerechtfertigter Vollnarkosen in kurzen Ab- 
ständen zugemutet und im Fall der Frau Y. sogar bewußt deren 
möglichen Tod in Kauf genommen. Sie haben ihre Versuchsop- 
fer den Wirkungen eines sterilisierenden Mischpräparats aus- 
gesetzt, das, wenn es in die Bauchhöhle gelangt, zur Bauchfell- 
entzündung führt, und dessen lokal-verätzende Wirkung mit al- 
len Folgen ausdrücklich erwünscht war. Sie haben last not least 
an ihren Patientinnen verbotene Eingriffe durchgeführt, von de- 
nen diese nichts wußten, geschweige denn daß sie ihnen zuge- 
stimmt hätten. 


2.1.2. 

Clauberg ist, wie wir schon gezeigt haben, in den dreißiger Jah- 
ren zunächst von einer ähnlichen Arbeitsteilung ausgegangen 
wie 40 Jahre später Lindemann und dessen Mannschaft, »weil 
dasselbe Organ von derselben Patientin ja nicht gewonnen 
werden kann.«°2) Deren Rekonstruktion würde in diesem Zu- 
sammenhang sicher langweilen. Wir wollen es bei den durch 
Lindemann geschaffenen aktuellen Tatbeständen belassen, 
die in etwa dem Vorgehen Claubergs zu dieser Zeit entspre- 
chen. 


Uns interessiert vielmehr, wie Clauberg seit 1941/42 seine Ver- 
suchsmethoden radikalisiert hat. Denn wenn es zutrifft, daß es 


sich dabei nur um eine konsequente Fortsetzung der ihnen im- 
manenten Logik handelte, können wir aus der Rekonstruktion 
der Clauberg’schen Versuche schlußfolgern, was den Frauen 
noch bevorstehen mag, wenn Lindemann nicht das Handwerk 


gelegt wird. 


Carl Clauberg hatte es nicht mehr nötig, die Frauen aus dem 
laufenden klinischen Betrieb zu selektieren, um ihr eigentliches 
Behandlungsprogramm kunstvoll mit der je geplanten Ver- 
suchsserie zu koordinieren. Diese Dreckarbeit nahmen ihm die 
SS-Ärzte des KZ Auschwitz ab. Selbst dann, wenn die ’negati- 
ven’ Objekte seiner ’Fortpflanzungsbiologie’ in den Betrieb der 
Frauenklinik in Königshütte einbezogen worden wären, hätte 
ihm ein speziell dazu eingerichtetes Klein-KZ mit der SS als 
Lieferant von inhaftierten Frauen im gebärfähigen Alter zur Ver- 
fügung gestanden, bei denen der Zyklus aufgrund der durchge- 
machten Ängste und Entbehrungen noch nicht ausgesetzt hat- 
te. 


Dennoch war Clauberg kein primitiv-sadistischer Schlächter. Er 
blickte auf die regelmäßig mit der Vernichtung ihrer Opfer en- 
denden Experimente der dilettantischen Auschwitzer SS-Ärzte 
Schumann und Mengele verachtungsvoll herab.” Im Ausch- 
witzer ’Clauberg-Block’ (Hoeß) ging es zu wie in einem schlecht 
und recht eingerichteten gynäkologischen Ambulatorium, das 
freilich nur für die Versuchsserien eingerichtet und durch Fen- 
sterverschalung usw. vom Rest des Lagers abgeschirmt war. 
Die Insassinnen wurden durchschnittlich verpflegt und — abge- 
sehen von den Versuchen selbst — im allgemeinen nicht kör- 
perlich mißhandelt. So rücksichtsios und brutal sich Clauberg 
bei der Durchführung seiner Experimente gegenüber den Frau- 
en verhielt, so sorgte er doch manchmal auch dafür, daß die all- 
gemeinen Brutalitäten der SS Frauen gegenüber nicht auf ’sei- 
nen Block’ und ’seine Versuchskaninchen’ übergriffen.°*) 

Für ihn stellten die Block-Insassinnen pfleglich zu behandelnde 
Gegenstände dar, die zwar durchaus bei den Versuchen Scha- 
den nehmen sollten, aber von äußeren Beschädigungen weit- 
gehend bewahrt blieben, so lange sie mit ihrem normalen Zy- 
klus für Claubergs ’Versuchsanordnung’ nützlich waren. 


Clauberg verfügte über eine teils ärztliche, teils nichtärztliche 
Hilfsmannschaft, die er teilweise aus dem SS-Personal, teilwei- 
se aber auch aus qualifizierten KZ-Insassen rekrutiert hatte. 
Dazu kam noch Dr. Goebel vom Schering-Konzern, der nach 
entsprechender Einübung durch Clauberg ebenfalls die Men- 
schenversuche durchführte.°®) Ihnen gegenüber verhielt sich 
Clauberg jovial, so lange sie den Versuchsbetrieb in Fluß 
hielten.) Alles war darauf abgestellt, daß die Versuchspro- 
gramme möglichst reibungslos abliefen. 


Regelmäßig ließ sich Clauberg vom Standortarzt des KZ, Dr. 
Eduard Wirths, Frauen zur Versuchs-Selektion vorführen. Er 
legte Wert auf Zwanzig- bis Dreißigjährige, die noch regelmäßig 
menstruierten und schon einmal geboren hatten, um von vorn- 
herein Frauen auszuschließen, die ohnehin aus irgendwelchen 
Gründen unfruchtbar waren. War Clauberg mit der Übernahme 
der Vorgeführten einverstanden, wurden sie offiziell in den 
Häftlingskrankenbau des KZ Auschwitz aufgenommen und dort 
als "Häftlinge für Versuchszwecke’ registriert.?” Verweigerten 
sie nach der Aufnahme in den Versuchsblock die Duldung der 
Versuche, stellte sie Clauberg sie vor die Alternative, sich miß- 
brauchen zu lassen oder aber in der Gaskammer zu enden. 


Den Versuchsablauf haben wir oben schon beschrieben. Da 
sich dabei — im Gegensatz zu den Sterilisationen per Hysteros- 
kop — die verätzende Flüssigkeit in der gesamten Gebärmutter 
verteilte, bevor sie in die Eileiter hineingedrückt wurde, war das 
Clauberg’sche Experiment für die Frauen außerordentlich qual- 
voll. Ein derart schmerzhaftes Vorgehen läßt sich nicht mehr in 
einen klinischen Routinebetrieb integrieren: »Bei den Einsprit- 
zungen selbst empfanden sehr viele Frauen starke Schmerzen, 


die bis zur Ohnmacht führten. Im Anschluß daran trat gewöhn- 
lich hohes Fieber ein und in zahlreichen Fällen stellten sich Ent- 
zündungen ein, die die Frauen oft für Wochen und Monate ins 
Bett zwangen und in einigen Fällen sogar den Tod verursach- 
ten ... Die Einspritzungen selbst erzeugten einen brennenden, 
wehenartigen Schmerz und das Gefühl, daß der Unterleib aus- 
einander gepreßt würde. Die Schmerzen waren z.T. so groß, 
daß einige Frauen das Behandlungszimmer nur in gebückter 
Haltung verlassen konnten. Nachdem die Frauen die Einsprit- 
zungen erhalten hatten, mußten sie mehrfach die Hilfe anderer 
Insassinnen in Anspruch nehmen, um in die im oberen Stock- 
werk gelegenen Räume zu gelangen. Manche Frauen begaben 
sich vorher in die Toilettenräume, um die erhaltene Einsprit- 
zung aus dem Körper herauszudrücken. Dabei stellten sie ei- 
nen Ausfluß fest und beobachteten teilweise Blutungen aus der 
Scheide. Als weitere alsbald nach den Einspritzungen eintre- 
tende Folge sind Entzündungen im Bereich der Genitalorgane 
und der benachbarten Unterleibspartien aufgetreten. Diese 
Entzündungen hatten den Tod von einigen Insassinnen des 
Blocks 10 und später des Blocks 1 zur Folge.«°°) 


4 ‘a 


Für die betroffenen Frauen die Pein, für den Massen-Experi- 
mentator, der sich im übrigen jeglicher ärztlicher Betreuung der 
Komplikationen enthielt, das drohende Scheitern seines Hö- 
henfluges: es war klar, daß sich der Anspruch, pro Tag bis zu 
1000 Frauen zwangszusterilisieren, dabei ihre Arbeitsfähigkeit 
zu erhalten und ihnen gegenüber auch noch den Versuchs- 
zweck geheimzuhalten, so nicht einlösen ließ. Den KZ-Insas- 
sinnen wurde nach und nach klar, was mit ihnen gemacht wur- 
de. Aber Clauberg ließ nicht locker. Je deutlicher sich die Kluft 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit auftat, desto rabiater ging 
er dazu über, den Versuchsablauf zu 'vereinfachen’. Zuletzt 
wurde die verödende Substanz ohne vorherige salpinographi- 
sche Untersuchung eingespritzt und unmittelbar danach das 
Ergebnis in einem Röntgenbild festgehalten. 

Wie es zuletzt im KZ Ravensbrück zuging, berichtet eine Häft- 
lingsärztin, die dort tätig gewesen war: »Ich habe gefangene Zi- 


geunerfrauen gesehen, wie sie ins Röntgenzimmer gingen und 
wie sie wieder herauskamen, wo sie nach einer Methode sterili- 
siert wurden, die meines Wissens in Osviecim (= Auschwitz) 
ausprobiert worden war. Diese Methode beruhte darauf, daß ei- 
ne entzündende Flüssigkeit in den Uterus eingespritzt wurde, 
höchstwahrscheinlich Silbernitrat mit einer kontrastierenden 
Flüssigkeit, um eine Röntgenkontrolle der durchgeführten Ope- 
ration zu ermöglichen. Alle sterilisierten Frauen wurden nach 
der Sterilisation geröntgt. Ich habe diese Bilder ... untersucht 
und bin daher in der Lage zu bezeugen, daß bei den meisten 
der oben erwähnten Fälle die Füllung bis in das Ende der Eilei- 
ter eingedrungen war; in mehreren Fällen sogar bis in die 
Bauchhöhle. Nur ungefähr den letzten 10 wurde ... eine Narko- 
se gegeben ... All diese Mädchen bluteten aus den Ge- 
schlechtsteilen und hatten solche Schmerzen, daß ich ihnen 
heimlich Beruhigungsmittel geben mußte.«' 


Das Clauberg-Verfahren wurde also bis kurz vor Kriegsende 
massenhaft und in einer Art ’verkürzter Standardmethode’ an- 
gewandt, und zwar offensichtlich zuletzt in der Kombination 
Neo-Röntyum — Silbernitrat. Wir wissen nicht, wie groß der An- 
teil der Frauen war, die diese Tortur zwangssterilisiert, anson- 


sten aber ausgeheilt überstanden haben. In Polen wurde eine- 


Reihe von Frauen ausfindig gemacht, bei denen dies der Fall 
war.'!0?) Vielleicht wirkt Silbernitrat tatsächlich weniger zerstö- 
rend als Formalin. Eines aber ist sicher: Lindemann, der sich 
bis heute nirgends öffentlich über die Vorgeschichte seiner ei- 
genen Versuchsserien geäußert hat, muß die Technik Clau- 
bergs, eine kontrastgebende, schwervisköse und zugleich ver- 
ätzende Lösung in Gebärmutter und Eileiter einzuspritzen, ge- 
nauestens kennen. Griff er doch zuletzt selbst auf Silbernitrat 
als Verätzungskomponente zurück, nachdem der — übrigens 
ebenfalls kontrastgebende — ’Ethiblock’ allein versagt hatte. 


Was ist das für ein Fortschritt, der allein darin besteht, daß mit- 
tels eines verfeinerten Instrumentariums die zerstörende 
Mischsubstanz nicht mehr in die Gebärmutter hinein, sondern 
durch sie hindurch unmittelbar in die Eileitermündungen ver- 
bracht wird? Besteht der Fortschritt darin, daß die Schmerzens- 
qualen der Frauen so gemildert werden, daß sie im gynäkologi- 
schen Routinebetrieb nicht mehr sonderlich auffdlen, und sich 
die Zeit ihrer Arbeitsunfähigkeit tatsächlich verringert? Auch die 
hysteroskopierten Frauen haben Schmierblutungen, Unter- 
leibsschmerzen, sie nehmen einen spezifischen Schulter- 
schmerz wahr, der von dem in die Bauchhöhle übergetretenen 
Kohlendioxid herrührt. Auch das ’Ethiblock’-Silbemitrat-Ge- 
misch wandert manchmal in die Bauchhöhle weiter und erzeugt 
dort eine örtlich begrenzte Bauchfellentzündung im kleinen 
Becken, und deren Spätfolgen bleiben abzuwarten. Und was 
geschieht im Fall von ’standardisierten’ Massensterilisierungen 
ä la Lindemann mit jenen Frauen, bei denen die "erweiterte Hy- 
steroskopie’ genauso lebensgefährlich wäre wie die Clauberg- 
Technik es war: dann nämlich, wenn die Gegenanzeigen für 
den Eingriff nicht mehr erkannt werden’, weil sie ohne die 
bisherigen kostenaufwendigen und zeitraubenden Überwa- 
chungsmaßnahmen durchgeführt werden? In einer solchen Si- 
tuation wäre das Lindemann-Verfahren genauso auf tödliche 
Komplikationen abonniert wie das frühere von Clauberg. Was 
bedeuten und bedeuteten dem insgeheim zusammengeschlos- 
senen Gespann Lindemann/Clauberg schon ein paar tote 
Frauen auf der großen Straße des "eugenischen’ Fortschritts? 
Ganz abgesehen von der schrecklichen Stigmatisierung, der 
jede Frau unterliegt, die gegen ihren Willen sterilisiert worden 
ist? 
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Spätestens jetzt sollten die mißhandelten Frauen zu Wort kom- 
men. Leider ist es so, daß die unmittelbar Betroffenen nicht zum 
Wort zu bringen sind. Die einzigen Zeugen, die wir bezüglich 


der NS-Zeit haben, sind Leidensgenossinnen, die selbst von 
den Versuchen verschont geblieben sind. Wahrscheinlich wäre 
auch ihr Mund verschlossen, wenn sie das Clauberg-Stigma 
bis an ihr Ende mit sich herumschleppen müßten. 


Und die Opfer Lindemanns? Einige der betroffenen Frauen 
wurden inzwischen über das informiert, was das Lindemann- 
Team mit ihnen angestellt hat. Sie reagierten entsetzt, verzwei- 
felt — die einzigen, mit denen sie darüber zu sprechen wagten, 
waren Frauen. Die Kraft, gegen Lindemann und Co. vorzuge- 
hen, können diese betroffenen Frauen nicht aufbringen. Viel- 
leicht wird sich das noch ändern, wenn sich die Frauenbewe- 
gung ihrer und ihres Schicksals annimmt. 


Freilich hat Lindemann mit einem Faktor nicht gerechnet: mit 
den Frauen aus der untersten Hierarchie des Krankenhauses. 
Die meisten haben an der Tatsache der geheimen Zwangsste- 
rilisationen schrecklich gelitten, sich aber zu ohnmächtig ge- 
fühlt, um über die vertrauliche krankenhausinterne Kommuni- 
kation hinauszugehen und offen zu protestieren. Eine Frau war 
indes darunter, die diesen Schritt wagte. Sie hat den Stein ins 
Rollen gebracht. Ihr ist dieser Artikel gewidmet. 


3. Zur persönlichen Komponente bei den 
von Lindemann und Clauberg begange- 
nen medizinischen Verbrechen 


3.1. 


Über die handelnden Sterilisierer--Männer zu berichten, ist 
demgegenüber ein Kinderspiel. Sie sind es gewohnt, sich zu 
äußern, sich wortreich zu verteidigen oder auch offensiv zu 
werden. Auch dann, wenn sie in die Ecke getrieben sind und 
besser schweigen würden, kämpfen sie weiter wortreich gegen 
das Unrecht, das ihnen, den Förderern und Beschützern der 
weiblichen ’Eugenik’, vermeintlich angetan wird. 


31.1. 


Carl Clauberg kommt aus kleinbürgerlichen Verhältnissen. Er 
wurde 1898 als ältester Sohn eines Messerschmiedemeisters 
in Wupperhof bei Solingen geboren. Als Oberprimaner wurde 
er 1916 eingezogen und geriet im Sommer 1917 an der West- 
front in englische Kriegsgefangenschaft, aus welcher er im 
Herbst 1919 entlassen wurde. 1924 bestand er die ärztliche 
Prüfung, nachdem er zuvor in Kiel, Hamburg und Graz Medizin 
studiert hatte. Nach seinem im Gerichtsmedizinischen Institut 
der Universität Kiel und in den. dortigen Krankenanstalten ab- 
solvierten Pflichtjahr als Medizinalpraktikant wurde er 1925 als 
Arzt approbiert und kurz darauf promoviert.'®) Seinen weiteren 
Ausbildungsgang haben wir oben schon geschildert, als wir je- 
ne gesundheitspolitischen Strukturen analysierten, die aus ihm 
einen international renommierten Wissenschaftler und Medizin- 
verbrecher zugleich geformt haben. 


Welches sind nun die persönlichen Komponenten, die zu seiner 
Karriere beitrugen, und wie groß ist ihr bestimmender Anteil 
einzuschätzen? Hierfür liefert Claubergs Schicksal nach dem 
Zusammenbruch des NS-Regimes einige Anhaltspunkte. Er 
wurde nach Kriegsende gefangengenommen, an die Sowjet- 
union ausgeliefert und dort in einem Schnellverfahren zu den 
damals üblichen 25 Jahren Zwangsarbeit verurteilt. So entging 
er dem Nürnberger Ärzteprozeß, in dem mehrfach über seine 
Sterilisationsversuche verhandelt wurde.'* 

1955 kam Clauberg vorzeitig frei, er wurde in die Bundesrepu- 
blik abgeschoben. Zurückgekehrt, ließ er sich sofort im west- 


deutschen Fernsehen als Märtyrer feiern, korrespondierte mit 
Briefköpfen, auf denen er sich als ehemaliger Chefarzt des 
»Reichsforschungsinstituts für Fortpflanzungsbiologie« aus- 
wies, und annoncierte in Tageszeitungen, daß er »mehrere 
tüchtige, weibliche Schreibmaschinenkräfte« suche, die er auf- 
forderte, sich sofort in der Privatstation der Kieler Chirurgischen 
Universitätsklinik zu melden. '®) 

Obwohl Kiel damals so etwas wie ein gesundheitspolitisches 
Rehabilitationszentrum für untergetauchte medizinische Ver- 
brecher war — der Euthanasie-Massenmörder Professor Hey- 
de alias Sawade hielt sich zur gleichen Zeit ungeschoren in Kiel 
als psychiatrischer Obergutachter des Sozialgerichts auf'®) —, 
überspannte Clauberg den Bogen zweifellos. Seine medizini- 
schen Protektoren im Universitätsklinikum vermochten ihn nicht 
zu halten. Es kam ein Ermittlungsverfahren gegen ihn zustan- 
de, noch 1955 wurde der Haftbefehl erlassen. Zwei Jahre spä- 
ter, kurz vor der Eröffnung des Schwurgerichtsprozesses, ist 
Clauberg in Untersuchungshaft gestorben. '”) 


Aus den damals angefertigten Ermittlungsakten ergeben sich 
einige wichtige zusätzliche Details über die Person Clauberg: 
»Clauberg gab zu Protokoll, daß er schon seit seiner Jugend 
wegen seiner geringen Körpergröße (154 cm) unter ständiger 
Zurücksetzung gelitten und stets das Bedürfnis gehabt habe, 
sich gegen Spott zur Wehr zusetzen. Tatsächlich wirkte er — 
klein, gedrungen, in militärisch betontes Zivil gekleidet — lä- 
cherlich. Es ist bezeichnend, daß er beim Untersuchungsrichter 
in Kiel einen höheren Dienstgrad beim Militär und einen höhe- 
rer Gehalt beim Knappschaftskrankenhaus in Königshütte an- 
gab, als dokumentarisch nachzuweisen war. Ein Sachverstän- 
diger konstatierte übermäßige Geltungssucht. Sein Gutachten 
wurde angefordert, weil aus Claubergs Leben Episoden be- 
kannt wurden, die von auffälliger Brutalität zeugen: Als Student 
wurde gegen ihn ein Verfahren wegen Totschlags eingeleitet, 
das später eingestellt wurde, da ihm zugute gehalten wurde, 
daß er in Notwehr geschossen hätte. Seine Frau hat er einmal 
mit einem geladenen Jagdgewehr bedroht, nach seiner Gelieb- 
ten mit einem Messer geworfen und sie verletzt. Vier Tage nach 
seiner Rückkehr aus der russischen Gefangenschaft schrieb er 
seiner Frau, sie möge ’ihren Zu- und Haushältern empfehlen, 
den Freitod durch den Strick zu wählen’, sonst würde er per- 
sönlich erscheinen. "Dann aber werde es nicht bei dem verhält- 
nismäßig milden Tod durch den Strang bleiben, sondern es 
werde viel qualvoller werden.’« 


Clauberg war bis zu seinem Ende zutiefst von seiner Unschuld 
überzeugt. Der Vorwurf, in mindestens 170 Fällen gewaltsam 
Körperverletzung mit der Folge der Unfruchtbarkeit begangen 
und mindestens viermal den Tod von Jüdinnen als Folge der 
Zwangssterilisation verursacht zu haben, beeindruckte ihn da- 
bei genauso wenig wie Zeugenaussagen, daß er viele seiner 
Opfer zur Sterilisation gezwungen habe, indem er sie für den 
Fall ihrer Weigerung mit der Gaskammer bedrohte. Clau- 
berg blieb bis zuletzt bei der Schutzbehauptung, seine Absicht 
sei es gewesen, durch seine Sterilisationsserien möglichst viele 
Frauen aus dem Frauenlager Ausschwitz-Birkenau herauszu- 
holen und im KZ Ravensbrück die Zigeunerfrauen durch den 
sterilisierenden Eingriff vor der Ermordung zu bewahren. 


3.1.2 


Wie wird Lindemann sich verteidigen, falls es zur Gerichtsver- 
handlung kommt? Das wird zweifellos davon abhängen, ob sei- 
ne derzeitigen Protektoren dann auch noch bereit sind, ihn zu 
decken. Als Lindemann von der Anzeige gegen und dem Stern- 
Artikel über ihn erfuhr, geriet er zunächst in Panik und war drauf 
und dran, sich per Flugzeug nach Lateinamerika abzusetzen (in 
Gynäkologenkreisen wird gemunkelt, daß der Ethicon-Konzern 
„u.a. im Chile des General Pinochets mit einem Versuchszen- 
trum für hysteroskopische Zwangssterilisation Kontakt hält). Da 


schalteten sich seine Förderer ein und machten ihm klar, daß er 
nicht fliehen dürfe, sondern sich offensiv verteidigen müsse, 
weil sonst der ganze Eisberg von der Spitze her ins Schmelzen 
gerate. Also blieb Lindemann, sein mysteriöses zeitweiliges 
Verschwinden wurde, so heißt es, als Folge eines Herzanfalls 
erklärt. 

Aus Gynäkologenkreisen sind erste Details darüber durchge- 
sickert, wie Lindemann sich zu verteidigen gedenkt. Er werde 
zunächst einmal von sich aus alle Karten auf den Tisch legen 
(natürlich nur die, die ohnehin schon aufgedeckt sind). Dann 
werde er darauf hinweisen, daß das Gros der Sterilisationsver- 
suche an Frauen vorgenommen worden sei, die dies ausdrück- 
lich gewünscht hätten. Die Frauen, nicht etwa er selber, hätten 
auf die Erprobung des operationslosen Sterilisationsverfahrens 
per Gebärmutterspiegel einschließlich der Sulproston-Anwen- 
dung gedrängt. Und was die angebliche Zwangssterilisierung 
der zur Gebärmutterentfernung vorgesehen gewesenen Frau- 
en betreffe, so handle es sich hier um ein Mißverständnis. An 
diesen Frauen seien nämlich gar keine Sterilisierungsversuche 
vorgenommen worden, sondern er habe lediglich eine Vorbeu- 
gemaßnahme durchgeführt, um die Entstehung einer postope- 
rativen Entzündung zu verhindern. 


Zumindest die letzte Schutzbehauptung ist derart perfide, daß 
sie schon jetzt einen kleinen Kommentar verdient. Einmal wi- 
derlegt sie sich banal dadurch, daß die angeblich zu Zwecken 
der Entzündungsvorbeugung verblockten Eileiter innerhalb des 
Organgebiets gelegen waren, welches bei dem zweiten Eingriff 
entfernt wurde. Im Sinn der Lindemannschen Logik würde dies 
folglich heißen, daß nicht die operierte Frau, sondern das ent- 
nommene Organpräparat vor einer Entzündung geschützt wer- 
den sollte. Eine derartige Argumentation ist völlig absurd. Zum 
zweiten hat Lindemann selbst öffentlich kundgetan, daß es ge- 
rade Aufgabe der Eileiterverstopfung mit dem ’Ethiblock’ ist, 
über einen künstlich eingeleiteten Entzündungsprozeß zum 
Verschluß der Eileiter zu kommen: »Um (bei der Tubensterilisa- 
tion, d.Verf.) bessere Verschlußresultate zu erhalten, erproben 
wir... gemeinsam mit der Fa. Ethicon den Gewebekleber Me- 
thyl-2-cyano acrylat als Verschlußmedium. Unter hysteroskopi- 
scher Sicht wird dieses Monomer durch einen Katheter in die 
Tuben instilliert. In den folgenden Wochen tritt, für die Patientin 
unbemerkbar, eine abakterielle, zum Teil eitrige Entzündung 
der Tubenwandschichten mit späterem narbigen Verschluß des 
Tubenlumens ein.«''® Vorbeugung der Entzündung dadurch, 
daß planvoll eine Entzündung gesetzt wird? Lindemann und 
seine Hintermänner müssen ganz schön in Argumentationsnö- 
te geraten sein, wenn sie glauben, mit derartigen Ungereimt- 
heiten die Öffentlichkeit hinters Licht führen zu können. Die bis- 
lang zu erwartenden Schutzbehauptungen Lindemanns sind 
mindestens genauso unglaubwürdig wie die Schutzbehauptun- 
gen Claubergs. 


Hans-Joachim Lindemann wurde 1920 in Berlin geboren. 1939 
begann er mit dem Medizinstudium an der dortigen Humboldt- 
Universität. Zwischenzeitlich wurde er zur Wehrmacht einberu- 
fen und nahm am "Rußlandfeldzug’ teil. Dann studierte er in 
Greifswald und Rostock weiter. An einem der letzten Kriegsta- 
ge, am 21. April 1945, wurde er in Rostock ärztlich geprüft und 
zugleich als Arzt bestallt. Das waren zweifellos abenteuerliche 
Umstände, denn an diesem Tag geschah in Rostock einiges, 
nur eine ärztliche Prüfung wurde mit Sicherheit nicht mehr ab- 
gehalten, die diesen Namen verdient hätte. Wir zweifeln kei- 
neswegs, daß diese Prüfung und ärztliche Approbation in ei- 
nem formal in Ordnung geht.'!') Für die Biographie Linde- 
manns ist indes festzuhalten, daß er zur Schar jener Mediziner 
gehört, der gegen Kriegsende um jeden Preis der Start in die 
-Nachkriegszukunft gesichert wurde, und zwar unabhängig da- 
von, ob die dazu erforderlichen Qualifikationsvoraussetzungen 
erfüllt waren oder nicht. 


In den ersten Nachkriegsjahren hat sich Lindemann bitter groß- 
hungern — und gehorchen — müssen. 1951 hatte er nach Aus- 
bildungsjahren in zwei Hamburger Allgemeinen Krankenhäu- 
sern seine Facharztanerkennung als Frauenarzt in der Tasche. 
Danach entfaltete er eine bemerkenswerte Dynamik an der Pe- 
ripherie des Hamburger Krankenhauswesens: »Von 1952 bis 
zur Schließung des Anschar-Krankenhauses 1962 war er Chef- 
arzt der Geburtshilflich-Gynäkologischen Abteilung. Eine kas- 
senärztliche Tätigkeit übte er von 1952 bis 1966 aus. Er war 
spiritus rector für die Gründung des Michaelis-Krankenhauses, 
dem ersten gemeinnützigen Belegkrankenahus, dessen Träger 
Hamburger Kassenärzte sind und das 1962 seine Pforten öff- 
nete. Er leitete die Klinik bis 1965. Dann wechselte er in das 
Elisabeth-Krankenhaus und ist seitdem hier Ärztlicher Direktor 
und Chefarzt der Geburtshilflich-Gynäkologischen 
Abteilung.«''?) 

In dieser Zeit blieb Lindemanns fachlicher Ruf umstritten. Es 
gab Auseinandersetzungen wegen mindestens eines fragli- 
chen Operationsfehlers mit Todesfolge. Lindemann machte 
sich eher durch seine organisatorischen Fähigkeiten unent- 
behrlich, während ihn die meisten seiner Kollegen wegen sei- 
ner ausgesprochenen Ellbogenmentalität und Karrieresucht 
mieden. Zu den wissenschaftlichen Ambitionen und damit zur 
Hysteroskopie scheint er 1967 — inzwischen 47-jährig — hin- 
übergewechselt zu sein, weil er an die Grenzen jener ärztlichen 
Machtausübung gestoßen war, jenseits welcher ohne den 
Nachweis "erfolgreicher Forschungstätigkeit’ nicht mehr agiert 
werden kann. So legte sich Lindemann einen weiteren medizi- 
nischen Aktionsradius zu, der ihn Schritt für Schritt in eine Ver- 
gangenheit zurückführte, aus der er gerade noch direkt (April 
1945) hervorgegangen war. 


Unabhängig von der Frage, inwieweit Lindemann als Medizin- 
student bzw. junger Arzt noch direkten Anteil an den medizini- 
schen Verbrechen des Nationalsozialismus hatte — wir wissen 
darüber nichts''? —, ist davon auszugehen, daß ihm voll be- 
wußt sein muß, was das nationalsozialistische Gesundheitswe- 
sen angerichtet hat. Der Vorläufer des späteren ’Marburger 
Bunds’, ein Zusammenschluß junger Hilfs- und Krankenhaus- 
ärzte, erklärte 1947 angesichts des Nürnberger Ärzteprozes- 
ses, daß er alles tun werde, um die Wiederholung medizini- 
scher Verbrechen zu verhindern. Damals war Lindemann 27 
Jahre alt, er begann gerade mit der klinischen Facharztausbil- 
dung. 


Im Alter von 35 Jahren, 1955, erlebte Lindemann mit, wie Clau- 
berg nach seiner Entlasung aus sowjetischer Kriegsgefangen- 
schaft wegen seiner Sterilisationsversuche an Frauen in Kiel in 
Untersuchungshaft genommen wurde. Claubergs medizinische 
Verbrechen machten damals Schlagzeilen in der westdeut- 
schen Presse.'!*) Clauberg wurde 1955 aus der Deutschen 
Gesellschaft für Gynäkologie ausgeschlossen.'?) Es ist nicht 
anzunehmen, daß ein fachärztlicher Verband, der sich schon 
einmal mit Versuchen zur Zwangssterilisierung seitens eines 
seiner Mitglieder auseinandersetzen mußte, 25 Jahre später ei- 
nen Kollegen decken wird, der die Claubergschen Methoden 
aufgegriffen hat und unter den heute gegebenen Umständen 
weiterentwickelt. 


Lindemann kann also nicht davon ausgehen, daß ihm ein feh- 
lendes Unrechtsbewußtsein für sein Tun zugutegehalten wird. 
Zweimal hat er miterlebt, wie anhand von Sterilisierungsversu- 
chen an Frauen die ärztliche Ethik des Menschen-Experiments 
breit thematisiert wurde. Das hat nicht zu verhindern vermocht, 
daß er jene Barrieren weit überschritt, welche heute die Patien- 
tinnen vor gynäkologischen Übergriffen schützen sollen. Wa - 
kım wagte Lindemann das Risiko, das, was manche seiner Kol- 
legen nur insgeheim weiter praktizieren, offen als Forschungs- 
projekt zu thematisieren? Der innere Motor, der Drang nach 
wissenschaftlichen Lorbeeren und dem damit verbundenen Zu- 
wachs an Macht, das alles hat zweifellso eine gewichtige Rolle 
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gespielt. Das war aber nur möglich, weil im Verlauf des Auf- 
stiegs des "Wissenschaftlers’ Lindemann seit 1967 jegliche öf- 
fentliche Auseinandersetzung mit seinen Arbeitszielen und Me- 
thoden ausblieb. Lindemanns Kollegen rümpften allenfalls die 
Nase ob seines ungebremsten Karriereverhaltens, schimpften 
auch einmal drauflos, aber sie mieden die öffentliche Auseinan- 
dersetzung. Und im intern-projektbezogenen Rahmen wurde 
Lindemann nur bestärkt, weil er gegenüber den Managern der 
Medizintechnik und den Propagandisten einer neuen Etappe 
der ’Bevölkerungspolitik’ genau als der 'wagemutige’ ärztliche 
Vollstrecker ihrer Ambitionen dastand, wie sie ihn nicht alle Ta- 
ge antrafen. Lindemann hat folglich mächtige Freunde, auf die 
er sich sehr weit verlassen kann. 

Praktisch die gesamte ärztliche Fachpresse hat seine Arbeiten 
kommentarlos abgedruckt, obwohl die genaue Lektüre unzwei- 
deutig offenlegt, mit welchen Methoden hier ’geforscht’ wurde. 
Zudem wurde sein »umfangreiches wissenschaftliches Werk ... 
1975 mit der Verleihung der Venia legendi belohnt ... Linde- 
mann ist geschätzter Redner auf in- und ausländischen Kon- 
gressen ... Er wurde als Mitglied der Deutschen Gesellschaft für 
Endoskopie in den Beirat gewählt, ist Gründungsmitglied der 
American Association of Gynecological Laparascopists« — wel- 
che für die in Lateinamerika am weitesten vorangetriebene 
Technik der Zwangssterilisierung verantwortlich zeichnet''®) — 
»Ehrenmitglied der Seccion de Endoscopia Ginecologica in der 
Associacion Ginecologica Espanola und Mitglied vieler anderer 
deutscher und ausländischer Fachgesellschaften. Zwei Jahre 
stand er der ehrwürdigen Geburtshülflichen Gesellschaft zu 
Hamburg vor.«''7 


Daß Lindemann inzwischen auch einkommensmäßig zur high 
society vorgestoßen ist, sei nur am Rande vermerkt. Typisch für 
die ihm eigene Dynamik ist indes, daß er sich keineswegs sei- 
ner chefärztlichen Salärs, seiner privatärztlichen Pfründen, For- 
schungshonorare und Unternehmensbeihilfen bedient, um sich 
auch einmal in Muße zurückziehen zu können. Lindemann 
nutzt auch seine Immobilien funktionell. Wie viele Hamburger 
Großbürger besitzt Lindemann Grundeigentum auf der Insel 
Sylt, in Keitum. 

Dort ist u.a. ein Kolloquium über Fragen der Hysteroskopie an- 
sässig, das vom jeweiligen Privatassistenten Lindemanns koor- 
diniert zu werden pflegt. Hier treffen sich die Chefwissenschaft- 
ler der Medizintechnik-Unternehmen, beispielsweise Dr. Mux- 
feldt vom Ethicon-Konzern, mit Lindemann und seiner Mann- 
schaft, aber auch mit Hysteroskopie-Experten aus der übrigen 
BRD und den drei Kontinenten, zum Fachgespräch. Es gibt 
auch manche vertrauliche Runde, in die seit einiger Zeit auch 
einige gewichtige Funktionsträger zumindest der Hamburger 
Gesundheitspolitik hinzugestoßen sind. Die Folge ist dann u.a., 
daß der Bock zum Gärtner gemacht wird. Als der Berufungs- 
ausschuß der Medizinischen Fakultät der Hamburger Universi- 
tät sich im Sommer 1980 in der Auseinandersetzung um die Er- 
nennung Lindemanns zum Professor heftig in die Haare geriet, 
weil ja immerhin gegen ihn wegen seiner Menschenversuche 
ermittelt wurde, war es der Ordinarius für Rechtsmedizin der 
Hamburger Universität, Prof. Janssen, der das Blatt zugunsten 
Lindemanns zu wenden verstand. Die Professoren Janssen, 
Thomsen und Stegner (die beiden letzteren sind Direktor bzw. 
Leiter der Histo-Pathologischen Abteilung der Universitäts- 
Frauenklinik) decken Lindemann mit bemerkenswertem Enga- 
gement. Es ist nicht auszuschließen, daß Lindemanns oben ge- 
schilderte Konzeption der Vorwärtsverteidigung von diesen Ge- 
sprächspartnern in der vertraulichen Abgeschiedenheit des 
’Keitumer Kreises’ mit ausgeheckt wurde. 


Ob es Janssen, der genauso wie einige Spitzenfunktionäre der 
Justiz einem intimen Gesprächskreis aus Führern von Ham- 
burgs Wirtschaft, Hochfinanz, Verwaltung und Politik angehört, 
wohl auch gelingen wird, das gegen Lindemann bei der Ham- 
burger Staatsanwaltschaft anhängige Ermmittlungsverfahren zu 
Fall zu bringen? 


3.2. 


Wie groß ist also der persönliche Anteil an den Medizinverbre- 
chen, die von Clauberg und eine Generation später von Linde- 
mann begangen worden sind? Wir sind der Ansicht, daß es un- 
möglich ist, diese Frage losgelöst von ihren gesundheitspoli- 
tisch-strukturellen Bedingungen zu erörtern. Auf der einen Sei- 
te ist allzu evident, daß wir es mit Persönlichkeiten zu tun ha- 
ben, deren Identität weitgehend unentwickelt geblieben und de- 
ren Fähigkeit zu unverstellter sozialer wie emotionaler Kommu- 
nikation extrem beschränkt ist. 


Lindemann und Clauberg sind gleichermaßen durch die Brutali- 
täten von Kriegserfahrungen geprägt. Beide haben sich unter 
einem despotischen Krankenhausregiment großhungern und 
gehorchen müssen. Beide sind voll durch die Schule der nazi- 
stischen 'Rassenhygiene’ durchgegangen und haben — der ei- 
ne zweifellos intensiver als der andere — gelernt, die Menschen 
in das duale Schema von ’Auslese der Leistungsstarken’ und 
’Ausmerze der Asozialen’ zu pressen. Beide haben, um es platt 
auszudrücken, an Minderwertigkeitskomplexen gelitten, der ei- 
'ne mehr aus physischen, der andere mehr aus lebensge- 
schichtlich entstandenen Gründen. Und da es sich bei beiden 
um Frauenärzte handelt, drängt sich die Frage auf, wie es mit 
ihrer Fähigkeit bestellt ist, in den Frauen selbstbewußte Men- 
schen wahrzunehmen und anzuerkennen. Daß Clauberg weder 
als Mediziner noch als Mann darüber verfügte, sondern Frauen 
vielmehr "wissenschaftlich neutral versachlichte bzw. direkt 
mißhandelte, wissen wir zur Genüge. 


Was Lindemann als Zeitgenossen betrifft, geht er uns nur in 

seinem ärztlichen Verhalten gegenüber seinen Patientinnen 

und den Frauen des Krankenhauspersonals etwas an. Dort 

wird er als jovial-herablassend geschildert, wobei er gleichzei- 

tig maximale Distanziertheit zum Ausdruck bringt. Gegenüber 

seinen Krankenschwestern und Hebammen legt Lindemann ei- 
nen immer gleichen Maßstab an: er fordert eine adrette äußere 
Hülle, die — abgesehen vom unabdingbaren funktionalen Wis- 

sen — sich infantil und dumm zugleich zu geben hat. Wird die- 

ser Anspruch nicht eingelöst, scheut Lindemann keineswegs 
vor einem Gebaren zurück, das gezielt und absichtsvoll verlet- 
zend ist. Das abschließende Urteil einer ehemaligen Mitarbeite- 
rin der Abteilung: »Lindemann ist zu allem fähig, nur nicht dazu, 
zu Frauen ein menschliches Verhalten zu entwickeln.« 

Wohin dann mit soviel Defiziten an persönlicher Identität? Unter 
den gegebenen sozialen und gesundheitspolitischen Bedin- 
gungen haben Clauberg und Lindemann sie in ein 'operatives 
Denken’ überführt, das es ihnen ermöglicht, statt der ihnen ver- 
sagten sozialen Identifikationsprozesse im Umgang mit ihren 
Patienten ständig Selbsterhaltungsmechanismen zu erzeugen, 
für die diese Patienten schrecklich zahlen müssen. Geraten sie 
doch unfreiwillig in den Zustand von Objekten, anhand derer 
Clauberg und Lindemann unaufhörlich ihr ’operatives Denken’ 
in ’operative Emotionalität’ übersetzen, also ständig Beschädi- 
gungswünsche aktualisieren.'?®) 

Clauberg/Lindemann unterscheiden sich von vielen iher männ- 
lichen Zeitgenossen nur dadurch, daß der aus ihren persönli- 
chen Defiziten gespeiste Kompensationsdruck in die Richtung 
eines äußeren Stützkorsetts aus Ruhm und Ansehen und eines 
komplementären inneren Mißhandlungsbedürfnisses anderen 
Menschen gegenüber besonders stark entwickelt ist. Als Ärzte 
haben sie wahrscheinlich nur deshalb ein so hohes Maß an ex- 
perimentell orientiertem ’Forschungsengagement’ entwickelt, 
weil ihnen so direkte Macht über Menschen zufiel und damit ein 
durch hohes gesellschaftliches Ansehen ’verkleidetes’ Betäti- 
gungsfeld für die Verwirklichung ihrer operativ-emotionalen Be- 
schädigungsphantasien gegenüber Menschen im allgemeinen 
und Frauen im besonderen offenstand. 


Die Rolle, die Clauberg/Lindemann dabei einnehmen, läßt sich 
also genau im Schnittpunkt von Persönlichkeit und gesund- 
heitspolitischer Struktur verallgemeinern. Dem mechanisti- 
schen Fortschrittsdenken mitsamt seiner sozialdarwinistischen 
Radikalisierung scheint vor allem die Funktion zuzukommen, 
den Angehörigen der Mittelklasse ein Ventil zu verschaffen, 
durch das das bei ihnen aus dem Sozialprozeß immer massen- 
hafter anfallende ’operative Denken’ in "operative Emotionali- 
tät’, d.h. Vernichtungsmentalität gegenüber den Unterklassen 
im allgemeinen und den Frauen und sozialen 'Randgruppen’ im 
besonderen, übersetzt werden kann. 


Bei aller Einsicht in diese persönlichen Voraussetzungen ver- 
mögen wir indes jenen psychoanalytisch orientierten Kritikern 
der Menschenversuche nicht zu folgen, die in ihnen die wichtig- 
sten Quellen des medizinischen Verbrechens zu erkennen 
meinen.'!?) Denn so schrecklich es auch um die Identitätsdefi- 
zite der Menschen-Experimentatoren bestellt sein mag, so sind 
es doch immer die gesundheitspolitischen Strukturen, die be- 
schädigtes Sozialverhalten dadurch in Beschädigungs- und 
Mißhandlungstechniken umschlagen und sich fixieren lassen, 
daß sie es mit Macht und Prestige ausstatten. Posititv formuliert 
heißt das: Lindemann und Co. können nur dann von ihren seit 
Jahrzehnten medizintechnisch vergegenständlichten Grund- 
störungen befreit werden, wenn erst einmal jener Interessen- 
komplex aus gesundheitspolitischer Macht und Profit beseitigt 
wird, welcher sich derart defizitärer Menschen bedient, um mit- 
tels ihrer fehlgeleiteten Energien den Frauen der Unterklassen 
wieder einmal seine Selektionsprinzipien von Gebärzwang und 
Gebärverbot aufzuzwingen. 
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Zur Kontroverse 
ums Krankschreiben 


Dokumentation und historische Notizen 


Das Problem ist so alt wie die Sozialversicherung. Durch die 
Schinderei zu Beginn der Industrialisierung fielen große Teile 
der Arbeiterklasse durch Krankheit aus der Produktion und ins 
Elend. Bismarck hoffte damals — erfolgreich — auf eine Integra- 
tion der sozialistischen Forderungen in ein staatliches Versi- 
cherungssystem. 

Seither besteht eine Situation, in der Versicherte eine Erkran- 
kung, die zur Arbeitsunfähigkeit führt, vom Kassenarzt bestäti- 
gen lassen muß. Arbeitsunfähigkeit setzt eine Krankheit voraus, 
die nachweisbar oder glaubhaft sein soll. Diese Krankheit soll 
unter anderem durch Nichtarbeit gebessert werden können. 
Wir haben somit in der Krankenversicherung die gesellschaftli- 
che Anerkennung der Nicht-Arbeit als therapeutisches Prinzip. 
Das ist gut so! 

Der diesem Prinzip gegenüber aufgeschlossene Arzt steht al- 
lerdings seither in einem Dilemma: Wenn er Krankheit ganz all- 


gemein als Rebellion gegen übermäßige Belastungen auffaßt, 
und zwar als unbewußte, so sieht er in der Sozialversicherung 
die Möglichkeit gegeben, mit der Attestierung einer solchen 
Krankheit auch bewußt zu rebellieren. Bei den zahlreichen Ar- 
beitsbelastungen, die nachgewiesenermaßen zu Krankheit füh- 
ren können, wird solch ein Arzt im Rahmen einer umfassenden 
Prophylaxe das oben genannte Prinzip vertreten können. Pro- 
phylaxe wird somit zum Argument, um dem Dilemma der Unter- 
scheidung zwischen bewußter und unbewußter Rebellion zu 
entgehen. 


Mediziner schätzen, daß 80 % der Patienten, die einen Arzt 
aufsuchen, an sog. psychosomatischen Krankheiten leiden, da- 
von nicht wenige als Folge von Konflikten, die mittelbar oder 
unmittelbar aus der Arbeit herrühren. In dem Maße, in dem den 
Kranken Lösungsmöglichkeiten am Arbeitsplatz genommen, 


verboten und vorenthalten oder durch Delegationen versperrt 
werden, wird das Heer der manifest oder latent Kranken sich 
vergrößern. Bewußte Krankheit, d.h. bewußte Arbeitsunfähig- 
keit, ist zum Teil als Eingeständnis zu werten, daß der Betref- 
fende sich unfähig fühlt, auf andere Art die Nicht-Arbeit durch- 
zusetzen, zum Teil als Versuch, der kompletten Auspowerung 
zu entgehen. 

Die Entscheidung über Arbeitsunfähigkeit ist subjektiv und liegt 
primär beim Versicherten. Sie muß vom Arzt bestätigt werden. 
Damit sind Ärzte historisch zum Kontrollorgan der Subjektivität 
ihrer Patienten geworden, eine Tatsache, die ganze Ärztegene- 
rationen zur Abschaffung der sozialtechnischen Kontrollaspek- 
te in der Krankenversicherung rufen ließ. Der Ruf war allerdings 
nie sehr laut, denn die geistige, kulturelle und arbeitsorganisa- 
torische Nähe zum Unternehmen ließ die Ärzteschaft immer 
wieder zum Büttel des Kapitals werden. Mit Ausnahmen natür- 
lich. 


Der Krankenstand wird, seit die Kompetenz, über Arbeitsfähig- 
keit zu urteilen, den Ärzten zugesprochen wurde, immer wieder 
zum Gegenstand nichtmedizinischer Überlegungen und Ein- 
flußnahme. 

Es läßt sich feststellen, daß unabhängig von ökonomischen Kri- 
sen, aber sicher verstärkt während solcher, die Kontrolle über 
die Arbeitsunfähigen stets rücksichtslos ausgeübt wurde. Wäh- 
rend ausgeprägter Krisen vollzog sich in diesen Kontrollmaß- 
nahmen ein hemmungsloser Klassenkampf von oben unter 
flankierendem Placet von ärztlichen Hilfstruppen, die eher in 
den Spitzen der Standesorganisationen als an der Basis zu su- 
chen sind. Die Beeinflussung des Krankenstandes aus nicht- 
medizinischen Gründen oder nicht Gesundung beabsichtigen- 
den Motiven soll Gegenstand dieser ausschnittsweisen Doku- 
mentation sein. 


Im Bewußtsein, daß Teile der Arbeiterklasse, vor allem der Rü- 
stungsindustrie, die Produktion boykottieren könnten, ergingen 
1914 eindeutige Forderungen des Vorstandes des Vereins der 
freigewählten Kassenärzte an seine Mitglieder: 

»Für arbeitsunfähig sind während der Dauer des Krieges nur 
solche Kassenmitglieder zu erklären, die deutlich objektive 
Merkmale einer Krankheit aufweisen ...« 

(Deutsche Medizinische Wochenschrift 35/1914 S. 1695) 

Während des Verlaufs des ersten Weltkrieges zeigte sich in der 
Tat ein enormer Anstieg des Krankenstandes. Die Forderung 
nach objektiven Merkmalen schloß weitgehend alle psychoge- 
nen Erkrankungen aus, die seit dem WK I als Neurosen diffa- 
miert und mit Feigheit gleichgesetzt wurden. 
Frauen, Kinder und Gebrechliche wurden der Kriegswirtschaft 
zugeführt. 1918 machte sich unter den in der Rüstung Beschäf- 
tigten eine allgemeine Kriegsmüdigkeit, z.T. als aktive Sabota- 
ge, breit. In einer »Vertraulichen Aussprache« noch im Oktober 
1918 zwischen Vertretern der Regierung, der ärztlichen Stan- 
desorganisationen und der Krankenkassen kam man überein — 
um Arbeitsunfähigkeit weitgehend auszuschließen —,die Kas- 
senvorstände anzuweisen, sie sollten »die ihnen angehören- 
den Kassen entsprechend beeinflussen«. 


Die Ärzteorganisationen verpflichteten sich, »auf die ärztlichen 
Lokalvereinedahin (zu) wirken, überall da, wo es noch an Nach- 
untersuchungskommissionen fehlen sollte, solche sofort einzu- 
richten und da, wo sie bereits bestehen, ... zur gewissenhaften 
‚und sachgemäßen Arbeit anzuhalten.« 

(Vgl. »Gehäufte Krankmeldungen von Arbeitern in kriegswichti- 
gen Betrieben«, in: Ärztliche Mitteilungen 40/1918 S. 379) 
Unternehmer und Krankenkassen verstärkten in der Nach- 
kriegszeit den Druck auf die Krankenziffern. Nach der Vossi- 
schen Zeitung vom 30.5.27 hatte Ernst von Borsig gefordert, 
daß der Sozialpolitik Grenzen. gesetzt werden müßten. Die 
Krankenversicherung sei Schuld daran, wenn die Zahl der 
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Krankheitsfälle steige, denn sie lähme die Tatkraft des Einzel- 
nen. Borsig kritisierte auch die Kassenärzte, weil sie oft gewis- 
senlos handeln und die Versicherten unbedenklich für arbeits- 
unfähig erklären würden. (Vgl. I. Winter: Die Notverordnungen 
und die kommunistische Gesundheitspolitik in den Jahren von 
1929 bis 1933 in: Arzt und Gesellschaft, Jena 1970 S. 99 f.) 


Als im Januar 1926 der Reichsausschuß für Ärzte und Kran- 
kenkassen tagte und über die Krise beriet, in die die Kranken- 
kassen durch den steigenden Krankenstand geraten waren, 
war das Ergebnis ein Abkommen zwischen Ärzten und Kassen, 
das der Kasse im Zweifelsfall die Anordnung einer zusätzlichen 
Nachuntersuchung durch den Vertrauensarzt ermöglichte, oh- 
ne die Zustimmung des behandelnden Arztes einholen zu müs- 
sen. Weiter wurde vereinbart, daß die Kassen regelmäßig der 
ärztlichen Standesorganisation darüber berichteten, welche 
Ärzte Atteste über Arbeitsunfähigkeit ausstellten und in wel- 
chem Umfang, damit notfalls gegen diese Ärzte vorgegangen 
werden könne. (Vgl. »Der Kassenarzt« 4/1926, S.1) 

Das äußerst schwierige Verhältnis zwischen Kassen und Ärz- 
ten kann hier nicht im einzelnen erläutert werden. Es ist jedoch 
wichtig festzustellen, daß Teile der Ärzteschaft diese Verschär- 
fung der Kontrollmaßnahmen mißbilligten und durchaus Boy- 
kottwege beschritten. 

Auf den Abbau von Sozialleistungen zielte auf dem 32. Kran- 
kenkassentag in Breslau 1928 die Forderung, Krankengeldzah- 
lung nur bei objektiv nachweisbarer Arbeitsunfähigkeit zu zah- 
len, die zusätzlich durch einen Vertrauensarzt zu bestätigen 
war. Regreßpflicht drohte dem Kassenarzt, der »fahrlässig« Ar- 
beitsunfähigkeit bescheinigen würde. (Vgl. Rote Fahne vom 
7.8.1928) 


Während der Weltwirtschaftskrise wurde die Jagd auf Kranke 
brutal verschärft. Im Rahmen der Brüningschen Notverordnung 
vom 26.7.30 wurden im Absatz 48 die Aufgaben der 
Vertrauensärzte festgelegt. Dazu schrieb der Arzt Ernst Cohn in 
»Proletarische Sozialpolitik«, 1930, S.336 ff.: 

»Bestrebung der Regierung und der Krankenkassenbürokratie 
ist es, die infolge der Durchführung der kapitalistischen Ratio- 
nalisierung und der allgemeinen Verschlechterung der Lebens- 
bedingungen stark vermehrte Krankheitshäufigkeit und verlän- 
gerte Krankheitsdauer auf ein Mindestmaß herunterzudrücken. 
Aus diesem Grunde Einführung der Gebühr für den Kranken- 
schein, der Beitrag für die Arzneimittel, die Verlängerung der 
Karenzfrist, vor allen Dingen aber auch die Verschärfung des 
Kontrollapparates der Kassen und ungeheuerliche Machtfülle 
für die »Vertrauensärzte«. Das ist kein Zufall, denn schon in der 
Vergangenheit haben sich diese Vertrauensärzte in der Ren- 
tenquetsche und Krankenversorgung als die besten Hüter der 
Kassen bzw. anderer Versicherungsträger gezeigt.« 

Über das Verhalten der Vertrauensärzte berichtet Cohn aus 
dem 67. Jahresbericht der gemeinsamen Betriebskrankenkas- 
sen für die Maschinenfabriken und Gießereien der Stadt Chem- 
nitz für das Jahr 1929: 

»Von den im Berichtsjahr zur Nachuntersuchung bestellten 
5319 Kranken wurden 2501 für arbeitsfähig befunden. Das sind 
47 %.« 


Mit Beginn des Nationalsozialismus ist eine Zäsur, aber nur ei- 
ne scheinbare, festzustellen. Die Sozialpolitik und damit das 
Sozialversicherungssystem werden vom Regime zum Diszipli- 
nierungskorsett der ’Leistungsgemeinschaft’ gemacht. Krank- 
heit und Arbeitsunfähigkeit sollen ihrer subjektiven Wurzeln be- 
raubt werden. Gesundheit wird zur Pflicht. Massive Propagan- 
da fordert den freiwilligen Verzicht auf Subjektivität,und da 
dies nicht fruchtet, kündigt das Regime schon ab 1934 eine 
Reihe von Sanktionen an. Roth sagt in einem Thesenpapier: 
»Soziale Subjektivität geriet immer klarer in den Zustand des 
Verbotenen selbst, wurde selbst zum Inhalt des Verbotenen, 
zur Krankheit, um Überleben zu garantieren.« 


Der bereits im Rahmen der Notverordnungen verschärfte Ver- 
trauensärztliche Dienst wird 1936 in einer Debatte, die alle 
Ressorts erfaßt, erneut effizienter strukturiert. Ein Blick auf die 
Zahlen des Statistischen Reichsamtes hat dann die Reichsge- 
sundheitsführung, die Regimeführung und das Arbeitsministe- 
rium auf die Ineffektivität des Vertrauensärztlichen Dienstes 
hingewiesen. Mit einer brutalen begrifflichen Erweiterung der 
Arbeitsfähigkeit zur "Arbeitseinsatzfähigkeit’ wurden »Simulan- 
ten«, Sieche, Teilerwerbsunfähige in die Rüstungsproduktion 
gezwüngen. Eigens dafür geschaffene ’Arbeitseinsatzärzte’ 
fanden stets einen geeigneten Arbeitsplatz für die Betroffenen. 


Tabelle | gibt den sich rapide verschlechternden Gesundheits- 
zustand der Bevölkerung wieder. Sie zeigt die jährlichen Krank- 
heitstage, bezogen auf 10.000 Versicherte, von 1937 bis 1939: 


1937: männl. 111274 weibl. 110061 
1938: männl. 120955 weibl. 115029 
1939: männl. 135754 weibl. 123221 


Die Zahl der Krankheitstage erhöht sich binnen zweier Jahre 
um über 20 %! Wohlgemerkt, nachdem sich der Vertrauens- 
ärztliche Dienst personell und in seiner Kontrollfunktion erwei- 
tert hatte. 


Die durchschnittliche Dauer pro Krankheitsfall (in Tagen) ver- 
kürzte sich allerdings. (Vgl. J. Tennstedt: Sozialgeschichte der 
Sozialversicherung, Stuttgart 1976, S.475). Tabelle II macht 
dies deutlich: 


1937: männl. 26,4 weibl. 29,1 
1938: männl. 25,3 weibl. 28,0 
1939: männl. 24,5 weibl. 26,6 


Die versicherte Bevölkerung erkrankte also öfter bei kürzerer 
Dauer pro Krankheit. 


Diese Tendenz wurde von verschiedenen Stellen seismogra- 
phiert. Die Reichstreuhänder der Arbeit registrierten in ihren 
’Sozialberichten’ zunehmend eine Neigung der Arbeiter zu »un- 
berechtigtem Krankfeiern« (T.W. Mason, Arbeiterklasse und 
Volksgemeinschaft, Opladen 1975, passim). Über »Gefällig- 
keitsatteste« der Ärzte wird immer wieder Beschwerde geführt 
(ebd.). Die Konsequenz war für die Reichstreuhänder in ihrem 
Sozialbericht (3. Vierteljahr 1938): 

»Eine aufklärende Anweisung an die Ärzte über die Notwendig- 
keiten, die sich aus der gegenwärtigen Arbeitseinsatzlage er- 
geben, durch die Reichsärztekammer dürfte erwägenswert 
sein.« (Mason, ebd., Dok. 147) 

Der stellvertretende Reichsärzteführer Bartels reagierte 
prompt. Im Dezember 1938 ordnete er an: »Die Ausstellung pri- 
vatärztlicher Zeugnisse über Arbeitsunfähigkeit bzw. Arbeitsfä- 
higkeit oder Arbeitsbeschränktheit Arbeitssuchender ist unzu- 
lässig und hat zu unterbleiben!« 

Diese Beurteilung war inzwischen Sache von Arbeitseinsatz- 
ärzten geworden, die bei allen Landesarbeitsämtern eingesetzt 
wurden. Bedingt durch die mangelhafte Ernährungslage, durch 
Tagesarbeitszeiten von 12 Stunden und mehr und durch relativ 
niedrige Reallöhne suchten Männer wie Frauen Arbeitspausen 
durch Krankheit zu erreichen. Die Klagen der Reichstreuhänder 
der Arbeit nahmen zu: »In einer Verkaufsstelle in Münster i.W. 
haben z.B. an einem Sonnabend von etwa 60 weiblichen Ge- 
folgschaftsmitgliedern 20 gefehlt, die sämtlich ein Attest über 
’nervöse Überreizung’ beigebracht haben.« 

Der Auszug aus den sozialpolitischen Berichten der Reichs- 
treuhänder für das 1. Vierteljahr 1939 dokumentiert sehr an- 
schaulich, in welcher Breite Krankfeiern zum Instrument indivi- 
duellen Widerstands wurde (vgl. Dok. Nr.21 im Anhang). 


Der menschenlebenverachtende Grundkonsens des National- 
sozialismus, wie er im Expansionskrieg,"Sterilisierungs- und 
Euthanasieprogrammen zum Ausdruck kommt, verlagert sich 
im Krieg zunehmend auf die Gesundheitspolitik als Trägerin 
des ’Ausmerz-Konzepts. Vernichtung, Ausführung und Andro- 
hung von Leibesstrafen setzen eine innige Ehe von Regime 
und Teilen der Ärzteschaft voraus. 

Der Versuch, soziale Subjektivität auf diese Weise einzukreisen 
und womöglich auszulöschen, Kopf und Körper allein in der 
Funktion von Arbeitskraft erstarren zu lassen, bringt bei den da- 
von betroffenen Schichten ein politisiertes Verhältnis von 
Krankheit/Gesundheit hervor. Wer bei diesen Umständen nicht 
krank wird, ist krank. 

Obwohl Widerstand gegen die Belastungen des Krieges über- 
wiegend auf einer individuellen, informellen Ebene abläuft — 
deportierte ausländische Arbeiter und Arbeiterinnen organisier- 
ten einen massenhaften Absentismus —,steigt die Zahl der 
Fehlzeiten rapide an. Brutale Verfolgungen von »Bummelan- 
ten« ist die Antwort des Regimes. (Vgl. Dok. NR. 2.1-2.4. im 
Anhang) 

Die Entwicklung des Krankenstandes von Ausländern zeigt ge- 
rade nach Stalingrad eine enorme Steigerung: »Die Krankheits- 
rate für westliche Fremdarbeiter stieg von 1,5 oder 2 % auf 9 
oder 10 %, wohingegen die der Ostarbeiter sich von 4 % auf 12 
oder 14 % erhöhte — annähernd doppelt so hoch wie die der 
deutschen Arbeiter« (Zit. nach Edward L. Homze, Foreign La- 
bor in Nazi Germany, Princeton 1967, S. 253). 


Mit dem Gesetz über die Behandlung Gemeinschaftsfremder 
hatte das Regime ein gefürchtetes Instrument geschaffen, nach 
dem »Bummelanten«, »Arbeitsscheue« usw. der Gestapo über- 
stellt wurden. Und das bedeutete Verhöre, Knast, KZ. So ist je- 
denfalls teilweise die trotz Mangelernährung, Arbeitshetze und 
Luftkkriegsbedrohung noch relativ niedrige Krankenziffer der 
Deutschen erklärlich. (Vgl. das »Gesetz über die Behandlung 
Gemeischaftsfremder« in: Sicherheitsverwahrung, Autonomie 
Sonderheft 1, S. 53 f.) 

Die Reichsführung der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) be- 
gnügte sich durchaus nicht nur mit Appellen wie dem Grotes in 
Wien 1940 (vgl. Dok. Nr. 3,3 im Anhang.) Da eine Personaluni- 


.on zwischen Reichsärzteführung, KVD und Reichsärztekam- 


mer bestand, die zusätzlich noch identisch war mit der gesund- 
heitspolitischen Führung der NSDAP, schien eine postwenden- 
de Antwort auf die steigenden Krankenstände gewährleistet. 
Offensichtlich funktionierte das Weisungsrecht dieser Instan- 
zen jedoch nicht. 


Folglich relativiert der Reichsgesundheitsführer Conti die Grün- 
de für die Erhöhung der Krankenstände. Einmal, um dem Vor- 
wurf mangelnder Kontrolle der Ärzteschaft zu begegnen, zum 
anderen, um den Druck des Leiters der Deutschen Arbeitsfront 
auszuweichen, der zur Effektivierung der Leistungskontrolle 
sein Betriebsarztmodell immer weiter auszudehnen begann. 
(Vgl. Schreiben Dr. L. Contis vom 31. 3. 1942 an die Leiter der 
Gauämter für Volksgesundheit der NSDAP, Betrifft: Kranken- 
stand, BA Koblenz, R 18/3785; abgedruckt in: Medizin und Na- 
tionalsozialismus, Autonomie Sonderheft 2, Juli 1980, S. 17) 
Mit der Erweiterung seines Betriebsarztkonzepts verfolgte 
DAF-Chef Ley mehrere Ziele: Propagandistisch sollte durch 
ärztliche Für- und Vorsorge der Eindruck umfassender betrieb- 
licher Betreuung durch die DAF entstehen. Der eigentliche 
Zweck jedoch lag darin, krankheitsbedingte Ausfallzeiten auf 
ein Minimum zu drücken, den Leistungsfanatismus zu fördern 
und den’ sog. »Leistungsknick« um das 40. Lebensjahr in ein 
höheres Alter zu verschieben. 


Im Kriege gingen dann auf die Betriebsärzte zuerst kassenärzt- 
liche Funktionen, ab 1942 auch vertrauensärztliche über. Das 
bedeutete die Abschaffung der freien Arztwahl. (Vgl. Dok. Nr. 
4.1.-4.2. im Anhang) Die Betriebsärzte wurden vielfach zu bru- 
talen Gesundschreibern. Eine Tendenz zeichnete sich ab, die 
1944 ihren Höhepunkt erreichte: Mit der weitgehenden Ab- 
schaffung der Krankschreibung wurde zwangsläufig auch 
Krankheit beseitigt. Daß sich Arbeiter und Arbeiterinnen der 
Rüstungsindustrie davon unbeeindruckt zeigten, belegt ein Ge- 
heimbericht über die Krankenziffern in Mannheimer Betrieben. 
(Vgl. Medizin und Nationalsozialismus, a.a.o., Dok. 9, S. 18) 
Darin fragt der Wehrkreisbeauftragte XIl angesichts der Zunah- 
me des Krankenstandes: »Sollten in den unter a genannten Be- 
trieben (Rüstung) die Gefolgschaftsangehörigen, ohne selbst 
hiervon bewußt zu werden, Beeinflussungen unterliegen, die 
als politisch zu bewerten sind?« 

Der Vertrauensärztliche Dienst war wegen kriegsbedingter per- 
soneler Verringerung längst zu »mobilen Auskämmaktionen« 
übergegangen. Stichprobenartig wurden sämtliche Kranke z.B. 
einer Betriebskrankenkasse vorgeladen und nach einer Unter- 
suchung, die kaum mehr als drei Minuten in Anspruch nahm, 
rücksichtslos zur Arbeit geschickt. 


Mit der weiteren Zentralisierung der gesundheitspolitischen 
Macht in den Händen des »Generalkommissars des Führers für 
das Sanitäts- und Gesundheitswesens«, Karl Brandt, kam es 
zu einer perfiden Allianz zwischen Speer, dessen Gesundheits- 
beauftragten Poschmann und dem von Brandt eingesetzten 
Auskämmarzt Gutermuth. Ihre Gesundschreiberei, die noch mit 
2.— RM Kopfgeld pro Kranken belohnt wurde, rief dann sogar 
den Widerstand der Gauleiter hervor. Sie wandten sich an Bor- 
mann, der die Klagen nebenbei zur Abrechnung mit dem ihm 
verhaßten Brand verwandte. (Vgl. Dok. 6.3. im Anhang) 

1944 schaltete sich Ley wieder heftiger in die Debatte um die 
Senkung der Krankenstände ein. Er sah seine Chance ange- 
sichts des Dauerkompetenzstreits zwischen Brandt und Conti. 
(Vgl. Dok. Nr. 4.4. im Anhang) 

Er forderte die Einführung eines differenzierten Bestrafungssy- 
stems u.a. für Kranke, denen er mangelhafte Einstellung zum 
»Leistungssozialismus« unterstellte. Sie gehörten ausgegrenzt, 
ausgemerzt. 

Unter der technokratisch-brutalen Regie Speers, der ärztlichen 
Kriterien der Beurteilung von Arbeitsunfähigkeit offensichtlich 
mißtraute, kam es gegen Kriegsende zur Einführung sog. Ar- 
beitseinsatzingenieure, die als Nichtmediziner Programme zur 
Senkung der Krankenstände entwickeln helfen sollten. (Vgl. 
Dokr. Nr. 6. im Anhang) Ihr Zynismus, gerade Ausländern ge- 
genüber, kann nicht mehr übertroffen werden. 

Die Interpretation der Krankenstände während des Nationalso- 
zialismus läßt sicher nicht den Schluß zu, daß in der Krankheit 
eine breite Waffe gegen das Regime gelegen hätte. Dazu wa- 
ren die Einflüsse durch Letungshetze, Bombenkrieg und 12- 
Stunden-Tag allein schon zu krankmachend, um eine Differen- 
zierung zuzulassen. Aus den Häufungen ähnlicher Diagnosen, 
der vorzugsweisen Steigerung der Krankenziffern in der Rü- 
stungsindustrie und der Tatsache, daß im Krankheitsfalle der 
Arzt nicht aufgesucht wurde, sondern einfach unentschuldigt 
gefehlt, läßt sich jedoch mit Vorsicht herleiten, daß der Absen- 
tismus Boykottcharakter annahm. Die sich ständig verschärfen- 
de Verfolgung Kranker scheint dies zusätzlich zu belegen. Die 
Tendenz des Regimes, Krankheit mit sozialer Abweichung oder 
Unangepaßtheit gleichzusetzen, kommt auch darin zum Aus- 
druck, daß während des Krieges in Deutschland die »soziale 
Therapie« gegen Erkrankungen eingesetzt wurde, die dem 
psychosomatischen Formenkreis zugeordnet werden müssen. 
Soziale Therapie verlagerte den Grund einer Erkrankung in das 
Inividuum, stellt ihn als Folge mangelnder Angepaßtheit hin, 
konstatiert ein Verschulden des Erkrankten. 


Nach dem 2. Weltkrieg wurden die Kontrollinstanzen der Ar- 
beitsunfähigkeit allmählich entschärft. Sie blieben im wesentli- 
chen als Institutionen jedoch erhalten. Heute können sie sich 
über eine erneute Blüte freuen. 

In bezug auf die Krankenstände ist die Nachkriegszeit anfangs 
gekennzeichnet von der aus den USA übernommenen Diskus- 
sion soziologischer Analysen von Subjektivität der Fehlzeiten. 
»Das Phänomen der Krankmeldung des Arbeitnehmers er- 
scheint nicht mehr nur als ein rein medizinisches oder vorwie- 
gend ökonomisches, sondern auch als soziales Problem.« 
(Stirn, Paul u.a., Der Aussagewert des Krankenstandes, Köln, 
1963, S. 11) 


Eine Flut von Literatur überschwemmt den Markt. Allen ge- 
meinsam ist, daß sie nicht nach Ursachen von Erkrankung fra- 
gen, sonder nur noch nach den Einflüssen, die auf Patienten 
und Arzt bei Feststellung der Arbeitsunfähigkeit wirken. Das 
Verhalten beider sowie die Wechselwirkung zwischen ihnen 
begründet die Sozialfunktion des Krankenstandes. Dort lägen 
auch die Ansätze zur Verringerung des Krankenstandes. 


Seit 1955 registrieren wir wieder ein Ansteigen der Arbeitsunfä- 
higen. Das heißt noch vor Einführung des Lohnfortzahlungsge- 
setzes. 

Die Unternehmerpresse registriert diese Tatsache. In »Der Ar- 
beitgeber«, 1963, S. 424, S. 619, warnen die Unternehmer vor 
einem »weiteren Ansteigen der Krankenziffern« und fordern ei- 
nen »der gesamten Volkswirtschaft zuträglichen Kranken- 
stand«. Sie lassen Kellner im Zusammenhang mit den volks- 
wirtschaftlichen Kosten von »verschleuderten Milliarden« spre- 
chen. Der DGB wendet sich anläßlich der Debatte um das 
Lohnfortzahlungsgesetz 1963 gegen die von der Bundesregie- 
rung geforderte »Verschärfung des Vertrauensärztlichen Dien- 
stes«, hält jedoch eine »sinnvolle, gründliche Nachuntersu- 
chung durch den Vertrauensarzt für grundsätzlich richtig, 
zweckmäßig und vertretbar«. 

Die Begründung für die Kontrolluntersuchungen klingt abenteu- 
erlich: Sie seien nämlich notwendig, weil weder die erkrankten 
Arbeitnehmer noch deren behandelnde Ärzte in corpore die 
Verantwortung für den Krankenstand übernehmen könnten. Als 
ob sie bei dem sich erweiternden Spektrum von Erkrankungen 
überhaupt eine Verantwortung hätten! Zutiefst unmoralisch, wie 
anders soll man es nennen?, erklärt Direktor Jungbluth, Salz- 
gitter, den unveränderten Standpunkt der Unternehmer zu psy- 
chosozialen oder psychomatischen Erkrankungen (aus: Der 
Aussagewert, op. cit. S. 100): »Es kommt hinzu, daß gemäß 
den Auslassungen vieler kompetenter Ärzte heute mehr als die 
Hälfte jener Patienten, die die Wartezimmer der Ärzte füllen, in 
irgendeiner Weise an vorder- oder hintergründigen psychi- 
schen Defekten leiden. 

Hier setzen aber bereits die Zweifel ein. Während der entzün- 
dete Blinddarm, das durchgebrochene Magengeschwür ... un- 
bestrittene Erscheinungen sind, wird für den gesunden und ro- 
busten Menschen der »psychische Defekt« schon irgendwie 
verdächtig, etwa so, wie in der Vergangenheit die Hysterie und 
die zu häufigen Ohnmachten neigende Dame den naturverbun- 
denen Menschen zu empörtem Widerspruch herausforderte ... 
In dieser Atmosphäre wird die Bereitschaft zur Hinfälligkeit und 
zum schwächlichen Kränkeln sicher eher gefördert werden, 
wenn kein materieller Verlust zu befürchten ist. 

Insofern haben sicher unsere alten und neuen Sozialgesetze 
zu einer Schwächung der Bereitschaft beigetragen, mit Aufbie- 
tung eigener Energien anfänglichen Symptomen und kleinen 
Leiden entgegenzutreten. Das zeigt sich in besonders zuneh- 
mendem Maße bei jüngeren Menschen, also in solchen Alters- 
klassen, die biologisch die gesündesten und stärksten sein 
müßten.« 

Das ist blanker Sozialdarwinismus. Die biologistische Schule 
der Nazis blickt aus jedem Wort. 


In der langen Geschichte unternehmerischer Aktionen zur Sen- 


kung des Krankenstandes und zur Diffamierung Kranker (zur. 


Unternehmeroffensive in der Krise 1967/68 vgl. Dok. Nr. 7.1.1 
im Anhang) bildet die im Jahre 1980 als Sonderrundschreiben 
verschickte Broschüre über Fehlzeiten und deren Bekämpfung 
nur für die Gewerkschaften einen Paukenschlag. Nach Lambs- 
dorffs Empfehlung, japanische Arbeitsintensität in der BRD um- 
zusetzen, haben die Unternehmer — konzer t/ierte Aktion! — zu 
einer Jagd auf Kranke aufgerufen. »Gesamtmetall« unterrichtet 
angeschlossene Betriebe darüber, wie Fehlzeiten erfaßt, die 
Ursachen ermittelt und diese beeinflußt werden können. Unter 
allgemeinen Maßnahmen gegen Fehlzeiten heißt es dort: 
»VIl. Allgemeine Maßnahmen gegen Fehlzeiten wegen Arbeits- 
unfähigkeit: 

1. Auch Betriebe, die bisher nicht verpflichtet sind, einen 
Werksarzt zu beschäftigen, sollten prüfen, ob sie ihre Beleg- 
schaft werksärztlich betreuen lassen wollen. 

2. Es empfiehlt sich, mit behandelnden Ärzten Kontakt zu pfle- 
gen, und zwar in sachlicher Weise möglichst auf Geschäftslei- 
tungsebene. Betriebsbesichtigungen können die ärztlichen 
Vorstellungen objektivieren. (Als aktuelles Beispiel dazu vgl. 
Dok. Nr. 7.3. im Anhang). 

Läßt sich ein Arzt im Einzelfall eine konkrete Pflichtverletzung 
zuschulden kommen, ist eine Beschwerde bei der Ärztekam- 
mer oder der kassenärztlichen Vereinigung möglich; in derarti- 
gen Fällen sollte der Verband rechtzeitig eingeschaltet werden. 
3. Mit den Krankenversicherungsträgern, insbesondere der 
AOK, aber auch Ersatzkassen sollte laufend Kontakt gehalten 
werden, um den Austausch von Informationen sicherzustellen 
und etwa notwendige Maßnahmen abstimmen zu können.« 
Das sind nun sicher keine neuen Hüte. Allein das Tempo der 
Reaktion der Unternehmer erstaunt (vgl. Dok. Nr. 7.5. im An- 
hang),Schwarze Listen von Kassenärzten, deren Urteil zu miß- 
trauen sei, sind vor Jahren schon in Pinneberg und in Köln öf- 
fentlich geworden (die Kontroverse darüber ist so bekannt, daß 
wir sie hier nicht zu dpkumentieren brauchen), und der Vorsit- 
zende der kassenärztlichen Vereinigung Berlin sammelt ohne 
Wissen der betroffenen Ärzte Angaben über deren Verhalten in 
bezug auf Krankschreibungen. Wie intensiv hinter den Kulissen 
um die Krankschreibung gestritten wird, zeigen Ausschnitte aus 
den Rundschreiben der Hamburger Kassenärztlichen Vereini- 
gung (vgl. Dok. Nr. 7.2. im Anhang). 

Ein besonderes Anliegen ist es »Gesamtmetall«, die Unterneh- 
mer und ihre Personalstellen darauf hinzuweisen, daß sie häu- 
figer von der Anzweiflung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun- 


gen Gebrauch machen sollten, denn: »Eine ordnungsmäßig 
ausgestellte ärztliche Bescheinigung hat einen hohen Beweis- 
wert, sie begründet aber keine gesetzliche Vermutung für die 
behauptete Erkrankung«. (Ebd.) Deshalb werden die Unterneh- 
mer mit einer Sammlung von Gerichtsurteilen ausgerüstet, die 
ihre Prozeßfreudigkeit erhöhen soll. 

Das praktische Vorgehen, das die Broschüre empfiehlt (vgl. 
Dok. Nr. 7.5. im Anhang), erinnert die IG Metall in ihrer Ein- 
schätzung an eine deutliche Anlehnung ans Strafgesetzbuch; 
die Sprache des Sonderrundschreibens sei die des Verfas- 
sungsschutzes. Ob die von der IG Metall vorgeschlagenen Ab- 
wehrmaßnahmen, nämlich anzuprangern und aufzudecken, 
die adäquate Antwort auf diese »Jagd auf Kranke« darstellen, 
muß bezweifelt werden. Die eigene Verstrickung in juristische 
Klärungen wird die Arbeitsgerichte überlasten und den betref- 
fenden Kollegen, wenn sie nicht schon im »Sozialgespräch« 
weichgeklopft wurden und ihre eigene Kündigung wegen häufi- 
ger Erkrankungen unterschreiben, das Gesicht der Klassenju- 
stiz vor Augen führen. Zum Abschluß der Dokumentation brin- 
gen wir noch eine Reihe von Schreiben, die die zynische Stra- 
tegie der Unternehmer veranschaulicht. (Vgl. Dok. Nr. 7.6. im 
Anhang) 


Im Kern dieses Angriffs, dieses Klassenkampfes von oben, 
steht die Ausgrenzung der »Nichtverwertbaren«, der Ver- 
brauchten. Im Zeichen der Krise werden planmäßig Soziallei- 
stungen demontiert. So wie überhaupt im Gesunheitswesen die 
Daumenschrauben der Kostensenkung probiert werden, wird 
die »arbeitsrechtliche« Erkrankung fortschreitend zu diffamie- 
ren, zu kriminalisieren gesucht. Das ohnehin schon erheblich 
belastete Arzt-Patienten-Verhältnis kann keine Verschärfun- 
gen ärztlicher Kontrolle mehr aushalten. Gerade deshalb ist ein 
parteilicher Schutz des Restes an Beziehung erforderlich. An 
dieser Stelle kann man nicht versäumer, auf alle die Arbeiter 
hinzuweisen, die trotz Erkrankung und aus Verlustangst weiter- 
arbeiten; sie tauchen in keiner Statistik auf außer in der der 
Frührentner, der Krankenhauspatienten, in den psychiatrischen 
Landeskrankenhäusern und Sterbeziffern. Auch die durch die 
an Krankheit interessierten Instanzen forcierte Computerisie- 
rung, die zu einem lückenlosen Bild der Belastbarkeit führen 
soll und die im Vorfeld der Erkrankung »Anbrüchigen« aus- 
scheidet, stellt in letzter Konsequenz die Aufhebung der freien 
Arztwahl dar. Denn Ärzte werden nur noch benötigt, um die 
Computerdaten zu verknüpfen und gegebenenfalls auszugren- 
zen. 


Dokumente 


(Vorbemerkung der Redaktion: Wir bitten diejenigen Leserinnen und 
Leser, die sich einen genauen dokumentarischen Überblick verschaf- 
fen möchten, auch die in »Medizin und Nationalsozialismus«, Autono- 
mie Sonderheft Nr. 2, Juli 1980, auf den S. 9 ff. abgedruckten Doku- 
mente aus der NS-Zeit heranzuziehen. Auf sie wird im obigen Text und 
in der folgenden Dokumentenbeschreibung hingewiesen. Wir haben 
aus diesem Sonderheft nur solche Dokumente noch einmal nachge- 
druckt, deren Lesbarkeit allzusehr zu wünschen übrig ließ). 


Dok. Nr. 1: Schon vor der NS-Machtübernahme werden »Wohl- 
fahrtserwerblose« brutal auf den Arbeitsmarkt zurückgetrieben 
Interne Richtlinien der Sozialbehörden Hannovers vom 13.1.1933: 
1.1. »Vertrauensärztliche Untersuchungen auf Erwerbsfähigkeit und 
Arbeitseignung« 

1.2. »Bescheinigung über Arbeitsunfähigkeit von Wohlfahrtserwerbs- 
losen« 

Quelle: Bundesarchiv Koblenz (im folgenden: BA), R36/1137 

Dok. Nr. 2: Der Kampf gegen »Bummelanten« und »Gemein- 
schaftsunfähige« als Indiz für die zunehmende Breite des Krank- 
feierns in der NS-Zeit 

2.1. Aus den sozialpolitischen Berichten der »Reichstreuhänder der Ar- 
beit« für das 1. Vierteljahr 1939, zit. nach T.W. Mason, Arbeiterklasse 
und Volksgemeinschaft, Opladen 1975, Dok. Nr. 156, S. 952 

2.2, Fluktuation und Bummeln als Hauptproblem der 21. Besprechung 
der »Zentralen Planung« vom 30. Oktober 1942 

Quelle: Nürnberger Dok. 124- R, zit. nach: Der Prozess gegen die 
Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof 
Nürnberg (im folgenden abgekürzt: IMG), Bd. XXXVIll, S. 337 f. 
2.3.Die Verschärfung des Problems bis 1944 und erste Versuche der 
massenstatistischen Erfasssung von »Bummelanten«. Aus der 53. Be- 
sprechung der »Zentralen Planung betreffend Arbeitseinsatz« vom 16. 
Februar 1944 

Quelle: Nürnberger Dok. 124- R, zit. nach ebenda, S. 347 

Dok. Nr. 3: Instrumente zur Kontrolle des Krankfeierns (1): Die 
Kassenärzte 

3.1. Ein Arzt fordert, gegen »Bummelanten« und »humane Ärzte« 
gleichzeitig vorzugehen. 

Heinrich Kluge, Die Auswahl zur Nachuntersuchung, in: Deutsches 
Ärzteblatt, 67. Jg. 1937, S. 136 f. 

3.2. Die Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands fordert nach dem 
Überfall der Nazi-Wehrmacht auf Polen schärfere Maßstäbe zur Beur- 
teilung der Arbeitsunfähigkeit. 

Dr. Grote: Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit, in: ebenda, 69. Jg., Nr. 
37, v. 9. Sept. 1939, S.575 

3.3. Der Chef der Kassenärztlichen Vereinigung proklamiert im Februar 
1940: »Keine Zeit zum Krankfeiern!« 

Dr. Grote: Keine Zeit zum Krankfeiern!, in: Ärzteblatt für Berlin, Mark 
Brandenburg und Pommern, 45. Jg. 1940, Nr. 5, S. 69 f. 

3.4.Der zunehmende Krankenstand führt inzwischen 1940 und 1942 zu 
Auseinandersetzungen innerhalb der gesundheitspolitischen Macht- 
zentren des Regimes, wie er am effektivsten wieder einzudämmen sei. 
Das ist der Beginn der Entmachtung der Kassenärzte durch Revier- 
und Betriebsärzte. 

— Rundschreiben der KVD Nr. 16/40, vom 26. Juni 1940, an ihre Lan- 
des- und Bezirksstellen 

— Schreiben der KVD vom 13.4.42 an das Ministerium Speer, Betr.: 
Ärztliche Betreuung der Belegschaft 

Quelle: BA, R 36/1288 

Vgl. dazu auch: Medizin und Nationalsozialismus, Autonomie Sonder- 
heft Nr. 2, Dok. 2 ff., S. 10 ff. 

Dok. Nr. 4: Instrumente zur Kontrolle des Krankfeierns (2): Deut- 
sche Arbeitsfront und Betriebsärzte 

4.1. Die gesundheitspolitischen Machtzentren des NS-Regimes seg- 
nen die Kooperation zwischen Vertrauens- und Betriebsärzten zur Be- 
kämpfung des Krankfeierns ab: 

'Erlaß des Reichsarbeitsministers, betr.: Vertrauensärzte und Betriebs- 
ärzte, vom 17. Oktober 1941, in: Deutsches Ärzteblatt, 72. Jg. 1942, 
Nr.4, S.53 

4.2. Die Betriebsärzte avancieren bis 1942 zu behandelnden Kassen- 
ärzten und Vertrauensärzten in Personalunion: Undatiertes Schreiben 
des Leiters des »Hauptamts für Volksgesundheit« der NSDAP aus dem 
Jahr 1942 

Quelle: BA, R 18/3785 

Vgl. auch Medizin und Nationalsozialismus, a.a.O., Dok. Nr. 6-9, S.15 
ff. 

4.3. Eine »Arbeitszeitkartei« der DAF zur sozialtechnischen Erfassung 
der Krankenstände: 

Ein Weg zur Minderung des Fehlstandes im Betrieb, in: Die Deutsche 
Sozialpolitik, Jg. 1944, S. 41 f. 

4.4.Im Interesse des »Leistungssozialismus« beseitigt die DAF die freie 
Arztwahl: 

Anordnung Nr. 25/44 des Reichsleiters der Deutschen Arbeitsfront, 
vom 8.8.1944 

Quelle: National Archives Washington (im folgenden: NAW), T-73, Roll 
13 (Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion/330) 


Dok. Nr. 5: Instrumente zur Kontrolle des Krankfeierns (3): Unter- 
nehmer, Speer-Ministerium und der »Generalkommissar für das 
Sanitäts- und Gesundheitswesen« verschärfen die Kampagnen 
gegen das Krankteiern 

5.1. Die Unternehmensleitungen schalten sich in die Krankmeldung 
ein: 

Meldung arbeitsunfähig Erkrankter durch Betriebsführer, in: Deutsches 
Ärzteblatt, 70. Jg. 1940, Nr. 40, v. 8. Oktober 1940, S. 417 

5.2. Die gesundheitspolitischen Spitzen des Regimes führen im Febru- 
ar 1943 erstmals unter der Leitung von Dr. Gütermuth den »mobilen 
Vertrauensärztlichen Dienst« zur Überprüfung betrieblicher Kranken- 
stände ein: 

Vollmachtserklärung des Reichsarbeitsministeriums und des »Reichs- 
gesundheitsführers« für Dr. Gutermuth vom 10.2.1943 

Quelle: BA, R 43 11/719. ' 

Vergl. auch: Medizin und Nationalsozialismus, a.a.O., Dok. Nr. 10, S. 
19 

5.3. Der Leiter der NSDAP-Parteizirkel, Bormann, moniert die Prakti- 
ken bei den Kontrolluntersuchungen krankgemeldeter Beschäftigter in 
der Rüstungsindustrie: 

Schreiben Bormanns an den Chef der Reichskanzlei, Lammers, vom 
19.2.1944 

Quelle: BA, R 43 11/719 

5.4. Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß beschwert sich über Guter- 
muth’s rabiate Vorgehensweise: 

Schreiben des Chefs der Zivilverwaltung im Elsaß vom 3. März 1944 an 
die NSDAP-Parteikanzlei in München, Betr.: Kontrolluntersuchung des 
Beauftragten des Dr. Gutermuth in Straßburg. 

Quelle: BA, R 43 11/719 

5.5, Zuletzt schaltet sich auch der »Generalbeauftragte für den Arbeits- 
einsatz«, Sauckel, in die Jagd auf Kranke ein: Zweite Anordung des 
Generalbeauftragten für den Arbeitseinsatz zur Sicherung der Ordnung 
in den Betrieben, vom 23. September 1944 

Quelle: NAW, T-73, Roll 13 (Reichsministerium für Rüstung und Krieg- 
sproduktion/330), Abschrift 

Dok. Nr. 6: Der »Arbeitseinsatz-Ingenieur« als letzter Trumpf des 
Speer-Ministeriums bei der Bekämpfung des Krankfeierns 

6.1. K. Hempel (Bearb.): Der Arbeitseinsatz-Ingenieur, Loseblatt- 
sammlung, Leipzig März 1944 ff.: Titel, Inhaltsverzeichnis 

6.2. Dokumente des Zynismus. Beispiele aus Teil Il und Ill der Lose- 
blattsammlung zur Bekämpfung des Absentismus: 

— Teil Il, S. 18 f.: Maßnahmen zur Senkung des Krankenstandes — 
Praktische Maßnahmen aus den Bezirken, die Erfolg hatten 

— Teil Ill, S. 30 f.: Krankmeldungen — Ausländergesetz: Überwachung 
— Die richtige Kur 

— Teil III, S. 39 f.: Kampf dem Fehlstand 

— Teil Ill, S. 43 f.: Maßnahmen zur Senkung des Krankenstandes 
Dok. Nr. 7.: Die Bekämpfung des Krankfeierns in der BRD-Zeit 
7.1. In der Krise 1966/67 setzen die Unternehmer ihre Betriebskran- 
kenkassen ein: 

Vorstand der IG Metall (Hrsg.): Weißbuch zur Unternehmermoral, 
Frankfurt/M. o.J., S. 75-80 

7.2. Eine regionale Kassenärztliche Vereinigung von 1978 und 1979 
zum Problem der Krankschreibung: 

— Rundschreiben der Kassenärztlichen Vereinigung Hamburg, Nr. 18/ 
1978, vom 26.7.1978: Nachträgliche Bescheinigung der Arbeitsunfä- 
higkeit 

— ebenda, Nr. 23/1979, vom 31.5.1979: Arbeitsunfähigkeitstage in 
Hamburg 

— ebenda, Nr. 26/1979, vom 30.8.1979: Arbeitsunfähigkeitsbescheini- 
gungen 

7.3. Aus dem neuesten Strategiepapier von »Gesamtmetall« zur Koor- 
dinierung der Unternehmeraktivitäten gegen den Krankenstand 

7.4 Brief einer Verwaltungsstelle der IG Metall an ihre Bezirksleitung 
vom 16. September 1980, Betr.: Jagd auf Kranke bzw. Kündigungen 
von leistungsschwachen Arbeitnehmern 

7.5. Dem Vorschlag der Unternehmerverbände folgend, lädt eine Firma 
einen niedergelassenen Arzt zur »Betriebsbesichtigung« ein: Schrei- 
ben des Melitta-Konzerns Westberlin, v. 14.11.1980 

7.6. Beispiele für den verschärften Unternehmerterror gegen Arbeits- 
unfähige in Baden-Württemberg 


Hannover, den 13. Januar 1933 


z tersuo en auf rbaf: 


WA Arbeitseignumg. 


Die Untersuchung kann ein für das Wohlfahrtsamt 
brauchbares Ergebnis nur haben, wenn zwei Bedingungen 
erfüllt sind: 

1. Der Bachbearbeiter muß bei Ausfilllung des Vor- 
druoks angeben, welohen Zweck die Untersuchung haben 
soll, was der Wohlfahrtsempfänger behauptet oder bem- 
tragt und nach weloher Richtung das Interesse des Wohl- 
fahrtsemtes geht. Diese Angaben sind auch nötig, wenn 
dem Vertrauensarzt ein privatärztliches Zeugnis zur Hach- 
prüfung vorgelegt wird. 

2. Der Vertrauensarzt mıß bei seiner Untersuchung 
den Untersuchungszweok im Auge behalten, das Interesse 
des Wohlfahrtsemtes vertreten und versuchen, es wenn 
möglich mit dem Antrage und Wunsche des Wohlfahrts- 
empfängers in Binklang zu bringen. Bei der Untersu- 
ehung kommt es nicht so sehr darauf en,„die einzelnen 
Schädigungen festzustellen, als vielmehr zu prüfen, 
was der Untersuchte mit den ihm verbliebenen Punktio- 
nen anfangen kann." 


Bine erschöpfende Darstellung der vorkommenden 
Untersuolungsfülle kann in kurzer Form nicht gegeben 
werden. Aus der Verwaltungspraxis werden nachstehen i 
die am häufigsten vorkommenden Fülle geschiläert. Yor- 
weg wird bemerkt, daß in der Praxis die Begriffe „ar- 
beitsfähig" und „erwerbsfähig" nicht immer scharf ge- 
nug unterschieden werden. 


l. eitsfähigkeit" oder der 
" 

Duroh die Untersuchung soll festgestellt werden, 
ob der Wohlfahrtsempfänger eine bestimmte Arbeit ver- 
richten kann. Die bestimmte Arbeit ist entweder seine 
Berufsarbeit oder bei Wohlfahrtserwerbslosen eine ih- 

nen 
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Dabei ist im allgemeinen zwischen ingestellten - 
und Arbeitern zu unterscheiden. Angestellte müssen da- 
raufhin untersucht werden, ob sie in irgend einem Be- 
zuf als Angestellterm, gleichgültig ob ftir Arbeiten hd- 
herer oder niederer Art, verwendungsfähig sind. Arbeiter 
können für sahwere Arbeit ungeeignet, für leichte Arbeit 
5.B. Arbeit im Sitzen oder Beschäftigung als Pförtner, 
Bote usw. noch geeignet sein. 

Bei diesen Untersuchungen ist stets der Gra4 der 
Brwerbsfähigkeit in Prozenten anzugeben. Wer sich für 
jede beliebige Arbeit, die ihm zuzumuten ist, eignet, 
ist su 100% erwerbsfähig. Die entscheidende Grenze 
liegt bei 33 1/38. Wer weniger als 33 1/3 $ erwerbafä- 
hig ist, gilt als erwerbsunfähig. 

Den Anlaß zur Untersuchung gibt meistens der 


Wunsch des Wohlfahrtsempfängers,besonders alter Leute ‚sic 


sich das Stempelgehen zu ersparen.Das Wohlfahrtsamt hat 
aber ein Interesse daran, daß die Persenen bis zu ih- 
rem 65. Lebensjahre zum @tempek gehen; denn so lange 
gelten sie als Wohlfahrtserwerbslose und das Wohlfahrts- 
aut erhält für sie den Reichssuschuß. 

Die Frage], Kam der Wohlfahrtsempfänger stempeln 
sehen?" ist ungenau und läßt den Untersuchungssweck 
nicht erkennen. Wenn die Frage dennsch gestellt wird, 
hat der Arzt zunächst zu untersuchen, ob der Wehlfahrts- 
empfünger erwerbsfähig ist und den Grad der Brwerbs- 
fähigkeit unter Punkt 4 des Vorärucks einzutragen. 

Ggf. ist unter Hr. 5 hinzuzufügen, für welche Art ven 
Arbeit der Untersuchte sich eignet. 

Wird die Brwerbsfühigkeit bejaht, se ist weiter 
zu untersuchen, ob dem Wohlfuhrtsempfünger die Arbeit 
des Stempelgehens etwa vorübergehend erleichtert oder 
erlassen werden soll. Es kommt öfter vor, daß Wohl- 
fahrtsempfünger ‚besmnders Frauen,behauptem,sie könnten 
den witen Weg sum Arbeitsamt, oder das lange Warten 
und Herumstehen vor den Schaltern nioht vertragen. 


Zu. 


3% 


ihnen sugedachte Pflicht= oder Pirsorgearbeit (ver- 
gleiche die von der Hauptstelle für Arbeitsfürsorge 
gegebene Übersicht). Die Aussahlung der Wohlfahrts- 
unterstützung kann davon abhängig gemacht werden, daß 
der Wohlfahrtsempfünger seine Arbeitskraft einsetzt, 
wenn ihm das Wohlfuhrtsamt Arbeitsgelegenheit bietet 
und wenn ihm die Arbeit nach seinen persönlichen Ver- 
hältnissen (Alter ‚deswmäheitssustand ‚Berufsausbildung, 
häusliche Verhältnisse) sugemutet werden kenn. 

Den Anlaß zur Untersuchung gibt meistens die Be» 
hauptung des Wohlfahrtsempfüngers, daß er die bestimmte 
Arbeit nioht verrichten könne. Als Bweis dafür wird 
manchmal ein privatärstliches Zeugnis vorgelegt. Der 
VWohlfahrtsempfänger versucht, auf dem Umwege tiber die 
ärstliche Untersuchung von der Arbeit befreit zu werden. 

Bs kommt aber auch vor, daß das Wohlfahrtsamt selbst 
die Untersuchung veranlaßt, um für eine bestimmte Ar- 
beit eine geforderte Zahl von Arbeitern stellen su kön- 
nen. 

Bei der Untersuchung mıß der Arzt die besendere 
Bigenart der Arbeit berlieksiohtigen, z.B. bei Straßen- 
zeinigungsarbeiten die Seh= und Hörfähigkeit, bei Mih- 
arbeiten das Nähen an der Maschine .... Gegebenenfalls 
muß der Arzt vorschlagen, für welche andere Arbeit der 
Untersuchte geeignet ist, z.B. für mittelschwere Arbeit, 
für leichte Arbeit,für Arbeit in gedeckten Räumen, für Arbeit 
ohne weite Wege. Andere Anhaltspunkte gibt der übersandte 
Vordruck. 

Bei dieser Art von Untersuchung braucht also Punkt 
4 des Vorärucks (Grad der Erwerbsfühigkeit) nicht be- 
züocksichtigt zu werden. 


Durch die Untersuchung soll festgestellt werden, 
ob der Wohlfahrtsempfänger irgend eine beliebige Arbeit 


verrichten kann, die ihm susumuten ist, insbesondere 
ob er eine Arbeit beliebiger Art, falls zie ihm von Ar- 


beitsamt nachgewiesen wird, annehmen kann. 
Zeıni_ 
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Dem Wohlfahrtsamt ist jedoch regelmäßiges Stemp In 
erwünscht, und ein weiter Weg darf im allgemeinen 
als Entschuldsgung nicht gelten.Der Arst hat nım 
festzustellen und anzugeben,ob der Wohlfahrtsempfäm 
ger die Stempelkontrolle besuchen kann und wie oft. 
Der Arzt sollte nur in wirklich dringenden Füllen 
von der Stempelkontrolle befreien.Denkbar sind fel- 
gende Vorschläge des Arztes: Möglichst selten stem- 
peln® oder „Binmal wöchentlich stempeln genügt"oder 
„Für ... Woahen vom Stempeln befreien wegen ...". 
Das Arbeitssmt erkennt einen Wohlfahrtserwerbslosen 
an, wenn er einmal im Monat nooh zur Vermittlungs- 
kontrolle erschienen ist. Im folgenden Monat braucht 
er,sofern er nachweisbar krank ist, überhaupt nicht 
mehr zur Vermittlung zu kommen. Bleibt er im ärit- 
ten Monat wegen Krankheit von der Kontrolle fern, 
gilt er als erwerbsunfähig. 


Beucheinigungrn Uber Arbeitsgnfähigkeit rom Foblfebrigerrerielseen 


Bei der Rinstellung ven Vohlfshrtserwerbslosen in die Bo 
stenäsarbeit mehren sich die Mille, in denen Wohlfahrtserwerbalses 
ärstliche Bescheinigungen vorlegen, mıs denen hervorgeht, daß sie 
nicht sur Arbeit horangesogen werden kömnten, weil sie bei ihrer 
erkrankten Ehefrm bleiben miäten oder weil sie am den verschisdem 
sten Geswnäheitsstörungen litten. Besonders oft wird Rhewmatimgs 
unä Nagelleiden bescheinigt. 

Bs ist bekannt, daß viele Wohlfahrtserwerbslose durchaus 
nicht den Wünsch haben, su arbeiten, und sich daher wm ärztliche 
Bescheinigungen beutihen, die ihre Arbeitsunfühigkeit dertım sollem, 
Seldbstverständlich kann ein wirklich kranker Mensch nicht arbeiten, 
Es hat sich aber herausgestellt, daß manche mit ärztlichen Beschei- 
nigungen versehene Wehlfahrtiserwerbslose sehr wohl arbeitsfühig 
waren. Es wird daher äringend ersucht, sieh in der Bescheinigung 
4er Arbeitsunfühigkeit Wehlfshrtserwerbsloser dis allergraßdte Bm 
rückhaltung aufsusrlegen. 

Die Arbeitsbeschaffung ist eine Lebensfrage für das deutschs 
Volx und darf micht durch arbeitsseheus Menschen behindert werden. 


2.1. 


IIT. 

Die bereits berichteten Ermüdungserscheinungen in über das’ 
normale Maß beschäftigten Betrieben haben angehalten. Die Heu- 
einführung von Nachtschichten stößt auf Schwierigkeiten. ‘Auch 
die Leistung von Überstunden wird des öfteren mit der Begrikis 
dung der Übermildung abgelehnt. In Metallbetrieben gibt es äpe- 
zialdreher, die seit Über 2 Jahren 12 Stunden täglich ärbei- 
tenel. Diese Männer erklären, daß sie beim besten Willen’ diese 
Arbeitszeit auf die Dauer nicht aushalten können. ini rn 
Andrerseits halten die Klagen tiber häufige’ unberechtigte Krank 
meldungen an, vor allem im Baugewerbe und in der chemischen ‘ 
Industrie. Über die "Gefälligkeits-Atteste" der Ärzte wird is 
mer wieder Beschwerde geführt. In Fulda sah sich der Führer’ 
der dortigen Ärzteschaft veranlaßt, den Ärzten strengst# An- 
weisung hinsichtlich der Ausstellung von Attesten zu geben. ’ 
Die Betriebsführer in diesem Bezirk lehnen bereits privatärzt- 
liche Zeugnisse rundweg ab, da sie erfahrungsgemäß auf Wunsch 
in Jeder Form ausgestellt worden sind. Unzählige Arbeitstage’ 
sind durch leichtfertiges Krankschreiben der deutschen Wirt- 
schaft verloren gegangen. Bei Kontrollen mußte vielfach fest- 
gestellt werden, daß die "Kranken" zu Hause Holz hackten, ihre 
Wohnung tapezierten, Wände strichen und in Wirtshäusern saßen 
oder in einem Falle bei der Reichsbahn mit dem Abladen von Wa- 
ren beschäftigt waren. 


Auch Klagen über Lockerung der Arbeitsmoral werden noch immer 
vorgebracht. Auf dem im Bau begriffenen Flugplatz Gardelegen 


20 Verl Nik. 159. 
21 Ir Costz hätte eine solche Arbeitszeit micht geduldet werden dürfen. 


DOKUMENT 124-R 
AUSZÜGE AUS NIEDERSCHRIFTEN VON SITZUNGEN DES AUS- 
SCHUSSES FÜR ZENTRALE PLANUNG DER KRIEGSWIRTSCHAFT 
UNTER TEILNAHME VON SAUCKEL, SPEER, MILCH UND ANDEREN 
AUS DEN JAHREN 1942 BIS 1944. AUSZÜGE AUS PROTOKOLLEN 
VON DREI BESPRECHUNGEN BEI HITLER IM AUGUST UND 
SEPTEMBER 1942 UND IM APRIL 1944: PLÄNE UND MASSNAHMEN 
ZUR ERFASSUNG ALLER FÜR DAS RÜSTUNGSPROGRAMM 
BENCTIGTEN ARBEITSKRÄFTE, UND ZWAR SOWOHL IM INLAND 
ALS AUCH IN WESTEUROPA, POLEN UND RUSSLAND; SÄMTLICHE 
ZWANGSMITTEL SIND ANZUWENDEN; AUCH KRIEGSGEFANGENE 
SIND FINZUSETZEN, EINZELBERICHTE ÜBER BISHERIGE ZU 
DIESEM ZWECK UNTERNOMMENE SCHRITTE UND ÜBER DIF 


LAGE IN VERSCHIEDENEN GEBIETEN (BEWEISSTÜCKE US-179 
RF-30 


Erstes: 
@ohelme Reichssache) 


Stenographischer Bericht 
der 
21. Besprechung 
Zentralen Planung 
betreffend Arbeitseinsatz 
am 30, Oktober 1942 nachmittags 


im Reichsministerium für Bewaffnung und Munition, 
Berlin, Pariser Platz 3 


Sauckel: Müßte es nicht möglich sein, die ungeheure 
Fluktuation einzudämmen, wenn sich die Betriebe noch mehr 
anstrengen und die Betriebsführer noch mehr hinter ihren Leuten 
her sind? Die Fluktuation ist ja anormal. 

Speer: Die Bummelantenfrage ist auch ein Punkt, den wir 
behandeln müssen. Ley hat festgestellt, daß dort, wo Betriebsärzte 
sind und die Leute von den Betriebsärzten untersucht werden, 
sofort der Krankenstand auf ein Viertel bis ein Fünftel sinkt. 
SS und Polizei könnten hier ruhig hart zufassen und die Leute, 


die als Bummelanten bekannt sind, in KZ-Betricbe stecken. Anders 
geht ee nicht. Das braucht nur ein paarmal zu passieren, das spricht 
ich herum. 
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hat der Sohachtmelster den Gefulgschaftsmitgliedern erkiätt., 
sie brauchten sich bei der Arbeit auch während seiner Anwesen- 
heit nicht besonders anzustrengen. Daraufhin blieben Gefolg- 
schaftsmitglieder tagelang vom Arbeitsplatz zur Erledigung 
persönlicher Angelegenheiten fern, ohne daß ein Lohnabzug er- 
folgte. Ein Übergreifen auf benachbarte Betriebe konnte nicht 
verhindert werden. Auch über Bummelschichten im Bergbau wird 
nöch immer berichtet. Zahlreiche Gefolgschaftsmitglieder sind 
an 3. Weihnachtsfeiertage nicht zur Arbeit gekommen, nachdem 
#1e den Lohn für den 2. Weihnachtsfeiertag erhalten hatten. 
Die Betriebe wurden zur Aufnahme einer Bestimmung in die Be- 
triebsordnung veranlaßt, wonach für unentschuldigtes Fernblei- 
ben ein Schichtlohn als Buße abzuführen ist. Wo Sonderbestim- 
mungen bereits bestehen, scheuen sich allerdings die Betriebs- 
führer häufig[,) die Buße zu verhängen[,] um die Gefolgschaft 
nicht zu verärgern‘ 2, Gerade auch weibliche Gefolgschaftsmit- : 
elieder neigen zu unregelmäßigem Erscheinen bei der Arbeit. In 
der Fisch- und Süßwarenindustrie im Wirtschaftsgebiet Nordmark 
fehlen die Arbeiterinnen A - 2 Tage in der Woche. Einzelne Be- 
triebe sind bereits dazu übergegangen, ihre Arbeiterinnen nur 
sohichtweise je 3 Tage in der Woche zu beschäftigen, damit sie 
gerligend Zeit für häusliche Arbeit erhalten. 
Von Fällen offener Widersetzlichkeit berichtet Hessen. Dort 
Hat in einem Betriebe ein Arbeiter durch widerspenstiges Ver- 
halten seine fristlose Entlassung durchgesetzt. Um ebenfalls 
eine Entlassung zu erzwingen, schlug daraufhin ein anderer Ar- 
beiter seinen Kameraden mit einem Brett nieder und verletzte 
ihn schwer. Ein ehrengerichtliches Verfahren ist eingeleitet. 
Bei derselben Firma haben kurz hintereinander 3 Sabotageakte 
stattgefunden, indem in die Zylinder reparierter Lokomotiven 
Schrauben hineingeworfen wurden. Vorstellungen wurden mit der 
Aufforderung beantwortet, die Löhne zu erhöhen. Auch Mittel- 
elbe berichtet von Betriebssabotage, tätlicher Beleidigung 
usw. Einige Rädelsführer wurden in Schutzhaft genommen. Nach 
Mitteilung des Reichstreuhänders Nordmark wurden in ähnlichen 
Pällen Gefängnisstrafen bis zu 2 Monaten verhängt. 


22 Zur gesetzlichen Festlegung von Bußen (Februar 1940): Dok. 56. 


Geheim! 


Stenographische Niederschrift 
der 


53. Besprechung 
der 
Zentralen Planung 


betreffend Arbeitseinsatz 
am 16. Februar 1944, 10 Uhr 
im Reichsluftfahrtministerium 


Milch: Man müßte die Liste der Bummelanten Himmler zu 
treuen Händen geben, der sie schon zur Arbeit bringen wird. Das ist 
volkserzieherisch sehr wichtig und hat auch eine abschreckende 
Wirkung für andere, die auch bummeln möchten. 


Berk: Auch der Punkt wird durch die Statistik schon klar- 
gestellt werden, die übrigens bereits in Kraft ist und mit dem 
Zentralausschuß und dem dafür zuständigen Amt abgestimmt ist. 

Kehrl: Diese Verbesserung der Unterlagen beschränkt sich 
aber nur auf die Abgänge. Man müßte auch bei den Zuweisungen 
eine entsprechende Methode wählen. Ich könnte mir vorstellen, daß 
man tatsächlich zu Zahlen und Begriffen kommt, wo alle in der 
gleichen Sprache sprechen. 

Milch: Es ist wichtig, daß man diese klaren Begriffe schafft, 
nicht nur für uns, sondern auch für die Herrch oben. Ich möchte die 
Fiuktuation, die zum Tell naturnotwendig ist, zum Teil ein Ucbel 
darstellt, an der Wurzel ausrotten. Das können wir aber erst, wenn 
wir ganz klare Verhältnisse und Zahlen haben. Deshalb meine Bitte, 
das Bummelantentum auch mit zu berücksichtigen, wie man das bel 
Krankheit usw. tut. Gauleiter Sauckel ist mit Recht stolz darauf, 
daß sein Gau Thüring?n einen sehr niedrigen Krankenstand hat. 
Sauckel hat schon im Frieden darauf hingearbeitet und die Bevölke- 
rung dort entsprechend erzogen. In anderen Gauen ist diese Frage 
nicht so beachtet worden. Es müßte da unterschieden werden nach 
Deutschen und Ausländern, nach Männern und Frauen. Auch müßte 
man den Gründen für den höheren Krankenstand nachgehen. Viel- 
leicht spielt die Ernährungsfrage in ungünstigem Sinne mit. In 
anderen Gegenden sind die Aerzte vielleicht zu weich. Sie müssen 
eine entsprechende Anweisung bekommen. 


Nr. 
67. Jahrgang 


Deutiches Ärzteblatt 


Berlin, 
30. Sanuar 1937 


Mitteilungsblatt der Reichsärztefammer und der KRaffenärztlihen Bereinigung Deutichlande 


Beilaaen: „Neues Volk“ Blätter des Najfenpolitiihen Amtes der NSDAP (monatlidy I mal), 
„Der Erbarzt‘‘ (monatlich 1 mal) 


lan braudt aber aud; wirklich kein ausgeklügeltes jtatijtı- 
jhes Ueg, um die faulen Fijche der Sozialverjiherung zu 
fangen. Die Sade wird viel einfadher, wenn man fi auf die 
Sudhe nad den ergiebigften Fifhgründen begibt. Alles geht 
den Weg des geringjten Widerftandes. Die faulen Fijche aud). 
Und die Richtung des geringften Diderjtandes zeigt bei ihnen 
auf die Ärzte, die von ihnen die „Humanen“ genannt werden. 
Jeder Menjch, befonders der Arzt, foll jo human wie möglid 
fein. Aber nicht auf fremde Koften, auch nit der Kranken- 
Raffe. Jede Humanität tft falfch, die nicht mit der Gerehtig- 
Reit in Einklang zu bringen ift. Sie wird erjt recht falfch und 
das Gegenteil von „human“, wenn die Beweggründe jelbjtiich 
find. Man unterfuche die Patienten nur der „humanen Ärzte“. 
Jede Kafje und jede Bezirksitelle kennt fie auch ohne umjtänd- 
lihe und zeitraubende ftatiftiihe‘ Dorerhebungen. Die KDD 
wünfcht die Korrektur faljch verftandener und die rücfichts- 
[ofe Befeitigung felbftiher und daher böswilliger „Humani- 
tät“. Die Kaffe wünjdt die erfolgreidhe Belehrung der Mit- 
glieder mit fhadhaftem Derantwortungsgefühl. 


Es handelt jih alfo um durdhaus gleihgerichtete Inter- 
effen bei Kajjen und Arztefhaft. Sie verbürgen am beiten den 
Erfolg einer verftändnisvollen Gemeinjdaftsarbeit. 


Der $ 23 des Mujters eines Kaffenärztlihen Gefamt- 

vertrages gibt jeder Kaffe das Redıt, die Bejdeinigung des 
Kanenarztes durch einen Dertrauensarzt beftätigen zu laffen, 
wenn die Zahl der Arbeitsunfähigen bei einer Kajje den durd}- 
ır!ichen Beftand um 10 v.H. überfchreitet. Wird in einem 

on Falle eine Kaffe die Befheinigungen aller Kajlen- 
ırjte bejtätigen lajfen oder nur folder, deren Beitand an 
Erwerbsunfäbigen den Durcdjcdnitt unzuläffig überjchreitet? 
I denke, das legtere. Es heißt auch in der Bejtimmung nicht 
zer Kafjenärzte, fondern des Kaffenarztes. Die Heuordnung 
es vertrauensärztlihen Dienjtes hat die Durchführung diefes 
Derjabrens außerordentlih erleichtert. Der heutige Der- 
auensarzt it nit mehr der Angeitellte einer einzelnen 
Kaffe, fondern jteht im Dienft der Candesverfiherungsanftalt 
für fämtlicde Kaffen eines Bezirks. Er kann jih alfo 
ein Bild über die gefamte kaffenärztlibe Tätigkeit eines 
Arztes maden; und befonders dann, wenn er jich dabei die 


Unzuträglid,keiten finden. Ein Arzt, dejlen „Humanität“ in 
Seihtaläubigkeit, GutmütigReit oder Unerfahrenheit wurzelt, 
wird in Rameradfhaftlider Weife auf den richtigen IDeg 
gebradht werden können. Ein Kaffenarzt, der ji in feiner Gut- 
adtertätigkeit von felbftifhen Beweggründen leiten läßt, wird 
fein bisher geübtes Derhalten bald aufgeben, wenn er, unter 
„vertrauensärztlide Swangsverwaltung“ geftellt, einfehen 
muß, daß die Fortfegung feiner bisherigen Einftellung ihm 
nit nur nicht nüßt, fondern jhadet. Da der Dertrauensarzt 
in den bezeichneten Jagdgründen mit größter Wahrjheinlich- 


keit gerade die Dlitglieder findet, die er jhon fowiejo auf 
dem Strih hat, werden zwei Fliegen mit einer Klappe 
gefhlagen. 

Id habe die fejte Überzeugung, daß das von mir vor- 
gefhlagene Derfahren die Zahl der NMahunterjuhungen als- 
bald auf ein Mindeftmak jhrumpfen läßt und die Seit der 
Dertrauensärzte für die dankbarere fozialhygienifhe Tätig- 
keit freimadt. Die jtärkere Betätigung in ihr und die Ent- 
laftung vom Kontrolldienjt bedeutet eine Deredelung des ver- 
trauensärztlihen Dienftes. Das von mir vorgejhlagene Der- 
fahren pact das Übel an der Wurzel und wirkt vorbeugend 
für die Jukunft. Die Wahl des Jeitpunktes ijt bei diejem 
Derfahren durchaus unerheblih. Die gewonnene Seit gejtattet 
dem Dertrauensarzt in Gemeinfhaft mit der Deutjcden 
Arbeitsfront, die Erziehung der Krankenkafjenmitglieder zur 
Derantwortung gegen ihre eigenen fozialen Einridtungen in, 
die Hand zu nehmen. Die Schuld an ihrer unrechtmäßigen In- 
anjpruchnahme liegt nur zum Teil bei den Ärzten, mindeitens 
zum gleichen Teil an diefem noch mangelhaften Derantwortungs- 
gefühl der Mitglieder gegen die Kafje. Der Unterftügung durch 
die Arztefhaft bei einem fo eingerichteten vertrauensärztlichen 
Dienjt darf der Dertrauensarzt bei der nunmehr gejhaffenen 
Interejfengemeinihaft geBiß fein. Je geringer die Zahl der 
au unredht nadhunterfuchten Perfonen, dejto mehr wädlt das 
Dertrauen zum Dertrauensarzt. Er wird der Freund der guten 
Arzte und quten Kaffenmitglieder und damit zum wahren Arzt 
des Dertrauens aller Beteiligten. 

(Halle, Am Kirchtor 9) 


WNitarbeit der Arztejchaft jihert. Mit ihr zufammen laffen 
ic leicht die Zweckmäßigen Maßregeln für Befeitigung von 
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Beurteilung der Arbeitsfähigkeit 


Der Führer hat das deutidjye Volk zum Einjatz aller Kräfte aufgerufen. Den großen Erfolgen der Wehrmadyt 
an der Front darf das Heer der Scyaffenden in der Heimat nidyt nadjftehen. Es gilt, unfere Soldaten durdy 
erhöhten Arbeitseinfatz tatkräftig zu unterjtützen. Aus diefem Grunde ift es eine felbifverftändlidhe Pflicht aller 
Idaffenden Volksgenoifen, durdy reitiofen Einlatz ihrer Perfon und Arbeitskraft an der notwendigen Steigerung 
der Produktion aller lebens- und kriegswidjfigen Güter mitzuhelfen. Wo diefes Gebot der Stunde in jeiner 
Bedeufung®nody nidyt erfaßt fein follte, wird audy der deuticye Arzt das Veritändnis hierfür wecken. In einer Zeit, 
in der unfere Truppen Gut und Bluf einfefzen, muß die Arbeifsfähigkeit mit ftrengem Maßjtab gemefien werden. 
Zum „Krankfeiern” ift keine Zeit. Tlur der fatjädjlidy Arbeitsunfähige ift krankzufcdyreiben, und die Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit ift auf das fadjlidy unbedingt erforderlidde Maß zu befhyränken. Mehr nody als früher muß 
der Wiedereinfrift der Arbeitsfähigkeit redjtzeifig vom 3: PRUNVeInDEn Arzt re SE und a dem 
verfrauensärztlidyen Dienft überlaffen werden. - 
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Keine Zeit zum Krankfeiern! 


Dr. Grote Iprach in einer Verfammlung der Kaffenärzte Wiens 


Dor kurzem (prah Dr. Grote vor etwa taufend Raffen- 
ärjten des Reichsgaues Wien über Probleme, die den deutfchen 
Arzt jeht in der Ariegszeit ganz befonders angehen. In [einer 
eindrucsoolten Rede wandte fih Dr. Grote ganz befonders 
gzacn das „Arankfeiern” und wies darauf hin, daß der 
isonkenftan> am Ende des Dorjahtes bei der Alt- 

vcnien Ortskrankenkoffe Wien 3,6 0.A. bettogen haöc, 
ycte eder 5,04 v.fi. betrüge. Diefer juwakhs bedeute, das 
täglih 15 090 Menfchen mehr Krankfeiern-als im vergangenen 
:ohr, dab Dabei zugleih Tag für Tag weit über hundert- 
toulcnd Arbeitsftunden mehr ausfallen. Einen fo unberedtigt 
hohen Arankenftand könne fih Deutfchland aber nid leiften, 
und [don gar nicht in der Äriegszeit. Dr. Grote wies darauf 
hin, daß die Neugeftaltung des vertrauensärjt- 
!ihen Dienftes heute noch in Wien im Aufbau begriffen 
(ci und daß von feiten der Arankenkaffen und der Arztefchaft 
alles gefchehen "müffe, um dem vertrauensärztlihen Dienft 
;u helfen. Die Dertrauensätjte, — _[o fagte_Dr. Grote — 
find _unfere Kameraden, und nur.in enger Jufammenarbeit mit 
Jen Arzten der Praziä.:kann- Iertoottes und Notwendiges 
geleifter “werden. Auf die Dringlichkeit diefer Dinge haben 
wir Immer hingewiefen, denn von ihnen hängt ja der Arbeits- 
cınfat; und damit das Gelingen des Dierjahresplancs ab. Den 
großen Erfolgen der Wehrmadt darf das Aeer der Schaffenden 
in der Aeimat nicht nadftchen, und cs ift Pflicht aller 
arbeitenden Dolksgenoffen, durch den reftlofen Einfah ihrer 
Arheitskraft an der notwendigen Steigerung der Produktion 


mitzuhelfen. Wo diefes Gebot der Stunde noch nicht ceitio® 
erfaßt fein follte, wird und muß der deutfche Arzt das Der 
ftändnis hierfür wecken. Die Arbeitsfähigkeit muß mit 
ftrengem Maßftab gemeffen werden. Tlur der tatfächlich 
Aranke und Arbeitsunfähige ift krankzufcreiber und die 
Dausr der Arbeiisunfähigseii auf us 
forderlihe Maß zu befhränken. jum frankfriein 
keine Jeit!” 

Im weiteren Derlauf feiner Hede befhäftigte fih Dr. Grote 
mit der Frage der ätztlihen Derforgungder din: 
bevölkerung während des Ärieges und mir den Äriegs- 
maßnahmen, die die Keichsärzteführung dazu getroffen hat. 
£s dürfe niemals wieder fo werden wic 1918, wo die in deu 
fjeimat verbliebenen Ärzte den Ärieg ols Kric gsgewinnler über- 
dauerten und die zurückkommenden $tontfoldaten ihre Doften 

befetit fanden. Das Los diefer Arzte des Deitkrieges [ei 26 
gewefen, von allen vertoffen nad vierjähriger hatten Arızg 
wieder von vorn anfangen zu müffen. Dieic Teogodie dei 
deutfchen Rıztes würde fidh nicht mehr wicderhsien. Durch dir 
Anordnung ciner Niederlaffungs- und julaffungsiperre wirt 
dem einberufenen und niedergelaffenen Arzt fein Arbeitspiur 
crhalten und fichergeftellt, dem jungen noh niet micde:- 
gclaffenen Rriegsteilnchmer für feine Rüchkchtr aus dem Kiien 
ein Rrbeitsplar offengehalten. Durch diefe Anordnung habe 
der Arztftand die Schickfalsgemeinfhaft und die Berufs- 
gcmeinfhaft zur Tot werden .laffen. 

Diencuc Aonorarverteilung, 


KR: im Be 


[o betonte Dr. Grote 


ee 


weiter, ftelle eine planmäßig durchgeführte Selbfthilfe dar, 
wenn man fih aud darauf habe befchränken müflen, die 
kaffenärztlich zugelaffenen Ärzte zu erfaffen. Diefer Aonorar- 
oerteilungsplan fei fiher noch kein JIdealzuftand, aber ein 
weitergehender Plan ließe fidh leider nicht verwirklichen. Alle 
diefe Anordnungen, [o betonte Dr. Grote befonders, feien aber 
nicht Beginn der Sozialifierung des Arzteftandes. Der Arzt- 
beruf folle und werde ein freier Beruf bleiben. Der Arieg [ei 
ein Prüfftein für die deutfche Arztefhaft. Die Rameraden im 
grauen £hrenkleid feien ein leuchtendes Beifpiel treuefter 
Pflichterfüllung und felbftlofer Aingabe. Die deutfhe Arzte- 
[haft werde beweifen, daß fie in der Lage fei, das zu geben, 
was der führer von ihr verlange und erwarte, daß fie ver- 
ftche, jett fei nur die Gemeinfchaft alles, der einzelne nichts. 
Nat; Dr. Grote wandte fi mit einer kurzen Anfpradhe im 


69 


Ruftrage des Gauleiters Bürdel der Gaulciterftellvertretc 
Schariter an die Wiener Ärztefchaft. Er unterftrich hiers: 
die Ausführungen von Dr. Grote und forderte die W: 
Arztefhaft auf, hart zu bleiben bei den Befcheinigungen E* - 
Rrbeitsunfähigkeit. £s_dürfe nicht. dahin kommen. Dah N 
einfat;bereite Arbeiter alle Mühen und Befhwerden willic au 
fi} nähme, während cs dem weniger cinfahberciten auf der 
Wege über dic. $luct-in die Krankheit gelänge_fih Terz. 
Acbeitspfliht zu entziehen. Er führte dann noch einmal D: 
Derfammlung vor Augen, um was es ichten Endes in Birizı 
Rriege gehe, nämlih darum, daß wit ein für allemal un: 
freimahen von der Bevormundung der Weftmähte; daß wı 
uns nicmals wieder von England vorfareiben laffen, wievie 
Sleifch und Butter wir unferen fhaffenden Doiksgensijfer un 
deren frauen und Rindern geben. 
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13.4.1942 
Betr.ı Ärstliche Betreuung der Belegeoh :ft. 


Das uns in Abschrift zsugegungene Schreiben “er 
DAF Gauwaltung Berlin ist sachlich unrichtig und geniunet, 
völlig falsche Vorstellungen su erwecken. Insonderhc!t 
verwahren wir uns auf das entschiedenste dagegen, dars 
sichäie Kassenärstliche Vereinigung Deutschlands etwa der 
Kinsparung von Arbeitsstunden in den Rüstungsindustrien 
entgegenstellte. In Wahrheit ist das genaue Gegenteil der 
Fall. 
Dazu wird folgendes ausgeführt: 
Zur Vermeidung der Ansteiyung des Krankenrtan- 
des sowohl als des Verlustes von Arbeitrstunden der .v- 
folgschaftsmitglieder in wehrwirtschaftlichen Betri-Len 
hat siendie kVD bereite im Jahre 1940 an den Keicha.rteits 
minister gewandt und um eine entsprechen.e krmächtig.ung ge 
beten, die ihr mit Erlass des Keichsarbeitsminister: vom 
6.6.1940 auch gegeben worden ist. Der Erlass lautet sie 
Lolgt: 
“Der unter den gegenwärtigen Verhältnissen an manche 
Orten bestehende Mangel an Kansenärzten hat duzu ge- 
führt, dass die Versicherten ärztliche Bebmmdlung nu 
dann erlengen können, wenn sie längere iege surick- 
legen und erhebliche Zeit in überfüllten ärstlichen 
Sprechetunden opfern. Dieser Arbeitsseitverlust ist 
jetzt besonders für die Versicherten, die in wrhr- 
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dieser mit der kassenärstlichen Behandlung als Amlerarzt 
beauftragt werden kann. 

Im weloh grossem Umfang das insyischen durchye- 
führt worden ist, wird aus folgenden Zahlen ersichtlich: 

Gesantsahl der Betriebe, in denen revierärst- 
liche Pütigkeit eigprichtet wardes „....2.0.0.. 905 
Bavon wurden mit der revierärstliehen Tätigkeit 
beauftragt 


nebenamtliche Betriebsärste ....-ereenence. 156 
Diese Ziffern erfahren im Hahmen des zurzeit noch Wigiichen 
eine dauernde weitere Steigerung. 

Diese Tatsachen beweisen, dass es trots des 
kriegsbeäingten Mangels an Heimatärsten und ihrer alles 
bisherige Mass lberstei,..enden Belastung der Initiative der 
Kassenärstlichen Vereinigung Deutschlands und nur dieser su 
verdanken ist, wenn die Durchsehnittserkrenkungssiffer seit 
Beginn des Krieges zur unwesentlich angestiegen ist. Für 
den den Krankenstand weit übersteigenden Fehletam@ in den 
Betrieben, der auf michtkranke Bummelanten surlieksuführen 
ist, kann die KVD besw. die Ärzteschaft liberhanpt nicht ver 
entwortlich gemacht werden. Das ist eine Sache der Menschen 
führung, also der Partei besw. der DaF. 

Wenn die Firma Karl Hügele anfragt, ob in kleinen 
Betrieben such Betriebsärste angestellt werden können, so 
ist das allein eimeAngelegenheit der Betriebe selbst und 
des Amtes Gesumäheit und Volksschuts der DAT, soweit nicht 
das Amt für Volksgesunäheit bei der Reichsleitumg der Par- 
tei aus grundsätslichen Erwägungen andere Richtlinien er- 
lassen hat. Die KVD wird solange nicht widersprechen, als 
die Anstellung von haupt- und nebenamtlichen Betriehsärsten 
die ärstliche Versorgung der Zivilbevölkerung im Gesamt- 
rahmen nicht geführdet. Im letsteren Falle mlässten wir 
sehon deshalb widersprechen, weil die immer angespanntere 
Lage in der ärstlichen Versorgung der Zivilbevölkerung die 
Keraussiehung von freipraktisierenden Ärsten für Sonderauf- 
gaben unter keinen Umständen mehr zulässt. Dagegen ist na- 
türlioh durchaus nichts einsuwenden, wenn ein Arst im Bah- 
wen seiner sonstigen allgemeimärstlichen Tätigkeit neben- 
amtlich such noch eine betriebsärstliche Tätigkeit aussu- 
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wirtsehaftlich wichtigen Betricben arbeiten, nicht zu 
vertreten. Ich ermächtixe Sie des Krüftebedamb für 
Aufgaben von besonderer staatepolitischer Bedeutung 
vom 15. Februar 1959 (RGEl I 5.206) und weise Sie 
sleichseitig auf Grund der Ziff.V des Erlasses des 
Führers und Beichskanslers über die Vereinfachung der 
Verwaltung vom 28.August 1939 (A0BlI 1535) am, die 
kassenärstliche Versorgung für Versieherte in solchen 
Betrieben, in denen die besonderen Verhältnisse dies 
erfordern, für die Damer des Krieges abweichend von 
den sonst geltenden Vorschriften zu regeln. Insbeson- 
dere sind Sie ermlchtigt, bestimmte Kassenärste mit 
der Wahrnehmung der ahbulanten kassenärstliehen Ver- 
sorgung der Versicherten dieser Betriebe zu beauftra- 
gen und sie su verpflichten, nach Möglichkeit auch 
innerhalb des Betriebes selbst zu bestinaten Zeiten 
Sprechstunden abzuhalten. 

Die Betriebe, die für eine solche Sonderregelung 
in Betrucht kommen, werden von dem für den Betrieb 
suständiyen Reichstreuhänder oder Sondertreuhänder der 
Arbeit <ür den öffentlichen Dienst von dem Reichstreu- 
händer für den Öffentlichen Dienst- bestimmt werden, 
nachdem Sie vorher dazu gehört worden sind.” 


Daraufhin hat die KVD am 26.Juni 1940 ein kundschreiten an 
ihre Leandes- und Besirkestellen herausgegeben, das ich in 

der Anlage beiftige. In Ziffer > dieses Rundschreibens ist 

der Unterschied zwischen betriebagebundener und revierärst- 
licher Behandlung eingehend dargestellt. Danach handelt es 
sich bei der betriebsgebundenen Behandlung um sine solehe, 
@ie im Rahmen einer erweiterten ersten Hilfe vom Betriads- 
arst geleistet wird. Im Gegensatz dasu ist die revis zärst- 
liche Behandlung besw. ihre kinrichtung ausschliesslich An- 
gelegenheit der KVD. Sie besteht darin, dacs die dasit be- 
auftragten Ärzte in den Betrieben selbst Sprechstunden abha 
ten und behandelnde Tätigkeit ausüben. In Ziffer 2 des ge- 
mannten Rundschreibens ist ausdrücklich gesngt, duss mit Zu 
stiemung des Betriebsführers und des Betriebsarstes auch 
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üben in der Lage ist. Falls dieses der Fall sein sollte, nnd 
die Ärstliohe Versorgung der Belagschaften von Betrieben 
@urch in der Nähe wohnende äassenärste nicht in genügemder 
Veise gewährleistet werden könnte, bestehen cbensowenig Be- 
denken, auch einen solchen nebenamtlichen Betriebsarst mit 
der revierärstliohen Fätiskeit zu beeuftrugen. In diesem Fal 
müssten sich die in Frage kommenden Betriete mit unseren zu- 
ständigen Landesstellen in Verbindung setzen. 


Heil Hitler! 
ges. Dr. Pohlkötter 


. » 
Abschrift Dok. BA R 36 / 1288 
Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands 


Rundschreiben Nr16/40 


Berlin SW 38,den 26. Juni 1940 
Lindenstr.42 


An die 
Landes- und Bezirksstellen der KVD. 


1. Kassenärztliche Versorgung der Versicherten in wehrwirtschaftlichen 
Betrieben. 


Der Reichsarbeitsminister hat in seinem Erlaß vom 6.6.1940 darauf hingewie- 
sen,daß die Krankenkassenmitglieder zur Erlangung ärztlicher Behandlung an 
manchen Orten jetzt weitere Wege zurücklegen und längere Zeit in den Sprech- 
stunden der Kassenärtze warten müssen als vor dem Kriege,weil die Zahl der 
Kassenärzte durch die Einberufungen zur Wehrmacht zurückgegangen ist. 
Ferner hat das Oberkommando des Heeresdie Reichsführung ‘der KVD darauf auf- 
merksam gemacht,daß die Krankenziffer bei den eigentlichen Heeresbetrie- 
ben mit großer Arbeitergefolgschaft vielfach eine bedenkliche Höhe erreicht. 
Das Oberkommando des Heeres verkennt zwar nicht,daß der Krankenstand der 
Gefolgschaftsmitglieder durch die besonderen Arbeitsverhältnisse (Einsatz 
betriebsfremder und älterer Diensverpflichteter) ungünstig beeinflußt wird. 
Zum Teil sei der hohe Krankenstand aber auch darauf zurückzuführen,daß 

sich innerhalb der Gefolgschaftsmitglieder Arbeitskräfte befinden,die ge- 
wohnheitsmäßig zur Krankmeldung neigen. 


Der Arbeitszeitverlust durch weite Wege zum Kassenarzt und längeres Warten 
in den Sprechstunden sowie der Arbeitsausfall durch unberechtigtes Krank- 
feiern sind für wehrwirtschaftlich wichtige Betriebe nicht tragbar.Des- 
halb hat der Reichsarbeitsminister in seinem Erlaß vom 6.6.1940 - IIa 7223 
/40 - (vgl.Rundschreiben Nr.15/40 Ziffer 1) die KVD ermächtigt und zugleich 
angewiesen,die kassenärztliche Versorgung für Versicherte in solchen Betrie- 
ben,in denen die besonderen Verhältnisse dies erfordern, fürdie Dauer 
des Kr i eg e s abweichend von den sonst geltenden Vorschriften zu regeln. 
Die KVD ist ermächtigt,bestimmte Kassenärzte mit der Wahrnehmung der amb- 
laten kassenärztlichen Versorgung dieser Versicherten zu beauftragen und 

sie zu verpflichten,nach Möglichkeit auch innerhalb des Betriebes selbst 

zu bestimmten Zeiten Sprechstunden abzuhalten.Für die Durchführung dieser 
revierärztlichen Behandlung ergehen nachstehende Anweisungen: 


1.Beteiligung des Treuhänders der Arbeit an der Auswahl der Betriebe: 


Betriebe, für die eine solche Sonderregelung in Betracht kommt,werden von 
dem für den Betrieb zuständigen Treuhänder der Arbeit bestimmt,nachdem die 
KVD vorher dazu gehört worden ist.Es ist jedoch nicht beabsichtigt,daß die 
Dienststellenleiter der KVD die Initiative des Treuhänders der Arbeit ab- 
warten.Sie sollen sich ihrerseits mit den Betriebsführer und mit dem für 
den Betrieb zuständigen Treuhänder der Arbeit in Verbindung setzen,sobald 
ihnen bekannt wird,daß in einem wehrwirtschaftlich wichtigen Betrieb ein 
Bedürfnis für eine abweichende Regelung derkassenärztlichen Versorgung vor- 
liegt. 


des Betriebes liegt, mit der alleinigen kassenärztlichen Behandlung der 
Gefolgschaftsmitglieder in seinen eigenen Praxisräumen beauftragt werden. 
Mit der zuständigen Krankenkasse ist zu vereinbaren, ‘ob bei revierärzt- 
liche Behandlung für jeden Versicherungsfall ein Krankenschein gelöst wer- 
den soll oder ob die Führung einer Krankenliste (Krankentagebuch) und die 
Entrichtung einer Krankenscheingebühr zu Händen einer vom Betrieb zur Ver- 
fügung gestellten Hilfskraft genügt.Mit der Krankenkasse ist ferner zu 
vereinbaren, welcherart der Sprechstundenbedarf zur Verfügung gestellt 
wird. 


5.Einschränkung der freien Arztwahl: 


Durch die Einführung der revierärztlichen Behandlung in einem Betrieb wird 
für die Versicherten dieses Betriebes die freie Arztwahl wie folgt einge- 
schränkt:Arbeitsfähige Gefolgschaftsmitglieder sowie gehfähige Gefolg- 
schaftsmitglieder,die sich krankmelden wollen, dürfen,nur den Revierarzt 
in Anspruch nehmen.Wenn der Revierarzt ein Gefolgschaftsmitglied für ar- 
beitsunfähig erklärt,dann entscheidet er, ob er den Kranken selbst weiter- 
behandelt oder ob er ihn zur Weiterbehandlung an einen anderen Kassenarzt 
überweist.Eine solche Überweisung kann in Frage kommen,wenn die Wohnung 
eines arbeitsunfähig Erkrankten von der Reviersprechstunde so weit ab 
liegt,daß ihm der Weg zum Revier nicht zugemutet werden kann,oder wenn der 
Erkrankte fachärztlicher Behandlung bedarf.In dringenden Fällen außerhalb 
der Reviersprechstunde darf ein Versicherter unmittelbar einen Kassenarzt 
in Anspruch nehmen.Wenn er gehfähig ist,muß er sich in der nächsten Revier- 
sprechstunde beim Revierarzt melden.Wie bei allen gehfähigen Versicherten 
erfolgt die Arbeitsunfähigkeitserklärung auch in diesem Falle nur durch 
den Revierarzt.Gefolgschaftsmitglieder,die bettlägerig erkrankt sind,und 
die Reviersprechstunde nicht mehr aufsuchen können,dürfen zur Behandlung 
in ihrer Wohnung unmittelbar einen Kassenarzt in Anspruch nehmen und von 
diesem für arbeitsunfähig erklärt werden.Für die Familienangehörigen der 
Versicherten wird die freie Arztwahl nicht eingeschränkt. 


Die Einführung revierärztlicher Behandlung für einen Betrieb und die da- 
mit verbundene Einschränkung ist der Gefolgschaft des Betriebes,den Kas- 
senärzten des Bezirkes und der für den Betrieb zuständigen Krankenkasse 
bekanntzugeben. 


6.Überwachung des Krankenstandes 


Der Revierarzt übernimmt zwar nicht die Aufgaben des Vertrauensärztli- 
chen Dienstes. Die Einrichtung des revierärztlichen Dienstes soll aber 
auch zur Entlastung der Vertrauensärte dienen.Der Revierarzt soll deshalb 
den Krankenstand im Betrieb fortlaufend überwachen. Entsprechend soll er 
sich Arbeitsunfähigkeitsmeldungen von Gefolgschaftsmitgliedern,die nicht 
in revierärztlicher Behandlung waren,vom Betrieb regelmäßig und unverzüg- 
lich geben lassen. Er soll diese Fälle im Auge behalten und sich mit dem 
behandelnden Arzt in Verbindung setzen.Wenn ihm auffällt,daß der Kranken- 
stand ansteigt oder hoch ist,soll er sich mit der zuständigen vertrauens- 
ärztlichen DIenststelle in Verbindung stzen und ihr seine Beobachtungen 
mitteilen.Wenn mehrere Revierärzte eingesetzt sind, ist einem Revierarzt 
die Überwachung des Krankenstandes zu übertragen. 
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2.Auswahl und Beauftragung der Ärzte 


In der Regel wird die ambulante kassenärztliche Behandlung der Versicher- 
ten solcher Betriebe durch einen oder mehrere Kassenärzte sichergestellt, 
die als Revierärzte eingesetzt und verpflichtet werden.Nach Möglichkeit 
wird man Kassenärzte verpflichten,die nicht allzuweit entfernt vom Betrieb 
wohnen,die aber auch die Gewähr dafür bieten,daß der revierärztliche Dienst 
gewissenhaft durchgeführt wird und daß unberechtigtes Krankfeiern unter- 
bunden wird.Mit Zustimmung des Betriebsführers und des Betriebsarztes kann 


auch dieser mit der kassenärztlichen Behandlung als Revierarzt beauf- 
tragt werden. | 


Die Einführung revierärztlicher Behandlung sowie die Auswahl und Beauf- 
tragung von Revierärzten übertrage ich den Leitern der Landesstellen der 
KVD.Diese können ihrerseits die Wahrnehmung dieser Aufgaben auf die Leiter 
der Bezirksstellen übertragen. 


3.Unterschied zwischen betriebsgebundener und revierärztlicher Behandlung: 


Die revierärztliche Behandlung,welche die KVD aufgrund des Erlasses anord- 
net,unterscheidet sich wesentlich von der betriebsgebundenen Behandlung 
durch Betriebsärzte.Bisher schon bestand die Möglichkeit,daß arbeitsfähige 
Versicherte in den Betrieben nach Art einer erweiterten ersten Hilfe vom 
Betriebsarzt behandelt wurden (vgl. Rundschreiben des Hauptamtes für 
Volksgesundheit der NSDAP,Vg.45/39,Ziff 5).Der Auftrag dazu geht vom Be- 
trieb aus.Der Betrieb trägt auch die Kosten der betriebsgebundenen Be- 
handlung,die keine kassenärztliche Behandlung ist und unabhängig von den 
Leistungen der Krankenversicherung als zusätzliche Leistung des Betriebes 
erfolgt.Ein Krankenschein kommt hierbei nicht in Betracht.Der Betriebs- 
arzt erhält seine Bezüge vom Betrieb.Die KVD zahlt ihm keine Vergütung 

für betriebsgebundene Behandlung.Heilmittel wie Licht-,Wärme-,Strahlen- 
behandlung werden vomBetrieb auf seine Kosten ebenso zur Verfügung 
gestellt wie Arzneien und Heilmittel,die der Betriebsapotheke entnom- 

men werden.Arzneiverordnungen zu Lasten der Krankenkassen sind im Rah- 

men der betriebsgebundenen Behandlung nicht zulässig.Der Betriebsarzt 
benutzt keine kassenärztlichen Vordrucke,er stellt auch keine kassenärzt- 
lichen Bescheinigungen über Arbeitsunfähigkeit oder Krankengeld aus. 


Im Gegensatz dazu ist die revierärztliche Behandlung auch wenn sie durch 
Betriebsärzte erfolgt,ein Teil der kassenärztlichen Behandlung.Den Auf- 
trag zur revierärztlichen Behandlung erhält der Arzt von der KVD.Ein 
Krankenschein ist zu lösen bzw.die Krankenscheingebühr zu entrichten.Die 
KVD zahlt dem Arzt aus ihrer Gesamtvergütung ein Honorar für revierärzt- 
liche Behandlung.Arzneien und Heilmittel sind zu Lasten der Krankenkas- 
sen zu verordnen. 


4.Revierärztliche Sprechstunden: 


Die kassanärztliche Behandlung der Gefolgschaftsmitglieder erfolgt in der 
Regel in Reviersprechstunden,die möglichst im Betriebe abzuhalten sind. 
Voraussetzung ist, daß der Betrieb geeignete Räume,die notwendigsten 
Einrichtungen und Instrumente sowie ggf. Hilfskräfte auf seine Kosten 

zur Verfügung stellt.Die Zeit der Reviersprechstunde ist mit dem Betriebs- 
führer zu vereinbaren.Reviersprechstunde soll möglichst nach Schluß der 
Arbeitszeit abgehalten werden, um Arbeitszeitverlust zu vermeiden. In 
Ausnahmefällen kann auch ein Kassenarzt,dessen Praxisstelle in der Nähe 


7.Bezahlung der revierärztlichen Behandlung: 


Es kann damit gerechnet werden,daß in den Reviersprechstunden mehr 

Fälle von geringem Behandlungsumfang anfallen als sonst in der kassen- 
ärztlichen Behandlung. Auch entfällt für den als Revierarzt tätigen Kassen- 
arzt ein Teil der Praxisunkosten. Deswegen soll das Honorar für revier- 
ärztliche Behandlung nicht nach den Bestimmungen des Honorarverteilungs- 
maßstabes gezahlt werden.In der Regel soll der Revierarzt zur Abgeltung 
seiner Tätigkeit aus der kassenärztlichen Gesamtvergütung monatlich einen 
festen Betrag erhalten,dessen Höhe sich nach der für den revierärztlichen 
Dienst aufzuwendenden Zeit und nach dem Umfang seiner Tätigkeit richtet. 
Bei der Ermittlung,welche Vergütung angemessen ist,können für die erste 
Stunde am Tag etwa 10 RM und für jede weitere halbe Stunde etwa 2,50RM 
in Ansatz gebracht werden.Diese Zahlen stellen jedocj lediglich einen 
Anhaltsounkt dar.Außerhalb der Festbezahlung werden Besuche des Revier- 
arztes in der Wohnung arbeitsunfähig erkrankter Gefolgschaftsmitglieder 
nach Einzelleistungen bezahlt. 


Wenn in ländlichen Gegenden die Wohnung des Revierarztes von der Re- 


viersprechstunde mehr als 2 km entfernt liegt,wird für die Fahrten 
zur Reviersprechstunde ein entsprechendes Wegegeldfixum bezahlt. 


8.Sonstige Bestimmungen: 


Für die revierärztliche Behandlung,gelten im Übrigen die Vorschriften 
für die kassenärztliche Behandlung,insbesondere die Bestimmungen über 
wirtschaftliche Verordnungsweise und die Regelbetragsbestimmungen..Mit 


der zuständigen Krankenkasse ist zu vereinbaren,wie die Zahl der re- 
vierärztlich behandelte Fälle gemeldet wird. 


2.Fürsorgemaßnahmen in Wehrbetrieben 


Im Heeresverordnungsblatt Nr.19/1940 vom 27.3.1940 ist unter Ziffer 199 
eine Veröffentlichung mit der Überschrift "Fürsorgemaßnahmen für Gefolg- 
schaftsmitglieder" erschienen.Diese Veröffentlichung ist erfolgt, ohne 
daß der Reichsarbeitsminister beteiligt oder die KVD gehört wurde.Die 
Verpflichtung eines Arztes als Revierarzt ist auch in Wehrmachtsbetrieben 
nicht Aufgabe des Betriebsführers.Die kassenärztliche Versorgung wird 
allein von der KVD geregelt.Die Veröffentlichung Nr. 199 im Heeresver- 
ordnungsblatt ist durch den Erlaß des Reichsarbeitsministers an die KVD 
vom 6.6.1940 überholt.Dienststellen der Wehrmacht,die sich der KVD gegen- 
über auf diese Veröffentlichung berufen,sind auf den Erlaß des Reichs- 
arbeitsministers vom 6.6.1940 zu verweisen. 


Hei Bitlier 
Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands 
Reichsführung 


Dr.Grote. 


Anordnungen 


des Reichsgesundheitsführers 


Anordnung Nr. 1/42 .., 
Vertrauensärzte und Betriebsärzte . 

Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die vorhandene ärzt- 
liche Arbeitskraft so rationell wie möglich auszuwerten, weise ich 
auf die nachstehenden zwischen dem Leiter der Partei-Kanzlei, dem 
Reichsarbeitsminister und mir getroffenen Abmachungen über ver- 
trauensärztliche und betriebsärztliche Tätigkeit hin. Es erscheint 
mir zweckmäßig, von den darin gegebenen Möglichkeiten weit- 
«ehendsten Gebrauch zu machen. u a ar 

Berlin, den 17. Januar 1942... ... Ta ne 

ar nn. = er »De. LiContl 
Erlaß des Reichsarbeitsministers, veröffentlicht im Reichsarbeits- 
slatt Teil II Nr. 30 vom 25. Oktober 1941: - i = \ 

Berlin SW 11. den 17. Oktober 1941 


Saarlandstr. 96 I 
Der Reichsarbeitsminister BE, 
Nr. la 14 288/41 u 
An : RER 
„45 Reichsversicherungsamt und die 
: anesversicherungsanstalten 


Betr.: Vertrauensärzte und Betriebsärzte 
Zwischen dem Herrn Leiter der Partei-Kanzlei, dem Herrn Reichs 


‘zsundheitsführer und mir ist folgendes festgestellt worden: 


1. Die heutigen Notwendigkeiten erfordern eine engere Zusam- 
"ıenarbeit zwischen Vertrauens- und Betriehsärzten.. Aus diesem: 
Örunde habe ich keine Bedenken, wenn Vertrauensärzie den Be- 
!riebsärzten Auskunft über Versicherte geben, die zu der von dem. 
Netriebsarzt zu betreuenden Gefolgschaft‘ gehören. : Entgegen- 
‘tehende bisherige Anordnungen werden aufgehoben. Es ist sicher- 
<estellt, daß auch die Betriebsärzte auskunftspflichtig sind. Die 
chweigepflicht der Betriebsärzte auch gegenüber dem Betrieb ist 

'sohl durch die Reichsärzteordnung als auch durch die Dienst- 
‚„»s!sung des Amtes „Gesundheit und Volksschutz” an die diesem 

ee Betriebsärzte sichergestellt (s. Dienstanwei- 

Vertrauensärzte können nach den in der Dienstanweisung für 
"»sarzte von der DAF, aufgestellten Richtlinien im nebenamt- 
‚wenst Belriebsärzte werden, sofern sie nicht in den von 
i betriebsärztlich betreuten Betrieben vertrauensärztliche Unter- 

„„inten durchführen. Für die Dauer des Krieges können Aus- 
TNEIBEN hinsichtlich der Bestimmungen dieser Richtlinien im Ein- 
BR zuyelassen werden. Es kann auch im Einzelfalle zugelassen 
saien, daß Vertrauensärzte im gleichen Betrieb betriebsärztlich 


tätig werden. Die Entscheidung über diese Einzelfälle wird durch 
dzn Reichsgesundheitsführer dem Amt „Gesundheit und Volks- 
schutz” der DAF. übertragen. 

3. Betriebsärzte dürfen in der Regel im gleichen Betrieb sicht 
vertrauensärztliche Tätigkeit ausüben. Für die Dauer des Krieges 
können auf Antrag der Landesversicherungsanstalt Betriebsärzte 
ausnahmsweise vertrauensärztlichen Dienst auch im eigenen Betrieb 
ausüben. Wie den Betriebsärzten zu erteilende Genehmigung dieser 
Ausnahmen wird durch den Reichsgesundheitsführer dem Aınt „Ge- 
sundheit und Volksschutz” der DAF. übertragen. Soweit bereits 
jetzt Betriebsärzte vertrauensärztlichen Dienst ausüben, ist die Ge- 
nehmigung hiermit erteilt. 

4. Bei Meinungsverschiedenheiten über die in Punkt 2 und 3 vor- 
gesehene Ausnahmegenehmigung entscheidet endgültig der Reichs- 
gesundheitsführer. j 


Ich ersuche, hiernach zu verfahren. 
In Vertretung: gez. Dr. Syrup 
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% 2 
rır die Kriexgsentscheildung ist es v;n besunderer 


Sedeutung, die Leistungsfühigkeit der "chsffenden in den Be- 
trieben, insbesondere in den Rüstungsbetrieben zu erhalten. 


kuf Grund des mir ale Reiahsgesuniheitesführer wuad dem 
für alle mit dem 'rbeitseinsats verbundenen Gesunäheitsfragen 
Verantwortlichen vom Beauftragten für len Vierjahreseplen - der 
Generelbevollmächtigte für den Arbeitseinsets - fibertregenen 
"eisungsrechtes ordne ich anı 


I. 
Beouftragung der GCousmteleiter für 
Volk d) NSCAP 


Die Onuemtnleiter den Amtes Lür Volksgesun.hvit der 
“biAr. weise ich an, sioh über den Gesun:heitasustend der “ohaf- 
fenden in den Betrieben, über den Krankenstand in den kriegs- 
wichtigen betrieben, ber die Zehl und den “inscts der sur 
verfügung stehenden „rate fortlaufend su unterrionten umd im 
Einvernehmen mit den ürsu berufenen Dienststellen und Biarioh- 
tungen alle Maänahme zu treffen, die zur Pörderung und br - 
haltung der Gosundheit und ;rbeitsfähigkeit der 
wenig erscheinen. 


ahoffenden not- 


“) Um den üefol;schaftsmitgliedern krie,e-ichtiser betrie- 
be die Frlenzung ärstlichsr Hilfe su erleichtern, ist die Arstli- 
che Eehandlung in den Betrieben, soweit es .ie besun.eren verhält- 
nisse notwendig ersobeinen lassen, wie fol,t zu rezeln: 


= 


a) Durch die !'inrichtung kaesenärstlicher „pre:hstunsen im 


Betriebe unter voller ;ufreohter$altung der freien Arstwahl; 
b 


durch die .inführung einer Voruntersuckung iz .etriebe vor 
der Inanspruchnchme eines Kas. enerzter unter gruuisätslicher 
Aufreo'terheltung der freien \rstruhlı 


c) durch die ;inriohtung re: ierärstlicher Vehnnölung im Be- 
triebe unter Aufhebung der freien ;rztw.i.l ıır elle geh- 


fähigen Gefolgschsftsaituliederi 


-2=- 


4) dureh die Binriohtung lagerrevierärstlicher Beh-ndlung 
in geschlossenen 'rbeiterlagern unter kufhebung der 
freien Arstwahl such für die in einer Hevierkrankenstube 
untergebrachten bettlägerig Kranken. 


2.) a die Kassenärstliche Vereinigung Deutschlands die kassen- 
ärstliohe Versorgung sicherzustellen uni vom «eichsarbeits- 
minister äureh den Erloß vom 6.6.1940 » II u 7223/40 - die 
Vollmacht und Weisung erhalten hat, in solchen Jetrieben, in 
denen die besonderen Verhältnirue dies erfordern, die kassen- 
ärstliche Versorgung für die Dauer des Krieges obweichend 
von den sonst geltenden Vorschriften su reseln, entseheidet 
4er Leiter der Landesstelle der Kansenärstliohen Vereinigung 
Deutschl«ndse, ob und nach welchem Verfaliren kns- närstlihe 
beh.ndlung im Betriebe einzurichten ist und welcher Arst drmit 
betraut werden soll. Nach Möglichkeit ist Ale Behandlung si- 
nem Kasoenarst zu übertragen, dessen Praxisstelle oder kohnung 
nahe beim Betriebe liegt. 


Die Leiter der Lendes- und Besirksstellen der Krnsenärst 
lichen Vereinigung Deutschlands weise ich an, den Oeusmtsleitern 
des Amtes für volksgesundheit der NSDAP zu jeglicher Auskunft 
und 2eretung zur Verfügung su stehen und deren änregunzen und 
‘ünsohe hinsichtlich der kessenärstlichen Eehnnälung in den 
ietrieben im nahmen der bestehenden Vorschriften unä des zguerd- 
neten Jeschäftegunges zu erfüllen. Nierüber erfolgen besondere 
Bestimmunyen. 


1. 
Vertreuensärstlicher Dienst. 


1.) Der Vertreuensärstliche Dienst hat zir regelmäßig .;ber 
äie Bewegung des Krankenstundes zu beric:ten. Ioh behrlte mir 
vor, auch für den Vertrauensärstlichen Liunst «ie mit Rück- 
sicht auf den ;rbeitseinsatz erforderlich wericnien eisungen 
su erteilen. 


Die Lnndesvertreuensärste und Vbervertr,.uensärste in 
den Cruen hrben dem Onuamtsleiter des „ıtes fir Volksgesundheit 
der NSDAP zu jeglicher ;uskunft und Poretun; zur verfügung zu 
stehen, ihn Über die be egung des KÄrrnkenstsunlon fortlaufend su 
unterrichten und seine Anregunsen und iinsche hinsichtlich des 
Einsatses der Vertruuensärste im ishmen „er bestehehden Vor- 
sohriften und ies geordneten Ge chäftns:nges zu erfüllen. 


Die Verknappung ürstlicher Arbeitskraft und die Hotwendig- 
keit einer einheitlichen Steuerung des «rstesinsetses swingen 
aich, die Hougnstellung hauptumtlicher und die Bestellung 
weiterer nebensmtlioher Betriebsärste (iber die nsch der Vererd- 
aung sur Sicherstellung der ärstlichen Versorgung der Zivilberöl- 
kerung vom 27.5.1942 (RObL.I 3.358) erforc.rliche Oenehmigung hin 
aus auch von der vorherigen Zustimmung des Gaunmtsleiters des Am- 
tes für Volksgesundheit der NSDAF abhängig zu machen. 


bwohl die Aufgspen der Betriebsärste dem Grumndsats nach 
unberührt bleiben, ist os bei der Verknappung der ärstliohen 
Arbeitskreft erforderlich, die Betriebsürste auch su anderen im 
Betrieb anfallenden Arstlichen Tätigkeiten heransusiehen. Daftr 
sind die im betriebsärstliohen Dienst üblichen Statistiken und 
Berichte bis auf weiteres surlicksustellen. 


Die Betriebsärste haben dem Gsusntsleiter des Antes fir 
Volkegesundheit der NSDAP zu jeglicher ;uskunft und Berstung sur 
Verfügung su stehen, ihn tiber die gesundheitlichen Verhältnisse 
in den Betrieben fortlaufend su unterrichten und seine Anregungen 
und ' ünsche hinsichtlich der Gesteltung des betriebeärstlichen 
Dienstes im Rahmen der bentehenden Vorschriften und des georänewe 
Geshliftsganges zu erfüllen. 


Die h.upteatlichen Betriebsürste sind in stärkerem Aus- 
masse rls bisher mit den /ufguben des Vertreuensürstlich.n Dien- 
stes zu betrauen. Ich verneise auf meine /nordnung Hr. 1/42 und 
den FErlere des Neiohsorbeitnministers - II 14 288/41 - vom 17. 
Oktober 1941 und beh lte es air vor, in .inselfällen die "bernah- 
me vertrruensärgstli her Tätigkeit durch den Betriebsarst ansuord- 
nen. 


Hauptamtliche und nebenrmtliche Betriebsärste können von 
der Kassenärstlichen Vereinigung Deutachlunds such mit der Arst- 
liohen Behandlung der Kasnenmitglisder im Betrieb betraut werden, 
sorait dro im iinselfsll sweckmäßiger int ala die Beruftragung 
eines Knusenerstes. 
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Ein Weg zur Minderung des Fehlstandes im Betrieb 


Wenn im folgenden die Führung einer genauen Arbeitszeitkartei vorge- 
schlagen wird, so werden viele zunächst einwenden: Das ist ja eine 
Mehrbelastung für meinen Betrieb, die während des Krieges unmöglich 
übernommen werden kann. Wenn es sich tatsächlich um eine Mehrbe- 
lastung gewissermaßen ohne Gegenwert handeln würde, dürfte man 
die Sache allerdings überhaupt nicht zur Diskussion stellen. Wenn aber 
durch die Mehrbelastung einer Arbeitskraft oder selbst durch Betrau- 
ung einer zusätzlichen Arbeitskraft mit dieser Aufgabe ein Vielfaches 
an Arbeitsstunden gewonnen wird, das der Leistungssteigerung des 
gesamten Betriebes zugute kommt, dann sieht die Sache jedoch an- 
ders aus und unter diesem Gesichtspunkt muß man die »zusätzliche 
Belastung« betrachten. 

Die Arbeitszeitkartei, die vom Reichsorganisationsleiter Dr. Ley in sei- 
nem Rundschreiben über »Leistungssteigerung durch Menschenfüh- 
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rung« vom 29.1.1943 in Anregung gebracht wurde, bietet nicht nur ei- 
nen vollgültigen Ersatz für jede Form von Arbeitszeitstatistik, wie sie 
bisher bereits in vielen Betrieben durchgeführt wird, sondern führt dar- 
über hinaus noch zu weiteren Erkenntnissen, die für die Menschenfüh- 
rung im Betrieb von ausschlaggebender Bedeutung sind. Bisher war es 
sowohl in der amtlichen als auch in der betrieblichen Statistik üblich, die 
infolge verschiedenster Gründe ausgefallenen Arbeitsstunden in einer 
Summe auszudrücken. Da nun aber Angaben über Fehlstunden u.a. 
auch dazu führen sollen, Quellen der gesundheitlichen Schädigung zu 
ermitteln, so sind summarische Angaben ziemlich wertlos. 

Die von der Deutschen Arbeitsfront entwickelte Arbeitszeitkarte soll 
nicht nur über die versäumten Arbeitstunden Aufschluß geben, sondern 
vor allem über die Gründe dieser Versäumnisse. Dabei wird für jedes 
Gefolgschaftsmitglied im Betrieb eine besondere Karteikarte angelegt, 
die im Kopf Personal-, Lohn- usw. Angaben trägt. Bisher haben sich 
schon eine ganze Reihe von Betrieben zur Führung einer Arbeitszeit- 
kartei entschlossen, andere aber zeigen Bedenken hinsichtlich einer 
Mehrbelastung ihrer Verwaltungsstellen. Nun muß aber bei genauer 
Betrachtung der Arbeitszeitkartei festgestellt werden, daß es sich bei 
ihrer Einführung weniger um die einer neuen Nachweisungsmethode 
handelt, als vielmehr um eine Vereinheitlichung und damit Vereinfa- 
chung der schon vorher in den Betrieben üblichen Aufzeichnungen 
über die Arbeitszeit. 

Die Karteikarte wird nach Lohnabrechnungsperioden geführt, d.h. ihr 
können sowohl Wochen, Monate als auch andere Zeiteinheiten zu- 
grundeliegen. : 

Die wichtigste Neuerung ist die Einführung der Begriffe »Sollarbeits- 
zeit« und »Istarbeitszeit«, aus deren Dauer sich die beiden letzten Er- 
gebnisspalten der Karteikarte »Plusarbeitszeit« und »Minusarbeitszeit« 
unmittelbar errechnen lassen. Es ist bei einfacher Betrachtung der Kar- 
teikarte ohne weiteres möglich, für jede beliebige Lohnabrechnungspe- 
riode das Verhältnis des Arbeitssolls zu der Zahl der tatsächlich gelei- 
steten Arbeitsstunden zu errechnen. 

Unter Sollarbeitszeiten in diesem Zusammenhang versteht man die 
durch Tarif- oder Betriebsordnung festgesetzte regelmäßige Arbeits- 
zeit, die natürlich selbst innerhalb eines Betriebes nicht gleich zu sein 
braucht. So werden ganze Gruppen von Gefolgschaftsmitgliedern — 
zum Beispiel Frauen und Jugendliche — eine niedrigere Soll-Arbeits- 
zeit haben als z.B. erwachsene Männer. Schon aus diesem Grunde 
führt ein Betriebsdurchschnitt, der sich nur auf eine Betriebsabteilung 
bezieht, leicht zu Fehlschlüssen, und es empfiehlt sich daher die vorge- 
schlagene Methode der Einzeleintragung für jedes Gefolgschaftsmit- 
glied. 

Die bereits an mancher Stelle übliche Eintragung von »entschuldigten« 
und »unentschuldigten« Fehlstunden erscheint grob und bedarf weite- 
rer Unterteilung. Da werden im ersten, Fall zunächst 3 Hauptgruppen 
unterschieden: »Krankheit«, »Unfall« und »Verschiedenes«. Auch die- 
se Gruppen lassen sich wieder unterteilen und zwar die ersten beiden 
jeweils in »Krank«, »Arztbesuch«, »auswärtige Behandlung«, wozu bei 
»Krankheit« die Untergruppe »Zahnarzt« hinzukommt. Die weitere 
Gruppe »Verschiedenes« kann nun Urlaub, Sonderurlaub, Waschtage, 
aber auch Tage und Stunden für Appelle oder sonstigen politischen 
Dienst sowie Betriebsstörungen umfassen. Unentschuldigte Versäum- 
nisse werden zunächst nur nach »eigenmächtiges Fehlen« und »Zu- 
spätkommen« unterteilt. 

Es ist leicht ersichtlich, daß keine besondere statische Erfahrung dazu- 
gehört, um aus derartig ins Einzelne gehenden Angaben in Kürze für 
einen beliebigen Zeitraum und für eine beliebig große Gruppe von Ge- 
folgschaftsmitgliedern die Ist- und Soll-Arbeitszeit zu errechnen und 
somit festzustellen, wieweit die Ist-Arbeitszeit den bereits seit Jahr- 
zehnten auf betriebsstatistischem Gebiet gemachten Erfahrungen über 
den Fehlbestand Rechnung trägt. So ist z.B. bekannt, daß in manchen 
Betriebsgruppen bestimmte Jahreszeiten — oft sogar bestimmte Mona- 
te — infolge von Witterungs- oder sonstigen Einflüssen eine verhältnis- 
mäßig hohen Krankenstand zeigen, andere hingegen wieder bedeu- 
tend weniger Neigung zur Erkrankung in der Gefolgschaft erkennen 
lassen. Ist eine ungewöhnliche Abweichung aber einmal festgestellt 
worden, so können auch Maßnahmen zu ihrer Beseitigung eingeleitet 
werden. Ein Gleiches gilt auch für die Unfallzahlen. 

Besonderes Eingreifen bei unentschuldigtem Fernbleiben vom Betrieb 
läßt sich wahrscheinlich nur auf Grund derartig ermittelter Angaben 
rechtfertigen. Kann dann aber auch zu recht günstigen Ergebnissen 
führen. 

Eine ständig gleichbleibende Übersicht, die mit Hilfe dieser Kartei über, 
die Arbeitsleistung jedes einzelnen Gefolgschaftsmitgliedes erhalten 
werden kann, versetzt die Betriebsführung in die Lage, den Fehlstand 
nicht nur zu senken, sondern dauernd niedrig zu halten, so daß hier mit 
Recht von der Möglichkeit echter Leistungssteigerung gesprochen 
werden kann. 


Ole Deutsche Arbeitsfront 8.8.1944 
Ser Reichsleiter 


Anordnung 25/44 


Mit Beginn der Leistun:ssteigerungskanpagmmaktion habe ich allen Mitarbeitern 
der Deutschen Arbeitsfrunt den Befehl gegeben, mit allen zu Gebote stehenden 
Mitteln einer ständisen Leistungsentwicklung von Mensch und Betrieb zu dienen... 
„u... 

b) Un die durch Krankheit verursachten Fehlzeiten auf das Mindestmass herabzu- 
drücken, muss der Einsatz von haupt- oder nebenamtlichen Betriebsärzten gerade 
für Jie seiriebe der Schuerpunktprogramme sichergestellt werden, Es ist dabei 
von uentschsidender Bedeutung, dass sich in der Person dieses Betriobsarztes die 
gesunahaitlich vorbeuginse Aufgabe mit der behandelnden Tätigkeit des Revier- 
arzta; gemäss der Vereinbarung ver DAF mit der kassenärztlichen Vereiniyung 
Deutschlands verbinnet, 

Larüber hinzus muss es in jeden Einzelfälle un:er Ziel sein, dem Betriebsurzt 
nicht nur zum behandelnden Arzt (Revierarzt), sondern, falls erforderlich, 

auch zun Vertrauensarzt zu machen, 

Dieser erweitsrte Auftrag des Betrisbsarztes bedsutet für die Gefolnschaft der 
Betriebe, „elche über einen derartizen Arzt verfügen, Aufhebung der 
freien Arztwahl, Nach Absatz III und IV der Anweisung des KVN! 
Es hat sich uls zweockmässis er iesen, zur Unterstützuns des Arztes zwecks 
üssuchs bsttlägeri,jer Kranker seitens des Betriebes auch Krankenbetreuer ein“ 
zusetzen. 

oo... 

wir vertreten des Grundsatz des Leistungssozialismus,. Sozial betreut und 
persönlich gefördert ird nur der, der in echter Selb. tverantwortung als Ver- 
"flichtunn der Volksgsmeinschaft geoenüber ständig bereit ist, seine boste 
Leistung zu geben, Ihm oilt all’ unsere Sorye, Alle anderen aber, welche 

diese persönliche Haltung nicht an den Tau legen, stellen sich ausserhalb 

jeder betrieblichen Sozialbetreuung, 


„bschrift 


her keichsgesundheitsführer der Neich arbeitsninister 


Be.lin, den lÜ.Febr.ar 1945 


„uf Veranlassın,; und in Verbinäun; nit den Generaäl- 


kommissar des !'ührers für dis Janitits- und Gesuntteits- 


28.Juli 1942 


Meldung arbeitsunfähig Erkeanfter 
| duch Betriebsführer 


Um einen reibungsfoien Arbeiiseinzas zu 
gewährleiiten, hat der Reihsarheiisminijter 
angeordnet, dak Rünftig die Beirieksführer 


- Reichsgesetzül.I Fr.87 2.515 -ör. Guternauth, 
Universitäits:linix Frinkiurt a.\., buvollnichtigt, in be- 


stiazten 3etrieben Lberprifun_ en ües Krankenstznaes vorzu- 


den WKintritt der mit Arbeitzunfähizkeit 
verbundenen Erkrankung folher bei ihnen 
Befhäftigten der zuftändigen Krankenkafe 
(Eriagkaffe) zu melden haben, die wäh- 
rend ihrer Krankheit den Arbeitsentgelt 
weiterbezieben, Die Anordnung ermöglicht 
deu Krankenkofeen, au diefe Der- 
fiherten duch ben verfrauens- 
ürztiihen Dienst betreuen zu 
Iajfen. Die Dieldung, deren näherer In- 
balt voraefhrieben ijt, it nur erforderlich 
bei Krankheiten von mehr als dreitägiger 
Dauer und muß innerhalb von drei Ungen 
nadı Ablauf des dritten Krankheitstages 
erjtattet werden. 

Die Meldung muß enthalten: Dor- und 
Zuname des Derjiherten, Gehuriszeit, Woh- 
nung, Artder Erkrankung, Yaz des 
Beginns der Arbeitsunfähickeit, Namen 
des behandelnden Arztes uns 
Hamen des befhäftigenden Betrieixs. 


reinen und gezebenenf:lls iin erforderlich erscheinende 
walnchnen zu treffen. 

Krankenh'iuser, Kliniken und Estrieosürzte, insoe- 
sondere auch Gezundieitzcienststellen,wie Gesundheitsänter, 
Reichsärztekannern, die KV)., der Jertriuensärzstlicae 
Dienst usw. haben Dr. » Hinsicht zur Durchführung 
seiner Aufgabe zur Verfügung zu stenen und jede von ihn 
für no:wendig gehüöltene Hilfe und Unterstützung zu leisten, 


Die „usammentrseit mit dem vom Reic.:sminister für Be- 


waffnung und Kunition Sonderbeauftragten Dr.mei.Poschnann 


"ist gesichert. 
Der Reichsgesundheitsführer 
gez.dr. Conti. 
Der Reichsarbeitsminister 


gez.l.a. Engel. 


2.08 


Abschrift (Fk. 1357 A) 7 (ns. Ltr 
Nationelsozizlistische Deutsche Arbeiterpartei 
Part&-Kanzlei 
Führerhauptquartier, den 19. Februar 1944 
München 33 
Föhrerbau 
IIIB- La. 


Der Leiter der Partei-Kanzlei 


Herrn 


Reichsninister und 

Chef der ieichskanzlei 

Dr. Lanners 

(1) Berlin Y8 
Voßstr.6 


Sofort! 


Betrifft: Generelkommissar Prof. Dr. Brand. 


Sehr verehrter lierr Dr. Lanmers! 


Seit einiger Zeit führt in Gau Baden ein Dr. Yeyrauch els Beauf- 
tragter des von Generalkommissar Prof. Dr. Brand einzesetzten Be- 
vollmächtigten fir Sonderaufgaben in der Ristunysindustrio 
Dr. Gutermuth Kontrolluntersuchungen krank gemeldeter Geiolzschaits- 
mitglieder mit dem Ziel möglichst weitgehender Gesundschreibungen 


Inn 


durch. Hierzu erfehre ich von Gauleiter !!agner, daß diese Titigkeit 
neben unnötiger Doppelarbeit so zahlreiche Unzutriöglichkeiten mit 
sich bringt und neben verschwindend praktischen Nutzen so viel’’ache 
Nachtzile zeigt, daß man besser daran täte, von diesem Verfahren mög 


lichst bald Abstend zu nehnen. 


Im einzelnen wird ausgeführt: 

1. Dr. Feyrauch führt täglich etwa 150 Kontrolluntersuchungen durch 
und hat danach bei einer zugrunde gelegten Tagesarbeitszeit von 
Bei der 
Kürze dieser Zeit ist es selbstverständlich auch einem besonders 
qualifizierten Arzt nicht möglich Fehldiagnosen zu vermeiden und 

Fälle 


l!eyrouch gesund 


10 Stunden für eine Untersuchung 4 Minuten zur Verf“gung. 


Fslle, in denen Gefolgschr!tsnitzlieder von !r. 


geschrieben werden, ohne tats’ichlich arbeitsi"hiz zu sein, sind 
durchaus nicht vereinzelt. Fir den ‚Arbeitseinsatz is 


Gesundschreibungen jedoch gar nichts gewonnen. Die Goesundgeschrie- 


t durch diese 


benen müssen in diesen Fällen entweder von den Betriebsführern 
bis zur tats’ichlichen "iederherstellung ihrer Gesundheit beurlaubt 
rerden, oder sie lauren Gefahr, nachtsiligere Gesundheitsch’di- 
gungen oder Spätfolgen davon zu tragen, die dann in jedem Falle 


einen l’inger dauernden Arbeitsausfall zur Folze haten. 


Die von Dr. Yeyrauch ebgeetienen Beurteilungen sind jedoch für 


die Beteiligten bindend ı und nd insbeson 
Krenkengelies maßgebend. 
u . 


‚ere fr die Auszahlung des 


Dis sich bei einer Gesundschreibuns in Falle tats“chlicher Arbeits- 
unf'thigkeit ergebenden llärten, Schwierigkeiten und ungünstigen 
stinaungsnäßigen Auswirkungen liesen zuf der Iland. 


2. Als besonderer Mißstand erscheint es, daß von den Kontrolluntersu- 
chungen auch die von den Durchgengsärzten der Berutsgenossenschaf- 
ten behandelten Fslle erfaßt werden. Als Durchgangsärzte sind von 
den Borufsgenossenscheften von Gauamtsleiter des Ants für Volksse- 
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sundheit jedoch ausschließlich Är2te benannt, die nicht nur auf; 
Grund ihrer Fachausbildäung sich zur Behandlung Infaltyertsieter be- 
sonders eignen, sondern deren politische Zuverlässigkeit und aanit 
auch deren Verständnis für die Notwendigkeiten des Arbeitseinsat- 
zcs im I Kriegsjchr aß Zweifel steht. ° 


bi. pe 


Es erscheint nun wenig sinnvoll, den Urteil dieser Ärzte - es sind 
dies in Straßburg der Leiter der chirurgischen. Untversitätsklinik, 
Prof. Dr. Zuckschwerät, und der Facharzt fir orthopädische Chirur- 
gie, Dr. Rockling, - das auf Grund einer nur flüchtigen Kontroll- 
untersuchung gewonnene Urteil des nicht über besondere Fachausbil- 
dung verfügenden Dr. Weyrauch überzuoränen, zumal das Urteil der 
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Durchzenrsärzte sich meist aui l’nzere Bohandlungszeit stützt 
und die Durchgan;särzte auch über bessere Untersuchunzsein- 
richtun.en verfügen. 

Es wird daher für uner!äßlich gehalten, daß die von Dr. 
Gutermuth offenbar aufgehobene, auf Grund einer Entscheidung 
des Reichsversicherungsantes jedoch bisher gehandhabte Rege- 
lung wiederhergestellt wird, wonach Kranke, welche in berufs- 
genossenscheftlicher Heilbehandlung bei einem besonders aus- 
geir’hlten Facharzt (Durchgangsarzt) stehen, von der allgemei- 


nen Kontrolluntersuchung ausgenonnen sind. 


Nach der bisherigen “rfahrung deckt sich das Ergebnis der Kon- 


vo 


trolluntersuchung bei 90 # der Kranken der chirurgischen Tni- 
versitätsklinik und des Unfallkrankenhauses nit der Meinung der 
behandelnden Ärzte. Da die Kontrolluntersuchung sich im wesent- 
lichen auf das Untersuchungsergemnis der Klinik stützen muß, 
ist das verständlich. Es ist eber auch offensichtlich, daß die 
Kontrolluntersuchung zum nindesten in diesen Fällen unnötig 
ist. Durch eine kurze vorherige Anfrage des Kontrollarztes bein 
behandelnden Arzt könnte dies ohne weiteres festgestellt werden. 
4. Dr. Weyrauch führt seine Untersuchungen jedoch ohne Fühlungnd- 
ne mit den Ärzten des Gaues durch. Er hat seine Tätigkeit in” 
Stre3burg aufgenommen, ohne das Gauamt für Volksgesundheit, 


die Gesundheitsabteilung des Chefs der Zivilvervaltung - Ver- - 


waltungs- und Polizeiabteilung - oder ‘die Ärztekanner Baden- 
Elsaß und die Landesdienststelle der KVD zu wnterrichten. 


a 


5. Schließlich wird die getroffene Regelungfier Einkünfte des Dr. 


Weyrauch, der neben seinen ordnungsgemäßen Gehalt für jeden 
untersuchten Kranken noch eine Art Kopfgeld von EM, 2.- erhel- 
‚ ten soll, beanstandet. 5 5 
Ich 
dız 


Izh wäre Ihnen dankbar, venn Sie dissen Yo orzeng besonders im Hin- 
blick zuf die Herm Prof.Dr.Brend von Kihrer erteilten Vollmach- 
tan überprüfen wirden. 
Heil iitler! 
Ihr 
sehr ergebener 
gez. M.Bormann 


Abschrift. 


Der Chef der Zivilverwaltung Strassburg, den 3.März 194 
im Elsass BRITZ; 


Br. P5/45# 


An die 
Partei-Kanzlei 


München 33 


Barrerstr.15. 


Betr.: Bautee  Tuntergnehong des Beauftragten des Dr. 
utermuth in Strassburg. 


Bezug: Mein Schr.v.7.2.1944 - Br.Pö/t 21 - 


Der Direktor des Unfallkrankenhauses und der chirurgischen 
Universitätskliniken in Strassburg, Frof.Dr.Zuckschwerdt, 

hat mir inzwischen berichtet, dass die in dem Schreiben des 
Gauleiters vom 7.2.1944 - Kr.Pö/# 21 - dem Leiter der Fartä - 
Kanzlei mitgeteilten Unzuträglichkeiten, die sich durch die_ 
Kontrolluntersuchungen des des Dr.#ejrauch, Weyrauch, des Beauftragten des 
von Generalkomnissar Prof.Dr.Brand eingesetzten Bevollmäch- 
tigten für Sonderaufgaben in der Rüstungsindustrie hier in 
Strassburg ergeben haben, noch durch folgenden Umstand ver- 
schärft werden : 


Die Kranken und Verletzten werden jetzt unmittelbar bei 


ihrer Krankmeldung, sowohl zum Durchgangsarzt als auch zun 
Vertrauensarzt geschickt. Gehen sie zuerst zum m Durchgangs- 


arzt, so muss der Vertrauensarzt den frischen Verband von 

der Wunde wieder abreissen, wenn er sein Gutachten überhaupt 
auf eigene Untersuchung stützen will. Gehen sie zuerst zun 
Vertrauensarzt, so sitzen sie dort mehrere Stunden und ver- 
säumen die günstige Zeit für die Aundversorgung. Prof.Dr. 
Zuckschwerdt hat hat mit diesem Zusamhenhang folgendes ausge ausgeführt: 


"Ich Er alent „ee Hu diesen Kasine. weiterhin ni a . 
ankenkassen sleich- 


rg zu mir und zum Vertrauensarzt schicken mitgetsilt, 
ch diese Verletzten weder im Unfallkrankenhaus noch in 


der Rn ischen Universitätsklinik in Behandl 
Elsa Haß Maßnahme jeder Vernunft elle me 


Ich Per hiervon im Auftrag des Gauleiters im Nachgang zu 
seinem obenbezeichneten Schreiben noch Kenntnis geben. 


In Auftrag 
gez.Unterschrift. 


F.d.R.d.A. 


ner Beauftrante für den Vier jahresplan 
sr Generalbeauftragte für den Arbeitseinsatz 


»eo0® 


Zueite Anordnung zur 
Sicherung der Ordnung in den Betrieben 
vom 23. September 1944 


$1 Meldung der Bohnung 


$2 Meldepflicht bei Fernbleiben von der Arbeit 


29929098 


$3 Zusätzliche Meldumn im Krankheitsfalle 
(1) Bei Arbeitsvers''umnis wegen Krankheit hat das Gefolgsch. ftemitglied ferner, 
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wenn es einen Arzt in Anspruch ninmt, dem Betriobsführer sofort nach der arsten 
ärztlichen Untersuchung mitzuteilen, 
bei weichem Arzt es sich in Behandlung !egeben hat, 
ob der Arzt das Vorliegen von Arbeitsunfähigkeit bejaht hat und 
«wenn das Gefolgschaftsmitglied einer gesstzlichen Krankenkasse 
angehört- ob und wann es dis Arbeitsunfühiykeit der Krankenkasse 
gemeldet hat, 
(2) Ausserdem ist die Arbeitsunfähigkeit ver zuständigen Krankenkasse nach den 
defür bestehenden besonderen Vorschriften zu melden, 


$ 4 Überprüfung des Fehlstandes 


$ 5 Nachprüfung der Arbeitsunfähigkeit 


(1) Der Betriebsführer ist berechtigt, jederzeit die Untersuchung des er- 
krankten Refolgyschaftsmitgliedes durch den Vertrauensärztlichen Dienst 

der Krankenversicherung zu beantragen. Des Gefolgschaftsmitglied Ist ver- 
pflichtet, der Aufforderung zur vertrauensärztlichen Untersuchun; nachzu= 
kommen, 

(2) Die Koste: der vertrauensärztlichen Untersuchung eines nicht versicherten 
Gefolgschaftsmitgliedes trägt der Betrieb, 


$ 5 Fortfall er Entgelt- oder Zuschußzahlungen 


(1) Verletzt das Gefolgschaftsmitglied die ihm nach $ 2 und Ü 3 Abs,i obliegende 
Pflicht oder kommt es der Aufforderung zur vertrauensärztlichen Untersuchung 
nicht nach, so entfällt ein etwaiger Anspruch auf Weiterzahlung; des Gehalts, 
Lehnses oder der Erziehungsbeihilfe oder auf Zahlung eines Zuschusses zum 
Krankengeld... 


$ 7 Entziehung des Krankengeldzuschussas für künftige Krankheitsfälle 


Der Betriebsführe -kann -in Betrieben, in denen sein Vertrauensrat besteht, 
nach Beratung in diesem — dem Gefolgschaft mitnlied den Anspruch auf Zahlung 
eines Zuschusses zum Krankengeld für künftige Krankheitsfälle bis zur Dauer 
eines Jahres, im Wiederholungsfalie bis zu zwei Jahren, durch schriftliche 
Mitteilung unter Angabe der Gründe entziehen, wenn das Gefolgschaftsmitglied 
sich, ohne arbeitsunfähig zu sein, krank gemeluet hat oder die Arbeit nicht 
sofort nach Wiederherstellung der Arbeitsf higkeit aufnimmt „se 


$ 8 Kürzung des _Krankengeldzuschusses 


$ 9 Nacharbeit -Anrechnung auf den Urlaub 

#1) Hat ein Gefolyschaftsmitglied u krank geneidat ohne arbeitsunfähisg zu 
sein, oder durch sonstiges Bummeln (unentschuldigtes Fehlen) Arbeitszeit ver- 
s umt, so ist die versäwnte Arbeitszeit auf Verlangen des Betriebsführers 
ouer seines Beauftragten innerhalb der gesetzlich zulässigen Grenze der Ar= 
beitszeit und des Arbeitsschutzes nachzuholen, die Nachholung ist auch 

an Sonnabendnachmittagen und an Tagen zulässig, an denen das Gefolgschafts- 
mitglied sonst von der Arbeit befreit ist, z.B. an Sonn- und Feiertagen. Für 
diese Nacharbeit entfällt ein Anspruch auf Zuschläne für Mehr-, Nacht», Senn= 
oder Feiertägsarteit, 


$ 13 fortfail der Lebensmittelzulagen bei pflichtwidriger Arbeitsversäumis 


In Fällen ungerechtfertigten Fernbleibens sinas Gefolgschaftsmitgliedes von 
der Arbeit (Arbeitsbunmelei) oder bei flichtwidrigem Zurückhalten mit der 
Arbeitsleistung hat der Betrisbsführer, da die nach den geltenden Bestimmungen 
für die Ge:: hrung von Lebensmittelzulagen erforderlichen Voraussetzungen 

nicht mehr erfüllt sind, die dem Gefolgschaftmitglied bewällinten Zulage- 
oder Zusatzkarten einzubehalten und unter Angabe der Gründe an das Ernährungs- 
amt zurückzugeben, Selche Gefolsschaftsmitglisder sind ferner an den Sonderzu- 
teilungen von Lebens, und Genußmitteln, die einem Batriebe wegen besonderer 
Arbeitsleistungen etua gegeben werden, nicht zu beteiligen, 
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} Inhaltsverzeichnts der Lieferungen 1—A 
nen nennen 


Inhaltsverzeichnis 


Teil I (Reichs-Arbeifseinsatz-Ingenieur] 


Richtlinien, Anweisungen und Rundschreiben vom Reichs-Arbeits- 
einsatz-Ingenieur 


Teil 1 (Vom Arbeitsfeld des Arbeitseinsatz-Ingenieurs] 


Einsetzung von Arbeitseinsatz-Ingenicuren 


Methoden einer rationellen Kurzanlernung von Hilfsspezialkrätten. 
Von Ingenieur J. Cornely 


Erfolge aus der Praxis des Al. 


Arbeitseinsatz und Arbeitseinsatz-Ingenieure. Von Präs. Dr. Link, 
Leiter des Arbeitsamtes Dresden 


Die Aufgaben des Bezirks-Arbeitseinsatz-Ingenieurs. Von Major 
Dr. Peters, BAI 


Der Arbeitseinsatz-Ingenieur und die betriebliche Praxis 
Leistungssteigerung im Konstruktionsbüro, Von J. Pistor 
Berufserziehung und Menschenführung im Betrieb. Von Dr. Saurwein 
Umsetzung von Arbeitskräften für die Behebung besonderei Notstände 


Der Arbeitseinsatz-Ingenieur, seine Aufgabe, Stellung und Persön- 
lichkeit.,Von Reichs-Arbeitseinsatz-Ingenieur G. Friedrich 


Refa — Was ist Refa? Von Refa-Obmann Riedl 


Die Praxis der betrieblichen Verluststellen- und Fehlerbekämpfung. 
Von Ina. H. Herrnsdorf 2 


Teil Il (Erfahrungsaustausch) 

Erfahrungsaustausch, Anregungen. Von Dipl -Ing. K. Hempel, 
Gruppenleiter beim RAI.. . . 

Erfahrungen beim Einsatz von hochwertigen Fachkräften 
Möglichkeiten des Fraueneinsatzes in Hüttenwerken. Von H. Spitzer 
Änregungen und Erfolge aus der Praxls: uw son se rme. 


a 
Dieses Blatt bitte vor der Leiikarte Teil I einlegen! 


Erfahrungsaustausch . «seo... ie. 

Erfahrungen aus der Tätigkeit des Arbeitseinsatz-Ingenieurs . 

Die tägliche Betriebsunterweisung — ein Mittel zur Telgtungs- 
steigerung. Von Ing. H. Herrnsdorf . “ : 

Kriegseinsatz technischer Berufe. Ton Bid. Any. Lynen 
Betriebsüberprüfungen i 2“ 

Erfolgsberichte eines Al 


Uber einen innerbetrieblichen Werbefeldzug gegen Zeitverluste und 
Arbeitszeitverschwendung .. 


Maßnahmen zur Senkung des Krankenstandes 


Kanye Bezike, vertreten durch deien BAL haben mit den Gau-Ärzte 
führern Verhandlungen geführt, die zu erfreulichen Ergebnissen und Be- 
schlüssen kamen. Angeregt vom LeistungsausiaN durch Krankheit, die ihre 
Grunde dann finden —- wie unsere Al voll bestätigen können — 

1. in einer Überlastung der Privat-(Kasse)Ärzte und die daraus folgende 

teilweise oberflächliche Untersuchung, 

2. durch das „Krank-Feiern”, d.h. die 1—2tägigen Krankheiten, weil erst 

ab dritten Tay die ärzliche Untersuchung vorgeschrieben ist, und 

3. durch mangelnde Einschaltung von Vertrauensärzten. 

Es wurde vereinbart, z.B. im Bezirk H: 

a) Sämtliche Ärzte (Betriebs-, Privat- und Kassenärzte) sind verpflich- 
tet, Betriebsangehörige von Rüstungsbetrieben nur dann zur Unter- 
suchung anzunehmen, wenn diese ihnen einen verschlossenen Brief- 
umschlaq ihres Betriebes aushändigen. 


Dieser Umschlag enthält einen Laufzettel, der die Ansicht des 
Betriebes über die Krankmeldung wiedergeben soll ({z. B. „notori- 
scher Buminler” oder „gewissenhafter Arbeiter” pp.). Dem Arzt soll 
auf diese Weise Gelegenheit gegeben werden, den Krankheitsfall 
nicht nur von der rein diagnostischen, sondern auch von der 
psychologischen Seite her bewerten zu können. 

Der Laufzettel ist vom Arzt streng vertraulich zu behandeln. Ein 

Abschnitt des Laufzettels wird vom Arzt abgestempelt und ist vom 
Gefolgschaftsmitglied dem Betriebe zurückzugeben. 
Durch diese Maßnahme wird erreicht, daß nicht nur das Urteil des 
Betriebes gehört wird, sondern auch gleichzeitig eine Kontrolle über 
den tatsächlichen Besuch des Arztes erfolgt und gleichzeitig der 
Besuch mehrerer Ärzte verhindert wird. 

b) Es soll angestrebt werden, die Betriebsordnungen dahingehend ab- 
zuändern, daß Krankmeldungen nicht erst am dritten Tage, sondern 
schon am ersten Tage des Krankseins ärztlich begutachtet werden 
müssen. Entsprechende Anträge sind dem Reichstreuhänder der 
Arbeit gegebenenfalls einzureichen. : 

c) Der Gau-Ärzteführer hat sich prinzipielf bereit erklärt, den einge- 
setzten Betriebsärzten künftig den. Charakter von Vertrauensärzten 
zu geben. Es soll hierdurch eine Abkürzung des Verfahrens und 
einge Reobachtung des Krankheitsfalles durch diejenigen Ärzte er- 
reicht werden, welche die Krankmeldung am besten beurteilen 
können. 

Das Formular des l.aufzette]s ist in Ausarbeitung. Nähere Mit- 
teilung über die Einsetzung des neuen Verfahrens ist abzuwarten. 
Sie wird von der Deutschen Arbeltsfront erfolgen. _ 

Diese Regelung kann allen Bezirken nur bestens empfohlen werden. 
m 
Ebenfalls müßte eine Änderung in der Bezahlung der ausländischen 
Lagerärzte stajfinden, soweit sie, wie bisher zum großen Teil für jeden 
von ihnen behandelten Kranken einen bestimmten Satz bezahlt bekommt. 
Damit wird erreicht, daß der ausländische Lagerarzt, um viel zu ver- 
dienen, recht viele krank schreibt. Vielleicht ist eine Pauschalsunnme das 


Richtige, oder wer weiß eine bessere Regelung? Der jetzige Zustand er- 
scheint nicht tragbar. 


Praktische Maßnahmen aus den Bezirken, die Erfolg hatten 


Überwachung der Leistungen von Ausländern und Kriegsgefangenen 


Das Ansteigen der Ausländeranteile in den Betrieben erfordert besondere 
Beachtung hinsichtlich der Behandlung und Entlohnung, um sie leistungs- 
tüchtig zu machen. 


So berichtet eine Stahlgießerei, daß sie leistungsschwache Ausländer mit 
besonderem Erfolg von einer angenehmeren zu einer schwierigeren oder 
schmutzigeren Arbeit versetzt. 

‚Ein anderer Betrieb versetzte unzuverlässige Ostarbeiterinnen an Arbeiten, 
bei denen die Maschine die Arbeitsleistung und das Tempo bestimmt. 


Ein weiterer Betrieb läßt die faulsten italienischen Militärinternierten 
nacharbeiten und konzentriert sie besonders im Lager. 


Arbeitsleistung und Arbeitsdisziplin wirkten sich unter den Ausländern 
in einem Betriebe dadurch günstig aus, daß sie bei Vergehen oder 
schwachen Leistungen sofort zur Rede gestellt wurden und durch eine im 
Betriebe beauftragte Person, die polizeiliche und sicherheitsmäßige Befuy- 
nisse hat, dadurch geahndet werden, indem diese den Ausländern den Vor- 
schlag einer freiwilligen Buße macht, die in jeder beliebigen Höhe sein 
kann. Auf diese Weise sollen die betreffenden zu ordnungsliebenden Mit- 
arbeitern erzogen und ihre Vergehen geahndet werden. Diese freiwillige 
Buße, welche immer zugunsten des Roten Kreuzes abgeführt wird, zahlen 
die Ausländer gern, weil sie dieses Verfahren der Einlieferung in ein 
Arbeitserzichungslager vorziehen. Der ‚Betrieb berichtet, daß dadurch ein 
einträchtiges, sicheres und zuverlässigeres Arbeiten eingelreten sei und so 
gar von einer äußerst geringen Fluytuation zu sprechen ist. 


Wo anders hat eine Leistungsprämie auch einen Erfolg gebracht. 


Ein Werk berichtet, daß es geschulte und zuverlässige Ausländer als 
Vorarbeiter und Einrichter eingesetzt habe und damit gut fahre. Allerdings 
dürfen ausländische Meister und Vorarbeiter nur über Ausländer und nicht 
über Deutsche eingesetzt werden. Die Autorität der Deutschen über die 
Ausländer muß in jedem Falle erhalten und gefordert werden. 
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Krankmeldimgen 


Zur Bekämpfung der Bummelei wird in mehreren Betrieben der Tarif- 
urlaub gekürzt bzw. gestrichen, die Lebensmittelzulagen und die Raucher- 
karte entzogen. 
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Die eingerichtete Überwachungsstelle der Ausfallstunden eines Betriebes 
hat sich .bewährt. Der Krankenstand wurde gegenüber dein Vormonat um 
26®/o gesenkt. Durch tägliche Kontrolle der Kraukmeldungen der Ausländer 
gleich nach Arbeitsbeginn konnte die Krankenziffer wesentlich gesenkt 
werden. 


Durch Einführung eines l.aufzettels, konnten die Krankenstunden eines 
Werkes im Gegensatz zum Vormonat um 50°. gesenkt werden. 


Ausländereinsatz 
Überwachung 


Der A.-I. einer großen Firma teilt mit: In seinem Betilebe wurde Test- 
gestellt, daß die itälienischen Militärinternierten Gelenkschwellungen künst- 
lich dadurch hervorrufen, indem sie laufend starke Salzlösung in warmem 
Zustande trinken. In dem Betriebe haben sich auf diese Weise bereits 100 


von einigen hundert dort tätigen italienischen Militärinternierten von der 
Arbeit gedrückt. Die mit der Überwachung der italienischen Militärinter- 
nierten beauftragten Männer sind davon in Kenntnis zu setzen, damit sie 
darauf Obacht geben, daß sich Ähnliches nicht auch in andeıen Betrieben 
ereignet. 


Die richtige Kur 


In einem Betriebe, stiegen die Krankmeldungen der Ostarbeilerinnen 
rapide an. 


Der Betriebsführer ordnete darauf für alle Ostarbeitesinnen Ausganys- 
Sperre und sofortige Bettruhe am Sonnabend und Sonn- 
tag an. Aul\Befragen der Ostarbeiterinnen, warum das für alle geschehe, 
wurde diesen erklärt, sie seien zum Arbeiten da und müssen vor Krankheit 
geschützt werden; der Krankenstand sei beängstigend hoch. Die Folge wa, 
daß sich nur noch einige wirklich Kranke meldeten und die Masse sich 
über Nacht als gesund und arbeilsfähig ıneldete. Das Rezept der Gesundung 
haben die Ostarbeiterinnen unter sich gefunden. 


‘ 
Die Leistung der englischen Kriegsgefangenen wurde im Berichtsmonal 
um 15% erhöht. —'’18 Kriegsgefangene wurden durch Anlernung zu Stein- 
bruch-Nacharbeitern ausgebildet. 


Die durchgeführte Staffelung der französischen Kriegsgefangenen in Lohn- 
und Leistungsgruppen hat sich bewährt. Die im Duischschnitt beobachtete 
Leistungssteigerung beträgt ca. 10%. Der Kräftebedarf konnte auf Grund 
genauer Überprüfung von 31 auf 20 ermäßigt werden. —- Durch verschärfte 

Kontrolle der Arbeitsausfälle konnten diese von anfänglich 18% aut 12% 
und jetzt auf 8,1% gesenkt werden. 
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Kampf dem Fehlstand 

Aus den Berichten und Betriebsüuberprüfungen ergibt sich, daß der Fehl- 
stand inner noch viel zu hoch ist. Die Ursachen dafür sind verschiedener 
Natur. Es ist daher notwendig, anbaud der gewissenhaft gemachten Einzel- 
meldungen der Abteilungen und den genauen Unterlagen der Gefolgschatts 
buros die richtig gegliederte Unterteilung nach Ursachen vorzunehmen 

Sie erst ermöglicht es, wirksam gegen den Fehlstand anzukämpfen. 

Im Kampf gegen die Fehlstunden bewährt sich die tägliche Erfassung 
3er Ausfalistunden und die Bekanntgabe von Abwesenheits- 
listen. . 

Dis A.-I und Werksleitungen müssen alles tun, um den Fehlstand zu 
verringern, aber auch die Arbeitslust zu fördern. Mittel und Wege 
daru sind: 


1. eine schärfere Kontrolle; 


2. die im Eifahrungsaustausch bereits veroffentlichte Methode der An- 
tegung und das gute Vorbild; 


3. Vereinbarung mit der Gauärztekammer, wonach auch die Betriehs- 
ärzte Vertrauensärzte sein können; 


4. venkehrsentfiechtende Maßnahmen, die zur Besserune der Oruani- 
sahen der An- und Abfahrt zwischen Wohnung und Aıbeitsstälte 
beitragen; 
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‚ innerbetriebliche Maßnahmen, wie 2.B. Einrichtung von Reparntuı- 
werkstätten, besondere Ausbesserung von Arbeitsschuhen, Friseur: 
stuben, Linsiehteng von Kleinkinderbewahranstalten, Übertragung 
von PBehärdonwegen und Abholung der Lebensmittelkarten an 
Synialwalterin; 
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6b. Strafmaßnahmen, wenn die Belehrung und Ihilfe nichts nutzt; 


7. Entzichung von Vorteilen, Raucherkarten, Zulagen und Somewr: 
zuweisungen; 


8. Einrichtung von ZbV.-Kolonnen, die zur Erziehung wesentlich bei- 
tragen können. 


Das Herabdrücken der Fehlstunden ist eine der wichtigsten Aufgaben, 
die wir uns gestellt haben. 


Beispiele und llinweise: 


„Ich kann wohl sagen, daß ich da qute Erfolge erzielt habe“, berichten 
einige Al. überemstimmend. In erster Linie wird jede veısäumte Zeit, 
soweit dies möglich ist, nachycarbeitet bzw. bei deutschen Gefoigschatts- 
mitgliedern vom Urlaub gekürzt, wenn nicht Gründe für das Fernbleiben 
vorliegen, die als stichhaltig anerkannt werden müssen. 

Bei Krankrneldungen werden die sich krank Meldenden durch lie Werk- 
schwester der Reihe nach angefordert, sobald der Arzt frei ist. Sie wartn 
nicht unnötig. Hierdurch ist eine erhebliche Ermäßigung des Arbeitsaus- 
falles eingetreten. 

Durch Anlegung schärtsten Maßstabes bei der Abgabe von Passier- 
scheinen während der Arbeitszeit konnten die bierdurch anfallenden Ans- 
fallstunden von 1076 anf 630 ennäßigt werden. 

Zur Vermeidung der Verlustzeiten durch Sonderurlaubsbitten für Lehens- 
mitteleinkäufe und Behördenbesuche ist in einem anderen Betriebe eine 
Hilfe eingestellt worden, die ausschließlich diese Besorgungen ciledigt. 
Die Einrichtung hat sich bewährt. 

Ein Großbetrieb meldet: Bei den in einer 1-Schicht arbeitenden Weık- 
stätten wird der Ausländer solange am Arbeitsplatz behalten, bis er die 
durchschnittlich verlangte Stückzahl geschaffen hat. Aus Erziehungsgrün- 
den darf die in einer Werkstatt jeweils über die Normalzeit eingesetzte 
Gruppe erst dann abrücken, wenn der letzte sein Pensum erfüllt hat. bei 
den in 2 Schichten arbeitenden Workstätten ist diese Maßnahme nicht 
durchführbar. Dort werden die Betreffenden der Hof- und Reiniyungs- 
abteilung nach Beendigung der Normalschicht zugewiesen, wo sic min- 
destens 2 Stunden harte Arbeit zu leisten haben, 

Eine andere Tirina meldet: Die Tiennung der Franzosen während dei 
Arbeit soll noch weiter durchgelührt werden, da es sich bestens bewahrl 
hat, wenn die Franzosen einzeln mit deutschen Arbeiten arbeiten, wah- 


rend bei Zusammenarbeit mehrerer Franzosen zuviel erzählt wird 

' Die Reparaturhandwerker, die leistungsmäßig schwer zu erfassen sind, 
werden durch eine besondere Lohnregelung an der Leistung der von 
ihnen betreuten Maschinen interessiert. Je reibungsloser und länger diese 
Maschinen laufen, um so höher sind die Zulagen zum Lohn der Reparatur- 
handwerker. 
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Mafinahmen zur Senkung des Krankenstandes 


Unter diesem Absatz bemerkten wir in der Neuausgabe des Mitteilungs- 
blättes, daß eine Änderung ın der Bezahlung der ausländischen Lagerärzte 
erwünscht sei, da diese Ärzte, um vier! zu verdienen, recht viele Läger- 
angehörige krank schreiben. Ts wurde gebeten, dem RAI. bessere ge 
eianete Vorschläce zu machen 

Dazu gingen folgende Vor«chlüue ein: 

Die ausländischen Lagerärzte erhalten eine Pauschalsumme X, welche 
bezahlt wird, solange der Kragkenstond normal ist. Für jedes Prozent 
uber oner unter dem normalen Krankenstand erhält dieser Lagerarzt 
5—1Nn"i mehr ader weniger an Gehalt Es ist dann sein 
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Interesse, für einen quien Gesundheitszustand der ihm Anvertmiuten zu 
sorgen. 

Ein anderer Einsender ıegt an, daß in diesem Falle ein in China ubliches 
Verfahren angewendet wird, dergestalt, daß der Arzt nicht fur den 
Kranken, sondern für den Gesunden cinen festen Sata 
bekommt, der ihm während der Krankheitsdauver des zu Belreuenden 
entzogen wird. Auf diese Weise hat der Arzt ein Interesse daran, vor- 
beugend zu wirken und die Zahl der Kranken möglichst klein zu alten. 

IMe Betriebe, die ausländische Lagerärzte selbst bezahlen, können von 
dem besten Modus, der zur Senkung des Krankenstandes beitiagt, selh 


ständig Gebrauch maächen. 


Weißbuch zur 


Unternehmer- 
moral 


Pressionen der Betriebskrankenkasse 


Ein Einzelfall zeigt deutlich, welche „moralische“ Einstellung 
die Werksleitung bei diesen Vorkommnissen an den Tag legt: 
Ein Beschäftigter der Adam Opel AG wurde von scinem Haus- 
arzt krank geschrieben. Daraufhin wurde der Hausarzt von der 
Betriebskrankenkasse angerufen und ihm folgendes mitgeteilt: 
Der betreffende Arbeitnehmer habe eine andere Position im 


Herausgegeben vom 
Vorstand der Industrie- 
gewerkschaft Metall 


Unternehmen Adam Opel AG einnehmen sollen, ihm habe - 
wahrscheinlich die Arbeit nicht gepaßt, und er habe sich des- ' 


halb wohl in den Krankenstand begeben. Man gab dem Arzt 
zu verstehen, daß man sich von seinem Patienten trennen 
müsse, falls er die Arbeit nicht bald wieder aufnehme. 


Der Arzt stellte seinem Patienten eine ärztliche Bescheinigung 
aus, aus der einwandfrei hervorgeht, daß der Betroffene 
keineswegs leichtfertig in den Krankenstand versetzt wurde. 
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Außerdem hat der Arzt der Betriebskrankenkasse klar zu 
verstehen gegeben. daß er keine Gefälligkeitsatteste ausstellt. 


Schikanen gegenüber Schwerbeschädigten 


Bei einem Zweigbetrieb der Firma H. Weber in Rothenburg/ 
Tauber sind zwei schwerkriegsbeschädigte Arbeitnehmer be- 
schäftigt, von denen einer Mitglied des Betriebsrates ist. Beide 
Arbeitnehmer sind beinamputiert und seit Januar bzw. März 
auf Grund ihrer Kriegsverletzung krank. Ein Arbeitnehmer ist 
mit einer der schwersten Arbeiten im Betrieb belastet. Dabei 
hatte er sich’schon vor einem Jahr seinen Beinstumpf derart 
verletzt, daß er seine Prothese nicht benutzen konnte. Er ließ 
sich damals nicht krankschreiben, sondern baute sich aus 
Eisenabfällen (es handelt sich um einen Metallbetrieb) ein 
Gestell, auf. dem er seinen Beinstumpf befestigte, so daß er 
weiter arbeiten konnte, obwohl der Stumpf damals wie auch 
heute offen war. Diese Geste wurde dem Beschäftigten wenig 
gedankt. Obwohl er erst seit dem 2. März erkrankt ist, erhielt 
er schon Ende März/Anfang April ebenso wie sein gleichfalls 
schwerkriegsbeschädigter Kollege einen Brief von der Ge- 
schäftsleitung: 


„Sehr geehrter Herr ... 


Nach Durchsicht unserer Personalakten stellten wir fest, daß 
Sie schon seit... erkrankt sind. 


Wie Sie sicher wissen, wirkt sich dies sehr ungünstig auf den 
Produktionsablauf aus. Bitte teilen Sie uns mit, wann Sie 
wieder arbeiten wollen. 


Mit freundlichen Grüßen 
Die Geschäftsleitung“ 


Blaue Briefe 


In diesen Zeiten der Wirtschaftsflaute scheint das Schreiben 
von Briefen an kranke Arbeitnehmer zu einem besonderen 
Hobby der Werksleitungen geworden zu sein. 


So schreibt die Firma Standard Elektrik Lorenz AG folgenden 
Brief: 


„Bei Durchsicht Ihrer Personalunterlagen haben wir festge- 
stellt, daß Ihre Fehlzeiten überdurchschnittlich hoch sind. Da 
dies den reibungslosen Fertigungsablauf erheblich erschwert 
und für die Erhaltung eines guten Arbeitsgeistes in Ihrer Ab- 
teilung nicht gerade fördernd ist, sehen wir uns veranlaßt, Sie 
zu ermahnen, Ihre Fehlzeiten in Zukunft zu verringern. In der 
Annahme, daß Sie weiterhin bei uns beschäftigt werden wollen, 
würden wir es bedauern, Ihren Arbeitsplatz anderweitig be- 
setzen zu müssen. 
Hochachtungsvoll 


Standard Elektrik Lorenz AG 
Geschäftsbereich Bauelemente 

Werk Eßlingen, Personal- und Sozial- 
wesen.“ 


Ausführlicher schreibt die Firma Karmann-Rheine GmbH 
& Co KG an Kranke: 


„Sehr geehrter Herr... 


Bei Durchsicht der Personalunterlagen haben wir festgestellt, 
daß Sie leider in der letzten Zeit infolge von Erkrankungen 
wiederholt der Arbeit fernbleiben mußten. Auf Grund Ihrer 
mehriachen Erkrankungen in der letzten Zeit haben wir Be- 
denken, ob Sie infolge Ihres gesundheitlichen Allgemeinbefin- 
dens für eine berufliche Tätigkeit in unserem Unternehmen 
überhaupt geeignet sind. 

Sie werden mit uns einer Ansicht sein, daß es sich für unser 
Unternehmen sehr nachteilig auswirkt, wenn die gleichen Mit- 
arbeiter durch Krankheit häufiger ausfallen und somit Umbe- 
setzungen bzw. Neueinstellungen vorgenommen werden 
müssen. 


Sie werden daher Verständnis dafür haben, daß wir im Inter- 
esse des Unternehmens und unserer Belegschaft infolge des 
verstärkten wirtschaftlichen Wettbewerbs in der Zukunft 


nachhaltig prüfen müssen, ob wir das Arbeitsverhältnis zu 
Mitarbeitern, die offenbar aus gesundheitlichen Gründen der 
Arbeit nicht gewachsen sind, lösen. 


Wir möchten Ihnen diese Einstellung in aller Offenheit sagen 
und Ihnen den wohlgemeinten Rat geben, sich für eine leichtere 
Arbeit an einer anderen Arbeitsstätte zu interessieren, sofern 
Sie glauben, daß sie auf Grund Ihres Gesundheitszustandes 
den nun einmal von uns an unsere Mitarbeiter zu stellenden 
Anforderungen nicht entsprechen können. Wir würden es 
allerdings sehr begrüßen, wenn Sie sich inzwischen vollauf 
erholt hätten und in Zukunft ohne Unterbrechungen durch 
Krankheit Ihrer Arbeit bei uns nachgehen könnten. 


Mit freundlichem Gruß 


KARMANN-RHEINE 
GmbH & Co. KG 
Personalabteilung/L“ 


Diesen Brief erhielt unter anderem auch ein Arbeiter, der 
gerade einen Herzinfarkt erlitten hatte, 


Ein ähnliches Schreiben richtete die Firma Voith GmbH in 
Bremen an eine Anzahl von Beschäftigten des Unternehmens: 


„Ihr Arbeitsverhältnis 


Wir müssen leider feststellen, daß Sie — seit Sie bei uns be- 
schäftigt sind — über 25° der gesamten Arbeitstage durch 


Krankheit oder Kuraufenthalte Ihren Arbeitsverpflichtungen 
nicht nachkommen konnten. 
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Wir haben den Eindruck, daß Sie entweder Ihrem Gesundheits- 
zustand nicht genügend Beachtung schenken, oder daß Ihr 
Gesundheitszustand die regelmäßige Ausfüllung Ihres Arbeits- 
platzes nicht zuläßt. Wir müssen Sie darauf aufmerksam 
machen, daß eine Arbeitskraft für unser Werk nur dann von 
Wert ist, wenn sie ihren Arbeitsverpflichtungen regelmäßig 
nachkommen kann. 


Deshalb möchten wir Sie bitten, in Zukunft darauf zu achten, 
daß Sie regelmäßig an der Arbeit sind. Ebenfalls möchten wir 
Ihnen anraten, Ihrem Gesundheitszustand mehr Beachtung zu 
schenken und alles zu tun, um Ihre Arbeitsfähigkeit zu er- 
halten. Fehlzeiten in dem Ausmaß, wie sie bei Ihnen eingetre- 
ten sind, sind für uns betrieblich untragbar. 


Der Betriebsrat unserer Firma ist über die Angelegenheit 
unterrichtet. Bitte bestätigen Sie uns den Erhalt dieses Schrei- 
bens auf der beiliegenden Zweitschrift. 


J. M. Voith GmbH 
Werk Bremen“ 


Wenn man schließlich noch den Brief der Firma Sanitaria in 
Ludwigsburg hinzunimmt, so kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß es sich hier um eine „konzertierte Aktion“ 
der Arbeitgeber handelt: 


„Betr.: Ausfallzeiten 


In den letzten Wochen haben wir die Anwesenheitskartei der 
vergangenen zwei Jahre einer kritischen Prüfung unterzogen. 


Es tut uns sehr leid, feststellen zu müssen, daß sie 
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aus anderen Gründen 
(unbezahlter Urlaub u. dgl.) 1 = 


Tage 


also insgesamt 14 39 
gefehlt haben. 


Außerdem haben Sie in der Zeit von März bis Oktober 1966 
... Stunden eher Ihre Arbeit verlassen. 


So bedauerlich es ist, daß diese erhebliche Zahl von Fehltagen 
nur auf Ihren Gesundheitszustand zurückzuführen ist, möchten 
wir Ihnen doch zu bedenken geben, daß jeder Ausfall einer 
Arbeitskraft bei uns zu Störungen im Fertigungsablauf führt. 
Wir sind deshalb daran interessiert, jegliche Fehlzeiten im 
Rahmen des Irgendmöglichen zu halten. 
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Nachdem nun auch wir die abflauende Konjunktur deutlich zu 
spüren bekommen, müssen wir befürchten, daß wir uns bei 
anhaltender Geschäftslage bezüglich der Zahl unserer Mit- 
arbeiter der Lage anpassen müssen, 


Sie werden einsehen, daß, wenn solche einschneidenden Maß- 
nahmen unvermeidlich geworden sind, wir uns zuerst von 
denjenigen Mitarbeitern trennen müssen, die in der Vergan- 
genheit besonders viele Fehlzeiten aufzuweisen haben. Sicher- 
lich dürfen wir damit rechnen, daß Sie auch für unsere Belange 
Verständnis aufbringen. Die Sicherheit eines jeden Arbeits- 
platzes hängt entscheidend von der Wettbewerbsfähigkeit des 
3etriebes ab. Diese wird von jedem einzelnen mit beeinflußt. 
Hochachtungsvoll 
SANITARIA GMBH“ 
In einem konkreten Fall wurde die Erkrankung eines Arbeit- 
nehmers, die kurz nach Versendung des zitierten Schreibens 


eintrat, in der Firma Sanitaria GmbH zum Anlaß genommen, 
diesen zu entlassen. Nomen est omen. 


» [1 


- 18/1978 - 


Kassenärztliche Vereinigung Hamburg Humboldtstraße 56 26. 


Der Vorsitzende 2000 Hamıhurg 76 Dr 
Teielan (Can) 22 302-1 


Durmwani 321 


RUNDSCHREIBEN N?. 16/1973 


INHALT: 


SENKUNG DES VERWALTUNGSKOSTENBEITRAGES 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG DES VdAK UND DER KBV 
HONORARPOLITIK BEI DEN VERTRÄGEN MIT DEN ERSATZKAS 
FORSCHUNGSPROGRAMM DER BUNDESREGIERUNG 


VERORDNUNG VON BLUTDRUCKMESSGERÄTEN ZUR SELBSTKCHTROLLE 


DURCH DEN PATIENTEN 


NACHTRÄGLICHE BESCHEINIGUNG DER ARBEITSUNFÄHIGKEIT 
-CAVETE! 


WAHLANALYSE DER KAMMERWAHL 


Sehr verehrte Frau Kollegin, 


sehr geehrter Herr Kollege! 


NACHTRÄGLICHE BESCHEINIGUNG DER ARBEITSUNFÄHIGKEIT 
- CAVETE! 


Wir haben verschiedentlich um eine konsequente Einhaltung 
der Vorschriften für die Kassenpraxis gebeten, nach d:nen 
die Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit 


a) nur aufgrund einer ärztlichen Untersuchung erfolgen 
darf, d. h. der Arzt muß sich persönlich von dem 
Krankheitszustand des Patienten überzeugt haben, 


und 


eine rückwirkende Bescheinigung der Arbeitsunfähig- 
keit (eine Rückdatierung des Beginns der Arbeits- 


unfähigkeit auf einen vor dem Behandlungsbeginn 


liegenden Tag) nur im Ausnahmefall und dann in der 
Regel auch nur bis zu zwei Tagen (Kalendertage) 
zulässig ist; der Kassenarzt muß also besonders 
triftige Gründe für die Annahme haben, daß die 
von ihm persönlich "gesehene" Arbeitsunfähigkeit 
bereits seit zwei Tagen besteht (Symptomatik, die 


auf einen bestimmten Krankheitsverlanf szhli# 
läßt; langjähriger verläßlicher Patient), und er 
mu3 dieses auch im Streitfalle belegen können. 


Wir machen hierauf heute deshalb noch einmal mit besond. rent 
Nachdruck aufmerksam, weil Arbeitgeber sich vermehrt dire«r 
oder über Krankenkassen über einen Verstoß geg 

beschriebenen kassenärztlichen Pflichten (8 12 Bundesmanrel- 
vertrag - Ärzte, Abschnitt C Ziff. 5 der Anlage zun Arzt/ 
Ersatzkassenvertrag sowie Erläuterungen zur Vordruckver- 
einbarung, Muster 1) beschweren. wir sind nicht der 
Auffassung, daß die Kassenärzte vermehrt gegen die Bestin- 
mungen verstoßen, wir haben eher den Eindruck, daß die 
Arbeitgeber gezielter auf mögliche Verstöße gegen die 
besondere Sorgfaltspflicht bei Bescheinigung der Arbeits- 
unfähigkeit achten. Das scheint so weit zu gehen, daß einzelne 
Arbeitgeber "schwarze Listen" über Häufigkeit und Dauer von 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen bestimmter Ärzte führen 
und/oder Personen in Kassenpraxen zur nachträglichen Aus- 
stellung von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen bzw. aufgrund 
vorgetäuschter Beschwerden schicken. Es ist selbstverständlich, 
daß wir uns gegen solche Praktiken schärfstens verwahren. 


Beachten Sie bitte in diesem Zusammenhang, da3 Sie einen 
Arbeitgeber keine Rechenschaft über Ihre Arbeitsunfähigkeits- 


feststellungen schuldig sind, sondern nur der Ärztekammer 
und der Kassenärztlichen Vereinigung. Ein Eingehen auf die 


Umstände und Gründe der Arbeitsunfähigkeit in einer Diskus- 
sion mit dem Arbeitgeber - ohne ausdrückliche Zustimmung 
Ihres Patienten - beinhaltet die Gefahr der Verletzung der 
ärztlichen Schweigepflicht! 


ässenärztliche Vereinigung Hamburg Humboldtstraße 56 


Herrn B. Schüttr: 
für die 11 Praktischen Ä: 


\ 31.5.1979 
Der Vorsitzende 2000 Hamburg 76 


Telelon: (04) 228021 Dr. Doe,&m 
Durchwahl 321 


RUNDSCHREIBEN Nr. 23 


INHALT: 


82. DEUTSCHER ÄRZTETAG 1979 IN NÜRNBERG 


DEUTSCHER KASSENARZTVERBAND 
Veröffentlichungen in der MEDICAL TRIBUNE 
und die Folgen. 


BEDEUTUNG DER BESCHLÜSSE DER VERTRETERVERSAMMLUNG 
ARBEITSUNFÄHIGKEITSTAGE IN HAMBURG 
VERSCHIEDENES 


4. ARBEITSUNFÄHIGKEITSTAGE IN HAMBURG 


Schon werschiedentlich habe ich in Rundschreiben darauf hin- 
gewiesen, daß wir uns gerade bei dieser ärztlichen Maßnahme, 
einen Patienten arbeitsunfähig zu schreiben, besonders verant- 
wortungsvoll verhalten sollten. 


Es ist mir natürlich klar, daß ich bei der Mehrzahl der Kolle- 
gen dieses verantwortungsvolle Handeln voraussetzen darf. Da 
aber gerade die Kollegen, die keine Kreisversammlung besuchen, 
möglicherweise auch nur einen Teil der Rundschreiben lesen, 
möchte ich noch einmal den Versuch machen, auch diese Kollegen 
anzusprechen: 

Im Jahre 1978 waren nur bei RVO-Kassen über 4 Mio Kalender- 
tage durch AU-Schreibung ausgefallen. Bei durchschnittlichen 
Kosten eines AU-Tages von ca, DM 200,-- (entstehende Kosten 
für Arbeitgeber und Krankenkassen) resultiert damit für Hamburc 
ein gesamt volkswirtschaftlicher Ausfall von über 1,5 Milliar- 
den DM im Jahr, und zwar nur für die RVO-Kassen, ohne Ersatz- 
kassen. 

Diese Zahlen sollten denjenigen Kollegen, der die AU-Schreibunc 
mit etwas leichter Hand vorgenommen hat, nachdenklich stimmen. 


Zur Information für alle möchte ich Ihnen aus dem Schleswig- 
Holsteinischen Ärzteblatt von dem dortigen Hauptgeschäftsführer 


f, erarbeitote 


bedarf in eigener Praxis DM 


Leistung 


Leisturgsbedarf durch Überwei- 
durch Arrueiverordnungen 
Kosten durch Krankenhauseinwei- 
sungen F 
Kosten durch AU-Schreibungen DM 336.900, 


DM 464.900,-- = 100 


Sie ersehen daraus, daß der Leisturgsbedarf in eigener Praxis 
mit 7,7 % gegenüber den Kosten durch AU-Schreibungen einen fa»t 


verschwindend geringen Prozentsatz ausmacht. 


Sie ersehen weiter aus den Zahlen, da‘ der Slogan der Krarken- 
kassen "ber Arzt habe den Schlüssel zum Geldschrank ir der Ha..d" 


nicht völlig abwegig ist. 


In diesem Zusammenhang darf ich jedoch abschließend feststel- 
len, daß wir den uns vom Gesetzgeber auferlegten Pflichten 
in fast immer vorbildlicher Weise nachkommen, daß wir in 
vorbildlicher Weise eine kompromißbereite Honorarpolitik 
betrieben haben, daß aber andere Sektoren, (ie viel kostent 
tiger sind, nicht annähernd diesen guten Willen zur Kosten- 
dämpfung bekunden wie wir Ärzte. Angesprochen ist hier der 


Krankenhaussektor und die Pharmaindustrie. Diese sind jetzt 
am Zuge mit ihren Beiträgen. Wir haben mit unseren Beiträgen 
die Grenze des Zumutbaren bereits erreicht, wir haben unserer 
Pflicht mehr als Genüge getan. 


Kassenärztliche Vereinigung 


Korperschalt des Öffentuchen achte Humboldtstraße S6 30. 8. 


2000 Hamburg 76 
Telefon: (040) 22.602-1 
Durchwant 


1. REHABILITATION 


a) Neuer Vertrag nach $ 368 s RVO zwischen KBV 
und den Bundesverbänden der RVO-Krankenkassen 


b) Rehabilitationsmaßnahmen für die bei den 
Ortskrankenkassen versicherten körperbehinderten 
Kinder und Jugendlichen 


ARBEITSUNFÄHIGKEITSBESCHEINIGUNGEN 
- Voraussichtliche Dauer der AU - 


STUFENWEISE EINGLIEDERUNG IN DAS ARBEITSLEBEN 


- Ärztliche Bescheinigungen bei beschränkten 
Arbeitszeiten - 


DISZIPLINARMASSNAHMEN 


a) Forderung einer Zuzahlung bei kassen-/vertrags 
ärztlicher Behandlung 


b) Begutachtender Arzt und Kassenarzt 


VORDRUCKVEREINBARUNG 


- Neufassung ab 1. 4. 1979 - 


KRANKENSCHEINE MIT JAHRES- UND QUARTALSEINDRUCK 


ARBEITGEBERVERBAND "GESAMTMETALL" 


RBEHLZETTEN 


Tr Allgemeines s.1 
IE, Fehlzeiten Ss.1 
III. Erfa ssung von Arbeits- und Fehlzeiten s.1 
IV. Ermittlung der Ursachen S.3 
V. Beeinflussung der Ursachen S.4 
VI. Allgemeine Maßnahmen gegen Fehlzeiten S.4 
VII. Allgemeine Maßnahmen gegen Fehlzeiten 

wegen Arbeitsunfähigkeit S.8 
VIII. Anzeige- und Nachweispflicht des 

Arbeitnehmers bei Fehlen S.8 
IX. Urlaub und Krankheit bei Ausländern s.11 
x. Kündigung Ss.12 
xI. Anwesenheitsprämien S.14 
XII. Zusammenarbeit mit den Betriebsrat S.15 


VI.Allgemeine Maßnahmen gegen Fehlzeiten 


1 Organisatorische Maßnahmen 


a)Zunächst sollte die Einstellungspraxis kritisch überprüft werden mit 
dem Ziel,unzuverlässige Kräfte nicht mehr zu beschäftigen.Um dies zu 
realisieren,ist es erforderlich,daß Betriebsleitung und Personalleitung 
sich dahin verständigen,auch in dringenden Fällen keine unzuverlässigen 
Kräfte einzustellen.Dies sollte durch die Geschäftsleitung sichergestellt 
werden. 


b)In Zweifelsfällen kann beim bisherigen Arbeitgeber eine Auskunft 
eingeholt werden. 


c)Alle eingestellten Arbeitnehmer sollten ärztlich untersucht werden. 


d)Nach der Einstellung ist die Eignung vor Ende der Probezeit und vor 
Ablauf der sechsmonatigen Kündigungsschutz-Karenzzeit zu prüfen und ab- 
schließend festzustellen.Bei negativem Ergebnis muß das Arbeitsverhältnis 
spätestens vor Eintritt des Kündigungsschutzes (d.h. im sechsten Beschäf- 
tigungsmonat) gekündigt werden. 


e)Hinsichtlich entschuldigter Fehlzeiten muß die Entscheidung darüber ‚ob 


- Beachtung des Gültigkeitsvermerks - 


7. _VERORDNUNG VON ARZNEI-, VERBAND- UND HEILMITTELN 
, - Hinweise zur Ausstellung der Verordnungsblätter - 


VERORDNUNG VON KUNSTSTOFFGLKSERN 


- Indikationsliste - 
ARBEITSUNFÄHIGKEITSBESCHEINIGUNSEN 


Im Rundschreiben vom 31. 5. 1979 haben wir auf die durch 
Arbeitsunfähigkeitszeiten entstehenden immensen Kosten 
aufmerksam gemacht und auf die besondere Verantwortung 
hingewiesen, die mit der Feststellung einer Arbeitsunfähig- 
keit verbunden ist. 

$ 21 Bundesmantelvertrag sagt dazu: 


"Die Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit 

und ihre voraussichtliche Dauer erfordert im 

Hinblick auf ihre Bedeutung besondere Sorgfalt; 

deshalb darf die Arbeitsunfähigkeit nur aufgrund 

einer ärztlichen Untersuchung bescheinigt werden." 
Es mehren sich Klagen darüber, daß die voraussichtliche 
Dauer der Arbeitsunfähigkeit, insbesondere in der ersten 
Bescheinigung, häufig für einen zu langen Zeitraum fest- 
gestellt wird. Wir hatten in der Vergangenheit mehrfach 
gebeten, am Anfang einer Arbeitsunfähigkeit die vora 
sichtliche Dauer in der Regel nicht für mehr als 3 Tage 
zu bescheinigen, sofern nicht die Art der Erkrankung von 
vornherein die Notwendigkeit einer längeren Arbeitsruhe 
eindeutig erkennen läßt. 


Wir bitten Sie heute erneut, diesen Grundsatz auch künftig 


eine Entschuldigung als begründet angenommen wird,von einer zentralen 

Stelle in der Betriebs- oder Personalleitung getroffen werden.Der ummittel- 
bare Vorgesetzte kann keine einheitliche Linie gewährleisten.Als entschuldigt 
kann eine Fehlzeit nur angesehen werden,wenn ein stichhaltiger, ggf. nach- 
zuweisender Grund angegeben wird,und zwar rechtzeitig bzw. unverzüglich. 
Sonderurlaub sollte nur nach festen Grundsätzen bewilligt werden, insbesondere 
dann nicht,wenn noch Erholungsurlaub zur Verfügung steht. 


f)Bei Bummelzeiten (unentschuldigte oder ohne anerkannte Entschuldigung 
laufende Fehlzeiten) sollte sofort eine Verwarnung,ggf.wiederholt aus- 
gesprochen werden und beim dritten Mal die Entlassung erfolgen.Nur auf 
diese Weise ist die erforderliche vorbeugende Wirkung zu erzielen. 


g)Auf den betriebsüblichen Wegen sollte für pünktliche Arbeitsleistung 
geworben werden.Dabei ist es zweckmäßig,der Belegschaft das Bewußtsein 
zu vermitteln,daß Fehlzeiten auch zulasten der Arbeitskollegen gehen und 
damit unsozial sind. 


2 Betriebliche Maßnahmen 


a)Die technischen Arbeitsbedingungen sollten überprüft und etwaige Gesund- 
heitsbelastungen abgebaut werden.Dabei sind insbesondere die Unfallverhü- 
tungsvorschriften zu beachten. 


b)Leistungsentgeldsysteme sollten mit dem Ziel überprüft werden,von der 
Leistung unabhängige Entgeldschwankungen möglichst zu vermeiden. 


c)Mehrarbeit sollte möglichst gleichmäßig verfahren und eine plötzliche 
Reduzierung vermieden werden.Es sollte Mehrarbeit für solche Arbeitnehmer 
aber eingestellt werden,die überproportionierte Fehlzeiten aufweisen. 


d)Das Führungsverhalten der Vorgesetzten sollte durch Schulungen ver- 
bessert werden.Die Leistung auf diesem Gebiet muß wie die fachliche 
bewertet werden. 


e)Gruppenprobleme sollten erforscht und nach Möglichkeit gelöst werden, 


notfalls durch Versetzungen. 


f)Außerdem sollte sichergestellt sein,daß die Ausländer nicht nur von 
Vorgesetzten,sondern auch von Arbeitskollegen so behandelt werden,daß 
sie eine konstruktive EInstellung zum Betrieb gewinnen können. 


3 Maßmahmen im Einzelfall 


a)In der Regel ist bei sich häufenden Fehlzeiten ein eingehendes persön- 
liches Gesprach mit dem Arbeitnehmer zweckmäßig. Dieses sog. Sozial- 
gespräch kann mit Erfolg nur von einer verantwortlichen und dafür be- 


sonders geeigneten Persönlichkeit geführt werden. schulden kommen, ist eine Beschwerde bei der Ärztekammer oder der Kas- 


Das Gespräch sollte folgende Punkte betreffen: ‚senärztlichen YErSTnARUNg möglich; in derartigen Fällen sollte der 
- Hinweis auf die Fehlzeiten und ihre Entwicklung, verbars ‚nechitzeitig eingeschaltet: werden. 
- Aufzeigen der wirtschaftlichen Konsequenzen für den Betrieb und 3 Mit den Krankenversicherungsträgern, insbesondere der AOK, aber auch 


der sozialen Folgen für die Arbeitskollegen, 
- nach Möglichkeit Feststellung der Ursachen für die Fehlzeiten, 
- Ankündigung weiterer Beobachtung, 


- ggf. Hinweis auf die Notwendigkeit, das Arbeitsverhältnis zu 
veränderung oder aufzulösen, falls sich keine Besserung einstellt. 


Ersatzkassen sollte laufend Kontakt gehalten werden, um den Austausch 
von Informationen sicherzustellen und etwa notwendige Maßnahmen abstim- 
men zu können. 


VIII. Anzeige- und Nachweispflicht des Arbeitnehmers bei Fehlen 
b) Das Sozialgespräch kann nicht durch ein Schreiben ersetzt werden. 


Generelle Schreiben oder Aushänge über Fehlzeiten haben meist keinen 1. Anzeige- und ’Nachweispflicht 

großen Erfolg. Eine schriftliche Erklärung sollte allerdings dann er- Gesetzlich für gewerbliche Arbeitnehmer und tariflich i.d.R. auch für 
folgen, wenn sich nach den Gesprächen keine Besserung ergeben hat und Angestellte ist die Verpflichtung der unverzüglichen Anzeige von Arbeits- 
eine Veränderung, insbesondere eine Versetzung oder eine Beendigung verhinderung vorgesehen. Bei Krankheit ist diese innerhalb einer Frist 
des Arbeitsverhältnisses, unausweichlich erscheint. Das Schreiben von drei Tagen durch ärztliches Attest nachzuweisen. Dauert die Arbeits- 
sollte keinesfalls als Abmachung oder dergleichen aufgefaßt werden. unfähigkeit länger als in der ärztlichen Bescheinigung angegeben, ist 

Es dient lediglich der Feststellung des Sachverhaltes und der Ankün- eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Da es sich um eine 

digung arbeitsrechtlich bedeutsames Maßnahmen. Nebenpflicht handelt, kann allenfalls bei deren Verletzung in Wieder- 
&)In! besonderen! Fllen kommen -FUrsöngliche Manfiehmen in Betracht: holungsfällen gekündigt werden. Ansonsten besteht zunächst nur ein 
beispielsweise kann ein Alkoholiker oder Drogenabhängiger mit Hilfe- Lohnzahlungsverweigerungsrecht. Auf diese Atteste sollte grundsätzlich 


nicht verzichtet werden, auch nicht bei Kurzerkrankungen unter 3 Tagen. 
organisationen in Kontakt gebracht werden. 


2 Zweifel trotz ärztlicher Atteste 
d)Herausnahme aus Mehrarbeit 


Zwischen Mehrarbeit und Fehlzeiten können gesundheitliche und finan- a) Eine ordnungsgemäß ausgestellte ärztliche Bescheinigung hat einen 
zielle Zusammenhänge bestehen. Zu denken ist dabei an folgende Um- hohen Beweiswert, sie begründet aber keine gesetzliche Vermutung für de 
stände: behauptete Erkrankung. Deshalb können im Einzelfall Zweifel an der Er- 
- Gesundheitliche Überlastung durch umfangreiche Mehrarbeit kann krankung des Arbeitnehmers bestehen. Bezweifelt der Arbeitgeber die 


Fehlzeiten verursachen. Dies ist bei der statistischen Erfassung Arbeitsunfähigkeit, so muß er die Umstände, die dagegen sprechen, näh 
der Fehlzeiten seitens der werkärztlichen Betreuung zu untersuchen. ° : y 2 ü ; z 


z “ darlegen und notfalls beweisen, z.B. daß der Arzt den Arbeitnehmer nur 
- Die Lohnfortzahlung kann einen Anreiz für Fehlzeiten darstellen, 
weil der hohe Durchschnittsverdienst auch im Krankheitsfalle eine aufgrund subjektiver Angaben ohne Untersuchung krankgeschrieben habe 
nohe Lohnfortzahlung bewirkt. (BAG v. 11.8.1976 - & AZR 422/75 - in DB 1977, 119). 
- Der Umstand, daß das Fehlen eines Teiles der Belegschaft oft zwangs- 


läufig zu Mehrarbeit der anwesenden Belegschaft führt, begründet b)Beispielsweise können sich folgende Zwiefel ergeben: 
eine besondere Problematik. 
Verhalten des Arbeitnehmers vor der Krankschreibung 
- Unentschuldigtes Fehlen wird oft durch Mehrarbeit kompensiert. 
- Ankündigung des Krankfeierns (BAG, DB 77, 119; DB 79, 653) 


Bei der Erfassung der der Fehlzeiten ist daher speziell istri 
Bi zu negsshnde Ankündigung des Krankfeierns im Zusammenhang mit Arbeitsverweigerung 


ren „ bei wem ein zeitlicher Zusammenhang zwischen Mehrarbeit und (LAG Düsseldorf, DB 1978, 750) 
Krankheit besteht. Wie schon unter VT.2 c) dargelegt, sollte für Mit- — Ankündigung des Krankfeierns im Zusammenhang mit Ablehnung einer 
arbeiter, die überproportional fehlen, die Mehrarbeit reduziert oder eng, ArBoitageinicht WIDREFTA NL UGEREN Ya 12210210 78)= 


ganz eingestellt werden. 


Ankündigung des Krankfeierns im Fall einer Versetzung (Arbeitsge- 
Selbstverständlich spielen bei der Durchführung einer solchen Maß- richt Kiel, DB 1975, 841) 


Ankündigung des Krankfeierns wegen Ablehnun: Wechselschich 

nde Rolle.Mehr- eg! nung von Wechselschicht (Ar- 
nahme betriebliche Erfordernisse eine ausschlaggebe “ 0: beitsgericht Bielefeld, Urteil v. 23.1.1970. 1 Ca 2462778) 

arbeit ist häufig der einzige und letzte Ausweg,Termine oder Ver- 


pflichtungen einzuhalten.Dennoch ist abzuwägen,ob die Eindämmung Zweifel auf Grund Verhaltens des Arbeitnehmers während der Krank- 
der Fehlzeiten durch eine konsequente Unterbrechung des Zusammenhangs schreibung 

zwischen Fehlzeiten und Mehrarbeit langfristig gesehen und den betrieb- - Arbeit im Geschäft des Ehemannes (LAG Schleswig-Holstein, BB 1977, 
lichen Interessen nicht mehr dient. 1762) 


- Arbeit im Kiosk des Ehemannes (LAG Düsseldorf, BB 1978, 1264) 

- Schwarzarbeit (BAG, DB 1977, 119) 

- Arbeit auf dem eigenen Feld (LAG Hamm, DB 1970, 2379) 

- Ablegung der Fahrprüfung (LAG Niedersachsen, DB 1978, 749) 

- Besuch eines Fachlehrganges (Arbeitsgericht Wuppertal, DB 1977,121) 


Wird unentschuldigtes Fehlen durch "Mehrarbeit" kompensiert, liegt 
rechtlich keine Mehr-, sondern zuschlagfreie Nachholarbeit vor, die 
rechtlich im Rahmen der Tarife und der AZO zulässig ist (BAG v. 25.7. 
1957, AP Nr. 1 zu $ 4 AZO). 


e)Ist der Mitarbeiter einer bestimmten Aufgabe nicht gewachsen, er- 
scheint es jedoch möglich, ihn an einem anderen Arbeitsplatz mit gerin Zweifel auf Grund der Krankschreibung selbst 


i in Bet ht 
geren Belastungen unterzubringen, so kommt eine Versetzung in Betrac - Krankschreibung ohne vorangegangene Ärztliche Untersuchung nur nach 


Da in vielen Fällen die Zuweisung einer anderen Tätigkeit einer Ände- subjektiven Angaben des Patienten (BAG, DB 1977, 119; LAG ‚08 
rungskündigung bedarf, falls der Mitarbeiter nicht zustimmt, ist dazu 1971, 970 und DB 1978, 2180) 
rechtliche Beratung zweckmäßig. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebs- = nee Festsetzung des Beginns der Erkrankung (LAG Hamm, DB 


rats bei Versetzungen gemäß $ 99 BetrVG und bei Änderungskündigungen 


- Nichterscheinen zum Vertrauensarzt (BAG, DB 1973, 144) 
auch nach $ 102 BetrVG ist zu beachten 


Ändern sich dagegen die Anforderungen an dem Arbeitsplatz durch techni Sonstige Zweifelsfälle 


sche und/oder organisatorische Veränderungen, sind die einschlägigen - Gleichzeitige Krankschreibung mehrerer Arbeitsnehmer, die gemeinsam 


Tarife zu beachten (z.B. über die Lohn- und Gehaltssicherung im mit PKW zur Arbeit kommen (LAG Düsseldorf, DB 1973, 2533) 
Bereich der Metallindustrie). - Krankschreibung im Anschluß an Kündigung (zweifelhaft) 
f)Schließlich ist als letztes Mittel die Beendigung des Arbeitsverhält- * nnd Krankschreibung im Heimaturlaub (nicht generell ent- 


nisses in Betracht zu ziehen, wenn der wirtschaftliche Zweck der Be- 
schäftigung und die Stagnierung von Arbeitskollegen wegen übermäßiger 


4 Praktisches Vorgehen 
Fehlzeiten nicht mehr erreicht werden kann. 


In den vorstehenden oder ähnlichen Fällen kann die Lohnfortzahlung ver 
VII. Allgemeine Maßnahmen gegen Fehlzeiten wegen Arbeitsunfähigkeit weigert werden. Dabei ist aber zur Beweissicherung zu beachten, daß 
Äußerungen des betreffenden Arbeitnehmers (z.B. Androhung der Krank- 


1 Auch Betriebe, die’ bleher nicht. verpflächtet sind, einen Nerkanzt zu schreibung) in einem Aktenvermerk schriftlich festzuhalten sind, aus dem 


beschäftigen, sollten prüfen, ob sie ihre Belegschaft werksärztlich 


sich der Anlaß dieser Äußerung und das Datum sowie Tageszeit des Vor- 
betreuen lassen wollen. 


falls ergeben. Dieser Aktenvermerk ist von den in Betracht kommenden 
2 Es empfiehlt sich, mit behandelnden Ärzten Kontakt zu pflegen, und Zeugen (bei Ausländern: übersetzen lassen!) zu unterschreiben. 


zwar in sachlicher Weise möglichst auf Geschäftsleitungsebene. Betriebs- Ach Sons F dar: ermittelte Sachverhalt nögkichet Könkret 


(welche Tätigkeit hat der Arbeitnehmer wie lange ausgeübt?) schriftlich 
durch Zeugen festgehalten werden. 


besichtigungen können die ärztlichen Vorstellungen von den Arbeits- 
bedingungen objektivieren. 


Läßt sich ein Arzt im Einzelfall eine konkrete Pflichtverletzung zu- In besonderen Zweifelsfällen ist umgehend die Vorladung zum Ver- 


trauensarzt zu beantragen. Das muß bei der zuständigen Krankenkasse mög- 
lichst schriftlich erfolgen. Die Krankenkassen einschließlich der 
Ersatzkassen sind verpflichtet, eine Begutachtung der Arbeitsunfähig- 
keit durch einen Vertrauensarzt zu veranlassen, wenn es zur Beseitigun 
von begründeten Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit erforderlich er- 


scheint. 


"Die krankenkasse ist verpflichtet, den Arbeitgeber von sich aus zu 
unterrichten, wenn das Gutachten des Vertrauensarztes mit dem des be- 
handelnden Arztes nicht übereinstimmt oder wenn ein Versicherter der 
Vorladung zur Untersuchung nicht nachkommt. 


Es empfiehlt sich immer, sowohl dem betreffenden Arbeitnehmer als 
auch insbesondere der Krankenkasse schriftlich mitzuteilen, daß und 
aus welchen Gründen die Lohnfortzahlung abgelehnt wird. Wenn die Ver- 
dachtsmomente nicht in der Sphäre des Arztes liegen, kann auch eine 
Information des krankschreibenden Arztes über die Hintergründe nütz- 
lich sein. 


In ausreichend begründeten Fällen muß auch ein arbeitsgerichtliches 
Verfahren durchgetsanden werden. Dies gielt sowohl für den verweiger- 
ten Lohnfortzahlungsanspruch des Arbeitnehmers selbst als auch für 
eine Klage der Krankenkasse aus übergegangenem Recht, wenn sie vorge- 
leistet hat und Ersatz vom Arbeitgeber verlangt. 

In allen diesen Fällen sollte der Verband rechtzeitig eingeschaltet 
werden. 


Ix. Urlaub und Krankheit bei Ausländern 


Besondere Schwierigkeiten ergeben sich zunehmend bei Urlaubsaufenthal- 
ten von Ausländern in ihrem Heimatland. In auffalennder Häufigkeit 
treten ärztlich bescheinigte Krankmeldungen im Zusammenhang mit dem 
Heimaturlaub ein, sei es während des bezahlten, sei es während ei- 
nes unbezahlten Urlaubs. 


l Anzeige- und Nachweispflicht bei Auslandsurlaub 


Die Anzeige- und Nachweispflicht während des Auslandsurlaubs unter- 
scheiden sich grundsätzlich nicht von der auch sonst geltenden Rege- 
lung (siehe oben VIII.1l.). Die Benachrichtigung des Arbeitgebers hat 
ggf. durch Anruf/Telegramm u.ä. zu erfolgen. Die Verpflichtung der 
Anzeige besteht insbesondere auch gegenüber der Krankenkasse. Da- 
von abgesehen existieren hierfür Merkblätter, die dem ausländischen 
Arbeitnehmer vor dem Urlaub zur Verfügung gestellt werden. 


2 Urlaubsvereinbarungen mit Ausländern 


Es empfiehlt sich, die Genehmigung des Urlaubs und eines Sonderurlaubs 
von der Unterzeichnung einer schriftlichen Erklärung abhängig zu ma- 
chen, in welcher sowohl die datumsmäßige Dauer des Urlaubs und eines 
evtl. Sonderurlaubs als auch die entsprechenden Verpflichtungen des 


Arbeitnehmers klargestellt sind. Hinsichtlich des Sonderurlaubs ist 


eine Vereinbarung erforderlich, daß das Arbeitsverhältnis ruht und 
beiderseits keine Rechte und Pflichten bestehen. Grundsätzlich 

besteht während eines unbezahlten Sonderurlaubs kein Anspruch auf 
Lohnfortzahlung, wenn der Arbeitnehmer erkrankt. Etwas anderes gilt 
aber dann, wenn Urlaub und unbezahlter Urlaub einheitlich dem Er- 
holungszweck dienen, was der Arbeitnehmer darlegen und beweisen muß. 
Man sollte daher klarstellen, daß das grundsätzlich nicht der Fall ist. 


Vereinbarungen, nach welchen das Arbeitsverhältnis ohne weiteres en- 
det, wenn der Arbeitnehmer nach Urlaubsende die Arbeit nicht recht- 
zeitig aufnimmt, sind rechtsurwirksam (BAG, Urteil v. 19.12.1974). 

In einer Vereinbarung kann höchstens die Möglichkeit einer dann er- 
folgenden Kündigung aufgenommen werden. Wenn man überhaupt eine solche 
Regelung trifft, dann höchstens im Sinne des Musters der Anlage 2. 
Schließlich muß in jedem Fall die Heimatanschrift festgehalten werden, 
damit ggf. auch gekündigt werden kann. 


X. Kündigung 
1 Allgemeines 


Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung ist nur eine der 
In Betracht kommenden personellen Maßnahmen. Vor der Kündigung sollte 
man andere Maßnahmen versucht haben (Umsetzung, Versetzung oder Ände- 
rungskündigung; Beendigung des Arbeitsverhältnisses im gegenseitigen 
Einvernehmen). Die Kündigung wegen Krankheit ist zwar zulässig, aber an 
erhebliche Voraussetzungen geknüpft, insbesondere auch an die, daß 
künftig mit weiteren Ausfällen zu rechnen ist. 

Das Kündigungsrecht ist daher nicht so sehr durch zahlreiche gesetz- 
liche Bestimmungen als durch eine fallbezogene Rechtssprechung ge- 
kennzeichnet. Diese muß man kennen, um in der Praxis zu sachgerech- 
ten Ergebnissen zu kommen. 


Eine Kündigung ist nach dieser Rechtsprechung nur zulässig, wenn die 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses wegen unverhältnismäßig hoher 
Fehlzeiten ökonmisch nicht mehr sinnvoll ist oder wenn der Arbeit- 
nehmer den ihm gewährten Sozialschutz mißbraucht. Dabei spielt eine 
Rolle nicht nur die Betriebsdauer, Krankheitstage in den letzten Jah- 
ren (Dauer, Häufigkeit, Steigerung), sondern auch der Arbeitsplatz 

und wie die krankheitsbedingungten Fehlzeiten sich auf den betriebli- 
chen Ablauf auswirken (z.B. notwendige Mehrarbeit anderer Mitarbeiter). 


2 Häufig wiederkehrende oder langanhaltende Erkrankung 


Beide Kündigungsgründe sind von der Sachlage wie auch von den An- 


forderungen der Beweislage her zu trennen. 


Bei der langanhaltenden Erkrankung besteht insbesondere bei längerer 
Betriebsdauer eine gesteigerte Fürsorgepflicht. Hier muß auch ein 
Nachweis für das voraussichtliche weitere Andauern der Krankheit 
vom Arbeitgeber erfolgen. 


Im Falle häufig wiederkehrenden Erkrankung richtet sich die Kündi- 
gung nach den objektiven Gegebenheiten zum Zeitpunkt der Aussprache der 
Kündigung, ohne das es erforderlich ist, den künftigen Gesundheitszu- 
stand des Arbeitnehmers umfassend durch Beschaffung von Unterlagen 
aufzuhellen. Ist aus der Vergangenheit die Besorgnis künftiger krank- 
heitsbedingter Ausfälle des Arbeitnehmers objektiv begründet und 
bringt eine Interessenabwägung betrieblicher Belange den Vorrang vor 
dem Interesse des Arbeitnehmers an der Aufrechterhaltung seines Arbeits- 
platzes, dann ist hier eine Kündigung generell gerechtfertigt (BAG 
Urteile v. 10.3.1977 u. 26.5.1977, DB 1977, 1463 u. 2455) (vgl. dazu 
mit näheren Angaben unser Sonderrundschreiben Nr. 17/78 v. 21.11. 
1978 mit Checkliste für diese Fälle). 
3 Kündigung wegen vorgetäuschter Arbeitsunfähigkeit (Arbeitsumwillig- 
keit) 
Ein Sonderfall besteht bei vorgetäuschter Arbeitsunfähigkeit. 
Rechtlich liegt hier nicht ein Grund in der Person des Arbeitneh- 
mers vor, sondern in dessen Verhalten. Vertragswidriges Verhalten 
berechtigt den Arbeitgeber in aller Regel zur fristgerechten Küundi- 
gung. Dazu gehört auch die in der Vortäuschung einer Arbeitsunfähig- 
keit liegende Arbeitsunwilligkeit des Arbeitnehmers, ohne daß es 
noch auf die Vorlage einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung an- 
kommt. Dies gilt insbesondere, wenn er sie vorher anzeigt, z.B. 
sagt, er lehne einen Auftrag (Tätigkeit) ab, andernfalls sei er am 
nächsten Tag krank. 
In diesen Fällen bitten wir, uns vorher einzuschalten. Casa) 


1 Allgemeine Erläuterungen 


Zur Erfassung der verschiedenen Daten entsprechend den angegebenen Kri- 
terien des Erhebungsbogens ist eine tägliche karteimäßige Fortschrei- 
bung des statistischen Zahlenmaterials je Mitarbeiter notwendig. Die 
Karteikarte könnte nach dem beigefügten Muster angefertigt werden. 


Der Erhebungsbogen zur Ermittlung der Fehlzeiten sollte unbedingt 
nach Nationalitäten sowie nach Abteilungen/Verantwortungsbereichen 
entsprechend der Betriebsstruktur erstellt werden. Statistische Da- 
ten über Wechselschichtler und Teilzeitkräfte können zum Vergleich 
ebenfalls nüch dem Schema des Erhebungsbogens erfaßt werden. 


Zur wirksamen Kontrolle der Fehlzeiten sollten die Kriterien 2 und 6 
in jedem Fall erhoben werden. (...) 


Verwaltungsstelle Ludwigsburg 
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Industriegewerkschaft Metall 
f.d.Bundesrepubl.Deutschland 
zirksleitung Stuttgart - 


Kanzleistrasse 20 
7000 Gau rEegare 


Ume Zochen 


Ki/sp September 1980 


Betr.: Jagd auf Kranke bzw. Kündigungen von leistungsschwachen 
Arbeitnehmern 


Lieber ie 


Ge: unserer Absprache hier nochmals eine kurze Übersicht über die 
rechenden Vorfälle, die Dir schon teilweise aus persönlichen 
Gesprächen bekannt sind: 


I. Im März 1980 hat der Betriebsrat der Firma Streicher in Asperg 
17 Kündigun nträge auf den Tisch beko: n mit der Begründung, 
daß die wirtschaftliche Situation d etriebs es nicht erlaubt, 
diese Arbeitnehmer weiterzubeschäftigen. 15 von diesen Arbeit- 
nehmern waren im gewerblichen Bereich beschäftigt, der Rest waren 
zwei Angestellte. Unter den 15 gewerblichen Arbeitnehmern waren 
allein I2 Ausländer und drei deutsche Kollegen. Sechs von diesen 
Arbeitnehmern im gewerblichen Bereich waren altersgesicherte‘ 
Kollegen und ein Koflege fällt unter das Kündigungsschutzgesetz. 
Von den sechs altersgesicherten Kollegen sind drei Kollegen ab- 
gefunden worden und sind in Rente gegangen, ein altersgesicherter 
Kollege hat auch eine Abfindung bekommen und ist freiwillig aus 
der Firma Streicher ausgeschieden, weil er am Geld interessiert 
war. Der Rest der altersgesicherten Kollegen, also zwei, wurden 
weiterbeschäftigt, auch der Schwerbehinderten-Kollege. Tatsäch- 
lich wurden durch den Einsatz des Betriebsrats von den 17 Arbeit- 
nehmern, die gekündigt werden sollten, nur fünf gewerbliche Ar- 
beitnchmer (4 Ausländer und | Deutscher) und die zwei Angestell- 


ten gekündigt. 
-2 


welch tan Verrm 


Die Geschäftsleitung führte dann weiter aus, um zu retten, 
was noch zu retten ist, sind deshalb Ersatzeinstellungen 
und Umbesetzungen gegebenenfalls erforderlich, vor allen 
Dingen müssen die Arbeitnehmer, dic schon länger krank sind 
und öfters krank sind und nicht mehr die entsprechende 
Leistung. bringen, ausgetauscht werden. Bis jetzt sind uns 
noch keine Kündigungsfälle bekannt geworden. Die Geschäfts- 
leitung habe ich in der damaligen Sitzung darauf hingewie- 
sen, daß ich als IG-Metall-Vertreter nur hoffen kann, das 
die betroffenen Arbeitnehmer, die man jetzt austauschen 
will, in der IG Metall organisiert sind, damit wir sie vor 
dem Arbeitsgericht vertreten können. Auf den Leistungsdruck, 
der auf die Belegschaft ausgeübt wird, ohne dafür ein zu- 
sätzliches Entgelt zu bezahlen, habe ich ebenfalls hinge- 
wiesen. Die Firma hat auch in der Zwischenzeit ohne Zu- 
stimmung des Betriebsrats Ersatzeinstellungen vorgenommen 
und zwar befristete Einstellungen und verbietet dem Be- 
teriebsrat somit die Mitsprache. In di r Angelegenheit wer- 
den wir ebenfalls uns mit der Firma noch zu auseinanderset- 
n haben, denn auch bei befristeten Arbeitsverhältnissen 
hat der Betriebsrat ein Informationsrecht und Mitanhörungs- 
recht nach $ 99 BetrVG. 
Firma Krone: In der Firma Krone sind zwei Arbeitnehmerinnen 
ohne Einschaltung de triebsrats, weil er davon keine 
Kenntnis hatte, im Personalbüro unter Druck gesetzt worden, 
ihre eigene Kündigung selbst zu unterschreiben. Im ersten 
Fall handelt es sich um Frau Im EUMEED, mm, 
nen Frau ED ist bei uns nicht or- 
sganisiert, sie ist aber bereit, für uns Au en zu machen, 
daß es seinc Richtigkeit hat, ß sie tatsächlich vom Per- 
sonalbüro unter Druck gesetzt worden ist. Der zweite Fall 
ist der Fall der Kollegin Kamin Damm, die bei uns organi- 
siert ist. Auch sie würde für in dieser Angelegenheit aus- 


sagen. Sie wohnt in der mi, 7140 Ludwigsburg. 
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Der Betriebsrat der Firma Streicher hat uns ausdrücklich 
versichert, daß es» sich bei den Kündigungen nicht um wirt- 
schaftliche Gründe gehandelt hat, sondern daß man tatsäch- 
lich eine Jagd auf solche Arbeitnchmer veranstaltet hat, 
die schon längere Zeit und öfters hintereinander krank ge- 
wesen sind bzw. auch solche, wo noch zusätzliche Leistungs- 
schväche als Kündigungsgrund angegeben worden ist. In der 
Firma Streicher in Bad Cannstatt wurden ebenfalls zur glei- 
chen Zeit Kündigungen ausgesprochen. Der Betriebsrat in 
Asperg und vir wissen aber nicht, wieviele Arbeitnehmer 
dort tatsächlich gekündigt worden sind. Die Verwaltungs- ' 
stelle Stuttgart kann Dir sicher Auskunft geben. 


Bei der Firma Getrag in Ludwigsburg verlangt man von den 


erkrankten Arbeitnehmern die Entbindung von der ärztlichen 


Schweigepflicht sow ein Srztliches Attest, aus dem hervor- 
gehen soll, wann die Arbeitsunfähigkeit ihr Ende funden 
hat bzw. ob sie nicht abzusehen ist. Da der Koll 

zu uns geko n ist, haben wir ein d 

wortschreiben an die Personalabteilung der Firma Getrag ge- 
schickt. Dieser Fall ist ja Dir ‚bekannt. Trotzdem übersenden 


wir Dir nochmals die Unterlage als Anlage |. 


Firma Vogl: In der Betriebsratssitzung am 4. Sept. 1980 in 
der Firma Vogl mit der Geschäftsleitung, an der ich ebenfalls 
teilgenommen habe, wurde die Frage des triebsrats, wie die 
derzeitige Situation im Betrieb aussieht, mit sehr kritisch 
betrachtet. Weiterhin wurde ausgeführt, daß die Firma aus 
verschiedenen Gründen das Soll, das entscheidend für die 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes ist, bei weitem nicht er- 
reicht habe. An den Einrichtungen und insg t gesehen an 
dem Materialfluß liegt es angeblich nicht. Verschwiegen hat 
die Geschäftsleitung, daß es an gestiegenen Aufträgen liegt, 
daß man nämlich die Arbeitnehmer unter einen ziemlich hohen 
Leistungsdruck setzt, weil vom Werk in Rusdorf eine Tages- 
produktion von durchschnittlich 150 Motoren vorgegeben wor- 
den ist. 

je 


Indwntnnnewerk.utuht LEN Vene. na ste ins ham cn "ng 


Das als Anlage 11. angefügte Schreiben wird in der Firma 
Krone ebenfalls benutzt. In diesem Schreiben wird der Bc- 
troffene aufgefordert, Rücksprache mit dem belıandelnden 
Arzt aufzunchmen und der Firma mitzuteilen, wann mit einer 
evtl. Arbeitsaufnahme zu rechnen ist. Als Anlage III. haben 
wir Dir ebenfalls noch einen bemerkenswerten Vorgang in der 
Firma Krone beigefügt, nämlich eine Vereinbarung zwischen 
Arbeitnehmer und Geschäftsleitung bzw. Personalabteilung, 

in der sich jeder Arbeitnehmer, egal gb deutsch oder aus- 
ländisch, verpflichten muß, daß sein Arbeitsverhältnis been- 
det wird, wenn er seine Arbeit nach dem Urlaub nicht pünkt- 
lich wieder aufnimmt. Diese Vereinbarung war dem Betriebs- 
rat bis heute nicht bekannt. Diese Vereinbarung gilt aber 
lediglich für unbezahlten Sonderurlaub. Die ausländischen 
Kolleginnen und Kollegen erhalten diese Vereinbarung jeweils 
in ihrer entsprechenden Land rache (Anlage IV.) 


Firma Metall- und Lackierwarenfabrik: Durch Zufall haben wir 
durch einen Kollegen, der bei uns vorgesprochen hat, eben- 
falls feststellen müssen, daß erkrankte Arbeitnehmer ange- 
schrieben werden. In diesem Anschreiben wird ein Arztliches 
Attest des behandelnden Arztes verlangt, in dem ebenfalls 
mitgeteilt werden soll, wann nach ärztlichen Erm en der 
Betroffene die Arbeit wieder aufnehmen kann. Der betroffene 
Kollege ist zu seinem Arzt, Herrn DAMM Kam, Chirurg, 
msn, 56. engen, und hat 
ein benerkensvertes Schreiben bekomnen, das er der Personal- 
abteilung der Firma MLF übergeben soll. Dieses Schreiben 
haben wir ebenfalls als Anlagefbeigefügt. Nur haben wir d 
Kollegen geraten, er soll nicht damit einverstanden sein, 
daß der Untersuchungsbefund des Dr. Wi an den Betriebsarzt 
der Firma MLF gegeben wird. Wir hoffen, wir Dir mit die- 
sen Angaben gedient haben und verbleiben inzwischen 


mit freundlichen Grü 
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MELITTA-WERK Bentz KG 


Ha 


BERLIN 


Unsere Zechen/Dsschwahl Zustand, 


MB/sch 15 


Ihre Zeichen ine Nachricht vom 


Herr Maier 14.11.1984 


Einladung zur Werksbesichtiaung 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
unsere Mitarbeiter kommen zu Ihnen in die Sprechstunde. 


Nun möchten wir Ihnen und Ihren Assistentinnen die Mög- 
lichkeit geben, die Verhältnisse am Arbeitsplatz kennen- 
zulernen. Außerdem können wir Ihnen die Herstellung und 
Verarbeitung von Papier und Kunststoff zeigen. 


Wir bieten Ihnen zwei Termine zur Auswahl an: 
Mittwoch, 26.11.80, 16.230 Uhr 
Mittwoch, | 3.12.80, 17.30 Uhr. 


Die Führung wird einschließlich eines kurzen Einführungsvor- 
trages mit Diskussion ca. 2 Stunden in Anspruch nehmen. Eine 
kleine Bewirtung ist vorgesehen. 


Wenn Sie an der Besichtigung teilnenmen wollen, bitten wir 
um Rücksendung des ausgefüllten Antwortbogens bzw. um eine 
telefonische Terminbestätigung bei Frl. Schreiter, Platz 16. 


Mit freundlichem Gruß 
Papierfabrik MELITTA-WERK 


Bentz KG 
Werksleitung 


FEN 


- Maier - 


i. Vollm.: 


Fernspracher: 030/684 2091 
Fernschreiber: MEBLN 184210 
Dresdner Bank, Minden Kio. 3441106 (BLZ. 49080025) 


Westd. Landesb. Bielefeld Kto. 627034 (BLZ. 48050000) 
Güterabfertigung: Anhalter Bahnhof ! Berlin 61. 
Möckernstraße 26 


‘ — GEIRAIG 


GEIFEIEBTE- UND ZTAUIKADITABEIK GAREN LUDWIGSBURG 


per Einschreiben mit 
Rückschein 

Herrn 

Socci Nichele 
Ludwigsburger Str. 16 


123/1010 


7140 Ludwigsburg 
19 WORIGSBURG Sertsrent 


7.5.80 


Unser Zeenen °T a71an 


. TFL 1/bm 44 „280 


In Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Nachsicht vom 


Berner 
Ihre Abwesenheit infolge Krankheit 


Sehr geehrter Herr Socci, 


wir hatten Sie bereits im letzten Jahr angeschrieben, da 
Sie ebenfalls für längere Zeit erkrankt waren. 


Wir fordern Sie hiermit auf, sich zu der Frage zu äußern, 
ob Sie die Arbeit in nächster Zeit wieder aufnehmen 
können. e 


Wir bitten Sie weiter, einen Arzt Ihrer Wahl - unter 
Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht - aufzu- 
suchen und sich ein äÄrztliches Attest einzuholen aus 
dem hervorgehen sollte, ab wann Sie wieder arbeits- 
fähig sind, oder ob ein Krankheitsende nicht abzusehen 
ist. 


Wir erwarten Ihre Stellungnahme bis spätestens 30.05.80. 


Mit freundlichen Grüßen 
GETRAG 


Getriebe- nd Zahngadfabrik GmbH 
R i.v. 
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Standard Uchik Lore 
Unternetinensurunge te 
Pastlach B37 » Inte ee 12 
0.7300 Erimeen/stockh N 
Telefon (71): 

Telex 7246 


Stan&ard Licktik Leiene AG» Posılach 207  D-7309 Lehngen 
Telegramm: ztanlor eszlingen 


Herrn 
Antonin Zapotocky 


Abt.: 286/3314 


Datum 
237 17.7.80 


had Unzere Zeichen 
2R6/3314 Kup“ __DWE/PE-B-L 


Telelon 

Pr rm 294 

Bann “ 

Fehlzeiten in Verbindung mit Werksferien 
. ER seen Seien po 


Sie hatten ın Verbindung mit Urlaub im Jahre 1978 und in 
Jahre 1979 Fehlzeiten mit Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. 


Ihre Fehlzeiten haben dabei erhebliche Störungen des Betriebs- 
ablaufs verursacht. 


Die diesjährigen Herksferien beginnen demnächst 
kir erwarten, daß Sie dieses Janr nach Ihrem Urlaub pünktlich 
die Arbeit wieder aufnehmen, 


Wenn Sie dieses Jahr in Yerbindung mit den Werksferien wieder 
fehlen, verden wir die dazu vorgel & [3 i ä 
higkeitsbescheinigung in Zweife? ziehen. 


ung des Sachverhalts das Arbeitsvernältnis «ündicen. 


Hit freundlichen Gruß 


STANDARD ELEKTRIK LORENZ AG 
Unterrchnensgruppe Bauelemente 
werk Esslingen 


Personal-und Sozialwesen 
Bud 


(LIEBER KRANKFEIERN 
ALS GESUND SCHUFTEN,f 


LIBERTAREÄDSSOZIATION VERLAG ROTER FUNKE 


VERLAG ROBERT JAROWOY 


gf-Redaktionssitzung: die Suche nach dem anderen Leben 


29r0OSSe _ 
€ _Tfreiheil 


ZEITUNG FÜR HAMBURG UND UMGEBUNG 


Indula oder «Die Zeiten werden härter; 


Für plötzliche Wirklichkeit ‚Terrorismus einge- 
setzt: Die Fronten sind klar, es darf geschossen 
werden. Fiktion? — Ein einig Volk ... Zur Er- 
klärung des Bundeskanzlers anläßlich 
Schleyer-Entführung — Buback-Nachruf / 
zesse: Eskalation staatlicher Ermächtigung — 
Polizeirealismus: Praxis und Theorie einer neuen 
Sprache 


... die einzige freiheit, die (noch) zu kaufen ist! 


Pasolini: Genosse Nichtgenosse 


Der Traum vom Volk — Pasolini und die Klassen- 
gemalt in den römischen Vorstödten — Pasolini: 
riaulische Gedichte / Römische Gedichte / «Die 
KPI an die Jugend!l» 11968) — Pasolini aus der 
KPI ausgeschlossen / Chronik einer Verfolgung — 
Pasolini kein Dissident 


Nernstweg 32, 2000 Hamburg 50, Tel. 040/390 2875 
(Probeexemplar anfordern) 


Italienisches post-politico 


130 
7131 Nachdenken über anti-institutionelle Kultur — 
Zwei Generationen der Militanz: Opposition ge- 
en die '68er Opposition — Doppelaspekt der 
Marginalisierung — Antikapitalistische Kämpfe 
und Ideologie des «clean. Von Radio Alice zu 
John Travolta — Die Kämpfe der Marginalisier- 
ten und die Antwort des Kapitals: «Verstreuung: 
der großen Fabrik 


Faszination Benjamin 


Positives Barbarentum? — Erfahrung und Armut 
heute: Warum ein brennendes Auto interessanter 
ist als ein politischer Inhalt — Erfahrungsverlust 
und «chock-förmige Wahrnehmung — Kraut & 
Unkraut & "Literaturkritik — «Moskauer Tage- 
buch»: Fragen an den Herausgeber 


Nr. 62 — März ’79: Bis der Schmerz in lust umschlägt ... Ist Fuß- 
ball körperfeindlich? Deutsche Jugend, Fußball und Faschismus / 
Gespräche mit Fußballveteranen und Dorfkickern 


Nr. 63 — Juni 79: Musik und Bewegung / „Was mir Rock bedeu- 


OmolBani 
tet / Musikalischer Gehalt und Wirkungsweise von Pop-Musik / Frf en 
Diskussion über Musiktherapie und -pädagogik / „Beruf kaputt!“ 
Nr. 64 — März '80: Any problems, sir?“ ... Männer und Politik / in er 
Lieben in der modernen Welt / Erziehung zum Tode: „Mars“ von einer u 

. 


Fritz Zorn / Bericht eines U-Boot-Kommandanten des 2. Weltkriegs 
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Nr. 65 — Okt. ’80: Krankheitsbilder und Alpträume / Zu Sartres iranischen 


Flaubert-Studie /Widersprüche in der alltäglichen Arbeit mit Selbst- . 
hilfegruppen / Fressen und Gefressenwerden: Zur Soziogenese von Revoli in{e) ] 
Oralität / Zum „lagebuch “ von Peter Glotz 
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Helmut Schelskys Rundumschlag gegen 
Wissenschaft und Gesellschaft heute 
Wolfgang Braunschädel/Jörg Hausmann 
Ruhr-Universität Bochum (Fotobericht) 
Danielle und Jacques Ranciere 
Die Legende der Philosophen. Die Intellektuellen 
und die Reise durch den Gauchismus 
Jacques Ranciere 
Portrait des alten Intellektuellen als 
eines jungen Dissidenten 


Jacques Ranciere 
Das Denken von anderswoher 


Zur Einführung: Der Produktionsvorgang dieser 
Publikation 


Michel van Nieuwstadt//Maarten van de Oever 
Das Gebiet Wissenschaft. Streifzüge im Grenzgebiet 
Wissenschaft und drumrum 


Frans van den Oudenrijn 
Massenarbeiterkampf und Sozialdemokratisierung 
der Wissenschaft 


Ahlrich Meyer 


Die Entwicklung der Wissenschaft von der 
Utopie zur Arbeit 


Fürsorgliche Macht 


Zweihundert Jahre Gefängnis — Das Entstehen 
von Anstalten um und in uns — Wissenschaf- 
ten vom Menschen, Erfindung und Erprobung im 
Gefängnis: Pädagogik, Psychologie, Sozialarbeit 


Carlo Göstemeyer 


Linke und Tod 


«Tote auf Urlaub»? Heldentod und Selbstzerstö- 
rung — Ein Trieb zum Tode? — Der Tod der 
Philosophen — Aber Sterben ist anders und der 
Tod ist ein Thema — Wir suchen uns nicht aus, 
Linke zu sein — Mit Beiträgen von Herbert 
Nagel, Frieder ©. Wolf u.a. 


Lovis Althusser 
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5 Sergio Bologna 
0) Der Stamm der Maulwürfe | 


Aus dem Alltag der psychiatrischen Sozialtechnik: ‘‘Zeichnungen eines siebzehnjährigen Patienten 
zu Beginn einer hebephrenen Erkrankung (a und b) und sieben Jahre später, nachdem die Psychose 
einen ‘äquilibrierten Defektzustand’ hinterlassen hatte (c und d).” 


